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Nr 487 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(4. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Vorlage der Landesregierung

GESELZ VOM .o , mit dem das Salzburger Raumordnungsgesetz
2009, das Bebauungsgrundlagengesetz, das Baupolizeigesetz 1997, das Salzburger
Bautechnikgesetz 2015 und das Salzburger Bauproduktegesetz gedndert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel |
Anderung des Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009

Das Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009, LGBI Nr 30, zuletzt geandert durch das Gesetz LGBI
Nr 77/2020, wird geandert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Zeile zu § 39 eingefligt:

,»8 39a Kennzeichnung von Flachen fur forderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime mit Handelsnutzun-
gen®.

2. Im § 30 werden folgende Anderungen vorgenommen:

2.1.Im Abs 1 Z 6 wird angefugt:

,.d) Bauten mit baulichen Anlagen gemaB der lit a oder b im ErdgeschoR und Start- und Ubergangs-
wohnungen (8§ 35a BauTG) in den oberen Geschof3en, wenn unter Beriicksichtigung der recht-
lichen Interessen angrenzender Betriebe auf Grund der Lage und Immissionsbelastung eine Eig-
nung fir eine Wohnnutzung geschaffen werden kann;*

2.2. Im Abs 5 wird angefugt: ,,In der Kategorie Betriebsgebiet gilt dies nicht fiir Handelsbetriebe in ge-
mischtgenutzten Bauten mit Kennzeichnung gemaR § 39a.“

3. Im § 32 werden folgende Anderungen vorgenommen:

3.1. Im Abs 1 wird in der Z 3 der abschlieRende Punkt durch einen Beistrich ersetzt und angefigt:
,»4. Handelsbetriebe in gemischtgenutzten Bauten mit Kennzeichnung geméR § 39a.*

3.2. Im Abs 2 wird in der Z 2 lit a nach dem Wort ,Windfangen* die Wortfolge ,,bis zu 40 m2“ eingefiigt.

4. Im 8§ 36 Abs 3 erster Satz wird nach dem Wort ,,Verkehrsbauten“ der Klammerausdruck ,,(wie Briicken,
Stlitzmauern, Larmschutzwande odgl)“ eingefugt.

5. Nach § 39 wird eingefigt:
,.Kennzeichnung von Flachen fur forderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime
mit Handelsnutzungen
§ 39a
(1) In den Bauland-Kategorien gemaf § 30 Abs 1 Z 1 bis 6 kdnnen Fl&chen fur forderbare Mietwohnbauten
oder Wohnheime mit Handelsnutzungen gekennzeichnet werden. Eine solche Kennzeichnung ist nur zu-
lassig, wenn
1. die Fl&chen in einem Siedlungsschwerpunkt liegen und

2. im Fall der Bauland-Kategorie geméaR § 30 Abs 1 Z 6 unter Berticksichtigung der rechtlichen Inte-
ressen angrenzender Betriebe auf Grund der Lage und Immissionsbelastung eine Eignung fur eine
Wohnnutzung geschaffen werden kann.

(2) Auf Flachen mit einer Kennzeichnung gemai Abs 1 sind gemischtgenutzte Bauten fur férderbare Miet-
wohnungen oder Wohnheime (im Sinn des 3. Abschnitts, 4. oder 5. Unterabschnitts des S.WFG 2015)
einerseits und flr Einzelhandelsnutzungen bis insgesamt 1.000 m2 Verkaufsflache andererseits zuléssig,
wenn
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1. die Geschol3flache der forderbaren Bauten die Gesamtverkaufsflache fur Einzelhandelsnutzungen
um mehr als das Doppelte tbersteigt und

2. die erforderlichen Pflichtstellplatze mindestens zur Halfte in einer Tiefgarage errichtet werden.*

6. Im 8§ 40 Abs 2 lautet der erste Satz: ,,Bei der Beurteilung der Liickeneigenschaft sind Bauten in gekenn-
zeichneten Lucken nicht zu bertcksichtigen.”

7.1m § 45 Abs 3 wird im zweiten Satz der abschlieRende Punkt durch einen Beistrich ersetzt und angefugt:
»wobei die Frist gewahrt ist, wenn der erstinstanzliche Bescheid innerhalb dieses Zeitraums ergeht.”
8. § 56 Abs 7 lautet:

»(7) In die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflache sind Nebenanlagen nicht einzurechnen, soweit
deren Uberbaute Grundflache im Bauplatz betragt:

Nebenanlage bei Wohnbauten bei sonstigen Bauten

Garagen oder uberdachte Kraft- | 15 m? je Pflichtstellplatz bzw 15 m2 je Pflichtstellplatz bzw

fahrzeug-Abstellplatze 20 m2 je barrierefrei herzustel- | 20 m2 je barrierefrei herzustel-
lenden Pflichtstellplatz lenden Pflichtstellplatz

Uberdachte Fahrrad-Stellplatze | 2 m? je Pflichtstellplatz, ansons- | 2 m? je Pflichtstellplatz
ten 4 m? je Wohnung

sonstige Nebenanlagen insgesamt héchstens 20 m? -

Die Nichteinrechnung dieser Nebenanlagen findet nur statt, soweit deren tberbaute Grundflache 12 % der
Flache des Bauplatzes nicht iberschreitet. Wird diese Grenze Uberschritten, ist nur das dariiber hinausge-
hende MaR in die bauliche Ausnutzbarkeit einzurechnen.*

9. Im 8§ 60 wird angefiigt:

,»(5) Fur als BeherbergungsgrofRbetrieb ausgewiesene Flachen kdnnen Mindest- und Hochstanteile von Nut-
zungen flr hoteltypische Dienstleistungen und flir sonstige damit im Zusammenhang stehende Dienstleis-
tungen festgelegt werden. Zusétzlich kann auch eine Mindest- oder HochstgréRe des Flachenbedarfs je
Gastezimmer bzw Gastebett festgelegt werden. Die Nutzanteile beziehen sich auf die Nutzflache der ge-
samten baulichen Anlage.”

10. Im § 62 Abs 5 wird nach dem ersten Satz eingeftigt: ,,Die Landesregierung kann in dieser auch Grunds-
atze und Kriterien zur Beurteilung festlegen.

11. Im § 65 Abs 8 wird die Verweisung ,,§ 19 Abs 3* durch die Verweisung ,,§ 19 Abs 5* ersetzt.
12. Im § 67 werden folgenden Anderungen vorgenommen:

12.1. Im Abs 2 wird nach dem Wort ,,Apartmenthotels* ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge ,,die Kenn-
zeichnung von Flachen fir férderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime mit Handelsnutzungen® einge-
flgt.

12.2. Im Abs 4 wird die Verweisung ,,8 19 Abs 3“ durch die Verweisung ,,8 19 Abs 5* ersetzt.

12a. Im § 74 Abs 2 wird nach der Z 3 eingefiigt:

,»3a. die Kennzeichnung von Flachen fiir férderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime mit Handels-
nutzungen;*

13.Im § 75 Abs 1 Z 6 wird die Verweisung auf die ,,Gemeindeordnung 1994“ durch die Verweisung auf die
,Gemeindeordnung 2019 ersetzt.

13a. Im § 77awird in den Abs 1 und 5 jeweils nach dem Wort ,,Gemeindevertretung* der Klammerausdruck
,»(in der Stadt Salzburg des Gemeinderats)“ eingefligt.

14.1m 8 82 Abs 2 entfallen die Satze: ,,Bei nicht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes neu aufgestellten
Réumlichen Entwicklungskonzepten gilt fir die auf deren Grundlage erfolgende Anderung von Flachen-
widmungsplanen:
1. An Stelle der aufsichtsbehordlichen Kenntnisnahme ist eine aufsichtsbehérdliche Genehmigung
erforderlich.

2. 8 74 Abs. 4 kann sinngemé&R angewendet werden.*
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15. Im § 84 Abs 4 wird der zweite Satz durch folgende Bestimmung ersetzt: ,,Als bestehende Betriebe gelten
dabei auch solche, die ohne Anderung der Art und des Umfangs des Betriebs (Kapazitatsausweitungen
udgl) in den Anwendungsbereich der Seveso-Richtlinie (§ 80 Z 3) fallen.”

16. Im § 86 werden folgende Anderungen vorgenommen:

16.1. Im Abs 4 wird nach dem Wort ,,Gemeindevertretung* der Klammerausdruck ,,(in der Stadt Salzburg
vom Gemeinderat)“ eingefugt.

16.2. Im Abs 15 werden die beiden letzten Satze durch folgende Bestimmungen ersetzt: "Liegen die Vo-
raussetzungen fir eine Ausnahme nach dem ersten Satz nicht vor, hat dies die Gemeindevertretung (in der
Stadt Salzburg der Gemeinderat) mit Bescheid festzustellen. Durch Verordnung der Landesregierung kann
festgelegt werden, dass fiir die Meldung (Z 1) ein Formular mit ndher zu bestimmendem Inhalt zu verwen-
den ist; ferner, dass eine Bescheinigung Uber das Einlangen dieser Meldung auszustellen ist, und dass sich
die Gemeinde eine Bescheiderlassung im Sinn des zweiten Satzes innerhalb einer vier Wochen nicht tber-
steigenden Frist vorbehalten kann, widrigenfalls die Meldung nach Ablauf dieser Frist unmittelbar wirksam
wird."”

17. Nach § 86 wird angefiigt:

11§ 87

Die 88 30 Abs 1 und 5, 32 Abs 1 und 2, 36 Abs 3, 39a, 40 Abs 2, 45 Abs 3, 56 Abs 7, 60 Abs 5, 62
Abs 5, 65 Abs 8, 67 Abs 2 und 4, 74 Abs 2, 75 Abs 1 Z 6, 77a Abs 1 und 5, 82 Abs 2, 84 Abs 4 und 86 Abs
4 und 15 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr xx/2021 treten mit 1. August 2021 in Kraft. Auf zu diesem
Zeitpunkt anhéngige Bauverfahren ist § 32 Abs 2 in der bisher geltenden Fassung weiter anzuwenden.*

Artikel 11
Anderung des Bebauungsgrundlagengesetzes

Das Bebauungsgrundlagengesetz, LGBI Nr 69/1968, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI Nr
1/2016, wird geandert wie folgt:

1. Im § 14 Abs 1 lit a wird im vorletzten Spiegelstrich vor dem Wort ,,handelt* die Wortfolge ,,oder um
Start- und Ubergangswohnungen (§ 35a BauTG) in den Bauland-Kategorien geméR § 30 Abs 1 Z 1 bis 5
ROG 2009“ eingefigt.

2. Im § 25 werden folgende Anderungen vorgenommen:

2.1. Im Abs 4 wird der letzte Satz durch folgende Bestimmungen ersetzt: ,,Diese Mindestabstandsbestim-
mung gilt nicht fir Nebenanlagen geméaR den Abs 7a und 7b. Zwischen Bauten fur Start- und Ubergangs-
wohnungen (§ 35a BauTG) kann dieser Mindestabstand im Bauplatz um 25 % unterschritten werden.*

2.2. Im Abs 7a werden geandert:
2.2.1. Im Einleitungssatz entfallt das Wort ,,eingeschol3ige*.

2.2.2. In der Z 3 werden im ersten Satz die Wortfolge ,,Garagen oder tiberdachten Kraftfahrzeug-Abstell-
platzen aber 7 m* durch die Wortfolge ,,Garagen sowie uberdachten Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Abstell-
platzen aber 10 m“ und im zweiten Satz die Wortfolge ,,Kraftfahrzeug-Abstellplatzen“ durch die Wortfolge
Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Abstellplatzen* ersetzt.

2.2.3. Inder Z 4 wird im ersten Satz die MaRzahl ,,2,5 m“ durch die MaRzahl ,,2,8 m* ersetzt.

2.3. Nach Abs 7a wird eingefiigt:

,»(7b) Fur zu anderen Bauten als Wohnbauten gehérige und verpflichtend zu errichtende, Uberdachte
Fahrrad-Abstellplétze ist Abs 7a sinngemél anzuwenden.*

2.4. Im Abs 8 werden folgende Anderungen vorgenommen:
2.4.1. Im zweiten Satz entfallt das Wort ,,eingeschoBige*.

2.4.2. Nach dem zweiten Satz wird eingefligt: ,,Die Voraussetzungen der lit a und b gelten nicht, wenn bei
Bestandsbauten das oberste Gesimse oder die oberste Dachtraufe einmalig um nicht mehr als 75 cm erhéht
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wird und dieser Aufbau der Schaffung einer zusétzlichen Wohnung, der Qualitatsverbesserung von Wohn-
rdumen einer bestehenden Wohnung oder der thermischen Sanierung der Geb&udehulle des Baus dient.*
3. Im § 29 wird angefiigt:

.»(5) Die 8§88 14 Abs 1 lit a und 25 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr .../2021 treten mit 1. August
2021 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhéngige Verfahren gemaR § 25 Abs 8 ist diese Bestimmung in
der bisher geltenden Fassung weiter anzuwenden.*

Artikel 111
Anderung des Baupolizeigesetzes 1997

Das Baupolizeigesetz 1997, LGBI Nr 40, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI Nr 33/2019, wird
geandert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Die Zeile zu § 3 lautet:
.83 Anzeigepflichtige bewilligungsfreie Manahmen*

1.2. Nach der Zeile zu § 3 wird eingefugt:
»8 3a Mitteilungsverfahren flr bewilligungspflichtige technische Einrichtungen*

1.3. Die Zeile zu § 17b lautet:
»8 17b  Renovierungspass*

1.4. Nach der Zeile zu § 17b wird eingefligt:
»8 17c Energieausweisdatenbank*

1.5. Nach der Zeile zu § 22 wird eingeflgt:
.8 22a Digitale Bauverwaltung“

2. Im § 2 werden folgende Anderungen vorgenommen:

2.1. Im Abs 1 Z 4 wird nach dem Wort ,,beeintrachtigen* ein Beistrich gesetzt und angefiigt ,,sowie der
Austausch von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen gegen solche mit fliissigen fossilen oder festen
fossilen Brennstoffen®.

2.2. Im Abs 3 Z 7 wird nach der Wortfolge ,,im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes*
die Wortfolge ,,mit Hofstelle“ eingefiigt.

2.3. Im Abs 5 werden geédndert:

2.3.1. Inder Z 1 lautet die lit b:

,»b) die Schallemissionen der Anlage einen Grenzwert von 40 dB(A) bei Tag und 33 dB (A) bei
Nacht an der nachbarlichen Grundstiicksgrenze nicht tiberschreiten; bei Standorten, die im FI&-
chenwidmungsplan als Reine Wohngebiete ausgewiesen sind, reduziert sich der Nacht-Grenz-
wert auf 30 dB (A);“

2.3.2. In der Z 2 lautet die lit c:
,,C) die Schallemissionen der Anlage die Grenzwerte gemaR der Z 1 lit b nicht tiberschreiten;*

3. Im § 3 werden folgende Anderungen vorgenommen:
3.1. In der Uberschrift wird nach dem Wort ,,Anzeigepflichtige* das Wort ,.bewilligungsfreie* eingefiigt.
3.2. Im Abs 2 werden folgende Anderungen vorgenommen:

3.2.1. In der Z 1 wird das Wort ,,Larmemissionsgrenzwertes” durch das Wort ,,Schallemissionsgrenzwer-
tes* ersetzt.

3.2.2. Die Z 2 lautet:
,»2. bei nachtraglichen Warmeddmmungen der Gebéaudehiille gemal § 2 Abs 2 Z 17 oder 17a ein Ener-
gieausweis oder ein Renovierungspass, wobei ein elektronischer Nachweis tber dessen Ausstel-
lung genugt.
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4. Nach § 3 wird eingefigt:
»Mitteilungsverfahren fur bewilligungspflichtige technische Einrichtungen
8 3a
(1) Folgende bauliche MalRnahmen sind, sofern deren Bewilligung in Form eines selbstandigen Ver-
waltungsakts beantragt wird, der Baubehorde in vereinfachter Form schriftlich mitzuteilen:
1. die Errichtung und erhebliche Anderung von Luftwirmepumpen gemaR Abs 2;

2. die Errichtung und erhebliche Anderung von sonstigen technischen Einrichtungen, ausgenommen
die Errichtung oder der Austausch von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen mit fliissigen fos-
silen oder festen fossilen Brennstoffen.

(2) Luftwéarmepumpen sind einem Mitteilungsverfahren nur zugénglich, wenn deren Schallemissionen
einen Grenzwert von 40 dB(A) bei Tag und 33 dB (A) bei Nacht an der nachbarlichen Grundstuicksgrenze
nicht berschreiten. Bei Standorten, die im Flachenwidmungsplan als Reine Wohngebiete ausgewiesen
sind, reduziert sich der Nacht-Grenzwert auf 30 dB (A).

(3) Der Mitteilung sind anzuschlief3en:

1. eine Bezeichnung bzw Beschreibung der geplanten MalRnahme;

2. planliche Darstellungen, soweit diese zur Erkennbarkeit der Einhaltung der gesetzlichen VVorgaben
erforderlich sind;

3. bei Luftwarmepumpen eine Bestatigung lber die Einhaltung der Schallgrenzwerte an den nach-
barlichen Grundstiicksgrenzen.

(4) Die Baubehgrde hat die mitgeteilte Maltnahme binnen vier Wochen ab vollstdndiger Einbringung
der erforderlichen Unterlagen nach Abs 3 zu prifen. Ergeht innerhalb dieser Frist keine Verstandigung an
die Bewilligungswerber, gilt die mitgeteilte Manahme als bewilligt und darf mit deren Ausfiihrung be-
gonnen werden. Widerspricht die mitgeteilte MaBnahme nach Prufung durch die Baubehdrde hingegen
offenkundig baurechtlichen oder bautechnischen Anforderungen, so hat diese das Bewilligungsverfahren
einzuleiten und den Bewilligungswerber davon schriftlich zu verstandigen.*

4a. Im § 4 Abs 1 wird in der lit d der abschlieRende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefiigt:

.2) bei Bauten fur Start- und Ubergangswohnungen eine Erklarung der Grundeigentimer tber die
Uberwiegende Verwendung als Mietwohnbau sowie ein Nachweis Uber die Einrdumung des Vor-
schlagsrechts an die Standortgemeinde geméal § 35a Abs 2 BauTG 2015.“

5.Im § 7 Abs 1 Z 3 wird die Verweisung ,,8 16 Abs 5 der Salzburger Gemeindeordnung 1994 durch die
Verweisung ,,Art 118 Abs 7 B-VG* ersetzt.

6. Im § 10 werden folgende Anderungen vorgenommen:

6.1. Im Abs 1 lautet die Z 1:
,»1. die Errichtung von Bauten

a) mit einem umbauten Raum von nicht mehr als 4.000 m3, bei Start- und Ubergangswohnungen
(8 35a BauTG) von nicht mehr als 5.000 m3, und

b) hochstens drei oberirdischen GeschofRen

einschlieBlich solcher Zu- und Aufbauten, durch die diese Grofe und Hohe nicht lberschritten
wird, sowie die Errichtung von technischen Einrichtungen geméR § 2 Abs 1 Z 2 von solchen Bau-
ten;*

6.2. Im Abs 4 entfallt im zweiten Satz die Wortfolge ,zu Wohnbauten gehérigen und dem Bedarf der Be-
wohner dienenden eingeschossigen”.

7. Im § 17a werden folgende Anderungen vorgenommen:

7.1. Im Abs 1 lauten die Z 2 und 3:

2. bei einem Auf- oder Zubau oder einer Anderung der Art des Verwendungszwecks des Baus oder
Teilen davon, durch welchen bzw welche

a) die konditionierte GeschoRflache des Baus um mehr als 80 m? vergréRRert wird oder
b) eine zusatzliche Wohnung, Geschafts- oder sonstige selbstandige Nutzungseinheit errichtet
wird;
3. bei baulichen Manahmen, die das AusmaR einer groReren Renovierung erreichen;*
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7.2. Abs 2 lautet:
»(2) Von der Verpflichtung zur Ausstellung eines Energieausweises nach Abs 1 Z 1 bis 3 sind bauliche
Anlagen gemaR § 33 Abs 5 BauTG ausgenommen.*

7.3. Im Abs 3 lautet der Einleitungssatz: ,,Der Energieausweis ist eine schriftliche Dokumentation, die sich
auf den gesamten Bau, in den Fallen des Abs 1 Z 2 jedoch nur auf die von den BaumaRnahmen betroffenen
Teile bezieht und folgende Angaben zu enthalten hat:*

8. Der bisherige § 17b erhalt die Paragraphenbezeichnung ,,17¢* und lautet § 17b (neu):
,.Renovierungspass
817b
Ein Renovierungspass ist ein langfristiges Konzept fir die schrittweise Renovierung von Bauten auf Grund-
lage von Qualitatskriterien, in dem nach Durchfiihrung einer Energieberatung durch eine unabhéangige

Stelle des Landes Salzburg oder durch Personen gemél § 17a Abs 1 auf Basis standardisierter Modellbe-
rechnungen relevante MaRnahmen zur etwaigen Verbesserung der Energieeffizienz beschrieben werden.*

9. Im § 17c (neu) Abs 1 werden folgende Anderungen vorgenommen:

9.1. Inder Z 1 lit b wird nach dem Wort ,,Energieausweiserstellern“ die Wortfolge ,,und Priiforganen geman
§ 19b Abs 1“ eingefiigt.

9.2. Der letzte Satz wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: ,,Die Daten diirfen von der Landesregierung
und Baubehdrden fur Zwecke der Bauverwaltung verwendet werden. Die nicht personenbezogenen Daten
dirfen auch fur energie-, raumordnungs- und siedlungspolitische sowie statistische Zwecke automations-
unterstutzt verwendet werden.“

9.3. Nach Abs 5 wird eingefugt:
,»(6) Die vorstehenden Absdtze gelten sinngemal fur Renovierungspéasse.*

10. Im § 19b werden folgende Anderungen vorgenommen:

10.1. Im Abs 1 lauten die Z 1 und 2:

»1. Heizungsanlagen oder kombinierte Raumheizungs- und Luftungsanlagen mit einer Nennleistung
tber 70 kW;

2. Klimaanlagen oder kombinierte Klima- und Liftungsanlagen mit einer Nennleistung tber 70 kw.*

10.2 Abs 2 lautet:

,(2) Die Inspektion hat sich auf alle zugénglichen und fir einen energieeffizienten Betrieb der Anlage
maRgeblichen Teile zu beziehen. Die naheren Bestimmungen Uber den Umfang der Inspektion und die
Inspektionsintervalle sind von der Landesregierung durch Verordnung festzulegen.”

10.3. Im Abs 3 lautet der erste Satz: ,,Das Ergebnis der Inspektion ist in einem Priifbericht festzuhalten, in
dem gegebenenfalls auch Empfehlungen fiir kosteneffiziente Verbesserungen der Energieeffizienz der An-
lage aufzunehmen sind.“

10.4. Abs 4 entfallt.

11. Nach § 22 wird eingefigt:
,»Digitale Bauverwaltung
8§ 22a

(1) Die Landesregierung kann mit VVerordnung bestimmen, welche der nach diesem Gesetz erforder-
lichen Unterlagen und Bescheinigungen auch digital vorzulegen sind. Dabei sind auch Form und Format
der Ubermittlung zu bestimmen.

(2) Die Landesregierung kann zur digitalen Ubermittlung von Daten der Bauverwaltung eine entspre-
chende Internetanwendung (BauOnline) einschlielflich entsprechender Schnittstellen einrichten und dazu
durch Verordnung néhere Festlegungen treffen.

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung fur nach baurechtlichen Vorschriften erforderliche

Antrage, Unterlagen, Nachweise und Bescheinigungen udgl digitale Formulare festlegen und deren Ver-
wendung verpflichtend anordnen.
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(4) Fur die nach den vorstehenden Absétzen ubermittelten Daten findet § 17¢c Abs 1, 4 und 5 sinnge-
maRk Anwendung.

12. Im § 23 Abs 1 werden folgende Anderungen vorgenommen:

12.1. In der Z 18a wird der Ausdruck ,,17b* durch den Ausdruck ,,17c* ersetzt.

12.2. Im letzten Halbsatz wird der Ausdruck ,,23 und 24* durch den Ausdruck ,,23, 24 und 26* ersetzt.
13. Im § 24b werden folgende Anderungen vorgenommen:

13.1. Abs 2 entfallt.

13.2. Nach Abs 7 wird angefugt:

»(8) Die 8§ 2, 3,3a,4 Abs 1,7 Abs1Z 3,10 Abs 1 und 4, 17a, 17b, 17c, 19b, 22a, 23 Abs 1 und 25
Abs 1 Z 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2021 treten mit 1. August 2021 in Kraft.

(9) Die zu dem im Abs 8 bestimmten Zeitpunkt auf bewilligten Flugh&fen (8§ 64, 68 LFG) bestehen-
den baulichen Anlagen, die luftfahrtrechtlich rechtskraftig bewilligt und von der Baurechtskompetenz des
Landesgesetzgebers erfasst sind, gelten als im Sinn dieses Gesetzes bewilligt.”

14. Im § 25 Abs 1 wird in der Z 3 nach dem Datum ,,18. Juni 2010* ein Beistrich gesetzt und eingefugt: ,,
geandert durch die Richtlinie (EU) 2018/844 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2018, ABI Nr L 156 vom 19. 6.2018 und vervollstandigt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2020/2155
der Kommission vom 14. Oktober 2020 zur Ergédnzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Par-
laments und des Rates durch Festlegung eines optionalen gemeinsamen Systems der Union zur Bewertung
der Intelligenzféhigkeit von Gebduden, ABI L 431 vom 21.12.2020".

Artikel 1V
Anderung des Salzburger Bautechnikgesetzes 2015

Das Salzburger Bautechnikgesetz 2015, LGBI Nr 1/2016, zuletzt ge&dndert durch das Gesetz LGBI Nr
96/2017 und berichtigt durch die Kundmachung LGBI Nr 19/2018, wird gedndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Nach der Zeile zu § 33 wird eingeflgt:
8§ 33a Olkesseleinbauverbot und -alternativenpriifung*

1.2. Die Zeile zu § 37 lautet: ,,§ 37 Geb&udeautomatisierung und -steuerung*

1.3. Nach der Zeile zu § 37 wird eingeflgt:
,»8 37a Lade- und Netzinfrastruktur*

1.4. Nach der Zeile zu § 49 wird eingeflgt:
,»8 49a Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung der Ladeinfrastruktur®

2. Im § 2 wird in der Z 4 der abschlieRende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefiigt:
0. Nicht-Wohnbauten: ein Bau, der nach seiner Zweckbestimmung nicht dem Wohnen dient;

6. gebaudetechnische Systeme: die technische Ausriistung eines Baus oder Gebaudeteils fiir Raum-
heizung, Raumkiihlung, Liftung, Warmwasserbereitung fiir den hauslichen Gebrauch, eingebaute
Beleuchtung, Gebaudeautomatisierung und -steuerung, Elektrizitatserzeugung am Gebaudestand-
ort oder fiir eine Kombination derselben, einschlielich Systemen, die Energie aus erneuer-
baren Quellen nutzen;

7. Gebdudeautomatisierung und -steuerung: ein System, das sdmtliche Komponenten, Software
und Engineering-Leistungen umfasst, mit denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher und siche-
rer Betrieb gebdudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie durch die Erleich-
terung des manuellen Managements dieser gebaudetechnischen Systeme unterstiitzt werden kann;

8. Ladepunkt: Schnittstelle zur Aufladung eines Elektrofahrzeuges;

9. Leitungsinfrastruktur: die Gesamtheit aller Leitungsfilhrungen (Leerrohre, Kabelpritschen, Kabel-
schutzrohre udgl) zur Aufnahme von elektro- und datentechnischen Leitungen und den erforderli-
chen R&umen (Nischen) flr Zéhler und Schutzelemente zur Ladung von Elektrofahrzeugen.*
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3. Im § 6 wird angefugt:

»(3) Die Landesregierung kann zum Ziel des leistbaren Wohnens durch Verordnung auch einzelne
oder gesamthafte Regelungen von Onormen oder sonstigen technischen Regelwerken bestimmen, die fiir
die Beurteilung des Standes der Technik fir die Errichtung oder Verwendung von baulichen Anlagen nicht
herangezogen werden dirfen. Ausgenommen davon sind Regelungen, die der Barrierefreiheit dienen. Vor
Erlassung einer solchen Verordnung sind jedenfalls die Wirtschaftskammer Salzburg, die Kammer fiir Ar-
beiter und Angestellte fir Salzburg, die Kammer fir Ziviltechniker, Architekten und Ingenieurkonsulenten
fiir Oberdsterreich und Salzburg sowie die jeweiligen Herausgeber der technischen Regelwerke zu héren.*

4. Im 8 33 wird der Abs 4 durch folgende Bestimmungen ersetzt:

»(4) Bei Einzelmalinahmen zur Renovierung der Gebédudehlle sind die Anforderungen gemél den
Abs 1 und 2 auf die renovierten Gebdudekomponenten anzuwenden. Die EinzelmalRhahmen miissen dabei
so geplant und ausgefiihrt werden, dass durch weitere Einzelmanahmen die Anforderungen, wie sie fir
grofRere Renovierungen gelten, erreicht werden kénnen.

(4a) Bei Installation, Ersetzung oder Modernisierung eines gebaudetechnischen Systems ist die Ge-
samtenergieeffizienz des verdnderten Teils - bei wesentlichen Anderungen des gesamten veranderten Sys-
tems - zu bewerten und zu dokumentieren.”

5. Nach § 33 wird eingefiigt:
,,Olkesseleinbauverbot und -alternativenpriifung
§ 33a

(1) Die Aufstellung und der Einbau von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen fir fltissige fossile
oder fur feste fossile Brennstoffe in neu errichteten Bauten ist nach dem Olkesseleinbauverbotsgesetz —
OKEVG 2019, BGBI | Nr 6/2020, nicht zuldssig.

(2) In anderen Bauten als nach Abs 1 ist vor der erstmaligen Aufstellung und dem erstmaligen Einbau
von Heizkesseln gemaR Abs 1 sowie vor dem Austausch solcher Anlagen der Einsatz von hocheffizienten
alternativen Systemen (8 33 Abs 3) zu prifen und in der Baubeschreibung zu dokumentieren. Sie sind
einzusetzen, wenn sie verfigbar sind. Ausnahmen sind in Anwendung des § 46 zu gewéhren.*

6. Nach § 35 wird eingefligt:
,,Bauerleichterungen fiir Start- und Ubergangswohnungen
§ 35a

(1) Zum Ziel der Zurverfugungstellung von Wohnungen fiir den mittelfristigen Wohnbedarf zu leist-
baren Preisen unterliegt der Bau von Start- und Ubergangswohnungen reduzierten bautechnischen Anfor-
derungen. Als leistbarer gilt im Zusammenhang ein Preis, der die ortsiiblichen Kauf- oder Mietkosten um
zumindest 10 % unterschreitet; der Nachweis daflir obliegt dem Bauwerber.

(2) Start- und Ubergangswohnungen im Sinn des Abs 1 sind Bauten, die

1. neu errichtet werden,
2. Uberwiegend fur den Mietwohnbau bestimmt sind,
3. mehr als funf Kleinwohnungen aufweisen und

flr welche der Standortgemeinde flir mindestens 75 % der Wohnungen ein funfundzwanzigjahriges
Vorschlagsrecht fir den Verkauf oder die Vermietung dieser Wohnungen eingerdumt ist.

(3) Als Kleinwohnungen im Sinn des Abs 2 Z 3 gelten Zweizimmerwohnungen mit einer Wohnnutz-
flache bis 45 m2? und Dreizimmerwohnungen mit einer Wohnnutzflache bis 65 m2.
(4) Fur Start- und Ubergangswohnungen gelten folgenden bautechnische Erleichterungen:
1. Die 8§ 34 und 35 finden keine Anwendung.
2. Abstellrdume, Waschkiichen und Trockenrdume im Sinn des § 35 Abs 1 Z 1 und 2 kénnen auch
als eingeschoRige Nebenanlagen am Bauplatz errichtet werden.

3. Abweichend zu § 28 Abs 3 letzter Satz besteht keine Verpflichtung zur Errichtung eines Aufzuges
fiir bauliche Anlagen mit drei oberirdischen GeschoRen und bis zu zwélf Wohn- und Geschéfts-
einheiten.

Im Fall der Z 2 findet § 56 Abs 7 ROG 2009 sinngemal? Anwendung, wobei die Uberbaute Flache
dieser Nebenanlagen 12 % der Bauplatzflache nicht (iberschreiten darf; § 25 Abs 7a BGG gilt auch fiir
diese Nebenanlagen.
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(5) Die Gemeinde ist ermdchtigt, die konkrete Hohe der leistbaren Preise fur den Verkauf oder die
Vermietung der Wohnungen rechtsgeschéftlich zu vereinbaren. In solchen Vereinbarungen kénnen fur de-
ren Einhaltung auch Sicherungsmittel wie Konventionalstrafen vorgesehen werden. Der Abschluss von
Vertragen fiir Start- und Ubergangswohnungen fallt in die Zustandigkeit der Gemeindevorstehung (in der
Stadt Salzburg des Stadtsenats). Vor Abschluss solcher Vertrage ist die Gemeindevertretung (in der Stadt
Salzburg der Gemeinderat) zu informieren. Die Landesregierung und die Baulandsicherungsgesellschaft
mbH (8 77 ROG 2009) haben die Gemeinden in den vorstehenden Angelegenheiten zu unterstiitzen.*

7. § 37 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
,»Gebdudeautomatisierung und -steuerung
§37

(1) Nicht-Wohnbauten oder gemischt genutzte Bauten (mit Wohn- und Nicht-Wohnfunktion) mit einer
Heizungsanlage, einer Klimaanlage, einer kombinierten Raumheizungs- und Luftungsanlage oder einer
kombinierten Klima- und Luftungsanlage mit mehr als 290 kW Nennleistung sind, sofern technisch und
wirtschaftlich realisierbar, mit einem System fir die Geb&dudeautomatisierung und -steuerung auszustatten,
welches in der Lage ist:

1. den Energieverbrauch kontinuierlich zu Gberwachen, zu protokollieren, zu analysieren und dessen
Anpassung zu ermdglichen;

2. Benchmarks in Bezug auf die Energieeffizienz des Gebaudes aufzustellen, Effizienzverluste von
gebaudetechnischen Systemen zu erkennen und die fiir die Einrichtungen oder das gebdudetechni-
sche Management zustandige Person tber mogliche Verbesserungen der Energieeffizienz zu in-
formieren; und

3. die Kommunikation zwischen miteinander verbundenen gebaudetechnischen Systemen und ande-
ren Anwendungen innerhalb des Gebaudes zu ermdglichen und gemeinsam mit anderen Typen
gebédudetechnischer Systeme betrieben zu werden, und zwar auch bei unterschiedlichen hersteller-
eigenen Technologien, Geraten und Herstellern.

(2) Wohnbauten mit einer Heizungsanlage, einer Klimaanlage, einer kombinierten Raumheizungs-
und Luftungsanlage oder einer kombinierten Klima- und Liftungsanlage mit tber 70 kW Nennleistung
sollen mit einem System der Gebaudeautomatisierung und -steuerung mit folgenden Funktionen ausgestat-
tet sein:

1. einer kontinuierlichen elektronischen Uberwachungsfunktion, welche die Effizienz des Systems
misst und den Eigentimer oder Verwalter des Baus daruber informiert, wenn die Effizienz erheb-
lich nachgelassen hat und eine Wartung des Systems erforderlich ist, und

2 einer wirksamen Steuerungsfunktion zur Gewéhrleistung der optimalen Erzeugung, Verteilung,
Speicherung und Nutzung der Energie.

(3) Das Erfordernis des Einbaues von Geraten zur Verbrauchserfassung in baulichen Anlagen richtet
sich nach § 22 Abs 2 des Bundes-Energieeffizienzgesetzes, BGBI | Nr 72/2014.

Lade- und Netzinfrastruktur
§ 37a

(1) Bei der Errichtung von Bauten mit einem Stellplatzerfordernis von mehr als 10 Pflichtstellplatzen
sind nachfolgende Einrichtungen der Ladeinfrastruktur herzustellen:

1. bei Wohnbauten die Leitungsinfrastruktur fiir jeden Pflichtstellplatz;

2. bei Nicht-Wohnbauten ein Ladepunkt und fiir jeden fiinften angefangenen Pflichtstellplatz die Lei-
tungsinfrastruktur.

Bei gemischt genutzten Bauten gelten die Anforderungen der Z 1 und 2 nur dann, wenn mit der jewei-
ligen Nutzung (Wohn- bzw Nicht-Wohnnutzung) ein Stellplatzerfordernis von mehr als 10 Stellplatzen
einhergeht. Die Landesregierung kann durch Verordnung hinsichtlich der technischen Anforderungen an
Ladepunkte und Leitungsinfrastruktur ndhere Bestimmungen erlassen.

(2) Bei bestehenden Bauten sind Einrichtungen der erforderlichen Ladeinfrastruktur nach Abs 1 nach-
zuristen, wenn bauliche Manahmen zur Sanierung bzw Erneuerung oder Umbauten durchgefiihrt werden,
welche auch die Pflichtstellplatze oder die elektrotechnische Infrastruktur des Baus erfassen.

(3) Bei bestehenden Nicht-Wohnbauten oder gemischt genutzten Bauten mit einem Stellplatzerforder-
nis von mehr als 20 Stellplatzen (fur die Nicht-Wohnnutzung) ist bis zum 1. Jdnner 2024 jedenfalls ein
Ladepunkt nachzuristen.
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(4) Bei der Errichtung baulicher Anlagen oder der Erneuerung der elektrotechnischen Infrastruktur
bestehender baulicher Anlagen ist durch entsprechende Vorkehrungen (zB Leerverrohrungen) sicherzustel-
len, dass die baulichen Anlagen mit einem Zugangspunkt fir elektronische Kommunikation und mit hoch-
geschwindigkeitsfahigen gebdudeinternen physischen Infrastrukturen bis zu den Netzabschlusspunkten
ausgestattet werden kénnen.*

8. § 38 Abs 4 lautet:

»(4) Von den gemdaR Abs 1 bis 3 notwendigen Kraftfahrzeug-Stellplatzen sind
1. bei Bauten, die 6ffentlichen Zwecken dienen, mindestens 2 % der herzustellenden Stellplatze, je-
denfalls aber zwei Stellplatze, und
2. bei Wohnbauten mit mehr als fiinf Wohnungen mindestens ein Kraftfahrzeug-Stellplatz je begon-
nene 30 Wohnungen

fur Menschen mit Behinderung auszufiihren und erforderlichenfalls als solche zu kennzeichnen; dabei
sind die Grundsatze des barrierefreien Bauens zu beachten.”

9. Im § 46 werden folgende Anderungen vorgenommen:

9.1. Nach Abs 2 wird eingefugt:

,»(2a) Fur eine Ausnahme von den bautechnischen Anforderungen nach § 33a Abs 2 kann die Landes-
regierung durch Verordnung nahere Festlegungen zu den VVoraussetzungen gemaf den Abs 1 und 2 treffen.”

9.2. Im Abs 4 wird im letzten Satz der Ausdruck ,,47 bis 49* durch den Ausdruck ,,47 bis 49a“ ersetzt.

10. Im § 49, dessen bisheriger Text die Absatzbezeichnung ,,(1)* erhélt, wird angefigt:

»(2) Die Baubehdrde kann auf Antrag von Anforderungen an Fahrradstellplatze und -rdume geméR
einer Verordnung nach § 38 Abs 5 Ausnahmen gewahren, wenn dies unter Ber(icksichtigung des Einzelfalls
mit der Erfullung des Verkehrsbedirfnisses vereinbar ist.“

11. Nach § 49 wird angefiigt:
»Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung der Ladeinfrastruktur
§ 49a

(1) Die Baubehorde kann auf Antrag eine Ausnahme von der Verpflichtung nach § 37a Abs 2 ge-
wahren, wenn die Kosten der Herstellung der Einrichtungen 7 % der Kosten einer gréReren Renovierung
geméR den jeweiligen bautechnischen Anforderungen tibersteigen. Dem Antrag ist eine entsprechende Dar-
stellung der Kosten anzuschlief3en.

(2) Die Baubehorde kann auf Antrag eine Ausnahme von der Verpflichtung nach § 37 Abs 3 gewéh-
ren, wenn dies unter Berlicksichtigung des Einzelfalls mit der Erfullung des Bedirfnisses nach Ladeinfra-
struktur vereinbar ist.”

12.Im § 52 Abs 1 Z 2 wird nach der Wortfolge ,,auf geeignete Weise* die Wortfolge ,,sowohl uber ortlich
verfiigbare sich erneuernde Energiequellen, als auch* eingeflgt.

13. Im § 55 werden folgende Anderungen vorgenommen:

13.1. Im Abs 1 wird in der Z 2 nach dem Datum ,,18. Juni 2010* ein Beistrich gesetzt und eingefiigt: ,,ge-
andert durch die Richtlinie (EU) 2018/844 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018,
ABI Nr L 156 vom 19. Juni 2018 und vervollstandigt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2020/2155
der Kommission vom 14. Oktober 2020 zur Erganzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Par-
laments und des Rates durch Festlegung eines optionalen gemeinsamen Systems der Union zur Bewertung
der Intelligenzféhigkeit von Gebauden, ABI L 431 vom 21.12.2020".

13.2. Nach Abs 2 wird angefugt:

.»(3) Die Novelle LGBI Nr ...../2021 wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU)
2015/1535 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 tber ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fur die Dienste der Informations-
gesellschaft unter der Nummer 2021/167/A notifiziert.“
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14. Im § 57, dessen bisheriger Text die Absatzbezeichnung ,,(1)* erhélt, wird angefiigt:

»(2) Die 88 2, 6 Abs 3, 33 Abs 4 und 4a, 33a, 35a, 37, 37a, 38 Abs 4, 46 Abs 2a und 4, 49, 49a, 52
Abs 1, 55 Abs 1 und 3 sowie die Anlage 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2021 treten mit 1. Au-
gust 2021 in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt anhangige Bauverfahren sind nach den bisher geltenden Rechts-
vorschriften fortzufiihren.“

15. In der Anlage 2 werden in der Tabelle folgende Anderungen vorgenommen:

15.1. In der Zeile ,,Kindergarten und Horte* wird in der Spalte ,,Fahrradabstellplatze der Ausdruck ,,1
weiterer Stellplatz* durch den Ausdruck ,,4 weitere Stellplatze“ ersetzt.

15.2. Inder Zeile ,,Schulen* wird in der Spalte ,,Fahrradabstellplatze* der Ausdruck ,,1 Stellplatz je Klasse*
durch den Ausdruck ,,2 Stellplatze je Klasse und zusatzlich 4 weitere Stellplatze ersetzt.

Artikel V
Anderung des Salzburger Bauproduktegesetzes

Das Salzburger Bauproduktegesetz, LGBI Nr 75/2014, berichtigt durch die Kundmachung LGBI Nr
60/2015, wird geéndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:
1.1. Nach der Zeile zu § 8 wird eingefugt:
,»1. Unterabschnitt

Zusatzliche Anforderungen fur Bauprodukte, die Gammastrahlung emittieren
8§ 8a Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure bei Bauprodukten mit y-Strahlung

2. Unterabschnitt

Erganzende Bestimmungen fiir Bauprodukte mit Okodesign-Anforderungen
8§ 8b Anwendungsbereich, Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure
8§ 8c Konformitatshewertung und -erklarung
§ 8d CE-Kennzeichnung
8 8e Unterrichtung der Benutzer*

1.2. Vor der Zeile zu § 9 wird eingefligt:
,»1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen*
1.3. Nach der Zeile zu § 12 wird eingeflgt:
,»2. Unterabschnitt

Zusatzliche Bestimmungen fiir die Marktiiberwachung von Bauprodukten mit Okodesign-Anforde-
rungen
§ 12a Marktiiberwachung bei Bauprodukten mit Okodesign-Anforderungen
§ 12b Konformitatsvermutung
8 12¢ Mallnahmen der Marktiiberwachungsbehdrde
§ 12d Freier Warenverkehr*

1.4. Nach der Zeile zu § 18 wird eingefigt:
,»3 18a Verarbeiten von Daten*

1.5. Nach der Zeile zu § 19 wird eingefgt:
.»8 19a Umsetzungshinweis*
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2.Im 8 2 wird in der Z 5 der abschlielende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefugt:

,»,0. Euratom-RL: Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen fiir
den Schutz vor den Gefahren einer Exposition gegeniiber ionisierender Strahlung und zur Aufhe-
bung der Richtlinien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und
2003/122/Euratom, ABI Nr L 13 vom 17.1.2014, S 1;

7. Okodesign-RL: Richtlinie 2009/125/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Ok-
tober 2009 zur Schaffung eines Rahmens fiir die Festlegung von Anforderungen an die umweltge-
rechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte, ABI Nr L 285 vom 31.10.2009, S 10;

8. Datenschutz-Grundverordnung: Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz nattrlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG, ABI Nr L 119 vom 4.5.2016, S 1.“

3. Nach § 8 wird eingefligt:
,»1. Unterabschnitt

Zusétzliche Anforderungen fur Bauprodukte, die Gammastrahlung emittieren
Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure bei Bauprodukten mit y-Strahlung
§ 8a

(1) Wirtschaftsakteure haben fur Bauprodukte, die fir die Verwendung in Innenrdumen vorgesehen
sind und die Materialien gemaR Anhang XIII der Euratom-RL enthalten, vor dem Inverkehrbringen den
Aktivitatskonzentrationsindex | gemal Anhang VIII der Euratom-RL zu bestimmen.

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung unter Berticksichtigung der Erfordernisse des Uni-
onsrechts den Anwendungsbereich des Abs 1 auf zusétzliche Bauprodukte, deren Materialien unter Strah-
lenschutzgesichtspunkten ebenfalls als bedenklich einzustufen sind, ergénzen.

(3) Die Wirtschaftsakteure haben die Marktiiberwachungsbehorde tUber Aufforderung von den Ergeb-
nissen der Messungen und Uber den entsprechenden Aktivitatskonzentrationsindex | nach Abs 1 oder 2 zu
unterrichten.

2. Unterabschnitt

Erganzende Bestimmungen fir Bauprodukte mit Okodesign-Anforderungen
Anwendungsbereich, Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure
§8b

(1) Bauprodukte, an die auf Grundlage der Okodesign-RL und den erlassenen Durchfiihrungsma@nah-
men Okodesign-Anforderungen gestellt werden, unterliegen den Bestimmungen dieses Unterabschnitts.

(2) Die Hersteller oder deren Bevollméchtigte diirfen Bauprodukte, fiir die Okodesign-Anforderungen
gelten, nur dann in Verkehr bringen oder in Betrieb nehmen, wenn diese
1. den festgelegten Okodesign-Anforderungen entsprechen
2. eine EU-Konformitatserklarung ausgestellt wurde und
3. eine CE-Kennzeichnung tragen.
(3) Importeure von Bauprodukten, die nicht aus einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder
einem Vertragsstaat des Europdischen Wirtschaftsraumes stammen, haben sicherzustellen, dass
1. das in Verkehr gebrachte oder in Betrieb genommene Bauprodukt den Okodesign-Anforderungen
entspricht und die CE-Kennzeichnung tragt und
2. fur dieses Produkt die erforderliche EU-Konformitatserklarung und die technische Dokumentation
zur Verfiigung stehen.

(4) Bauprodukte, die den Bestimmungen des Abs 1 oder 2 nicht entsprechen, diirfen auf Messen, Aus-
stellungen udgl gezeigt und vorgefiihrt werden, sofern darauf hingewiesen wird, dass sie erst in Verkehr
gebracht oder in Betrieb genommen werden dirfen, wenn sie diese Voraussetzungen erfillen.

Konformitatsbewertung und -erklarung
§8c

(1) Hersteller oder deren Bevollmachtigte mussen sicherstellen, dass vor dem Inverkehrbringen oder
der Inbetriebnahme eines Bauprodukts, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, die Konformitét des Pro-
dukts mit allen einschldgigen Anforderungen bewertet wird.
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_ (2) Hersteller konnen hinsichtlich des Konformitatsbewertungsverfahrens zwischen der in Anhang IV
Okodesign-RL beschriebenen internen Entwurfskontrolle und dem in Anhang V Okodesign-RL beschrie-
benen Managementsystem wéhlen, sofern nicht Abweichendes bestimmt ist.

(3) Fir jedes Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, ist eine EU-Konformitatserkla-
rung auszustellen, mit der der Hersteller oder dessen Bevollmachtigter zusichert, dass das Produkt allen
einschlagigen Bestimmungen der Okodesign-Anforderungen entspricht.

(4) Die EU-Konformitétserklarung muss die in Anhang VI Okodesign-RL genannten Angaben enthal-
ten und auf die einschlégigen Okodesign-Anforderungen verweisen.

(5) Nach dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme eines Bauprodukts, fiir das Okodesign-An-
forderungen gelten, hat der Hersteller oder dessen Bevollméchtigter die Unterlagen zur Konformitétsbe-
wertung und die abgegebenen Konformitatserklarungen bis zum Ablauf von zehn Jahren nach Herstellung
des letzten Exemplars dieses Bauprodukts fiir die Marktiberwachungsbehorde zur Einsicht bereitzuhalten.
Die Unterlagen sind der Marktiiberwachungsbehérde innerhalb von zehn Tagen nach Aufforderung vorzu-
legen.

CE-Kennzeichnung
§ 8d

(1) Vor dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme haben Hersteller oder dessen Bevollmachtigte
das Bauprodukt, fir das Okodesign-Anforderungen gelten, mit der CE-Kennzeichnung zu versehen und die
EU-Konformitatserklarung beizufuigen.

(2) Mit der CE-Kennzeichnung nach Abs 1 wird die Konformitat des Bauprodukts mit den Okodesign-
Anforderungen bescheinigt.

(3) Am Bauprodukt darf keine Kennzeichnung angebracht werden, die Benutzer tber die Bedeutung
oder die Gestalt der CE-Kennzeichnung tduschen kann.

Unterrichtung der Benutzer
§ 8e

Hersteller von Bauprodukten, fiir die Okodesign-Anforderungen gelten, haben sicherzustellen, dass

Benutzer Uber folgende Aspekte unterrichtet werden:

1. die Rolle, die Benutzer bei der nachhaltigen Nutzung des betreffenden Bauprodukts spielen kén-
nen;

2. das Gkologische Profil des betreffenden Bauprodukts und die Vorteile des Okodesigns, soweit dies
in den Okodesign-Anforderungen vorgesehen ist.

4. Nach der Uberschrift zum 3. Abschnitt wird eingefiigt:
»1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen*.
5. Nach § 12 wird eingefligt:
»2. Unterabschnitt
Zusatzliche Bestimmungen fiir die Marktiiberwachung von Bauprodukten mit Okodesign-Anforde-
rungen
Marktiiberwachung bei Bauprodukten mit Okodesign-Anforderungen

§12a

(1) Die Marktuberwachungsbehdrde ist im Rahmen ihrer Kontrollbefugnisse befugt,

1. in angemessenem Umfang geeignete Kontrollen hinsichtlich der Ubereinstimmung der Baupro-
dukte mit den jeweiligen Anforderungen durchzufiihren,

2. von den Betroffenen samtliche notwendigen Informationen anzufordern und

3. Proben zu nehmen und diese einer Prifung auf Ubereinstimmung mit den jeweiligen Anforderun-
gen zu unterziehen.

(2) Die Marktiiberwachungsbehorde hat Verbrauchern und anderen Betroffenen auf geeignete Weise
Gelegenheit zu geben, Bemerkungen hinsichtlich der Konformitét der Bauprodukte vorzubringen.
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(3) Liegen der Marktiberwachungsbehorde deutliche Anhaltspunkte dafiir vor, dass ein Bauprodukt,
fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, den einschlagigen Bestimmungen nicht entspricht, so hat die
Marktiiberwachungsbehérde unverziiglich eine Uberpriifung zu veranlassen und gegebenenfalls eine mit
Grinden versehene Bewertung der Konformitét auf geeignete Weise (zB im Internet) zu verdffentlichen.

(4) Die Marktuberwachungsbehorde hat der Européischen Kommission laufend Informationen tber
die Ergebnisse der Marktiiberwachung hinsichtlich energieverbrauchsrelevanter Bauprodukte zu Ubermit-
teln.

(5) Bauprodukte, die von der Verordnung (EU) 2017/1369 und den einschldgigen delegierten Rechts-
akten erfasst sind, unterliegen der Marktuberwachung nach den Bestimmungen der Art 16 bis 29 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 765/2008.

Konformitatsvermutung
§12b

Die Marktiiberwachungsbehorde kann von der Konformitit eines Bauprodukts, fiir das Okodesign-
Anforderungen gelten, ausgehen, wenn

1. eine CE-Kennzeichnung vorliegt;

2. es nach harmonisierten Normen, welche im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht wur-
den, hergestellt ist;

3. es mit einem gemeinschaftlichen Umweltzeichen nach der Verordnung (EG) Nr. 1980/2000 oder
einem als gleichwertig anerkannten anerkanntem Umweltzeichen versehen ist; oder

4. das entsprechende Produkt von einer Organisation entworfen wurde, die
a) nach den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 fur das Entwerfen entsprechender
Produkte eingetragen ist oder
b) Uber ein die Entwurfstatigkeit einschlieBendes Managementsystem verfiigt und nach harmoni-
sierten Normen umsetzt.

MaRnahmen der Marktiberwachungsbehorde
§12c

(1) Stellt die Marktuberwachungsbehdérde fest, dass ein mit einer CE-Kennzeichnung versehenes Bau-
produkt bei bestimmungsgemaRer Verwendung nicht alle fiir dieses Produkt geltenden einschlagigen Oko-
design-Anforderungen erfillt, hat sie den Bevollméchtigten mit Bescheid zu verpflichten, das Bauprodukt
innerhalb einer angemessen Frist in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen zu bringen. Im Bescheid
kénnen Bedingungen festgelegt werden; diese missen verhaltnisméBig sein.

(2) Ist ein Bauprodukt, fiir welches Okodesign-Anforderungen gelten, mit der CE-Kennzeichnung ver-
sehen, ohne dass die Voraussetzungen dafiir vorliegen, oder liegen ausreichende Hinweise daflir vor, dass
ein Bauprodukt nicht den Okodesign-Anforderungen entspricht, so hat die Marktiiberwachungsbehérde die
erforderlichen MaRnahmen mit Bescheid anzuordnen. Diese kénnen je nach Schwere des VerstoRes und
der dadurch verursachten Schéden bis zum Verbot des Inverkehrbringens und/oder der Inbetriebnahme des
Bauprodukts reichen. Ferner hat die Marktiiberwachungsbehérde mit Bescheid die Beseitigung der CE-
Kennzeichnung auf diesen Bauprodukten anzuordnen, wenn der Hersteller oder dessen Bevollméchtigter
die Produkte nicht innerhalb einer angemessenen Frist wieder in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen
uber die CE-Kennzeichnung bringt.

(3) Besteht die Nichtiibereinstimmung geméal Abs 1 oder 2 weiter, so hat die Marktiiberwachungsbe-
horde das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme des betreffenden Bauprodukts mit Bescheid zu unter-
sagen, einzuschranken oder dafiir zu sorgen, dass es vom Markt genommen wird.

(4) Wird das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme eines Bauprodukts, fiir welches Okodesign-
Anforderungen gelten, verboten oder ist es vom Markt zu nehmen, so sind die Européische Kommission
und die anderen Mitgliedsstaaten unverziiglich davon zu unterrichten.

(5) Nach Abs 2 oder 3 getroffene MaRnahmen beziiglich Okodesign-Anforderungen sind der Europa-
ischen Kommission unverziglich unter Angabe der Griinde mitzuteilen. Es ist insbesondere anzugeben, ob
es sich bei der Nichtlbereinstimmung um einen der folgenden Félle handelt:

1. Nichterfiillung der Okodesign-Anforderungen;
2. fehlerhafte Anwendung harmonisierter Normen;
3. Unzulénglichkeiten in den harmonisierten Normen.

(6) In begriindeten Fallen sind geeignete MaRnahmen zur Wahrung der Vertraulichkeit der Gibermit-
telten Informationen zu treffen.
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(7) Die Marktiiberwachungsbehérde hat die getroffenen MaRnahmen der Offentlichkeit auf geeignete
Weise (zB im Internet) zugdnglich zu machen.

Freier Warenverkehr
§12d

Das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme von Bauprodukten, die mit der CE-Kennzeichnung
versehen sind, darf nicht unter Berufung auf die Okodesign-Anforderungen betreffend die in Anhang I Teil
1 der Okodesign-RL genannten Okodesign-Parameter untersagt, beschrankt oder behindert werden, wenn

1. das Bauprodukt der jeweils geltenden DurchfihrungsmaRnahme entspricht oder
2. fiir bestimmte Parameter keine Okodesign-Anforderungen festgelegt sind.“

6. Im § 18 werden folgende Anderungen vorgenommen:

6.1. Im Abs 1 wird in der Z 12 der abschlieRende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefigt:

,13. ein Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen den Bestimmungen des § 8b
Abs 2 in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt;

14. als Importeur den Verpflichtungen nach § 8b Abs 3 nicht nachkommt;
15. der Verpflichtung des § 8b Abs 4 zuwiderhandelt;

16. vor dem Inverkehrbringen oder der Inbetricbnahme eines Bauproduktes, fiir das Okodesign-
Anforderungen gelten, das Konformitatsbewertungsverfahren gemaR 8 8c Abs 1 nicht durch-
fuhrt;

17. die Unterlagen zur Konformitétsbewertung und die Konformitatserkl&rung entgegen dem § 8c Abs
5 nicht zur Einsicht bereithalt oder nach Aufforderung nicht vorlegt;

18. an einem Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen dem § 8d Abs 1 eine
CE-Kennzeichnung anbringt, ohne dass die gesetzlichen VVoraussetzungen hiefur vorliegen oder
eine CE-Kennzeichnung anbringt, die nicht dem § 8d Abs 2 entspricht;

19. an einem Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen § 8d Abs 3 ein Kenn-
zeichen anbringt, durch die die Benutzerin/der Benutzer hinsichtlich der Bedeutung oder der Ge-
stalt der CE-Kennzeichnung getéuscht werden konnte;

20. die Benutzerin/den Benutzer entgegen den Verpflichtungen nach § 8e nicht unterrichtet;

21. den Aktivitatskonzentrationsindex | entgegen den Verpflichtungen nach § 8a Abs 1 nicht be-
stimmt;

22. die Marktiberwachungsbehdrde Gber die Ergebnisse der Messungen und Gber den Aktivitatskon-
zentrationsindex | entgegen § 8a Abs 3 nicht unterrichtet;

23. den Verpflichtungen nach Art 3 bis 6 oder Art 11 Abs 13 der Verordnung (EU) Nr. 2017/1369
nicht nachkommt.*

6.2. Im Abs 3 wird nach dem Ausdruck ,,Abs 1 Z 5 bis 11 ein Beistrich gesetzt und der Ausdruck ,,13 bis
16, 18 bis 21 und 23 eingefigt.

6.3. Im Abs 4 wird nach dem Ausdruck ,,Abs 1 Z 5 bis 11* der Ausdruck ,,sowie 13 bis 16, 18, 19 und 21
bis 23" eingefligt.

6.4. Im Abs 5 wird die Zahl ,,12* durch die Zahl ,,23“ ersetzt.

7. Nach § 18 wird eingefligt:
,,Verarbeiten von Daten
§ 18a
(1) Die Marktiberwachungsbehorde ist erméchtigt, folgende Daten zu verarbeiten, soweit dies zur
Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist:

1. Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten und Daten betreffend die jeweiligen Be-
rufsberechtigungen von

a) Baubehdrden,

b) Bauherrn und Eigentlimern von Bauten,

c¢) Meldungslegern,

d) Baustoffproduzenten, Handlern und Importeuren;
2. Daten von technischen Einrichtungen und Baustoffen;
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3. umweltbezogene Daten, insbesondere Emissionsdaten;
4. Energieverbrauchs- und Energieerzeugungsdaten.

(2) Die Ubermittlung solcher Daten ist zuléssig:
1. an die Baubehorden und die Landesregierung:

2. an die Européische Kommission, die Marktiberwachungsbehtrden anderer Mitgliedstaaten und
diesen gleichgestellten Staaten, soweit dies fur den Informationsaustausch nach den Art 22 bis 26
der Verordnung (EG) Nr 765/2008, Art 12 der Richtlinie 2009/125/EG oder Art 8 Abs 2 der Ver-
ordnung (EU) 2017/1369 erforderlich ist.

(3) Das Osterreichische Institut fir Bautechnik ist Verantwortlicher nach Art 4 Z 7 der Datenschutz-
Grundverordnung. Es hat personenbezogene Daten zu ldschen, sobald diese fir die Erfullung der ihm im
Zusammenhang mit diesem Gesetz obliegenden Aufgaben nicht mehr bendtigt werden.”

8. Nach § 19 wird eingefugt:
.Umsetzungshinweis
§ 19a

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

1. Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen fur den Schutz vor
den Gefahren einer Exposition gegentber ionisierender Strahlung und zur Aufhebung der Richtli-
nien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und 2003/122/Euratom,
ABINrL 13vom 17.1.2014, S 1;

2. Richtlinie 2009/125/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur
Schaffung eines Rahmens fir die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestal-
tung energieverbrauchsrelevanter Produkte, ABI Nr L 285 vom 31.10.2009, S 10.“

9. Im § 20 wird angefigt:

,»(5) Die 88 2, 8a bis 8e, 12a bis 12d, 18, 18a und 19a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2021 treten
mit 1. August 2021 in Kraft.*
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Erlauterungen
1. Allgemeines:

Das Vorhaben enthélt punktuelle Anpassungen des Sbg Bau- und Raumordnungsrechts. Im Wesentlichen
geht es dabei um Erleichterungen fiir Bauwerber, die Einfiihrung einer digitalen Bauverwaltung, die Be-
ricksichtigung und den Ausbau des Olkesseleinbauverbots und die Umsetzung unionsrechtlicher Vorga-
ben.

Auf folgende Eckpunkte wird im Besonderen hingewiesen:

a) Beseitigung von Rechtsunsicherheiten fur bestehende Bauten bei Flughafen, welche sich aus
einer unklaren Abgrenzung zwischen der Luftfahrtkompetenz des Bundes einerseits und der
Raumordnungs- und Baurechtskompetenz des Landes andererseits ergeben.

b) Einfiihrung einer Positiv-Kennzeichnung fiir forderbare Mietwohnungen oder Wohnheime mit
Handelsnutzungen.

c¢) Anpassung der Regelung fr die LuckenschlieBung im Griinland zur Beriicksichtigung aktueller
Gegebenheiten und Verwaltungsvereinfachung.

d) Ausweitung der Ausnahmen bei der Einrechnung von Nebenanlagen in die bauliche Aushutz-
barkeit von Grundflachen im Zusammenhang mit Stellplatzen fir Menschen mit Behinderungen
und Uberdachten Fahrradabstellplétzen.

e) Lockerung der geltenden Langen- und Héhenbeschrankungen fiir Garagen und iberdachte Fahr-
radabstellplatze im nachbarlichen Mindestabstand.

f) Entfall der Hartefallprifung in Verfahren zur Unterschreitung des Mindestabstandes bei Auf-
bauten zur Schaffung von Wohnraum im Dachgeschol?.

g) Einfiihrung eines Mitteilungsverfahrens mit Genehmigungsfiktion fur technische Einrichtun-
gen.

h) Schaffung der gesetzlichen Grundlagen fiir eine digitale Bauverwaltung.

i) Einfiihrung des Bautyps Start- und Ubergangswohnungen mit verminderten bautechnischen An-
forderungen.

j) Berticksichtigung des (bundesrechtlichen) Einbauverbots von Heizkesseln von Zentralhei-
zungsanlagen fur flissige fossile oder fur feste fossile Brennstoffe in neu errichteten Gebauden
sowie Verpflichtung zu einer Alternativenprifung beim erstmaligen Einbau und Austausch sol-
cher Anlagen in bestehenden Gebauden.

k) Ergdnzende Umsetzung der Gebdude-RL in den Angelegenheiten der Inspektion von Heizungs-
und Klimaanlangen, der Gebaudeautomatisierung und -steuerung sowie der Ladeinfrastruktur
fur Elektrofahrzeuge.

[) Umsetzung der Okodesign-RL und der Euratom-RL im Bauproduktenrecht.

Die Vorschlage zur Beseitigung der Rechtsunsicherheiten fir bestehende Bauten bei Flughéfen sind Ergeb-
nis von Beratungen des Legislativ- und Verfassungsdienstes mit Vertretern des Flughafens Salzburg-Air-
port. Die Vorschlidge im Zusammenhang mit dem Einbauverbot von Olheizkesseln sind Ergebnis amtsin-
terner Beratungen und dienen der Umsetzung der Klima- und Energieziele Salzburg 2050. Die Ubrigen
Vorschlage basieren weitgehend auf Anregungen der fiir die Raumordnung und das Baurecht zustandigen
Abteilung (10) des Amtes der Landesregierung. Die Positiv-Kennzeichnung fiir férderbare Mietwohnungen
mit Handelsnutzungen sowie die Einfiihnrung des Bautyps Start- und Ubergangswohnungen sind dabei tiber-
arbeitete Fassungen von Vorschlagen fir ein Manahmengesetz.

Mit Art | Z 9 wird der LandtagsentschlieBung vom 8. Juli 2020 (Nr 505 BIgLT, 3. Sess, 16 GP) Rechnung
getragen.

2. Kompetenzrechtliche Grundlage:
Art 15 Abs 1 B-VG.

Das Vorhaben enthélt keine Bestimmung, die eine Mitwirkung der Bundesregierung im Sinn der Art 97
Abs 2 B-VG oder 9 F-VG 1948 erfordert.

Zu Art 111 Z 13.2 (8 24b Abs 9) ist in verfassungsrechtlicher Hinsicht begleitend auszufiihren, dass das
Vorhaben dient dazu, fur Flughafenbetreiber Rechtsunsicherheiten zu beseitigen, die sich aus der unklaren
Abgrenzung zwischen der Luftfahrtkompetenz des Bundesgesetzgebers einerseits (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG)
und der Raumordnungs- und Baurechtskompetenz des Landesgesetzgebers andererseits (Art 15 Abs 1 B-
VG) ergeben. Im Kern geht es dabei um das Verstandnis der Wortfolge ,,die sonstigen dem Luftverkehre
dienenden Anlagen“ im § 6 Abs 1 des Gesetzes betreffend die vorldufige Regelung der Luftfahrt vom
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10.12.1919, StGBI Nr 578, die im gegebenen Zusammenhang das fiir den Inhalt der Bundeskompetenz
mafgebliche Versteinerungsmaterial bildet.

Explizite Aussagen des VFfGH dazu sind nicht ersichtlich. Ausgehend vom Umstand, dass sich der Luft-
fahrtgesetzgeber im Jahr 1919 am Eisenbahnrecht orientierte (vgl RV 377 BlgKonstNV; vgl auch Mor-
scher, Zu den Grenzen der Bundeskompetenzen ,,Verkehrswesen beziiglich der Eisenbahnen und der Luft-
fahrt” (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG), in FS Schambeck [1994] 527 [540]), rekurriert der VWGH bei der Ausle-
gung der Frage, welche Anlagen dem Luftverkehr dienen, auf die Judikatur des VfGH zum Begriff der
Eisenbahnanlage (vgl VwSIlg 14.265 A /1995). Nach dieser Rechtsprechung des VfGH sind Bauten dann
Eisenbahnanlagen, wenn sie ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar der Abwicklung oder Siche-
rung des Eisenbahnbetriebes oder Eisenbahnverkehrs dienen (vgl VfSlg 5578/1967). Dazu hat wiederum
der VWGH ausgesprochen, dass es sich um eine Einrichtung handeln muss, die mit dem Eisenbahnbetrieb
oder dem Eisenbahnverkehr in einem solchen Zusammenhang steht, dass ohne sie ein geordneter Eisen-
bahnbetrieb oder Eisenbahnverkehr nicht moglich ist (VwSlg 6123 A/1963). Diese Leitsatze zum Eisen-
bahnrecht rezipierend, hat der VWGH zum Luftfahrtrecht angenommen, dass ein Flughafenhotel oder ein
selbsténdiges Lagergebaude ohne irgendeine Bezugnahme zu einem Hangar, also einem typischerweise fiir
Reparatur und Wartung von Flugzeugen bestimmten Betriebsgebdude, keine dem Luftverkehr dienende
Anlage sei (VWGH 4.3.1999, 98/06/0214; VwSIg 14.265 A/1995).

Denkbar ist aber auch ein viel weitergehendes Verstdndnis von ,,dem Luftverkehre dienenden Anlagen® in
dem Sinn, dass auch ein bloR mittelbarer Nutzen einer Anlage flr Fluggéaste oder -personal die Luftfahrt-
kompetenz des Bundes begriindet, eben etwa im Fall eines Hotels am Flughafengeldnde oder eines dort
gelegenen Parkhauses. In letzterem Sinn erfolgte Gber Jahrzehnte die Kompetenzinterpretation durch den
Bund bzw das Verkehrsministerium (auch nach den zuvor zitierten Erkenntnissen des VWGH auf Grund
von Gesetzesnovellen zum LFG, mit denen versucht wurde, im Rahmen der Kompetenzgrenzen dieser Ju-
dikatur den Boden zu entziehen, sieche BGBI | Nr 173/2004 und dazu RV 548 BIgNR XXII.GP, BGBI | Nr
108/2013 und dazu RV 2299 BIgNR XXIV.GP). Die Folge dieser Sichtweise besteht darin, dass sémtliche
Bauten am Flughafen Salzburg luftfahrtrechtlich bewilligt sind, was — wie ebenfalls bereits im Versteine-
rungsmaterial grundgelegt — die Baurechtskompetenz des Landes ausschlief3t (vgl zB VwWGH 27.8.2013,
2011/06/0089).

Nun wird aber zum einen seitens des Bundes seit Herbst 2018 die gegenteilige Ansicht vertreten, dh ein
Unerlésslichkeitszusammenhang zwischen einer Anlage und dem Flugbetrieb postuliert, um die Baurechts-
kompetenz des Landes zu verdrangen und die Luftfahrtkompetenz des Bundes zu begriinden, zum anderen
ist auf die Judikatur des VWGH zu verweisen, nach der die Baurechtskompetenz des Landes bei kompe-
tenzwidriger Inanspruchnahme der Luftfahrtkompetenz des Bundes nicht verdrangt wird, sondern die be-
treffenden Bauten dem Baurecht der L&nder samt einer allfalligen Bewilligungspflicht unterliegen (VwWGH
4.3.1999, 98/06/0214).

Vor diesem Hintergrund scheint ein Tatigwerden des Landesgesetzgebers zur Absicherung der bestehenden
Bauten am Flughafen Salzburg, die mangels unaufldslichen Zusammenhangs mit dem Flugbetrieb jeden-
falls von seiner Kompetenz erfasst werden kdnnen, geboten.
3. Ubereinstimmung mit dem EU-Recht:
Dem Gesetzesvorhaben stehen unionsrechtliche Vorschriften nicht entgegen.
Mit Art 111 Z 10 (8 19b BauPolG 1997) werden die Begriffsbestimmungen des Art 2 Z 15, 15a und 17 sowie
die Art 14 und 15, jeweils Abs 1, der RL 2010/31/EU idF der RL 2018/844 erganzend umgesetzt.
Mit Art IV werden folgende Bestimmungen der RL 2010/31/EU idF der RL 2018/844 ergdnzend umgesetzt:
a) mit der Z 2 (§ 2 BauTG) der Art 2 Z 3 und 3a der RL;
b) mit der Z 4 (§ 33 Abs 4a BauTG) der Art 8 Abs 9 der RL;

¢) mit der Z 5 (8 33a BauTG) - zumindest den Zielsetzungen zufolge - die Art 6 und 7 der RL,
wobei diese Richtlinienbestimmungen bereits durch den geltenden § 33 umgesetzt sind,;

d) mitder Z 7 (§ 37 und 37a BauTG) die Art 8 Abs 2 bis 6 sowie Art 14 und 15, jeweils Abs 4 und
5, der RL.

Mit Art V werden die RL 2013/59/Euratom und die RL 2009/125/EG umgesetzt.
4. Kosten:

Nach Einschatzung der flir die Raumordnung und das Baurecht zustandigen Abteilung (10) des Amtes der
Landesregierung kommt es auf Grund der vorgeschlagenen Anderungen zu folgenden finanziellen Auswir-
kungen:

Art lund II:
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Die hier vorgeschlagenen Anderungen filhren zu keinen zusétzlichen finanziellen Belastungen fir die Ge-
bietskdrperschaften. Auch fiir die Biirger und Biirgerinnen ergeben sich nach Einschatzung der vorgenann-
ten Amtsabteilung daraus keine zusétzlichen finanziellen Belastungen.

Art I11:

Die Einfuhrung eines Mitteilungsverfahrens fiir bestimmte bewilligungspflichtige technische Einrichtun-
gen dirfte sich fur die Burgerinnen und Biirger kostenmindernd und fur die Bauverwaltungen (im Vergleich
zum ordentlichen bzw vereinfachten Bewilligungsverfahren) weitgehend kostenneutral auswirken.

Beziiglich der Einfiihrung einer digitalen Bauverwaltung ist mit finanziellen Auswirkungen fur die Ge-
bietskdrperschaften zu rechnen. Allein mit der Erstellung der entsprechenden EDV-Anwendung fallen Ent-
wicklungs-, Wartungs- und Schulungskosten an, die in Abhéngigkeit vom angestrebten Umfang der Etab-
lierung der digitalen Bauverwaltung stehen; diese Kosten sind vom Land Salzburg zu tragen. Andererseits
ist zu erwarten, dass mit der Etablierung einer digitalen Bauverwaltung mittelfristig eine Kostensenkung
fir alle Beteiligten (der Bauverwaltungen aller Gebietskdrperschaften und der Burger) einhergeht, sodass
die vorgenannte Amtsabteilung hinsichtlich dieses VVorschlags in Summe mit einer ziffernmaRig nicht quan-
tifizierbaren Einsparung rechnet.

Die Einflihrung eines Renovierungspasses an Stelle eines Energieausweises bei bewilligungsfreien thermi-
schen Sanierungen fuhrt zu einer Kostenentlastung fiir die Blirgerinnen und Burger, zumal dieser auch im
Rahmen einer kostenfreien Energieberatung des Landes ausgestellt werden kann.

Art IV:

Die neu eingefiihrten bzw ergénzten Ausstattungs- und Nachristverpflichtungen betreffend die Elektromo-
bilitdt und die Gebaudeautomatisation entspringen EU-rechtlichen Verpflichtungen. Die Erfiillung dieser
Verpflichtungen flhrt zu entsprechenden Mehrkosten fur die Blrgerinnen und Burger sowie fir die Bau-
verwaltungen bei der Errichtung und Sanierung von Gebauden.

ArtV:

Die Kosten der Durchfiihrung der Marktiiberwachung fiir Bauprodukte mit Okodesign-Anforderungen be-
lasten den Landeshaushalt durch einen erhdhten Beitrag an das OIB. Die Gesamtkosten werden vom OIB
mit 150.000 € veranschlagt, wovon das Land Salzburg nach den derzeit geltenden Regelungen des Finanz-
ausgleichs rund 7,5 % zu begleichen hat.

Fur Erzeuger von Bauprodukten, welche Produkte mit potentiellem Strahlenrisiko einsetzen (siehe Anhang
X1 der Euratom-RL), ist auf Grund der Uberpriifung des Aktivitatskostenindex ebenfalls mit Mehrkosten
zu rechnen, wobei eine Quantifizierung dieser Kosten nicht maéglich ist.

5. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und
Méanner:

Der Vorschlage zu Art | Z 8 (§ 56 Abs 7) und Art IV Z 8 (8 38 Abs 4 BauTG) betreffen speziell Menschen
mit Behinderung.

Die sonstigen Vorschldge haben nach Einschétzung der fur die Raumordnung und das Baurecht zustdndigen

Abteilung (10) des Amtes der Landesregierung keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die ver-
schiedenen Gruppen der Gesellschaft.

6. Ergebnisse des Begutachtungs- und Konsultationsverfahrens:

6.1. Zum Gesetzentwurf wurde eine Vielzahl von teils sehr umfangreichen Stellungnahmen abgegeben.
Ihre kurze Darstellung an dieser Stelle ware zu wenig prazise, so dass davon Abstand genommen wird.
Samtliche Stellungnahmen sind im Einzelnen im Internet im Wege der Homepage des Landes einsehbar.

Im Wesentlichen wurden die geplanten Anderungen uberwiegend positiv beurteilt. Kritische Riickmeldun-
gen gab es vor allem zu den Themenbereichen Start- und Ubergangswohnungen, Mitteilungsverfahren und
Abstandsunterschreitung.

Die eingebrachten Einwénde und Anregungen wurden amtsintern erdrtert und soweit wie mdglich bertck-
sichtigt. Gegentber dem Entwurf kommt es — abgesehen von einer Reihe von Klarstellungen — im Wesent-
lichen zu folgenden Anderungen:

a) Ausweitung der Kennzeichnungsmdglichkeit auf férderbare Wohnheime.

b) Entfall des Erfordernisses der EingeschoRigkeit bei den dichteprivilegierten Nebenanlagen.

¢) Beibehaltung des Erfordernisses eines Bebauungsplanes bei Start- und Ubergangswohnungen
in Betriebsgebieten.

d) Begrenzung des vereinfachten Verfahrens bei Start- und Ubergangswohnungen im Hinblick auf
den umbauten Raum (5.000 m?) und die Anzahl der oberirdischen GeschoRe (hdchstens drei).
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e) Entschéarfung der Bestimmungen tber die digitale Bauverwaltung dahingehend, dass es sich
hierbei um ein Angebot an die Beteiligten und nicht um eine (alternativliose) Verpflichtung zum
Einsatz handelt.

f) Bezugnahme auf die Kosten einer groReren Renovierung bei der Ausnahme von Verpflichtung
zur Herstellung der Ladeinfrastruktur.

6.2 Im Rahmen des Konsultationsverfahrens wurde die Aufnahme von Verhandlungen in einem Konsulta-
tionsgremium nicht verlangt.

7. Zu den einzelnen Bestimmungen:
Zu Art | (Anderung des Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009):
ZuZ21(830Abs1Z6):

Zur nachhaltigen Nutzung von Grund und Boden sowie zur Schaffung von Wohnraum speziell fir den
kurz- und mittelfristigen Bedarf sollen bauliche Anlagen des Betriebsgebiets mit Start- und Ubergangs-
wohnungen uberbaut werden kénnen. Der planerischen Zweckbestimmung des Betriebsgebietes folgend
sollen solche Uberbauungen nur zuléssig sein, wenn auf Grund der Lage und der gegebenen Immissions-
belastungen — allenfalls auch durch entsprechende bauliche Vorkehrungen — eine Eignung fiir eine Wohn-
nutzung geschaffen und ein Nutzungskonflikt mit angrenzenden gewerblichen Nutzungen durch die heran-
riickende Wohnbebauung weitgehend ausgeschlossen werden kann. Dies deckt sich mit dem Raumord-
nungsziel der bestmdglichen Abstimmung der Standorte fiir Wohnen und wirtschaftliche Unternehmen und
entspricht auch dem 6ffentlichen wie auch dem privaten (raumplanerischen) Interesse auf Sicherung der
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit bestehender Betriebe des Handels, des Gewerbes und der Industrie.

Zu Z 2.2 (8§ 30 Abs 5):

Mit der Erganzung wird klargestellt, dass im Fall einer Kennzeichnung von Flachen fir forderbare Miet-
wohnungen oder Wohnheime mit Handelsnutzungen die sonst fiir Betriebsgebiete geltende grundsatzliche
Beschrénkung der Verkaufsflache von 300 m? fur Einzelhandelsnutzungen nicht zur Anwendung kommt.
Das Interesse an der Schaffung von leistbaren Wohnraum (mit untergeordneter Handelsnutzung) geht hier
VOor.

Zu Z3.1(832Abs1):

Gemischtgenutzte Bauten, bestehend aus geforderten Mietwohnbauten oder Wohnheimen und Einzelhan-
delsnutzungen, stellen eine Sonderform von Handelsbauten dar, in denen die Handelsnutzung flachenmafig
nur von untergeordneter Bedeutung ist. Es ist in aller Regel daher nicht von denselben Sog- bzw Magnet-
wirkungen auszugehen wie bei den sonstigen Handelsgrof3betrieben.

Zu Z3.2 (8§32 Abs 2):

Seit dem Inkrafttreten des ROG 2009 zéhlen Windfénge nicht mehr zu den Verkaufsflachen. Seitdem ist
zunehmend festzustellen, dass Windfange grolRer als ihrer bautechnischen Funktion entsprechend errichtet
und fiir Vorkassenbereiche verwendet werden. Kiinftig soll daher die GroRe mit 40 m2 beschrankt werden;
Uber dieses Mal3 hinausgehende Flachen zahlen zur Verkaufsflache.

Zu Z 4 (8§ 36):

Aus dem Erk des VWGH 19.12.2018, Ra 2016/06/0146, in welchem es um die VVersagung einer beantragten
Baubewilligung flir die Errichtung eines Carports fir die Errichtung von zwei Stellplatzen (zuséatzlich zu
14 bereits vorhandenen Stellpldtzen) im Griinland ging, kann man ableiten, dass der VwWGH zu den Ver-
kehrsbauten geméR § 36 Abs 3 ROG 2009 auch Carports zahlt. Wenngleich der VWGH einschrankt, dass
es zweifelsohne nicht im Sinn des Raumordnungsgesetzgebers gelegen ist, eine unbeschrénkte Anzahl von
Verkehrshauten in den Griinland-Kategorien fur zuléssig zu erkléaren, soll im Zusammenhang klargestellt
werden, dass private Carports und Garagen unter keinen Umstanden als nutzungsnotwendige Bauten im
Grinland anzusehen sind, sondern nur StraBenbauten im engeren Sinn wie Briicken, Unterfiihrungen, Stiitz-
mauern, L&rmschutzwénde odgl.

Zu Z5 (8§ 39a):

Auch dieser Vorschlag ist ein Beitrag zur nachhaltigen Nutzung von Grund und Boden und zur Schaffung
von leistbarem Wohnraum, weil die raumordnungsrechtlichen Restriktionen fur Handelsbetriebe bei sol-
chen gemischtgenutzten Wohn- und Geschéftshausern im Fall einer Kennzeichnung nicht gelten. Die Kenn-
zeichnung ist an enge Voraussetzungen geknlpft. Sie kommt nur in Betracht, wenn die Flache im Sied-
lungsschwerpunkt der Gemeinde gelegen ist und zusatzlich bei Kennzeichnungen im Betriebsgebiet unter
Berlicksichtigung der Interessen angrenzender (gewerblicher) Betriebe auf Grund der Lage und der gege-
benen Immissionsbelastungen eine Eignung fir das Wohnen erzielbar ist. Damit wird sichergestellt, dass
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nur jene Flachen gekennzeichnet werden die kdnnen, welche auch fiir diese Form der Nutzung in raumord-
nungsfachlicher Hinsicht geeignet sind. Ist eine entsprechende Kennzeichnung seitens der Gemeinde er-
folgt (wobei auch im Rahmen einer Kennzeichnung der Abschluss einer Vereinbarung im Sinn des § 18
zur Absicherung der gemeindlichen Entwicklungsziele nicht ausgeschlossen ist), kdnnen auf diesen Fla-
chen Handelsnutzungen bis zu 1.000 m* Verkaufsflache zur Errichtung gelangen, wenn zugleich auch ent-
sprechender geférderter Mietwohnbau oder geférderte Wohnheime iS des S.WFG 2015 geschaffen und
eine Tiefgarage fiir die Pflichtabstellplatze errichtet wird. Konkret ist die Ausnutzung der 1000 m*Ver-
kaufsflache nur dann mit dem Flachenwidmungsplan bzw der Kennzeichnung im Einklang, wenn die dop-
pelte GeschoRflache fiir den forderbaren Mietwohnbau oder fiir férderbare Wohnheime oder fiir eine Kom-
bination beider geschaffen wird und die erforderlichen Pflichtstellplatze fiir den gemischtgenutzten Ge-
samtbau mindestens zur Hélfte in einer Tiefgarage errichtet werden.

Zu Z 6 (8 40):

Urspriingliches fachliches Ziel der Regelung war, dass mittels Bebauung von Licken mit Wohnbauten
nicht neuerliche Licken geschaffen werden sollen und soll dieses Ziel auch beibehalten werden. Ein Rick-
griff auf die zum Zeitpunkt der erstmaligen LiickenschlieRung vorhandenen Bauten ist dazu nicht erforder-
lich, sodass auf diese Voraussetzung im Grunde verzichtet werden kann. Im Sinn der urspriinglichen fach-
lichen Zielsetzung soll daher dieses Ausschlusskriterium entfallen, sodass in solchen Féllen — sofern die
sonstigen Voraussetzungen dafir vorliegen — eine LiickenschlieRung kinftig zuléssig ist. Der Entfall des
Ausschlusskriteriums fiihrt auch zu einer Verwaltungsvereinfachung, weil nun nicht mehr auf die Gege-
benheiten zum Zeitpunkt der erstmaligen LiickenschlieRung abgestellt werden muss. Dabei ist aber sicher-
gestellt, dass Bauten, die bereits in Anwendung der Lickenschlieung bewilligt worden sind, nicht fur eine
weitere LickenschlieBung herangezogen werden kénnen, sodass eine sich ,fortsetzende Lickenbildung*
verunmoglicht wird. Ziel ist es daher, dass nach der Bebauung ein nach innen verdichteter, kompakt (ge-
schlossen) wirkender Siedlungsbestand das Ergebnis ist.

Zu Z7 (8 45):

Nach der Rechtsprechung des VWGH und LVwG Shg muss die in § 63 Abs 5 AVG geregelte Dreijahresfrist
fur eine Nichtigerklarung auch bis zur Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts eingehalten sein (vgl
VWGH Ra 2015/06/0069, LVwWG Shg ZI 405-3/550/1/2-2019). Dessen Verfahrensdauer ist allerdings fiir
die Behorde nicht kalkulierbar, sodass eine Anderung dergestalt erfolgen soll, dass diese Frist gewahrt ist,
wenn der erstinstanzliche Bescheid innerhalb der Frist ergeht.

Zu Z 8 (§ 56):

Mit der neuen Regelung wird die Schaffung von Pflicht-Fahrradabstellplatzen durch das BauTG 2015 ent-
sprechend beriicksichtigt. Ebenso beriicksichtigt wird der groRere Platzbedarf fir barrierefrei herzustel-
lende Pflichtstellplatze. Die kinftige Anwendbarkeit der Bestimmung auch fiir Betriebsbauten trégt einer
langjahrigen Forderung der Praxis Rechnung. Ebenso der Entfall der VVoraussetzung der EingeschoRigkeit
der Nebenanlage, sodass kinftig auch unterkellerte Nebenanlagen begunstigt sind.

Zu Z9 (8 60):

Da BeherbergungsgroRbetriebe als Gastgewerbebetriebe iiber gewisse Einrichtungen der gastgewerblichen
Infrastruktur verfiigen miissen, soll deren Bestand in rechtlicher Hinsicht mittels Festlegung in Bebauungs-
planen auch abgesichert werden kénnen. Dabei werden nicht nur die Flachen fir die zentralen hoteltypi-
schen Dienstleistungen (wie Lobby, Speisesaal udgl), sondern auch jene fur damit im Zusammenhang ste-
hende Dienstleistungen (wie Verkaufsgeschéfte, Wellnessbereiche udgl) einbezogen. Im Hinblick auf § 33
Abs 3 werden die raumplanerischen Auswirkungen solcher BeherbergungsgroRbetriebe besser einschétz-
bar, weil damit atypische Formen von BeherbergungsgroRbetrieben ausgeschlossen werden kénnen.

Zusétzlich wird auch die Maglichkeit eingerdumt, auf die Qualitat der Aufenthaltsrdume Einfluss zu neh-
men, indem Mindest- bzw Hochstgroen je Gastezimmer/Géstebett festgelegt werden kénnen.

Die Ankniipfung an die Nutzflache der Gesamtanlage (und nicht an die sonst dafiir vorgesehene GeschoR-
flache) fullt darauf, dass Einrichtungen der touristischen Infrastruktur durchwegs auch in Geb&udeteilen
untergebracht sein kénnen, welche nicht zur Geschol3flache zahlen.

Zu Z 10 (8 62):
Durch diese Anderung wird es der Landesregierung erméglicht, auch auf die Zielrichtung der Begutachtung
des Gestaltungsbeirates Einfluss zu nehmen. Dies vor dem Hintergrund, dass neben der Asthetik und Funk-

tion auch die aus den Forderungen des Gestaltungsbeirates erwachsenden Kostenfolgen beriicksichtigt wer-
den sollen.
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Zuden Z 11 bis 13, 13a und 16.1 (88 65 Abs 8, 67 Abs 4, 75 Abs 1, 77a und 86 Abs 4):

Auf Grund der Neuerlassung der Salzburger Gemeindeordnung 2019 und der Einfiihrung des elektronisch
gefuhrten Amtsblatts der Stadt Salzburg durch die Novelle LGBI Nr 12/2020 des Salzburger Stadtrechtes
1966 sind die Verweisungen anzupassen. AuRerdem wird — nachdem sich 8 17 Abs 5 nur auf den 3. Ab-
schnitt des ROG bezieht — klargestellt, dass in der Stadt Salzburg anstelle der Gemeindevertretung (iS der
Gemeindeordnung) der Gemeinderat (iS des Stadtrechts) fiir die betreffenden Aufgaben zusténdig ist.

Zu Z 14 (§ 82):

Damit wird klargestellt, dass Anderungen von Flachenwidmungsplanen grundsitzlich nur mehr einer auf-
sichtsbehordlichen Kenntnisnahme unterliegen.

Zu Z 15 (§ 84):

Durch die Anderungen im Bereich des Chemikalienrechts und auf Grund der geénderten Seveso-RL fallen
Betriebe auch ohne Anderung der Produktionsprozesse bzw des Produktionsumfangs in den Anwendungs-
bereich des Seveso-Regimes. Klargestellt wird, dass solche Betriebe im Sinne des Raumordnungsrechts als
bestehend gelten. Dies dient auch dem Schutz bestehender Rechte.

Zu Z 16.2 (8 86 Abs 15):

Hierbei handelt es sich lediglich um eine explizite Klarstellung der sich bereits sich aus der geltenden Be-
stimmung ergebenden Aufgaben und Erméchtigungen der Gemeindeorgane bzw der Landesregierung.

Zu Art 11 (Anderung des Bebauungsgrundlagengesetzes):
ZuZ1 (814 Abs 1):

Fir den neuen Bautyp ,,Start- und Ubergangwohnungen® soll in den Bauland-Kategorien gemai § 30 Abs
1 Z 1 bis 5 ROG 2009 zwecks Kostenreduktion auf die vorherige Erstellung eines Bebauungsplans als
Voraussetzung flr eine Bauplatzerklarung verzichtet werden. Liegt ein Bebauungsplan vor, ist dieser zu
beachten.

Zuden Z2.1,22und 2.3 (825 Abs 4, 7aund 7b):

Mit den vorgeschlagenen Anderungen in den Abs 4, 7a und 7b wird der bisherige Anwendungsbereich fiir
die Errichtung von Nebenanlagen im Mindestabstand auf tberdachte Pflicht-Fahrradstellplatze fur Nicht-
Wohnbauten erstreckt. Dariiber hinaus werden auch die geltenden GréRen- und Héhenbeschrankungen fur
Garagen und Uberdachte Fahrradabstellpldtze gelockert. Vor allem letztere Nebenanlagen sind Ursache fiir
die vorgeschlagenen Anderungen, weil seit dem BauTG 2015 Fahrradabstellplitze auch fir Nicht-Wohn-
bauten verpflichtend sind und zusétzlich zur Qualitétssteigerung der Fahrradabstellplitze auch deren Uber-
dachung durch Verordnung vorgeschrieben werden kann. Fir Nicht-Wohnbauten soll der Anwendungsbe-
reich daher auf verpflichtend zu errichtende, tberdachte Fahrradabstellplatze beschrankt werden (Abs 7b).
Die neuen GroBen- und Hohenbeschrankungen im Abs 7a — Verlangerung der héchstzuldssigen Lange von
7 auf 10 m und Erhéhung der hdchstzulassigen Traufenhéhe von 2,5 m auf 2,8 m — gelten sowohl fir
Garagen als auch fiir iberdachte Fahrradabstellplatze im Mindestabstand. Auch bereits nach dieser Bestim-
mung bewilligte Nebenanlagen kénnen auf das neue Mal3 erweitert werden.

Fir den neuen Bautypus ,,Start- und Ubergangswohnungen® kénnen die sonst erforderlichen Absténde der
Bauten innerhalb des Bauplatzes um bis zu 25 % unterschritten werden (Abs 4 zweiter Satz). Mit dieser
Festlegung wird ein Beitrag zur effektiveren Flachennutzung gewahrleistet, ohne dass nachbarliche Inte-
ressen Uber Gebihr beeintrachtigt werden.

Der Entfall des Erfordernisses einer EingeschoRigkeit der Nebenanlage (Z 2.2.1) erfolgt, weil die zuléssige
Hohe bereits in dieser Bestimmung selbst geregelt ist und eine zusétzliche Héhenbeschrankung somit ent-
behrlich erscheint.

Zu Z 2.4 (§ 25 Abs 8):

Mit der Anderung im Abs 8 soll die Nachverdichtung von (rechtméRig bestehenden) Bauten zur Schaffung
neuer Wohnungen, der Qualitatsverbesserung von bestehendem Wohnraums oder fiir die thermische Sa-
nierung der Gebaudehdlle erleichtert werden, indem die zu prifenden Tatbestdnde bei solchen Vorhaben
auf die lit ¢ und d beschrankt werden. Die Qualitatsverbesserung von bestehendem Wohnraum ,,unter
Dach* kann zB darin gelegen sein, dass zusatzlich nutzbare Wohnflache (Raumhéhe) geschaffen oder eine
Anpassung an aktuelle bautechnische Standards ermdglicht wird. Wichtig ist in diesem Zusammenhang,
dass durch die Verbesserung langfristig nutzbarer und qualitativ guter Wohnraum geschaffen wird.

Die Parteistellung der Nachbarn bleibt grundsatzlich aufrecht, wenngleich das Fehlen der inhaltlichen Vo-
raussetzungen der lit a oder b kiinftig nicht mehr fiir sich allein ausschlaggebend fir die Versagung einer
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Ausnahme sein kann. Weiterhin ist jedoch eine Gesamtabwégung vorzunehmen. Die Vorteile fur die Aus-
nahmewerber mussen gréRer sein als die in die Interessenssphdre der Nachbarn fallenden Nachteile.

Etwas gelockert werden die Anforderungen fur die Errichtung von Bauten im Mindestabstand auch im
Zusammenhang mit der Errichtung von Nebenanalgen, und zwar durch den Entfall der EingeschoBigkeit
(Z 2.4.1). Damit soll die Unterkellerung von Nebenanlagen erleichtert werden. Nicht gedacht ist an eine
Erleichterung der Errichtung mehrgeschoRiger oberirdischer Nebenanlagen im Mindestabstand.

Zu Art 111 (Anderung des Baupolizeigesetzes 1997):
ZuZ21(82AbslZ4):

Da vor Austausch solcher Anlagen kiinftig zwingend eine Alternativenpriifung samt Ausnahmeverfahren
nach § 46 BauTG durchzufiihren ist (s § 33a Abs 2 BauTG), wird eine von den Auswirkungen des Aus-
tauschs auf die Belange des 8 3 Abs 1 BauTG unabhéangige allgemeine Bewilligungspflicht fur solche Vor-
haben eingefihrt.

ZuZ22(82Abs3Z7):

Damit wird klargestellt, dass weder bei rein almwirtschaftlichen Landwirtschaften noch bei rein forstwirt-
schaftlichen Betrieben der betrieblichen Zwecken dienende Bau bewilligungsfrei hergestellt werden kann.
Eine Bewilligungsfreistellung wirde die Festlegungen des § 48 ROG betreffend Baufiihrungen auferhalb
der Hofstelle unterlaufen. Die Klarstellung entspricht auch der Jud des VWGH (vgl Erk 16.2.2021, Ra
2019/06/0001).

ZuZ23(82Absb5):

Der Begriff ,,La&rmemission* wird durch die (neutrale) Bezeichnung ,,Schallemission* ersetzt. Auflerdem
werden die Schallgrenzwerte fir bewilligungsfreie Windkraftanlagen etwas gelockert. Sie orientieren sich
an den Planungsrichtwerten fiir die Emission gemaR der ONORM S 5021 (2017-08), wobei zu beriicksich-
tigen ist, dass diese Werte nur eine verfahrensrechtliche Trennlinie (bewilligungsfreie/bewilligungspflich-
tige Anlagen) bilden.

ZuZ3(83):

Erfahrungen aus der Praxis haben gezeigt, dass die bisher geltende Energieausweisvorlageverpflichtung
eine gewisse Hurde flr gesamthafte Geb&udehlllensanierungen darstellt. Dies flihrt zum Teil dazu, dass
Bauwerber von einer thermischen Sanierung der Geb&udehlle Gberhaupt Abstand nehmen. Zum Teil wird
das Gesamtvorhaben bewusst in mehrere Einzelvorhaben aufgeteilt, um die 25 % Grenze fir groRere Re-
novierungen nicht zu tberschreiten. Klima- als auch energietechnisch ist beides kontraproduktiv. Kiinftig
soll daher bei bewilligungsfreien Geb&udehillensanierungen eine unabhéngige Energieberatung mit Emp-
fehlungen fiir eine gesamthafte energieeffiziente Renovierung des Geb&udes (Renovierungspass) geniigen.
Damit soll die Anzahl der Teilsanierungen zur Erreichung der Klimaziele erhéht und ein mdglichst unbdi-
rokratischer VVollzug erreicht werden.

Zu Z4 (8§ 3a):

Mit dieser Bestimmung wird im Shg Baurecht ein sogenanntes Mitteilungsverfahren mit einem ,fiktiven
Baukonsens* fiir gewisse bauliche Malinahmen eingefiihrt wird.

Es hat sich in der t&glichen Verwaltungspraxis (auch anderer Materien) erwiesen, dass eine behérdliche
erteilte Bewilligung nicht fur jedwede bewilligungspflichtige MaRnahme erforderlich ist, sondern es aus-
reicht, wenn der Behdrde eine Interventionsmdglichkeit bei potentieller Unvereinbarkeit des Beantragten
mit der gesetzlichen Vorgabe eingerdumt wird. Dazu ist es jedenfalls erforderlich, dass die Manahme mit
den erforderlichen Unterlagen der Behorde zur Kenntnis gebracht wird. Diese hat innerhalb eines Zeitraums
von vier Wochen zu priifen, ob diese mit den gesetzlichen VVorgaben in Einklang steht oder nicht, wobei
die Prifbefugnis der Behorde dabei nicht eingeschrénkt ist. Erfolgt innerhalb dieser Frist seitens der Be-
horde keine Reaktion, gilt die MalRnahme als bewilligt. Kommt die Behdrde zur Einsicht einer potentiellen
Unvereinbarkeit mit den gesetzlichen VVorgaben, hat sie tatig zu werden, indem sie das ,,ordentliche* Be-
willigungsverfahren (allgemeines bzw vereinfachtes Verfahren) einleitet und den Bewilligungswerber dar-
Uber informiert.

Das Mitteilungsverfahren soll grundsétzlich nur fur Einparteienverfahren und vorerst auch nur fiir bauliche
MaRnahmen zur Errichtung oder erheblichen Anderung technische Einrichtungen zur Anwendung gelan-
gen, weil bei diesen Verfahren die Einhaltung der bautechnischen Anforderungen im Vordergrund steht.
Ebenso soll das Mitteilungsverfahren nur zur Anwendung kommen, wenn die bauliche MalRnahme als selb-
standiger Verwaltungsakt beantragt wird. Ist die Errichtung einer technischen Einrichtung Projektbestand-
teil eines Neubaus, ist das ordentliche Bewilligungsverfahren durchzufiihren. Sehr wohl soll aber das Mit-
teilungsverfahren zur Anwendung gelangen, wenn die technische Einrichtung nachtraglich nur an einer
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bestehenden AulRenwand befestigt wird, weil es hier zu keiner baulich konstruktiven Erweiterung des be-
stehenden Baus kommt.

Ausdriicklich ausgeschlossen ist das Mitteilungsverfahren fiir die Errichtung oder der Austausch von Heiz-
kesseln von Zentralheizungsanlagen mit fliissigen fossilen oder festen fossilen Brennstoffen, weil hier eine
Alternativenprifung und in aller Regel ein Verfahren nach § 46 BauTG durchzufiihren sein wird.

Die fur das Mitteilungsverfahren festgelegten Schallgrenzwerte fur Luftwarmepumpen entsprechen jenen
fiir Windkraftrader.

Zu Z 4a (8 4 Abs 1):

.Start- und Ubergangswohnung* sind definitionsgemaR Bauten, die neben bestimmten baulichen Anforde-
rungen auch gewisse verwendungs- bzw verfligungsbezogene Kriterien erfiillen missen. Die Erfullung die-
ser Kriterien ist durch die VVorlage entsprechender Nachweise zu belegen.

ZuZ6.1(810Abs1Z8):

Fir den neuen Bautyp ,,Start- und Ubergangswohnungen® soll bis zu einer Baumasse von 5.000 m3 das
vereinfachte Verfahren zur Anwendung gelangen. Nachbarliche Interessen werden dadurch nicht beein-
trachtigt.

Zu Z 6.2 (8 10 Abs 4):

Die Anderung dient der Verwaltungsvereinheitlichung, zumal kiinftig fur samtliche Nebenanlagen mit ei-
ner berdachten Fl&che von nicht mehr als 20 m2 die Unterlagen fur das Bauansuchen nicht mehr von einer
dazu nach gewerblichen oder sonstigen Rechtsvorschriften ausdriicklich befugten Person verfasst und un-
terfertigt sein missen.

ZuZ7(817a):

Abs 1: Die Bestimmung fiir Zu- und Aufbauten wird den Vorgaben der RI 2010/31/EU (vgl insb deren Art
278,11 Abs 6 und 12 Abs 1 lit a) dahingehend angepasst, dass ein Energieausweis nur noch dann erfor-
derlich ist, wenn a) durch einen Zu- oder Aufbau oder eine Verwendungszweckanderung ein selbstandiger
Gebéudeteil fur eine zusatzliche Wohnung oder sonstige Nutzungseinheit (zB Geschaftseinheit) errichtet
oder b) die konditionierte GeschoRflache des Baus um mehr als 80 m2 vergrofRert wird.

Abs 2: Die Ausnahmen von der Verpflichtung zur Ausstellung eines Energieausweises einerseits und zu
den bautechnischen Gesamtenergieeffizienz- und Warmeschutzanforderungen andererseits basieren zwar
beide auf Art 4 Abs 2 der RL 2010/31/EU, weichen derzeit aber in ihrer Ausgestaltung geringfligig vonei-
nander ab. Zur Rechtsvereinheitlichung erfolgt eine VVerweisung auf den Ausnahmekatalog des § 33 Abs 5
BauTG.

Die Einfligung im Abs 3 nutzt — in Anlehnung an Regelungen anderer Bundeslander (vgl zB § 23 Abs 2
der Tiroler Bauordnung 2018) — unionsrechtliche Spielrdume dahingehend, dass bei Errichtung von Ge-
baudeteilen die Ausstellung eines Energieausweises fir das gesamte Gebaude nicht zwingend ist. Vielmehr
genlgt die Erstellung fir den von der Baumalinahme betroffenen (selbstandigen) Gebédudeteil (vgl die Art
11 Abs 6 und 12 Abs 1 lit a der RL 2010/31/EU).

Zu Z8(§817b):

Die Einflihrung eines Renovierungspasses fult auf Art 19a der RL 2010/31/EU. Er ist ein langfristiges
Konzept fir die schrittweise Renovierung eines bestimmten Gebaudes auf Grundlage von Qualitatskrite-
rien, in dem relevante Mallnahmen und Renovierungen zur Verbesserung der Energieeffizienz beschrieben
werden, die zur Erfullung der Anforderungen an die gréRere Renovierung fiihren. Ein Renovierungspass
ist hinsichtlich Umfang und Anhang sinngemé&R einem Energieausweis samt technischem Anhang — in die-
sem Fall ohne MaRnahmen und Empfehlungen — nachempfunden.

Zu Z9 (8 17c):

Nachdem Daten aus Inspektionen gebdudetechnischer Systeme auch fiir die Energieeffizienz von Bauten
relevant sind, soll die Aufzdhlung in der Z 1 um die Daten von Priiforganen gemdl 8 19b Abs 1 erweitert
werden. AuBerdem sollen die Daten geméaR den Z 1 bis 5 nicht mehr nur fir bautechnische, sondern fir alle
Zwecke der Bauverwaltung — also auch zur Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben nach den sonstigen bau-
rechtlichen Bestimmungen — verwendet werden dirfen und andererseits (klarstellend) die nicht personen-
bezogenen Energieausweisdaten auch fur raumordnungs- und siedlungspolitische Weichenstellungen.

Zu Z 10 (8§ 19b):

Mit Abs 1 erfolgt eine Anpassung an die gednderten VVorgaben des Abs 1 der Art 14 und 15 der RL
2010/31/EU idF der RL (EU) 2018/844 (in der Folge kurz Geb&ude-RL). Konkret geht es dabei einerseits
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um die Anhebung der Leistungsgrenze der inspektionspflichtigen Anlagen von 20 kW auf 70 kW Nenn-
warmeleistung, andererseits aber auch um die Einbeziehung von Wé&rmepumpen, Widerstandsheizungen
udgl. Die Begrifflichkeiten Heizungsanlage und Klimaanlage sind dabei im Sinn der Z 15 und 15a der
Gebdude-RL zu verstehen.

Die ndheren technischen Inhalte der Inspektion sollen (wie bisher fiir Heizungsanlagen mit Kesseln) durch
Verordnung festgelegt werden (Abs 2). Der bisherige letzte Satz des Abs 2 wird aus systematischen Griin-
den in den Abs 3 liberstellt.

Zu Z 11 (§ 22a):

Diese Bestimmung bietet die Basis fir die Ein- bzw Fortfiihrung einer Digitalisierung des Baurechts. Die
Erarbeitung und Festlegung der digitalen Formulare udgl sowie die Bereitstellung der technischen Kompo-
nenten dafir soll nicht den Gemeinden angelastet, sondern als Aufgabe von der Landesregierung — selbst-
versténdlich in enger Abstimmung mit den Gemeinden — wahrgenommen werden. Der Vorteil dieser Vor-
gangsweise ist vor allem darin zu sehen, dass nicht 119 verschiedene Systeme geschaffen werden missen,
sondern ein einheitliches System, welches von allen Gemeinden angewandt wird. Damit werden zwar die
Entwicklungskosten dem Land erwachsen, aber gleichzeitig auch Vorteile, weil durch die damit zur Ver-
fugung stehenden Daten wesentlich effektiver Auswertungen tber das Baugeschehen in Salzburg erfolgen
kénnen. Auch fiir die Gemeinden bietet die Digitalisierung Vorteile, wenn es dadurch gelingt, den mit der
Bauverwaltung verbundenen Aufwand zu minimieren.

Dieser Schritt zur Digitalisierung ist nicht gedacht als eine komplette Systemumstellung, sondern als Pro-
zess. Damit soll eine langsame an den zur Verfligung stehenden Ressourcen und den Nutzern orientierte
Implementierung erfolgen. Daher bleiben auch die bisherigen Bestimmungen betreffend die sonst auf ana-
logem Weg beizubringenden Unterlagen etc vorléufig aufrecht.

Zu Abs 1:

Die Bestimmung schafft die Grundlage dafiir, dass ganz allgemein Unterlagen, welche gemaR den Bestim-
mungen des BauPolG in analoger Form den Antragen etc beizulegen (zB Plane, technische Beschreibungen
udgl) sind, auch digital iibermittelt werden miissen. Dabei ist vor allem an eine Ubermittlung im pdf-Format
gedacht. Jedoch kdnnen dafiir auch andere Formate in Betracht kommen (wie etwa die Vermessungsurkun-
den der Bauplatzerkl&rungen im dort Ublichen dwg-Format). Die Landesregierung hat im Rahmen der Ver-
ordnungserlassung das entsprechende Format zu bestimmen.

Zu Abs 2:

Die Schaffung einer eigenstandigen Internetanwendung fiir Zwecke der Bauverwaltung stellt eine Aufgabe
der Landesregierung dar. Diese Anwendung soll sich auf Grund der bisherigen Erfahrungen an dem in der
Raumordnung seit tber einem Jahrzehnt in Verwendung stehenden ROGServe orientieren, jedoch unter
Beriicksichtigung der anderen Gegebenheiten des Baurechts. Durch die Anwendung soll ein Datenaus-
tausch zwischen den Antragstellern und von diesen Beauftragten, Behérden und Sachverstandigen ermog-
licht werden, und zwar verstanden als Angebot, nicht aber als (alternativlose) Verpflichtung.

Zu Abs 3:

Die Mdglichkeit, digitale Formulare zu schaffen, stellt eine wesentliche Komponente fir die Verarbeitung
der Inhalte in einer Datenbankstruktur dar.

Zu Abs 4:

Da auch im Fall einer digitalen Abwicklung gleichen Daten wie im Rahmen der Energieausweisdatenbank
Gegenstand der Bearbeitung sind, genligt es zur entsprechenden Umsetzung der VVorgaben der DSGVO auf
die bezugnehmenden Bestimmungen des § 17¢ zu verweisen.

Zu Z 13.2 (8§ 24b Abs 9):

Es soll eine Legalsanierung von nach dem kompetenzrechtlich falschen Regime bewilligten Bauten erfol-
gen, um Rechtssicherheit herzustellen. Die Verfolgung dieses Zweckes stellt sicher, dass die Bestimmung
nicht etwa eine sachwidrige Begunstigung konsenslos errichteter Anlagen darstellt (vgl dazu VfSlg
14.681/1996).

Zu Art IV (Anderung des Bautechnikgesetzes):
ZuZzZ?2(82):

Die Legaldefinitionen werden um jene Begriffe erweitert, welche fir die ergdnzende Umsetzung der Ge-
baude-RL erforderlich sind.

Zu Z 3 (8 6 Abs 3):
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In der seit Jahren laufenden Diskussion um Kostenreduktionen im Wohnbau erfolgt immer wieder der Hin-
weis, dass viele Kostensteigerungen nicht auf den eigentlichen bautechnischen Normen beruhen, sondern
auf sonstigen Regelungen der Technik, welche fir die Ausfiihrung und den Betrieb von Bauten zur An-
wendung gelangen (zB Onormen). Ein Abweichen von solchen Normen ist fiir Bauausfiihrende und Bau-
trager aber in der Regel nicht maglich, weil bei zivilrechtlichen Streitigkeiten etc regelméRig diese Stan-
dards von den Gerichten als verbindlich angesehen werden. Ziel des Regelungsvorschlages ist es, hier ge-
gebenenfalls gegensteuern zu kénnen. Explizit klargestellt wird im Zusammenhang, dass Onormen und
technische Regelwerke zur Barrierefreiheit von Bauten nicht Gegenstand einer VVerordnung nach dieser
Bestimmung sein kénnen.

Zu Z 4 (8 33 Abs 4 und 4a):

Abs 4 wird der RL 2010/31/EU dahingehend angepasst, dass nach deren Art 7 die Mdglichkeit besteht, die
Anforderungen an die Gesamteffizienz bestehender Geb&ude auf die renovierten Gebaudekomponenten
anzuwenden. Dabei ist jedoch darauf zu achten, dass die erneuerten bzw thermisch verbesserten Einzel-
komponenten nicht einem gesamthaften Sanierungskonzept widersprechen, dessen Ziel die Erreichung der
Anforderungen flr die grofRere Renovierung ist.

Mit Abs 4a wird Art 8 Abs 9 der RL 2010/31/EU umgesetzt. Die Dokumentation ist zweckmaRigerweise
solange aufzubewahren, bis diese in einen auszustellenden Energieausweises einflief3t.

Zu Z5 (8 33a):

Aus Griinden der Rechtsklarheit und -tbersichtlichkeit soll im Abs 1 ein (deklaratorischer) Hinweis auf das
Olkesselleinbauverbotsgesetz des Bundes aufgenommen werden, wonach die Aufstellung und der Einbau
von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen fiir fllissige fossile oder flr feste fossile Brennstoffe in neu
errichteten Gebduden unzulassig sind. Auf Grund der Kompetenzdeckungsklausel gilt dieses Verbot auch
in baurechtlichen Angelegenheiten.

Mit Abs 2 werden die Zielsetzungen, die zur Erlassung des Olkesseleinbauverbotsgesetzes gefiihrt haben,
auf Bestandsbauten erweitert, wobei von einem absoluten Verbot der Errichtung bzw des Austausches von
solchen Heizkesseln aber abgesehen wird. An dessen Stelle wird — im Sinn der Art 6 und 7 der Geb&ude-
RL fur Neubauten und gréRere Renovierungen — eine Alternativenprifung zum Einsatz eines hocheffizien-
ten alternativen Systems verpflichtend vorgeschrieben. Die Priifung ist dabei insofern abgestuft, als bei
Vorhandensein eines solchen Systems dieses grundsatzlich zu verwenden ist. Ist der Einsatz eines hochef-
fizienten alternativen Systems aus technischen, funktionellen oder wirtschaftlichen Griinden nicht zweck-
maRig oder nicht zumutbar, kann eine Ausnahme gemaR § 46 beantragt werden. Die Landesregierung kann
zur effektiven Abwicklung der damit verbundenen Aufgabenstellungen durch Verordnung nahere Festle-
gungen treffen.

Zu Z 6 (8 35a):

§ 35a definiert den neuen Bautyp ,,Start- und Ubergangswohnungen®. Die Schaffung des eigenen Bautyps
beriicksichtigt, dass durch die gesetzlichen Vorgaben nicht jedweder Wohnbau in den Anwendungsbereich
der Bestimmung fallt, sondern nur Neubauten, welche aufgrund der definierten Charakteristika leistbaren
Wohnraum bieten sollen. Als ,leistbar” gilt dabei nur ein Preis gilt, welcher die ortstiblichen Kaufpreise
bzw Mietzinse um zumindest 10 % unterschreitet.

Ein zentrales Wesenselement des neuen Bautyps ist die Einrdumung eines verbindlichen VVorschlagsrechts
an die Standortgemeinde betreffend die kiinftigen Nutzer bzw Nutzerinnen der Wohnungen. Gleichzeitig
wird der Anwendungsbereich in mehrfacher Hinsicht eingeschrankt (Abs 2 Z 1 bis 3):

Z 1: Auf Grund des zwingenden Erfordernisses eines VVorschlagsrechts sollen die Regelungen nur fiir Neu-
bauten zur Anwendung gelangen.

Z 2: Eine Uberwiegende Nutzung als Mietwohnbau liegt vor, wenn uiber 50 % der Nutzflachen des gesamten
Baus fur eine Mietwohnnutzung vorgesehen sind. Diese Verwendung ist bei Antragstellung ausdriicklich
zu erkléren (vgl § 4 Abs 1 lit e BauPolG).

Z 3: Die hier festgelegte Mindestanzahl an Kleinwohnungen wird im Abs 3 weiter konkretisiert, indem
diese groRenméaRig hinsichtlich ihrer Wohnnutzflache beschrankt werden (Zweizimmerwohnungen mit ma-
ximal 45 m? Wohnnutzflache oder Dreizimmerwohnungen mit maximal 65 m? Wohnnutzflache). Diese
Grolenbeschrankung der Wohnungen dient vor allem der Leistbarkeit und soll die Schaffung von groRen
und damit teuren Wohnungen verunmdglichen.

Mit dem Vorschlagsrecht (Préasentationsrecht) fur iber mindestens 75 % der Wohneinheiten, welches eben-
falls bei Antragstellung bereits nachzuweisen ist, soll der Gemeinde eine Einflussméglichkeit auf den Kreis
der kuinftigen Bewohner bzw Bewohnerinnen zur Deckung des gemeindlichen Bedarfs eingerdumt werden.
Ferner ist die Gemeinde ermachtigt, im Rahmen einer zivilrechtlichen Vereinbarung die leistbaren Preise
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im Sinn des Abs 1 zu vereinbaren (Abs 5), und zwar sowohl fiir den Fall der Bestandgabe durch entspre-
chende Mietpreisregelungen als auch fiir den Eigentumserwerb durch die Festlegung entsprechender Kauf-
preise. Diese sind — unter Beachtung der 10%-Regelung — durch die Vertragspartner autonom zu bestim-
men, indem etwa die Preise der letzten Transaktionen von Wohnungen oder Vermietungen als Ausgangs-
punkt flr die Vereinbarung herangezogen werden. Der Begriff der Kosten gemaR Abs 1 umfasst dabei nicht
nur die eigentlichen Errichtungskosten, sondern auch die Grundkosten, sodass anhand des konkreten Ein-
zelfalls in Abhé&ngigkeit von der Lage etc entsprechende Festlegungen im Vertrag getroffen werden kénnen.
Da die Vereinbarung ausschlielich zivilrechtlichen Charakter hat, ist klar, dass deren Einhaltung nicht mit
baupolizeilichen Mitteln, sondern nur mittels Zivilrecht sichergestellt werden kann. Eine Absicherung der
Einhaltung des vereinbarten Kauf- oder Mietpreises sollte daher auf Ebene des Vertrages erfolgen, indem
etwa entsprechende Konventionalstrafen vorgesehen werden (Abs 5 zweiter Satz).

Abs 4 entbindet Start- und Uberganswohnungen von bestimmten bautechnischen Anfordergen, und zwar
als Beitrag zur Erreichung des mit diesem Bautyp intendierten Ziels des leistbaren Wohnens. Diese betref-
fen die Verpflichtung zur Errichtung von Einrichtungen nach den §§ 34 und 35. Auch wird die Anzahl der
Wohn- und Geschaftseinheiten, bis zu denen keine Verpflichtung zur Errichtung eines Aufzugs besteht (bei
maximal drei oberirdischen Geschofen), von neun auf zwdlf erhéht. Von den Bauwerbern fiir erforderlich
erachtete Abstellrdume, Waschkiichen und Trockenrdume kénnen auch in Nebenanlagen am Bauplatz zur
Errichtung gelangen. In diesem Fall werden sie in sinngeméfer Anwendung des § 56 Abs 7 ROG 2009 bis
zu einem Hochstausmall von 12 % der Bauplatzflache nicht in die bauliche Ausnutzbarkeit einbezogen.
Die 12%-Obergrenze bezieht sich dabei nur auf die genannten Raumlichkeiten, nicht aber auf Garagen und
andere privilegierte eingeschofBige Nebenanlangen.

Zu Z 7 (88 37 und 37a):
Zu 8 37:
Diese Bestimmung enthalt die erforderlichen Anpassungen an die gednderten VVorgaben der Gebdude-RL.

Im Abs 1 wird der unionsrechtlich verpflichtende Einbau von Steuerungen fur Heiz- und Klimaanlagen und
Kombinationen derselben bei Nichtwohnbauten mit einer Leistung ab 290 kW umgesetzt. Diese Verpflich-
tung gilt auch fur Gebaude, welche sowohl der Wohnfunktion als der Wirtschaftsfunktion dienen (zB im
SockelgescholR Geschéfte dartiber Wohnungen). Allerdings unter der Voraussetzung, dass ein beide Nut-
zungen versorgendes Heiz- bzw Klimasystem gegeben ist bzw bei getrennten Systemen die Leistung fur
die Nicht-Wohnnutzung 290 kW Ubersteigt.

Abs 2 folgt den Empfehlungen der Art 14 Abs 5 und 15 Abs 5 der Gebaude-RL. Die Bestimmung sieht bei
Wohnbauten mit Heizungs- und Klimaanlagen mit einer Nennleistung tber 70 kW zwar keine Verpflich-
tung des Einbaues von Steuerungssystemen vor. Der Einbau einer Steuerung mit den beschriebenen Eigen-
schaften soll aber erwogen werden, weil dies aus fachlicher Sicht zur Betriebsiberwachung und Effizienz-
steigerung sinnvoll ist.

Abs 3 enthdlt — wiederum aus Griinden der Rechtsklarheit und -ubersichtlichkeit — einen deklaratorischen
Hinweis auf die bundesrechtlichen Bestimmungen betreffend die Verpflichtung zum Einbau von Ver-
brauchserfassungsgeréten, welche auf Grund der Kompetenzdeckungsklausel in die Zustandigkeit des Bun-
des fallen und im Zusammenhang zu beachten sind.

Zu § 37a:

Mit dieser Bestimmung werden die VVorgaben des Art 8 Abs 2 bis 6 der Gebdude-RL in Bezug auf die
Elektromobilitdt umgesetzt. Dabei sind die Anforderungen an Wohnbauten und Nichtwohnbauten unter-
schiedlich, sodass im Abs 1 eine entsprechende Regelung auch fir sogenannte gemischt-genutzte Bauten
(zB Geschéftshauser mit Wohnungen in den oberen GeschoRen) zu treffen ist. Ferner betreffen die vorge-
nannten Vorgaben nicht nur Stellplatze in Gebduden, sondern auch solche im Freien.

Die Verpflichtung zur Herstellung einer Ladeinfrastruktur ist nicht auf Neubauten beschrankt, sondern er-
fasst auch bestehende Bauten, wenn bauliche MalRnahmen zur Sanierung bzw Erneuerung oder Umbauten
durchgefiihrt werden, welche auch die Pflichtstellplatze oder die elektrotechnische Infrastruktur des Baus
erfassen (Abs 2). Eine tatbestandliche Ankniipfung an die ,,gréRere Renovierung* - wie in der Richtlinie
prinzipiell vorgesehen - erfolgt in diesem Zusammenhang nicht, weil etwa die Sanierung von Tiefgaragen
und insbesondere Freiflachen-Stellplatzen nicht nur im Zuge der thermischen Sanierung der Gebaudehuille
erfolgen und somit kein kausaler Zusammenhang zwischen diesen baulichen MaRnahmen besteht. Eine
Erneuerung der elektrotechnischen Infrastruktur eines Baues liegt nicht bereits bei Austausch einer Licht-
leitung vor. Vielmehr geht es darum, dass wenn eine Erneuerung der Ausstattung erfolgt, weil die beste-
hende Infrastruktur nicht mehr dem technischen Standard entspricht, gleichzeitig die Ausstattung mit der
Ladeinfrastruktur vorgenommen werden soll. Dies auch unter dem Gesichtspunkt, dass die Anforderungen
an die elektrotechnische Infrastruktur eines Gebdudes durch die mit der Zielsetzung einer CO,-Reduktion
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auf dem Verkehrssektor einhergehende Steigerung der Elektromobilitat hdheren Anspriichen gentigen mis-
sen wird. Daher erscheint es wenig sinnvoll, etwa im Zuge einer Neuasphaltierung des Parkplatzes die
Herstellung einer Leerverrohrung zu unterlassen, auch wenn dies gesetzlich durch die vorliegende Vor-
schrift nicht zwingend geboten ist.

Hinsichtlich bestehender Nicht-Wohngeb&ude oder gemischt-genutzter Gebaude mit einem Stellplatzerfor-
dernis vom mehr als 20 Pflichtstellpl&tzen fir den Nicht-Wohnanteil ist im Art 8 Abs 3 der vorgenannten
Richtlinie eine Nachrustverpflichtung von einem Ladepunkt bis zum 31.12.2024 vorgesehen (Abs 3).

Hinsichtlich der Mdglichkeit einer Ausnahmegewahrung von den Verpflichtungen gemaB Abs 2 und 3 bei
bestehenden Bauten s § 49a.

Abs 4 entspricht weitgehend 8§ 37 Abs 4 des geltenden Rechts. Die bautechnische Anforderung gilt jedoch
nicht mehr nur fir grofere Sanierungen, sondern bereits im Fall der Erneuerung der elektrotechnischen
Infrastruktur (im Sinn des Abs 2).

Zu Z 8 (8 38 Abs 4):

Die Bestimmung entspricht der bisherigen Z 1 mit der Ausnahme, dass die Verpflichtung zur Bereitstellung
von Parkplétzen fur Menschen mit Behinderung in eine Ausfiihrungsverpflichtung umgewandelt wird. Dies
auch unter dem Gesichtspunkt, dass die bisherige Bereitstellungsverpflichtung oftmals dahingehend miss-
verstanden wurde, dass damit ein Rechtsanspruch auf Uberlassung an eine solche Personen verbunden sei.
Dies ist aber nicht Gegenstand der bautechnischen Anforderungen, sondern eine zivilrechtliche Fragestel-
lung (vgl VWGH 27.02.2015, 2013/06/0145).

Die bisher in der Z 2 vorgesehene Verpflichtung zur Herstellung einer Leerverrohrung ist auf Grund der
Vorgaben der Gebaude-RL nunmehr gedndert und im § 37a Abs 4 neu geregelt.

Zu Z 9 (8 46 Abs 2a):

Fur bautechnische Ausnahmen nach § 33a Abs 2 sollen besondere, aber landesweit einheitliche Regelungen
aufgestellt werden konnen. Dazu wird der Landesregierung eine ausdriickliche Verordnungsermachtigung
eingerdumt.

Zu Z 10 (8 49):

Da in der Verordnung eine Uberdachung von Fahrrad-Stellplatzen beabsichtigt ist, soll den Bauwerbern
die Moglichkeit einer Ausnahmegewahrung eingeraumt werden. Dies vor allem in Hinblick auf die erfor-
derliche Uberdachung von Stellplatzen fiir Fahrrader bei Handelsbetrieben, da hier die Fahrrader in der
Regel nur von den dort Beschaftigten langer abgestellt werden, nicht aber von den eher kurz verweilenden
Kunden. Beurteilungsmalistab flr die Gewahrung einer Ausnahme ist das entsprechende Verkehrsbedirf-
nis, welches fiir unterschiedliche Nutzungen auch eine auf den Einzelfall bezogene differenzierte Betrach-
tung erfordert.

Zu Z 11 (8§ 49a):

Die Mdglichkeit einer Ausnahme von der Errichtungspflicht der Ladeinfrastruktur ist in Art 8 Abs 6 der
Gebéude-RL vorgesehen, wobei hier auf die Kosten einer groReren Renovierung abgestellt werden soll (lit
¢ der vorgenannten Richtlinienbestimmung). Die Kosten sind vom Ausnahmewerber durch die Vorlage
einer entsprechenden Kostenschatzung eines dazu Befugten zu belegen. Diese geltend gemachten Kosten
unterliegen einer Plausibilitatspriifung durch die Baubehérde.

Die Ausnahme des Abs 2 stellt auf jene Falle ab, wo bei Nicht-Wohnbauten kein Beduirfnis nach der Schaf-
fung einer Ladeinfrastruktur gegeben ist, oder eine solche im &ffentlichen Raum bereits errichtet wurde.

Zu Z 12 (8§ 52):

Die hier vorgesehene Erganzung betreffend Informationen lber die lokale Verfuigbarkeit von alternativen
Energieangeboten erfolgt im Rahmen des SAGIS und entspricht bereits dem gegenwartigen Stand.

Zu Z 15 (Anlage 2):

Die Anpassung der Schliisselzahlen von verpflichtend zu schaffenden Fahrradabstellplatzen erfolgt auf
Grundlage von Forderungen der Praxis und dem Bemihen, die Verwendung von Fahrradern attraktiver zu
gestalten.

Zu Art V (Anderung des Salzburger Bauproduktegesetzes):

Mit dem vorliegenden Entwurf werden die Euratom-RL (Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung
grundlegender Sicherheitsnormen flr den Schutz vor den Gefahren einer Exposition gegeniiber ionisieren-
der Strahlung und zur Aufhebung der Richtlinien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom,
97/43/Euratom und 2003/122/Euratom, ABI. Nr. L 13 vom 17. 1. 2014, S 1) und die Okodesign-RL (Richt-
linie 2009/125/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines
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Rahmens fiir die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrele-
vanter Produkte, ABI. Nr. L 285 vom 31. 10. 2009, S 10) umgesetzt und gleichzeitig entsprechende Durch-
fiihrungsbestimmungen betreffend die Ecolabel-VO (Verordnung (EU) 2017/1369 des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 4. 7. 2017 zur Festlegung eines Rahmens fur die Energieverbrauchskennzeich-
nung und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU) flir Bauprodukte umgesetzt.

»Bauprodukt” ist gemaR Art 2 Z 1 der Bauprodukte-Verordnung ,,Jedes Produkt oder jeder Bausatz, das
bzw der hergestellt und in Verkehr gebracht wird, um dauerhaft in Bauwerke oder Teile davon eingebaut
zu werden und dessen Leistung sich auf die Leistung des Bauwerks im Hinblick auf die Grundanforderun-
gen an Bauwerke auswirkt.“ Ob ein Bauprodukt im Sinne der Bauprodukte-Verordnung vorliegt, ist somit
jeweils anhand des konkreten Produktes zu beurteilen, ob es zur dauerhaften Verbindung mit einem Bau-
werk bestimmt ist und ob es zur Erflllung einer oder mehrerer der in Anhang | der Bauprodukte-Verord-
nung bzw in 8 3 Abs 1 BauTG 2015 umschriebenen Grundanforderungen an Bauwerke beitragt.

Der Anwendungsbereich der umzusetzenden Okodesign-RL (2009/125/EG) bezieht sich auf alle energie-
verbrauchsrelevanten Produkte. Dabei handelt es sich gemaR der Definition in Art 2 Z 1 ,,um Gegenstande,
deren Nutzung den Verbrauch von Energie in irgendeiner Weise beeinflusst.” Damit ist klargestellt, dass
nicht nur energieverbrauchende Produkte erfasst sind, sondern auch Produkte, welche den Energiever-
brauch beeinflussen.

Dabei gibt die Okodesign-RL lediglich einen Rahmen fiir die Festlegung von Anforderungen an die um-
weltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte vor. Diese Anforderungen werden von der
Europdischen Kommission durch entsprechende Verordnungen festgelegt (zB Verordnung (EU) Nr.
1253/2014 fur Luftungsanlagen, Verordnung (EU) Nr. 813/2013 flir Raumheizgerate und Kombiheizge-
réte). Diese Verordnungen enthalten nicht nur Anforderungen an die Energieeffizienz und an die Verbrau-
cherinformationen, sondern auch Anforderungen hinsichtlich Luftschadstoffemissionen (zB Emissions-
grenzwerte fiir Stickoxid oder Staub). Nach den Vorgaben der Okodesign-RL diirfen Produkte, welche
solchen Anforderungen unterliegen, nur dann in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen werden, wenn
sie den fiir sie festgelegten Anforderungen entsprechen. Die Hersteller oder Importeure miissen die Uber-
einstimmung ihrer Produkte mit den VVorgaben priifen. Sie stellen daraufhin eine Konformitatserklarung fur
das Produkt aus und versehen es mit dem CE-Konformitétskennzeichen.

Daher ist es erforderlich, entsprechende Bestimmungen fir das Inverkehrbringen bzw die Inbetriebnahme
und spezifische Regelungen betreffend die Marktiiberwachung von Bauprodukten, fiir die Okodesign-An-
forderungen gelten und Bauprodukte im Sinne der Bauprodukte-Verordnung darstellen, in das bestehende
Bauproduktegesetz aufzunehmen.

Die Okolabel-VO(EU) 2017/1369 zur Energieverbrauchskennzeichnung ersetzte die Richtlinie
2010/30/EU und ist unmittelbar anwendbar. GemaR Artikel 8 Abs 1 ist eine Marktiiberwachung gemai Art
16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 vorzusehen. Im Hinblick auf diese energieverbrauchrelevanten
Bauprodukte werden daher die bisherigen VVorschriften zur Marktiiberwachung entsprechend den VVorgaben
der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 adaptiert und entsprechend der Verpflichtung gemai Art 41 Strafbe-
stimmungen festgelegt.

Durch die vorliegende Novelle wird auch die Euratom-RL (Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung
grundlegender Sicherheitsnormen fiir den Schutz vor den Gefahren einer Exposition gegeniiber ionisieren-
der Strahlung und zur Aufhebung der Richtlinien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom,
97/43/Euratom und 2003/122/Euratom, ABI. Nr. L 13 vom 17. 1. 2014, S 1) im Bauprodukterecht umge-
setzt. In Bauprodukten kénnen Radionuklide in verschiedenen Aktivitdtskonzentrationen vorhanden sein
und somit fiir die Strahlenexposition beachtlich sein. GeméaR den Zielsetzungen der Richtlinie soll diese
Gammastrahlenbelastung begrenzt werden. Daneben legt diese Richtlinie auch einen Referenzwert fiir die
externe Exposition in Innenrdumen durch Gammastrahlung aus Baustoffen fest. Die Umsetzung dieser
Festlegung kann allerdings nicht auf Ebene des Bauproduktenrechtes erfolgen, sondern ist Teil bereits be-
stehender bautechnischer Anforderungen (siehe § 22 Abs 1 BauTG 2015; zur bundesrechtlichen Umset-
zung s auch 8 123 Abs 1 der Allgemeinen Strahlenschutzverordnung 2020, BGBI 11 Nr 339/2020). Eine
Konkretisierung dieser Anforderungen zur Umsetzung der Richtlinie ist Gegenstand einer Anpassung der
Bautechnik-Verordnung an die bereits diese Anforderungen berticksichtigende OIB-Richtlinie 3, Punkt 8.2
(Ausgabe April 2019).

ZuZ2(82):

Die Begriffsbestimmungen werden zur vereinfachten Auffindbarkeit der Normen um die ,,Okodesign-
Richtlinie* und die ,,Euratom-Richtlinie* ergénzt.

Zu Z 3 (88 8a bis 8e):
§ 8a:
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Gemal Art 75 Abs 2 lit a sind Bauprodukte, welche die in Anhang XI1I angefiihrten Stoffe enthalten, von
den Wirtschaftsakteuren vor ihrem Inverkehrbringen auf die Einhaltung des in Anhang V111 der RL defi-
nierten Aktivitatskonzentrationsindex | zu berprifen. Der Anhang X111 der Richtlinie enthélt Materialien,
die hinsichtlich ihrer emittierten Gammastrahlung in Betracht zu ziehen sind. Sofern Bauprodukte keines
dieser Materialien enthalten, kann davon ausgegangen werden, dass von ihnen keine die Gesundheit der
Benutzer gefahrdende Gammastrahlung ausgeht. Demgegentiber sind bei Bauprodukten, welche diese Ma-
terialien enthalten, die Aktivitatskonzentrationen der Radionuklide Ra-226, Th-232 und K-40 (siehe An-
hang VII1I der Richtlinie) sowie der Aktivitdtskonzentrationsindex | vor dem Inverkehrbringen zu bestim-
men.

Betragt der Aktivitatskonzentrationsindex eines Bauprodukts hdchstens den Wert 1, kann davon ausgegan-
gen werden, dass bei Verwendung derartiger Bauprodukte der Referenzwert der Gammastrahlung von
1mSv pro Jahr nicht Gberschritten wird.

Durch Verordnung der Landesregierung kann der Anwendungsbereich dieser Regelung auch auf Baupro-
dukte, die aus anderen Materialien, welche hinsichtlich des Strahlenschutzes als bedenklich eingestuft wer-
den, ausgedehnt werden.

Die entsprechenden Messergebnisse der Wirtschaftsakteure kénnen in Entsprechung des Art 75 Abs 2 litb
von der Marktliberwachungsbehdrde angefordert werden.

Nach Artikel 75 Abs 3 haben die Mitgliedstaaten bei Baustoffen, die unter Strahlenschutzgesichtspunkten
als bedenklich eingestuft werden und deren Dosisabgabe den Referenzwert voraussichtlich Gberschreiten,
angemessene Malinahmen vorzusehen. Diese Regelungen sind Gegenstand der OIB-Richtlinie 3, Punkt 8.2
— Ausgabe 2019, welche durch eine Anderung der Bautechnikverordnung in das Landesrecht implementiert
wird.

§ 8b:

Die Regelung des Abs 1 dient der Prazisierung des Anwendungsbereichs. Demnach gelten diese Regelun-
gen nur fiir Bauprodukte, an die gemaR den Durchfiihrungsakten der Okodesign-RL auch solche Anforde-
rungen gestellt werden (sogen Okodesign-Anforderungen im Sinne des Art 2 Z 24 der RL). Demnach sind
Okodesign-Anforderungen Anforderungen an ein Bauprodukt oder dessen Gestaltung, die zur Verbesse-
rung seiner Umweltvertréglichkeit bestimmt sind, oder die Anforderung, uber Umweltaspekte des Produkts
Auskunft zu geben. Diese kénnen in Form von Priifmethoden, Leistungsklassen, Kennwerte udgl festgelegt
werden.

Auf die Méglichkeit zur Festlegung von Okodesign-Anforderungen durch Verordnung der Landesregie-
rung — wie von anderen Bundesl&ndern teilweise vorgesehen — wird in diesem Zusammenhang aus Griinden
des angestrebten Ziels der Vereinheitlichung bautechnischer Anforderungen verzichtet.

Die damit verbundenen Verpflichtungen treffen die Hersteller und deren Bevollméachtigte im Bundesland
Salzburg. Die Verpflichtungen umfassen gemaR Abs 2 die Einhaltung der spezifischen Anforderungen, die
Konformitétserklarung und die CE-Kennzeichnung. Abs 3 regelt die Verpflichtungen der Importeure von
Bauprodukten mit Okodesign-Anforderungen mit einem Ursprungsland auBerhalb der EU bzw des EWR.
In Abs 4 wird der Anwendungsbereich fiir das Ausstellen auf Messen etc zuriickgenommen, indem dieses
auch ohne die Erfullung dieser Voraussetzung fur zuléssig erklart wird.

§ 8¢c:

Die Bestimmungen dienen der Umsetzung der Art 5 und 8 der Okodesign-RL. Daraus resultiert die Ver-
pflichtung zur Konformitatsbewertung, welche in weiterer Folge die Abgabe einer EU-Konformitatserkla-
rung erlaubt.

§ 8d:

Diese Bestimmung regelt das Erfordernis einer CE-Kennzeichnung und Vorliegen einer EU-Konformitéts-
bewertung und dient der Umsetzung des Artikel 5 der Okodesign-RL. Demnach darf kein Bauprodukt, an
welches Okodesign-Anforderungen gestellt werden, ohne entsprechende CE-Kennzeichnung und Konfor-
mitatserklarung in Verkehr gebracht werden.

§ 8e:

Damit wird Art 14 der OkodesingRL umgesetzt. Danach haben Hersteller die Verpflichtung, nach MaRgabe
der jeweiligen Okodesign-Anforderung Verbraucher zu informieren.

Zu Z'5 (88 12a bis 12d):

Diese Bestimmungen enthalten die spezifischen Regelungen fur die Marktlberwachung von Bauprodukten,
fur die auch Okodesign-Anforderungen gelten.
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§ 12a:

Diese Bestimmung dient der Umsetzung von Artikel 3 Abs 2 - 4 der ,,Okodesign-RL* in Hinblick auf die
Marktiiberwachung. Die in Abs 1 vorgesehenen Kontrollen erfolgen tiberwiegend durch Uberpriifung der
Anforderungen in Hinblick auf die CE-Kennzeichnung und EU-Konformitétserklarungen. Nur wenn deut-
liche Hinweise (Indizien) vorliegen, dass Okodesign-Anforderungen nicht eingehalten werden, sind vom
OIB als Marktiiberwachungsbehorde entsprechende weitergehende Uberpriifungen (zB Tests) zu veranlas-
sen. Die in Abs 2 getroffene Regelung dient der gemaR der Okodesign-RL vorgesehenen Verpflichtung,
Verbrauchern die Mdglichkeit einzurdumen, der Marktiberwachungsbehdrde entsprechende Informationen
hinsichtlich der Konformitét der Bauprodukte zukommen zu lassen.

Die Marktiuberwachungsbehorde ist verpflichtet, im Falle von deutlichen Verdachtsmomenten, dass ein
Bauprodukt den entsprechenden Okodesign-Anforderungen nicht entspricht, eine entsprechende Uberprii-
fung zu veranlassen und eine mit Griinden versehene Bewertung der Konformitét auf geeignete Weise (zB
im Internet) zu veroffentlichen. Diese Bewertung durch entsprechende Sachverstandige dient vor allem
dazu, dass rechtzeitig korrigierende MalRnahmen getroffen werden kénnen. Werden die anzuwendenden
Systeme der Konformitatsbewertungsverfahren eingehalten, wird das Ergebnis verdffentlicht. Sind ener-
gieverbrauchsrelevante Bauprodukte mit dem CE-Kennzeichen versehen und erflllen diese nicht alle gel-
tenden Okodesign-Anforderungen oder liegen die Voraussetzungen fiir das CE-Kennzeichen nicht vor, ist
von der Marktuberwachungsbehdrde entsprechend vorzugehen.

Die Verpflichtung der ,,laufenden Informationen* an die Européische Kommission (ber die Ergebnisse der
Marktiberwachung wird vom OIB wahrgenommen.

Gemal Art 8 Abs 1 der Verordnung (EU) 2017/1369 (EU-Energielevel) unterliegen Produkte, die von ein-
schlégigen delegierten Rechtsakten erfasst sind, der Marktiiberwachung nach den Bestimmungen der Arti-
kel 16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr 765/2008.

§ 12b:

Diese Bestimmung dient der Umsetzung des Art 9 der Okodesign-RL. Der in der Z 2 verwendete Begriff
der ,,harmonisierten Normen* ist in Art 2 Z 27 der Okodesign-RL wie folgt definiert: ,,27. Harmonisierte
Norm ist eine technische Spezifikation, die von einem anerkannten Normungsgremium im Auftrag der
Kommission und nach den in der Richtlinie 98/34/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22.
Juni 1998 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften ge-
nannten Verfahren zur Festlegung einer europdischen Anforderung ausgearbeitet und verabschiedet wurde,
die jedoch nicht rechtsverbindlich ist.”

8 12c:

Die hier vorgesehenen Bestimmungen betreffend die Rechte und Pflichten der Marktiberwachung bei Bau-
produkten mit Okodesign-Anforderungen und dienen der Umsetzung des Art 7 der Okodesign-RL.

§ 12d:

Diese Bestimmung dient der Umsetzung des Art 6 der Okodesign-RL.

Zu Z 6 (§18):

Die Strafbestimmungen werden zur effektiven Umsetzung der Okodesign-RL, Euratom-RL und der Ver-
ordnung (EU) Nr 2017/1369 erganzt.

Zu Z7 (8§ 18a)

Mit dieser Bestimmung wird eine dem Datenschutzrecht und der DSGVO entsprechende Rechtsgrundlage
fur die Datenverwendung seitens des OIB als Markiiberwachungsbehérde geschaffen. Diese ist fiir die Ein-
haltung der Pflichten der DSGVO verantwortlich.



32 von 32

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschlieRen:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen.
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Geltende Fassung
a) Wohnbauten und dazu gehdrige Nebenanlagen;

b) bauliche Anlagen fir Betriebe, die keine Geruchs- oder
Larmbel&stigung, sonstige Luftverunreinigung oder Erschitterung fir
die Nachbarschaft und keinen erheblichen StraBenverkehr zu
verursachen geeignet sind und die sich der Eigenart des Wohngebiets
entsprechend in die Umgebung einordnen lassen;

c) bauliche Anlagen fiir dem Bedarf der Bewohner dienende
Einrichtungen wie Kindergarten, Volksschulen, solche Handels- und
Dienstleistungsbetriebe;

2. Erweitertes Wohngebiet (EW): in einem solchen sind zul&ssig:

a) Wohnbauten und dazu gehdrige Nebenanlagen;

b) bauliche Anlagen fir Betriebe, die keine erhebliche Geruchs- oder
Larmbelastigung, sonstige Luftverunreinigung oder Erschitterung fir
die Nachbarschaft und keinen UbermaBigen StraBenverkehr
verursachen;

¢) bauliche Anlagen fiir Erziehungs-, Bildungs- und sonstige kulturelle und
soziale Aufgaben sowie der éffentlichen Verwaltung;

2a. Gebiete fiir den forderbaren Wohnbau (FW): in einem solchen sind
zuldssig:

a) Wohnbauten, die im Hinblick auf ihre Verwendung, Wohnnutzflache
und Bebauungsdichte nach wohnbauférderungsrechtlichen
Vorschriften des Landes forderbar sind,;

b) zu Wohnbauten gehorige Nebenanlagen;

c) in untergeordnetem Ausmal bauliche Anlagen, die im Erweiterten
Wohngebiet zuldssig sind (Z 2 lit b und c), innerhalb von
mehrgeschoBigen Wohnbauten gemaR der lit a;

3. Kerngebiet (KG): in einem solchen sind zul&ssig:

bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zulassig sind, unter

besonderer Verdichtung und Funktionsmischung;

4. Landliches Kerngebiet (LK): in einem solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen fur Betriebe, die keine UbermaRige Geruchs- oder
Larmbelastigung, sonstige Luftverunreinigung oder Erschitterung fir
die Nachbarschaft und keinen UbermaBigen StraRenverkehr
verursachen;

Vorgeschlagene Fassung
a) Wohnbauten und dazu gehérige Nebenanlagen;

b) bauliche Anlagen fir Betriebe, die keine Geruchs- oder
Larmbelastigung, sonstige Luftverunreinigung oder Erschitterung fur
die Nachbarschaft und keinen erheblichen StraBenverkehr zu
verursachen geeignet sind und die sich der Eigenart des Wohngebiets
entsprechend in die Umgebung einordnen lassen;

c) bauliche Anlagen fir dem Bedarf der Bewohner dienende
Einrichtungen wie Kindergarten, Volksschulen, solche Handels- und
Dienstleistungsbetriebe;

2. Erweitertes Wohngebiet (EW): in einem solchen sind zuldssig:

a) Wohnbauten und dazu gehérige Nebenanlagen;

b) bauliche Anlagen fiir Betriebe, die keine erhebliche Geruchs- oder
Larmbelastigung, sonstige Luftverunreinigung oder Erschiitterung fur
die Nachbarschaft und keinen UbermaRigen StraBenverkehr
verursachen;

c) bauliche Anlagen fiir Erziehungs-, Bildungs- und sonstige kulturelle und
soziale Aufgaben sowie der &ffentlichen Verwaltung;

2a. Gebiete fir den forderbaren Wohnbau (FW): in einem solchen sind
zuldssig:

a) Wohnbauten, die im Hinblick auf ihre Verwendung, Wohnnutzflache
und Bebauungsdichte nach wohnbauférderungsrechtlichen
Vorschriften des Landes forderbar sind,;

b) zu Wohnbauten gehdrige Nebenanlagen;

c) in untergeordnetem Ausmall bauliche Anlagen, die im Erweiterten
Wohngebiet zuldssig sind (Z 2 lit b und c), innerhalb von
mehrgescholRigen Wohnbauten gemal der lit a;

3. Kerngebiet (KG): in einem solchen sind zul&ssig:

bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zuldssig sind, unter

besonderer Verdichtung und Funktionsmischung;

4. Landliches Kerngebiet (LK): in einem solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen fir Betriebe, die keine bermaRige Geruchs- oder
Larmbelastigung, sonstige Luftverunreinigung oder Erschiitterung fur
die Nachbarschaft und keinen UbermaRigen StraBenverkehr
verursachen;



Geltende Fassung
b) bauliche Anlagen fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe;
c) bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zuléssig sind;
. Dorfgebiet (DG): in einem solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen fir land- und forstwirtschaftliche Betriebe und
Berufsgéartnereien;

b) bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zulassig sind;

. Betriebsgebiet (BE): in einem solchen sind zulassig:

a) bauliche Anlagen fur Betriebe, die im Erweiterten Wohngebiet zuldssig
sind;

b) bauliche Anlagen der 6ffentlichen Verwaltung;

c) betrieblich bedingte Wohnungen innerhalb von Bauten gemé&R der lit a
sowie dazugehdrige Nebenanlagen;

7. Gewerbegebiet (GG): in einem solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen firr Betriebe, die die Umgebung nicht GbermaRig
beeintrachtigen;

b) bauliche Anlagen der 6ffentlichen Verwaltung;

c) betrieblich bedingte Wohnungen innerhalb von Bauten geméR der lit a
sowie dazugehdrige Nebenanlagen;

. Industriegebiet (IG): in einem solchen sind zulassig:

a) bauliche Anlagen fiir Betriebe, die eine (iberméRige Beeintréchtigung
der Umgebung verursachen (zB Betriebe mit Explosions- oder
Strahlungsgefahr fur die Umgebung, wenn sie nicht unter § 34 Abs. 1
Z 1 fallen);

b) fir den Betrieb unerlassliche Wohnungen, Wohnrdume und
Einrichtungen innerhalb von Bauten gemaR der lit a;

9. Zweitwohnungsgebiet (ZG): in einem solchen sind zul&ssig:

a) Wohnbauten mit Zweitwohnungen (85 Z17) und sonstige
Wohnbauten und dazu gehdrige Nebenanlagen;

Vorgeschlagene Fassung
b) bauliche Anlagen fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe;
c) bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zuldssig sind;

. Dorfgebiet (DG): in einem solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe und
Berufsgartnereien;

b) bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zulassig sind;

. Betriebsgebiet (BE): in einem solchen sind zuldssig:

a) bauliche Anlagen fur Betriebe, die im Erweiterten Wohngebiet zulassig
sind;

b) bauliche Anlagen der 6ffentlichen Verwaltung;

c) betrieblich bedingte Wohnungen innerhalb von Bauten geméaR der lit a
sowie dazugehdrige Nebenanlagen;

d) Bauten mit baulichen Anlagen gemaR der lit a oder b im Erdgeschol3
und Start- und Ubergangswohnungen (§ 35a BauTG) in den oberen
GeschoBen, wenn unter Beriicksichtigung der rechtlichen Interessen
angrenzender Betriebe auf Grund der Lage und Immissionsbelastung
eine Eignung fiir eine Wohnnutzung geschaffen werden kann;

7. Gewerbegebiet (GG): in einem solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen fir Betriebe, die die Umgebung nicht GbermaRig
beeintréchtigen;

b) bauliche Anlagen der 6ffentlichen Verwaltung;

c) betrieblich bedingte Wohnungen innerhalb von Bauten gemaR der lit a
sowie dazugehdrige Nebenanlagen;

. Industriegebiet (IG): in einem solchen sind zuldssig:

a) bauliche Anlagen fiir Betriebe, die eine UberméaRige Beeintrachtigung
der Umgebung verursachen (zB Betriebe mit Explosions- oder
Strahlungsgefahr fur die Umgebung, wenn sie nicht unter § 34 Abs. 1
Z 1 fallen);

b) fir den Betrieb unerlassliche Wohnungen, Wohnrdume und
Einrichtungen innerhalb von Bauten gemaR der lit a;

9. Zweitwohnungsgebiet (ZG): in einem solchen sind zuldssig:

a) Wohnbauten mit Zweitwohnungen (85 Z17) und sonstige
Wohnbauten und dazu gehérige Nebenanlagen;



Geltende Fassung
b) bauliche Anlagen fiir Betriebe, die im Erweiterten Wohngebiet zul&ssig
sind;
Gebiet fur HandelsgroRbetriebe (HG): in einem solchen sind zul&ssig:
a) bauliche Anlagen fir HandelsgroRbetriebe (8§ 32);

b) bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet bzw Gewerbegebiet
zuldssig sind, nach MaRgabe der Widmung der (berwiegend
angrenzenden Flachen;

Gebiet fur BeherbergungsgrofRbetriebe (BG): in einem solchen sind
zuldssig:

bauliche Anlagen fiir BeherbergungsgrofRbetriebe (8 33) und dazu
gehdrige Betriebe fiir Freizeit- und Vergnigungszwecke;

Sonderflache (SF): auf einer solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen, die dem festgelegten Verwendungszweck der
Sonderflache (§ 34) entsprechen;

b) Verwendungszweck bedingte Wohnungen, Wohnrdume
Einrichtungen innerhalb von Bauten gemaR der lit a.

(2) Die Ausweisung der Kategorie Landliches Kerngebiet setzt voraus, dass
die Flachen bereits Gberwiegend verbaut sind und eine widmungsmaRige Trennung
der gegebenen Nutzungen nicht méglich ist.

(2a) Die Ausweisung der Kategorie Gebiete fiir den forderbaren Wohnbau ist
nur in Siedlungsschwerpunkten zulassig.

(3) In allen Bauland-Kategorien sind Bauten und sonstige Anlagen fiir
Kultuszwecke, fur Zwecke der Sicherheitsiiberwachung und des Feuerschutzes
zuldssig, wenn sie sich der jeweiligen Flachenwidmung entsprechend in die
Umgebung einordnen.

(4) In den Bauland-Kategorien gemalt Abs 1 Z 1 bis 6 sind Apartmenth&user
und Apartmenthotels erst nach Kennzeichnung der Flachen gemall § 39 Abs 2
zuldssig.

(5) In den Kategorien Betriebsgebiet und Gewerbegebiet sind bauliche
Anlagen fur Betriebe mit Einzelhandelsnutzungen auf iiber 300 m2 Verkaufsflache
(8 32 Abs 2) nicht zuléssig.

10.

11.

12.

und

Vorgeschlagene Fassung
b) bauliche Anlagen fiir Betriebe, die im Erweiterten Wohngebiet zul&ssig
sind;
Gebiet fur HandelsgroRRbetriebe (HG): in einem solchen sind zulassig:
a) bauliche Anlagen fiir HandelsgroRbetriebe (§ 32);

b) bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet bzw Gewerbegebiet
zuldssig sind, nach MaRgabe der Widmung der {berwiegend
angrenzenden Flachen;

10.

11. Gebiet fir Beherbergungsgrofibetriebe (BG): in einem solchen sind
zuléssig:
bauliche Anlagen fir Beherbergungsgroflbetriebe (8 33) und dazu
gehdrige Betriebe flr Freizeit- und Vergniugungszwecke;

12. Sonderflache (SF): auf einer solchen sind zul&ssig:

a) bauliche Anlagen, die dem festgelegten Verwendungszweck der
Sonderflache (§ 34) entsprechen;

b) Verwendungszweck bedingte Wohnungen, Wohnrdume
Einrichtungen innerhalb von Bauten gemaR der lit a.

(2) Die Ausweisung der Kategorie Landliches Kerngebiet setzt voraus, dass
die Flachen bereits tiberwiegend verbaut sind und eine widmungsmaRige Trennung
der gegebenen Nutzungen nicht méglich ist.

(2a) Die Ausweisung der Kategorie Gebiete fiir den forderbaren Wohnbau ist
nur in Siedlungsschwerpunkten zul&ssig.

(3) In allen Bauland-Kategorien sind Bauten und sonstige Anlagen fir
Kultuszwecke, fur Zwecke der Sicherheitsiiberwachung und des Feuerschutzes
zuldssig, wenn sie sich der jeweiligen Flachenwidmung entsprechend in die
Umgebung einordnen.

(4) In den Bauland-Kategorien gemaft Abs 1 Z 1 bis 6 sind Apartmenthauser
und Apartmenthotels erst nach Kennzeichnung der Flachen gemal § 39 Abs 2
zuléssig.

(5) In den Kategorien Betriebsgebiet und Gewerbegebiet sind bauliche
Anlagen fir Betriebe mit Einzelhandelsnutzungen auf tiber 300 m2 VVerkaufsflache
(8 32 Abs 2) nicht zulassig. In der Kategorie Betriebsgebiet gilt dies nicht fir
Handelsbetriebe in gemischtgenutzten Bauten mit Kennzeichnung geméaR § 39a.

und
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(6) In der Kategorie Gewerbegebiet sind bauliche Anlagen fiir Betriebe fiir
Erholungs- und Freizeitnutzungen nicht zul&ssig.

(7) Bauliche Anlagen fur Tankstellen sind nur in den Kategorien
Gewerbegebiet, Industriegebiet, Gebiet fiir Handelsgrof3betriebe und Sonderflache
mit entsprechendem Verwendungszweck zuldssig. Dies gilt auch fir
Betriebstankstellen mit einer Lagermenge von mehr als 10.000 kg Treibstoff.

(8) Bauliche Anlagen fiir Betriebe, die in hohem Mal eine Explosions- oder
Strahlungsgefahrdung fir die Umgebung erwarten lassen oder in den
Anwendungsbereich der Seveso-Richtlinie fallen, sind nur in der Kategorie
Sonderflache mit entsprechend festgelegtem Verwendungszweck zul&ssig.

(9) Bei der Beurteilung der Widmungskonformitat eines Bauvorhabens ist auf
den konkreten Betrieb und nicht auf den Betriebstypus abzustellen. Dies gilt nicht
hinsichtlich der Kategorien Reines Wohngebiet und Zweitwohnungsgebiet und fir
die Beurteilung nach Abs 8.

HandelsgroRbetriebe
8§32

(1) HandelsgroBRbetriebe sind Bauten oder Teile von Bauten mit
Verkaufsraumen von Betrieben des Handels allein oder zusammen mit solchen des
Gewerbes, in denen der in der Anlage 1 festgelegte Schwellenwert fir die
Gesamtverkaufsflache tiberschritten wird. Jedenfalls nicht als Handelsgrol3betriebe
gelten:

1. Betriebe des Kraftfahrzeug- und des Maschinenhandels,
2. Betriebe des konventionellen Baustoffhandels,
3. Baumschulen und Berufsgartnereien.

(2) Zur Verkaufsflache z&hlen
1. Flachen:
a) auf denen Waren ausgestellt oder zum Verkauf angeboten werden;

b) auf denen im Zusammenhang mit dem Warenverkauf stehende
Dienstleistungen erbracht werden;

Vorgeschlagene Fassung

(6) In der Kategorie Gewerbegebiet sind bauliche Anlagen fiir Betriebe fiir
Erholungs- und Freizeitnutzungen nicht zul&ssig.

(7) Bauliche Anlagen fir Tankstellen sind nur in den Kategorien
Gewerbegebiet, Industriegebiet, Gebiet fiir Handelsgrof3betriebe und Sonderflache
mit entsprechendem Verwendungszweck zuldssig. Dies gilt auch fir
Betriebstankstellen mit einer Lagermenge von mehr als 10.000 kg Treibstoff.

(8) Bauliche Anlagen fiir Betriebe, die in hohem Mal eine Explosions- oder
Strahlungsgefahrdung fiir die Umgebung erwarten lassen oder in den
Anwendungsbereich der Seveso-Richtlinie fallen, sind nur in der Kategorie
Sonderflache mit entsprechend festgelegtem Verwendungszweck zul&ssig.

(9) Bei der Beurteilung der Widmungskonformitat eines Bauvorhabens ist auf
den konkreten Betrieb und nicht auf den Betriebstypus abzustellen. Dies gilt nicht
hinsichtlich der Kategorien Reines Wohngebiet und Zweitwohnungsgebiet und fiir
die Beurteilung nach Abs 8.

Handelsgroflibetriebe
8§32

(1) HandelsgroBRbetriebe sind Bauten oder Teile von Bauten mit
Verkaufsraumen von Betrieben des Handels allein oder zusammen mit solchen des
Gewerbes, in denen der in der Anlage 1 festgelegte Schwellenwert fiir die
Gesamtverkaufsflache tberschritten wird. Jedenfalls nicht als HandelsgroRRbetriebe
gelten:

1. Betriebe des Kraftfahrzeug- und des Maschinenhandels,

2. Betriebe des konventionellen Baustoffhandels,

3. Baumschulen und Berufsgartnereien,

4. Handelsbetriebe in gemischtgenutzten Bauten mit Kennzeichnung geman
§ 39%a.

(2) Zur Verkaufsflache z&hlen

1. Flachen:

a) auf denen Waren ausgestellt oder zum Verkauf angeboten werden;

b) auf denen im Zusammenhang mit dem Warenverkauf stehende
Dienstleistungen erbracht werden;
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c) die der Abwicklung des geschaftlichen Verkehrs mit den Kunden
dienen;
d) die sich mit einer dieser Flachen in einem gemeinsamen Raum
befinden;

e) die innerhalb eines Baues der ErschlieSung einer dieser Flachen dienen

und zur Benitzung durch Kunden bestimmt sind.
2. nicht aber Flachen:

a)von Tiefgaragen, Lagern, Windféangen,
Sanitdrrdumen mit ihren Zugéngen;

b) von Dienstleistungs- und Gastronomieeinrichtungen, die sich nicht in
einem gemeinsamen Raum mit Verkaufsflachen befinden und in denen
eine Abgabe von Waren nur im untergeordneten Ausmal} erfolgt.

Verkaufsflachen in mehreren Bauten sind zusammenzurechnen, wenn sie
zueinander in einem raumlichen Naheverhaltnis stehen und entweder einen
funktionalen Zusammenhang bilden oder die Verkaufsflichen innerhalb eines
Zeitabstandes von fiinf Jahren ab Aufnahme der Beniitzung geschaffen werden.

Stiegenhdusern  und

Keine  Zusammenrechnung erfolgt in  gekennzeichneten Orts-  oder
Stadtkernbereichen sowie in historisch gewachsenen Einkaufs- und
GeschéftsstralRen.

(3) Die HandelsgroRbetriebe werden in folgende Kategorien unterteilt:

1. Verbrauchermarkte: Als Verbrauchermarkte gelten HandelsgroRRbetriebe,
die in ihrem Warensortiment ausschlieRlich oder Uberwiegend Lebens-
und Genussmittel an Letztverbraucher anbieten.

2. C&C-Markte: Als C&C-Markte gelten HandelsgroRbetriebe,
grundsatzlich nur Wiederverkaufern zugénglich sind.

3. Fachmarkte: Als Fachmaérkte gelten HandelsgroRRbetriebe, die Waren einer
oder mehrerer Warengruppen sowie allenfalls in geringfligigem Ausmal3
Lebens- und Genussmittel anbieten, mit Ausnahme von Bau-, Mobel- oder
Gartenmarkten.

4. Bau-, Mdbel- oder Gartenmérkte: Als solche gelten HandelsgroRbetriebe,
die Waren fiir Baumainahmen, die Raumausstattung bzw die Raum- oder
Gartengestaltung, Waren, die typischerweise mit dem Kraftfahrzeug
abtransportiert werden sowie allenfalls in geringfiigigem AusmaR Lebens-
und Genussmittel und sonstige Waren anbieten.

die
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c) die der Abwicklung des geschéftlichen Verkehrs mit den Kunden
dienen;
d) die sich mit einer dieser Flachen in einem gemeinsamen Raum
befinden;

e) die innerhalb eines Baues der ErschlieBung einer dieser Fl&chen dienen
und zur Beniitzung durch Kunden bestimmt sind.

2. nicht aber Flachen:

a) von Tiefgaragen, Lagern, Windféangen bis zu 40 m2, Stiegenh&usern und
Sanitdrradumen mit ihren Zugéngen;

b) von Dienstleistungs- und Gastronomieeinrichtungen, die sich nicht in
einem gemeinsamen Raum mit Verkaufsflachen befinden und in denen
eine Abgabe von Waren nur im untergeordneten Ausmal erfolgt.

Verkaufsflachen in mehreren Bauten sind zusammenzurechnen, wenn sie
zueinander in einem rdumlichen Naheverhéltnis stehen und entweder einen
funktionalen Zusammenhang bilden oder die Verkaufsflachen innerhalb eines
Zeitabstandes von fiinf Jahren ab Aufnahme der Beniitzung geschaffen werden.

Keine  Zusammenrechnung erfolgt in  gekennzeichneten Orts-  oder
Stadtkernbereichen  sowie in historisch gewachsenen Einkaufs- und
Geschéftsstralien.

(3) Die HandelsgroRbetriebe werden in folgende Kategorien unterteilt:

1. Verbrauchermarkte: Als Verbrauchermérkte gelten HandelsgroRbetriebe,
die in ihrem Warensortiment ausschlieBlich oder berwiegend Lebens-
und Genussmittel an Letztverbraucher anbieten.

2. C&C-Mérkte: Als C&C-Markte gelten HandelsgroBRbetriebe,
grundsatzlich nur Wiederverkaufern zuganglich sind.

3. Fachmarkte: Als Fachmarkte gelten HandelsgroRbetriebe, die Waren einer
oder mehrerer Warengruppen sowie allenfalls in geringfiigigem Ausmal
Lebens- und Genussmittel anbieten, mit Ausnahme von Bau-, Mdbel- oder
Gartenmarkten.

4. Bau-, Mobel- oder Gartenmérkte: Als solche gelten HandelsgroRbetriebe,
die Waren fiir BaumaRnahmen, die Raumausstattung bzw die Raum- oder
Gartengestaltung, Waren, die typischerweise mit dem Kraftfahrzeug
abtransportiert werden sowie allenfalls in geringfiigigem AusmaR Lebens-
und Genussmittel und sonstige Waren anbieten.

die
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5. Einkaufszentren: Als Einkaufszentren gelten HandelsgroRRbetriebe, die
eine geplante Konzentration von Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetrieben darstellen, die zueinander in einem raumlichen
Naheverhaltnis stehen und eine funktionale Einheit bilden.

(4) Bei der Ausweisung von Gebieten fur HandelsgroRRbetriebe sind auch die
jeweilige  zuldssige  Kategorie und die  jeweils  hdchstzulassige
Gesamtverkaufsflache festzulegen. In der Kategorie Einkaufszentren ist darlber
hinaus die hdchstzulassige Verkaufsflache fur den Anteil an Verbrauchermarkten
gesondert festzulegen.

(5) Gebiete fur HandelsgroBRbetriebe dirfen nur ausgewiesen werden, soweit
eine solche Widmung durch eine in Geltung stehende Standortverordnung fir
HandelsgroBbetriebe fir zuldssig erklart ist. Keine Standortverordnung ist
erforderlich:

1. in gekennzeichneten Orts- oder Stadtkernbereichen;

2. fur bereits am 1. Janner 2018 als Gebiete fir HandelsgroBRbetriebe
gewidmete Flachen: fur eine einmalige Erhdhung der zu diesem Zeitpunkt
festgelegten hdchstzuldssigen Gesamtverkaufsflache um bis zu 10 % ,
héchstens jedoch um 200 m2, jeweils je festgelegter Kategorie; dies gilt
nicht, wenn nach dem 1. Janner 2018 fiir die betreffenden Flachen eine
Standortverordnung erlassen wurde;

3. firr eine Anpassung der Widmungsfliche ohne Anderung der Kategorien
oder der jeweils hochstzuldssigen Gesamtverkaufsflachen.

(6) Im Flachenwidmungsplan sind auBerdem das Datum des Inkrafttretens und
eine allfallige Verldngerung einer Standortverordnung, die nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes (8 81 Abs 1) erlassen wird, anzugeben. Ab dem AuRerkrafttreten
der Standortverordnung (814 Abs5) ist eine der Standortverordnung
entsprechende Flachenwidmung bei der Beurteilung von Bauvorhaben fir
HandelsgroRbetriebe nicht mehr anzuwenden. Diese Unanwendbarkeit ist vom
Biirgermeister ~ oder von der  Blrgermeisterin  unverziglich  im
Flachenwidmungsplan kenntlich zu machen.

(7) Bestehen bei einem Vorhaben Zweifel, ob nicht eine Widmung als
HandelsgroRbetrieb erforderlich ist, hat die Behorde vor der Erteilung der
Bewilligung eine Stellungnahme der Landesregierung einzuholen. Die
Stellungnahme ist innerhalb von sechs Wochen ab Vorlage der Unterlagen

Vorgeschlagene Fassung

5. Einkaufszentren: Als Einkaufszentren gelten HandelsgroRbetriebe, die
eine geplante Konzentration von Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetrieben darstellen, die zueinander in einem rdumlichen
Naheverhéltnis stehen und eine funktionale Einheit bilden.

(4) Bei der Ausweisung von Gebieten fiir Handelsgrof3betriebe sind auch die
jeweilige  zuldssige  Kategorie und die  jeweils  hdchstzuldssige
Gesamtverkaufsflache festzulegen. In der Kategorie Einkaufszentren ist darliber
hinaus die hochstzulassige Verkaufsflache fur den Anteil an Verbrauchermérkten
gesondert festzulegen.

(5) Gebiete fiir HandelsgroRbetriebe dirfen nur ausgewiesen werden, soweit
eine solche Widmung durch eine in Geltung stehende Standortverordnung fir
HandelsgroRbetriebe fir zuldssig erklart ist. Keine Standortverordnung ist
erforderlich:

1. in gekennzeichneten Orts- oder Stadtkernbereichen;

2. fur bereits am 1. Janner 2018 als Gebiete fiir HandelsgroBbetriebe
gewidmete Flachen: fur eine einmalige Erh6hung der zu diesem Zeitpunkt
festgelegten hdchstzuldssigen Gesamtverkaufsflache um bis zu 10 % |,
héchstens jedoch um 200 m2, jeweils je festgelegter Kategorie; dies gilt
nicht, wenn nach dem 1. Janner 2018 fiir die betreffenden Flachen eine
Standortverordnung erlassen wurde;

3. fiir eine Anpassung der Widmungsfliche ohne Anderung der Kategorien
oder der jeweils hochstzuldssigen Gesamtverkaufsflachen.

(6) Im Flachenwidmungsplan sind auBerdem das Datum des Inkrafttretens und
eine allfallige Verlangerung einer Standortverordnung, die nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes (§ 81 Abs 1) erlassen wird, anzugeben. Ab dem AuBerkrafttreten
der Standortverordnung (8§14 Abs5) ist eine der Standortverordnung
entsprechende Flachenwidmung bei der Beurteilung von Bauvorhaben fir
HandelsgroRbetriebe nicht mehr anzuwenden. Diese Unanwendbarkeit ist vom
Birgermeister ~ oder von  der  Biirgermeisterin  unverziiglich  im
Flachenwidmungsplan kenntlich zu machen.

(7) Bestehen bei einem Vorhaben Zweifel, ob nicht eine Widmung als
HandelsgroRbetrieb erforderlich ist, hat die Behdrde vor der Erteilung der
Bewilligung eine Stellungnahme der Landesregierung einzuholen. Die
Stellungnahme ist innerhalb von sechs Wochen ab Vorlage der Unterlagen
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Vorgeschlagene Fassung

abzugeben. Wéhrend dieser Frist darf vor Einlangen der Stellungnahme die abzugeben. Wahrend dieser Frist darf vor Einlangen der Stellungnahme die
Bewilligung nicht erteilt werden.

Grinland
8§ 36

(1) Die Nutzungsart Griinland gliedert sich in folgende Kategorien:

1.

2.

3.

10.
11.
12.

13.

14

14a.

. Ablagerungsplatze (GAP):

Landliches Gebiet (GLG): es ist fiir die land- oder forstwirtschaftliche oder
berufsgartnerische Nutzung bestimmt;

Kleingartengebiet (GKG): es ist fur nicht berufsgértnerisch genutzte kleine
Garten mit Erholungsfunktion bestimmt;

Erholungsgebiet (GEG): es ist fir offentlich zugéngliche Garten und
Parkanlagen sowie sonstige fir die Gesundheit und Erholung notwendige
Grinflachen bestimmt;

. Campingpléatze (GCP): sie sind fur den Betrieb eines Campingplatzes

bestimmt;

. Sportanlagen (GSP): sie sind fiir Sportanlagen einschlielich Freibader

und Spielplétze bestimmt; bei der Ausweisung ist der Verwendungszweck
der Sportanlage festzulegen;

. Schipisten (GSK): sie sind fur die Ausiibung des Wintersports bestimmt;
. Materialgewinnungsstatten (GMA): sie sind zur Materialgewinnung und

zur dazu gehérigen Materiallagerung bestimmt;

. Friedhofe (GFH);
. Gewdsser (GGW): sie stellen groRere stehende und flieRende Gewasser

dar;

Odland (GOL);

Immissionsschutzstreifen (GIS);

Abstandsflachen (GAF): sie sind zur Trennung von Gebieten
unterschiedlicher Widmung oder zur Siedlungsgliederung bestimmt;
Lagerplatze (GLP): sie sind dauernd zur voriibergehenden Lagerung von
Materialien auBerhalb von Bauten auf iber 1.000 m2 Flache bestimmt;
sie sind zur auf Dauer erfolgenden
Deponierung von Materialien, um sich ihrer zu entledigen bestimmt;
Solaranlagen (GSA): sie sind fur Solaranlagen und betriebstechnisch
notwendige Nebenanlagen bestimmt;

Bewilligung nicht erteilt werden.

Grinland
§36

(1) Die Nutzungsart Grunland gliedert sich in folgende Kategorien:

1.

2.

3.

10.
11.
12.

13.

14.

14a.

Landliches Gebiet (GLG): es ist fiir die land- oder forstwirtschaftliche oder
berufsgartnerische Nutzung bestimmt;

Kleingartengebiet (GKG): es ist fir nicht berufsgértnerisch genutzte kleine
Garten mit Erholungsfunktion bestimmt;

Erholungsgebiet (GEG): es ist fir offentlich zugangliche Gérten und
Parkanlagen sowie sonstige flr die Gesundheit und Erholung notwendige
Griinflachen bestimmt;

. Campingplatze (GCP): sie sind fur den Betrieb eines Campingplatzes

bestimmt;

. Sportanlagen (GSP): sie sind fiir Sportanlagen einschliellich Freibader

und Spielplétze bestimmt; bei der Ausweisung ist der Verwendungszweck
der Sportanlage festzulegen;

. Schipisten (GSK): sie sind fur die Ausiibung des Wintersports bestimmt;
. Materialgewinnungsstatten (GMA): sie sind zur Materialgewinnung und

zur dazu gehdrigen Materiallagerung bestimmt;

. Friedhofe (GFH);
. Gewdsser (GGW): sie stellen groRere stehende und flieRende Gewasser

dar;

Odland (GOL);

Immissionsschutzstreifen (GIS);

Abstandsflachen (GAF): sie sind zur Trennung von Gebieten
unterschiedlicher Widmung oder zur Siedlungsgliederung bestimmt;
Lagerplatze (GLP): sie sind dauernd zur voriibergehenden Lagerung von
Materialien auBerhalb von Bauten auf tiber 1.000 m2 Flache bestimmt;
Ablagerungsplatze (GAP): sie sind zur auf Dauer erfolgenden
Deponierung von Materialien, um sich ihrer zu entledigen bestimmt;
Solaranlagen (GSA): sie sind fir Solaranlagen und betriebstechnisch
notwendige Nebenanlagen bestimmt;
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14b. Windkraftanlagen (GWA): sie sind fur Windkraftanlagen
betriebstechnisch notwendige Nebenanlagen be-stimmt;

15. Sonstige Flachen (GSO): alle sonstigen, nicht als Bauland oder als
Verkehrsflache ausgewiesenen Flachen.

(2) Die Ausweisung der Kategorie Schipiste setzt voraus, dass die Flachen
dauerhaft fur diesen Zweck gesichert sind.

(3) In allen Grunland-Kategorien sind bauliche Anlagen nur zuléssig, wenn
sie fur eine der Widmung entsprechende Nutzung notwendig sind oder
Verkehrsbauten, Transformatorenstationen oder Gasdruckreduzierstationen
betreffen. Die Zuldssigkeit land- und forstwirtschaftlicher Bauten im Grinland ist
im § 48 néher geregelt.

und

(4) In der Kategorie Sportanlagen gelten nur Bauten und bauliche Anlagen
von untergeordneter Bedeutung als notwendig.

(5) In der Kategorie Immissionsschutzstreifen sind nur
Nebenanlagen zulassig, die der Erreichung des Schutzzwecks dienen.

(6) In der Kategorie Abstandsflachen sind keine Bauten und baulichen
Anlagen nutzungsnotwendig.

(7) Frei stehende Solaranlagen, deren Kollektorflache 200 m2 {iberschreitet,
sind im Grinland nur zuldssig, wenn der Standort als Grinland-Solaranlagen
ausgewiesen ist. Die Kollektorflichen wvon mehreren Solaranlagen sind
zusammenzurechnen, wenn diese zueinander in einem rdumlichen Naheverhaltnis
stehen.

(8) Windkraftanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 500 kW
und einer Jahresauslastung ab 2.150 Volllaststunden sind im Grinland nur zulssig,
wenn der Standort als Griinland-Windkraftanlagen ausgewiesen ist.

(9) Widmungen von unverbauten Grundflachen fir Solaranlagen und
Windkraftanlagen kénnen in ihrer zeitlichen Geltung dahin beschrankt werden,
dass mit Ablauf des zehnten Jahres ab ihrer Ausweisung eine Folgewidmung
eintritt, wenn bis dahin keine der Widmung entsprechende Bebauung begonnen
worden ist. Die Frist kann einmalig um weitere funf Jahre verlangert werden.

bauliche

Vorgeschlagene Fassung

14b. Windkraftanlagen (GWA): sie sind fiir Windkraftanlagen
betriebstechnisch notwendige Nebenanlagen be-stimmt;

15. Sonstige Flachen (GSO): alle sonstigen, nicht als Bauland oder als
Verkehrsflache ausgewiesenen Flachen.

(2) Die Ausweisung der Kategorie Schipiste setzt voraus, dass die Flachen
dauerhaft fur diesen Zweck gesichert sind.

(3) In allen Grinland-Kategorien sind bauliche Anlagen nur zuldssig, wenn
sie fur eine der Widmung entsprechende Nutzung notwendig sind oder
Verkehrshauten (wie  Briicken, Stitzmauern, Larmschutzwénde odgl),
Transformatorenstationen oder Gasdruckreduzierstationen betreffen. Die
Zuldssigkeit land- und forstwirtschaftlicher Bauten im Grinland ist im § 48 naher
geregelt.

(4) In der Kategorie Sportanlagen gelten nur Bauten und bauliche Anlagen
von untergeordneter Bedeutung als notwendig.

(5) In der Kategorie Immissionsschutzstreifen sind nur
Nebenanlagen zuldssig, die der Erreichung des Schutzzwecks dienen.

(6) In der Kategorie Abstandsflachen sind keine Bauten und baulichen
Anlagen nutzungsnotwendig.

(7) Frei stehende Solaranlagen, deren Kollektorflache 200 m2 tiberschreitet,
sind im Grinland nur zuldssig, wenn der Standort als Griinland-Solaranlagen
ausgewiesen ist. Die Kollektorflichen von mehreren Solaranlagen sind
zusammenzurechnen, wenn diese zueinander in einem rdumlichen Naheverhdltnis
stehen.

(8) Windkraftanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 500 kW
und einer Jahresauslastung ab 2.150 Volllaststunden sind im Griinland nur zuldssig,
wenn der Standort als Grinland-Windkraftanlagen ausgewiesen ist.

(9) Widmungen von unverbauten Grundflachen fiir Solaranlagen und
Windkraftanlagen kénnen in ihrer zeitlichen Geltung dahin beschrénkt werden,
dass mit Ablauf des zehnten Jahres ab ihrer Ausweisung eine Folgewidmung
eintritt, wenn bis dahin keine der Widmung entsprechende Bebauung begonnen
worden ist. Die Frist kann einmalig um weitere funf Jahre verlangert werden.

und

bauliche
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Kennzeichnung von Stadt- und Ortskernen und Flachen fur
Apartmenthduser und Apartmenthotels

§39

(1) Bereiche, die zur Erfillung von Versorgungsfunktionen besonders
geeignet sind, kénnen als Stadt- oder Ortskernbereiche gekennzeichnet werden.
Fur eine solche Kennzeichnung kommen nur Fl&chen in Betracht, die

1. eine groBteils zusammenhdngende verdichtete Bebauungsstruktur mit
einer Konzentration von Handels- und Dienstleistungsbetrieben,
offentlichen Einrichtungen sowie Versammlungs- und
Vergniigungsstatten in Verbindung mit Wohn- und Tourismusnutzungen
aufweisen und

2. Uber eine gute Anbindung an das
Verkehrswegenetz verfligen.

(2) In den Bauland-Kategorien gem&R § 30 Abs 1 Z 1 bis 6 kdnnen Flachen
fur Apartmenthduser oder Apartmenthotels gekennzeichnet werden. Eine solche
Kennzeichnung soll nur vorgenommen werden, wenn keine erheblich nachteiligen
Auswirkungen auf die Versorgung der Bevélkerung in ihren Grundbedrfnissen
geméaR 8 2 Abs 1 Z 7 lit b zu erwarten sind.

(3) (entfallen auf Grund LGBI Nr 82/2017)
(4) (entfallen auf Grund LGBI Nr 82/2017)

ortliche und Uberortliche

Vorgeschlagene Fassung

Kennzeichnung von Stadt- und Ortskernen und Flachen fir
Apartmenthduser und Apartmenthotels

§39
(1) Bereiche, die zur Erfillung von Versorgungsfunktionen besonders
geeignet sind, kénnen als Stadt- oder Ortskernbereiche gekennzeichnet werden.
Fur eine solche Kennzeichnung kommen nur Flachen in Betracht, die
1. eine groBteils zusammenhdngende verdichtete Bebauungsstruktur mit
einer Konzentration von Handels- und Dienstleistungsbetrieben,
offentlichen Einrichtungen sowie Versammlungs- und
Vergnigungsstatten in Verbindung mit Wohn- und Tourismusnutzungen
aufweisen und
2. lber eine gute Anbindung an das
Verkehrswegenetz verfiigen.

(2) In den Bauland-Kategorien gemaR § 30 Abs 1 Z 1 bis 6 kdnnen Flachen
fir Apartmenthduser oder Apartmenthotels gekennzeichnet werden. Eine solche
Kennzeichnung soll nur vorgenommen werden, wenn keine erheblich nachteiligen
Auswirkungen auf die Versorgung der Bevolkerung in ihren Grundbedirfnissen
gemélR 8§ 2 Abs 1 Z 7 lit b zu erwarten sind.

(3) (entfallen auf Grund LGBI Nr 82/2017)
(4) (entfallen auf Grund LGBI Nr 82/2017)
Kennzeichnung von Flachen fir forderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime
mit Handelsnutzungen
§ 3%a

(1) In den Bauland-Kategorien geméaf § 30 Abs 1 Z 1 bis 6 kdnnen Flachen fir
forderbare  Mietwohnbauten oder Wohnheime mit Handelsnutzungen
gekennzeichnet werden. Eine solche Kennzeichnung ist nur zuldssig, wenn
1. die Flachen in einem Siedlungsschwerpunkt liegen und
2.im Fall der Bauland-Kategorie gemdf & 30 Abs 1 Z 6 unter
Bericksichtigung der rechtlichen Interessen angrenzender Betriebe auf
Grund der Lage und Immissionsbelastung eine Eignung fir eine
Wohnnutzung geschaffen werden kann.

ortliche und Uber6rtliche
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Kennzeichnung von Liicken im Grinland
§40

(1) Im Grinland koénnen Kkleinrdumige Grundfldchen im Bereich von
mindestens drei nicht landwirtschaftlichen, eine rdumliche Einheit bildenden
Bauten als Liicke gekennzeichnet werden.

(2) Bei der Beurteilung der Liickeneigenschaft sind nur solche Bauten zu
beriicksichtigen, die bereits zum Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit der erstmals
erfolgten LiickenschlieBung als Bauten im Sinn des Abs 1 bestanden haben. Dabei
gelten

1. Nebenanlagen nicht als Bauten im Sinn des Abs 1 und

2. Austraghduser als nicht landwirtschaftliche Bauten.

(3) Eine Kennzeichnung gemal Abs. 1 setzt jedenfalls voraus, dass

1. die geplante LickenschlieBung den Festlegungen in
Entwicklungsprogrammen des Landes oder im  R&umlichen
Entwicklungskonzept der Gemeinde nicht widerspricht;

2. die geplante LuckenschlieBung keine weitere Beeintrachtigung des
Landschaftsbildes nach sich zieht;

3. die geplante LiuckenschlieBung zu keiner gegenseitigen Beeintrachtigung
oder Gefahrdung fiihrt;

4. der gesamte, fiir die LickenschlieBung maBgebliche Bereich bereits mit
allen dem Stand der Technik entsprechenden Infrastruktureinrichtungen
erschlossen ist.

(4) Fir Flachen, die als Lucke im Grunland gekennzeichnet sind, ist die
Erteilung von Bauplatzerklarungen und Baubewilligungen fir ein Mehr-

Vorgeschlagene Fassung

(2) Auf Flachen mit einer Kennzeichnung gemaR Abs 1 sind gemischtgenutzte
Bauten fur forderbare Mietwohnungen oder Wohnheime (im Sinn des 3. Abschnitts,
4. oder 5. Unterabschnitts des S.WFG 2015) einerseits und fir
Einzelhandelsnutzungen bis insgesamt 1.000 m2 Verkaufsflache andererseits
zulassig, wenn
1. die GeschoRflache der forderbaren Bauten die Gesamtverkaufsflache fur
Einzelhandelsnutzungen um mehr als das Doppelte (ibersteigt und
2. die erforderlichen Pflichtstellplatze mindestens zur Halfte in einer
Tiefgarage errichtet werden.

Kennzeichnung von Licken im Grinland
8§40

(1) Im Grunland koénnen Kleinrdumige Grundflachen im Bereich von
mindestens drei nicht landwirtschaftlichen, eine rdumliche Einheit bildenden
Bauten als Liicke gekennzeichnet werden.

(2) Bei der Beurteilung der Lickeneigenschaft sind Bauten in
gekennzeichneten Licken nicht zu bertcksichtigen. Dabei gelten

1. Nebenanlagen nicht als Bauten im Sinn des Abs 1 und
2. Austraghduser als nicht landwirtschaftliche Bauten.

(3) Eine Kennzeichnung gemal Abs. 1 setzt jedenfalls voraus, dass

1. die geplante Lickenschlieung den Festlegungen in
Entwicklungsprogrammen des Landes oder im  R&umlichen
Entwicklungskonzept der Gemeinde nicht widerspricht;

2. die geplante LickenschlieBung keine weitere Beeintrachtigung des
Landschaftsbildes nach sich zieht;

3. die geplante LiickenschlieBung zu keiner gegenseitigen Beeintrachtigung
oder Gefahrdung fihrt;

4. der gesamte, fir die LuckenschlieBung maRgebliche Bereich bereits mit
allen dem Stand der Technik entsprechenden Infrastruktureinrichtungen
erschlossen ist.

(4) Fur Flachen, die als Lucke im Griinland gekennzeichnet sind, ist die
Erteilung von Bauplatzerklarungen und Baubewilligungen fir ein Mehr-



Geltende Fassung
Generationen-Wohnhaus mit hdchstens 375 m? GeschofRflache oder fir einen
sonstigen Wohnbau mit hdchstens 300 m2 Geschof3flache und dazu gehdrige
Nebenanlagen zul&ssig.

Wirkungen des Flachenwidmungsplans
§45

(1) Ab Inkrafttreten des Flachenwidmungsplans dirfen Bauplatzerkl&rungen
und nach baurechtlichen Vorschriften des Landes erforderliche Bewilligungen nur
in Ubereinstimmung mit den Festlegungen im Flachenwidmungsplan (Widmungen
und Kennzeichnungen) erteilt werden. RechtmaRig bestehende bauliche Anlagen
und Nutzungen bleiben von den Festlegungen unberiihrt.

(2) Der Nachweis, dass ein Vorhaben der festgelegten Widmung entspricht,
ist vom Bewilligungswerber zu erbringen. Die Landesregierung kann unbeschadet
der Anforderungen nach sonstigen Vorschriften durch Verordnung weitere
Unterlagen zur genauen Beurteilung des VVorhabens bestimmen.

(3) Bauplatzerklarungen und Bewilligungen, die entgegen den Bestimmungen
des Abs. 1 erteilt werden, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler (§ 68
Abs. 4 Z 4 AVG). Eine Nichtigerklarung ist nur innerhalb von drei Jahren ab dem
im 8 63 Abs. 5 AVG bezeichneten Zeitpunkt zuléssig. Sie kann auch durch die
Aufsichtsbehorde in Ausiibung ihres Aufsichtsrechts erfolgen. Wenn MalRhahmen
entgegen den Bestimmungen des Abs.1 durchgefiihrt werden, kann die
Landesregierung dem Veranlasser oder Verfligungsberechtigten die Herstellung
des gesetzmaligen Zustandes, inshesondere die Beseitigung des Hergestellten und
Versetzung in den urspringlichen Zustand, durch Bescheid auftragen. Wenn einer
solchen Malinahme eine erteilte Bewilligung zugrunde liegt, ist dies nur nach
Aufhebung oder Nichtigerklarung derselben zuléssig und der Bescheid an deren
vormaligen Trager der Bewilligung zu richten.

(4) Raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen der Gemeinde haben dem
Flachenwidmungsplan zu entsprechen. Raumbedeutsame Planungen und
Mafnahmen des Landes, insbesondere Investitionen und Férderungsmafnahmen,
haben auf die értliche Raumplanung der Gemeinde Bedacht zu nehmen.

Vorgeschlagene Fassung
Generationen-Wohnhaus mit hdchstens 375 m2 Gescho3flache oder flr einen
sonstigen Wohnbau mit hdchstens 300 m2 Geschofl3flache und dazu gehdrige
Nebenanlagen zuldssig.

Wirkungen des Flachenwidmungsplans
8§45

(1) Ab Inkrafttreten des Flachenwidmungsplans diirfen Bauplatzerkladrungen
und nach baurechtlichen Vorschriften des Landes erforderliche Bewilligungen nur
in Ubereinstimmung mit den Festlegungen im Flachenwidmungsplan (Widmungen
und Kennzeichnungen) erteilt werden. RechtmaRig bestehende bauliche Anlagen
und Nutzungen bleiben von den Festlegungen unberihrt.

(2) Der Nachweis, dass ein Vorhaben der festgelegten Widmung entspricht,
ist vom Bewilligungswerber zu erbringen. Die Landesregierung kann unbeschadet
der Anforderungen nach sonstigen Vorschriften durch Verordnung weitere
Unterlagen zur genauen Beurteilung des Vorhabens bestimmen.

(3) Bauplatzerklarungen und Bewilligungen, die entgegen den Bestimmungen
des Abs. 1 erteilt werden, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler (§ 68
Abs. 4 Z 4 AVG). Eine Nichtigerklarung ist nur innerhalb von drei Jahren ab dem
im § 63 Abs. 5 AVG bezeichneten Zeitpunkt zuléssig, wobei die Frist gewahrt ist,
wenn der erstinstanzliche Bescheid innerhalb dieses Zeitraums ergeht. Sie kann
auch durch die Aufsichtsbehdrde in Ausiibung ihres Aufsichtsrechts erfolgen.
Wenn Malinahmen entgegen den Bestimmungen des Abs. 1 durchgefiihrt werden,
kann die Landesregierung dem Veranlasser oder Verfigungsberechtigten die
Herstellung des gesetzmaBigen Zustandes, inshesondere die Beseitigung des
Hergestellten und Versetzung in den urspringlichen Zustand, durch Bescheid
auftragen. Wenn einer solchen MaRnahme eine erteilte Bewilligung zugrunde liegt,
ist dies nur nach Aufhebung oder Nichtigerklarung derselben zuldssig und der
Bescheid an deren vormaligen Tréager der Bewilligung zu richten.

(4) Raumbedeutsame Planungen und Malnahmen der Gemeinde haben dem
Flachenwidmungsplan zu entsprechen. Raumbedeutsame Planungen und
MaRnahmen des Landes, insbesondere Investitionen und Forderungsmanahmen,
haben auf die értliche Raumplanung der Gemeinde Bedacht zu nehmen.
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4. Teil
Bebauungsplanung

Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflachen
8§56

(1) Die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflachen kann durch die Festlegung
einer Grundflachenzahl, einer Baumassenzahl oder einer GeschoRflachenzahl
festgelegt werden. Die Festlegungen wirken als Obergrenze fir die bauliche
Ausnutzbarkeit, wenn im Bebauungsplan wegen besonderer Erforderlichkeit fur
bestimmte Flachen nicht ausdricklich anderes bestimmt ist (Mindestnutzung,
Nutzungsrahmen). Verschiedene Festlegungen sind zuldssig, wenn die
Voraussetzungen, unter denen die jeweilige Festlegung gilt, im Bebauungsplan
genau bestimmt sind. Unter dieser Voraussetzung kénnen auch Zuschldage zur
Festlegung bestimmt werden.

(2) Die Grundflachenzahl ist das Verhdltnis der Gberbauten Grundflache des
oberirdischen Baukdrpers bei lotrechter Projektion auf die Waagrechte
(Projektionsflache) zur Flache des Bauplatzes. In den zu projizierenden Baukdrper
sind nicht einzubeziehen:

1. Innenhofe;

2. Bauteile und Teile von Bauten, welche die Gelandeoberflache nicht oder
nur unwesentlich tberragen (Luft-, Kellerlicht- und Abwurfschachte
udgl);

3. Terrassen, wenn diese nicht mehr als 1,50 m Uber das angrenzende
natiirliche oder bei Gelandeabtragung Uber das neu geschaffene Niveau
hinausragen;

4. Vordécher bis zu 2 m;

5. Dachvorspriinge bis zu 2 m;

6. freie Balkone bis zu 3,00 m.

Wenn Bauteile gemal Z 4 und 5 groRer sind als 2 m und Bauteile gemaR Z 6 mehr
als 3,00 m, ist das daruiber hinausgehende Mal3 einzubeziehen.

Vorgeschlagene Fassung

4. Teil
Bebauungsplanung

Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflachen
8§56

(1) Die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflachen kann durch die Festlegung
einer Grundflachenzahl, einer Baumassenzahl oder einer GeschoR¥flachenzahl
festgelegt werden. Die Festlegungen wirken als Obergrenze fiir die bauliche
Ausnutzbarkeit, wenn im Bebauungsplan wegen besonderer Erforderlichkeit fur
bestimmte Flachen nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist (Mindestnutzung,
Nutzungsrahmen). Verschiedene Festlegungen sind zuldssig, wenn die
Voraussetzungen, unter denen die jeweilige Festlegung gilt, im Bebauungsplan
genau bestimmt sind. Unter dieser Voraussetzung kénnen auch Zuschlage zur
Festlegung bestimmt werden.

(2) Die Grundflachenzahl ist das Verhdltnis der tiberbauten Grundflache des
oberirdischen Baukorpers bei lotrechter Projektion auf die Waagrechte
(Projektionsflache) zur Flache des Bauplatzes. In den zu projizierenden Baukdrper
sind nicht einzubeziehen:

1. Innenhofe;

2. Bauteile und Teile von Bauten, welche die Geldndeoberflache nicht oder
nur unwesentlich tberragen (Luft-, Kellerlicht- und Abwurfschachte
udgl);

3. Terrassen, wenn diese nicht mehr als 1,50 m Uber das angrenzende
natiirliche oder bei Gelandeabtragung Uber das neu geschaffene Niveau
hinausragen;

4. VVordécher bis zu 2 m;

5. Dachvorspriinge bis zu 2 m;

6. freie Balkone bis zu 3,00 m.

Wenn Bauteile gemal Z 4 und 5 groRer sind als 2 m und Bauteile gemaR Z 6 mehr
als 3,00 m, ist das dartiber hinausgehende Mal einzubeziehen.
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(3) Die Baumassenzahl ist das Verhaltnis der Baumasse zur Flache des
Bauplatzes. Als Baumasse gilt der oberirdisch umbaute Raum bis zu den duRersten
Begrenzungen des Baukorpers.

(4) Die GeschoRflachenzahl ist das Verhéltnis der GesamtgeschoR3flache zur
Flache des Bauplatzes.

1. Zur Geschol¥flache zéhlen die Flachen der einzelnen oberirdischen
GeschoBe. Fir die Flachenberechnung findet Abs.2 Anwendung.
Dachterrassen sind jedoch nicht zu berechnen.

2. Nicht zur Gescholflache zahlen:

a) das unterste GeschoR, das weiter als nach Abs. 5 bestimmt hinausragt,
wenn dies durch die hdchstbekannte Hochwasserkote seit 1900 oder die
Kote eines 100- jahrlichen, amtsbekannten oder nachgewiesenen
Hochwassers bedingt ist und das GeschoR nicht zu Aufenthaltszwecken
verwendet wird;

b) das oberste Geschol, wenn es wegen seiner geringen Raumhdhe, seiner
Grundrissgestaltung oder anderer derartiger Umstidnde nicht als
Aufenthaltsraum geeignet ist und eine solche Eignung auch nicht
herbeigefiihrt werden kann;

c) bei Bestandsbauten das oberste Geschol3 abweichend von lit. b auch
dann, soweit es innerhalb einer 45° zur Waagrechten geneigten
gedachten Umrissflache bleibt, die von einem hdchstens 1,60 m Uber
der Deckenoberkante des darunter befindlichen Geschof3es liegenden
Schnittpunkt mit der AuRenwand ausgeht. Unter Bestandsbauten sind
dabei solche Bauten zu verstehen, fur die am 1.Juli 1999 eine
Baubewilligung rechtskraftig vorliegt.

(5) Als oberirdisch gilt ein Geschol3, das Uber mindestens die Halfte seiner
Flache mehr als 1 m ber das angrenzende natirliche Geldnde oder bei
Gel&ndeabtragung uber das neugeschaffene Niveau hinausragt.

(6) Die Grundflachenzahl, die Baumassenzahl und die Geschol3flachenzahl
sind so festzulegen, dass bei sparsamer Verwendung von Grund und Boden
geniigend Raum flr eine den Gesundheitserfordernissen entsprechende Bebauung
sichergestellt ist. Dabei ist insbesondere auf die Aussagen und Festlegungen des
Raumlichen Entwicklungskonzepts, die Festlegungen des Flachenwidmungsplans

Vorgeschlagene Fassung

(3) Die Baumassenzahl ist das Verhdltnis der Baumasse zur Flache des
Bauplatzes. Als Baumasse gilt der oberirdisch umbaute Raum bis zu den duRersten
Begrenzungen des Baukdrpers.

(4) Die GeschoRflachenzahl ist das Verhéaltnis der Gesamtgeschol3flache zur
Flache des Bauplatzes.

1. Zur Geschol¥flache z&hlen die Flachen der einzelnen oberirdischen
GeschoRe. Fiir die Flachenberechnung findet Abs.2 Anwendung.
Dachterrassen sind jedoch nicht zu berechnen.

2. Nicht zur Geschol3flache zahlen:

a) das unterste GeschoR, das weiter als nach Abs. 5 bestimmt hinausragt,
wenn dies durch die hochstbekannte Hochwasserkote seit 1900 oder die
Kote eines 100- jahrlichen, amtsbekannten oder nachgewiesenen
Hochwassers bedingt ist und das GeschoR nicht zu Aufenthaltszwecken
verwendet wird,;

b) das oberste GeschoR, wenn es wegen seiner geringen Raumhahe, seiner
Grundrissgestaltung oder anderer derartiger Umstédnde nicht als
Aufenthaltsraum geeignet ist und eine solche Eignung auch nicht
herbeigefiihrt werden kann;

c) bei Bestandsbauten das oberste Geschol? abweichend von lit. b auch
dann, soweit es innerhalb einer 45° zur Waagrechten geneigten
gedachten Umrissflache bleibt, die von einem héchstens 1,60 m tber
der Deckenoberkante des darunter befindlichen GeschofRes liegenden
Schnittpunkt mit der AuRenwand ausgeht. Unter Bestandsbauten sind
dabei solche Bauten zu verstehen, fur die am 1.Juli 1999 eine
Baubewilligung rechtskréftig vorliegt.

(5) Als oberirdisch gilt ein Geschol3, das Gber mindestens die Halfte seiner
Flache mehr als 1 m (ber das angrenzende natirliche Geldnde oder bei
Geléndeabtragung uber das neugeschaffene Niveau hinausragt.

(6) Die Grundflachenzahl, die Baumassenzahl und die GeschofRflachenzahl
sind so festzulegen, dass bei sparsamer Verwendung von Grund und Boden
geniigend Raum fiir eine den Gesundheitserfordernissen entsprechende Bebauung
sichergestellt ist. Dabei ist insbesondere auf die Aussagen und Festlegungen des
Raumlichen Entwicklungskonzepts, die Festlegungen des Flachenwidmungsplans
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Vorgeschlagene Fassung

und die gegebenen und vorausschaubaren Strukturverhaltnisse sowie auf die und die gegebenen und vorausschaubaren Strukturverhéltnisse sowie auf die
bauliche Entwicklung in der Gemeinde und im Planungsgebiet Bedacht zu nehmen. bauliche Entwicklung in der Gemeinde und im Planungsgebiet Bedacht zu nehmen.

(7) In die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflache sind Nebenanlagen nicht
einzurechnen, soweit deren tberbaute Grundflache im Bauplatz betrégt:

(7) In die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflache sind zu Wohnbauten
gehorige und dem Bedarf der Bewohner dienende eingeschoRige Nebenanlagen
nicht einzurechnen, soweit deren tberbaute Grundflache im Bauplatz insgesamt
betragt:

1. fur Garagen oder uberdachte Kraftfahrzeug-Abstellplatze hichstens 15 m?2
je verpflichtend zu schaffenden Stellplatz;

2. fur Nebenanlagen zum Abstellen von Fahrradern hdchstens 2 m? je

Wohnung;

3. fr sonstige Nebenanlagen hdchstens 20 mz.

Die Nichteinrechnung dieser Nebenanlagen findet nur statt, soweit deren
liberbaute Grundflache 10 % der Flache des Bauplatzes nicht tiberschreitet. Wenn

Abstellplatze

herzustellenden
Pflichtstellplatz

Nebenanlage bei Wohnbauten bei sonstigen
Bauten
Garagen oder 15 m2 je 15 m2 je
Uiberdachte Pflichtstellplatz bzw Pflichtstellplatz bzw
Kraftfahrzeug- 20 m2 je barrierefrei | 20 m? je barrierefrei

herzustellenden
Pflichtstellplatz

Nebenanlagen

hochstens 20 m?2

liberdachte 2 m2 je 2 m2 je
Fahrrad-Stellplatze Pflichtstellplatz, Pflichtstellplatz
ansonsten 4 mz je
Wohnung
sonstige insgesamt -

Die Nichteinrechnung dieser Nebenanlagen findet nur statt, soweit deren
Uberbaute Grundflache 12 % der Flache des Bauplatzes nicht tberschreitet. Wird
diese Grenze Uberschritten, ist nur das dariiber hinausgehende MaR in die bauliche
Ausnutzbarkeit einzurechnen.
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diese 10 %-Grenze Uberschritten wird, ist nur das dariiber hinausgehende MaR in
die bauliche Ausnutzbarkeit einzuberechnen.

Nutzung (Verwendung) von Bauten

§ 60
(1) Soweit es zufolge der bisherigen oder mit Grund anzunehmenden
kinftigen  Entwicklung notwendig ist, konnen zur Erhaltung oder

Wiederherstellung eines ausgewogenen Verhéltnisses der vielfaltigen urbanen
Funktionen, insbesondere einer angemessenen Wohnnutzung in den Stadt- und
Ortskernen, bestimmte, nach MaRgabe der Flachenwidmung zulédssige Nutzungen
(Verwendungen) von Bauten verbindlich angeordnet oder auch beschrénkt werden.
Solche Festlegungen konnen sich auf die Wohnnutzung, die Nutzung durch
Handelsbetriebe, die Nutzung durch sonstige Dienstleistungsbetriebe udgl
beziehen und sind durch Bestimmung von Mindest- oder Hochstanteilen in Bezug
auf die GeschoRflache der Bauten zu treffen.

(2) Soweit dies nicht bereits nach den allgemeinen baupolizeilichen
Vorschriften des Landes der Fall ist, bedarf die Zufiihrung von bestehenden Bauten
oder Teilen davon zu einer anderen Nutzungsart als der, fur die eine Mindestgrenze
gemaR Abs. 1 gilt, oder zu einer Nutzungsart, fur die eine Hochstgrenze qgilt,
jedenfalls einer baubehdrdlichen Bewilligung. Eine solche Bewilligung darf nur
erteilt werden, wenn

1. durch die Nutzungsénderung die festgelegte Mindest- bzw Hochstgrenze
nicht unter- bzw (berschritten wird;

2. der Bau oder Teile davon keine gute Eignung fiir die bisherige Nutzung
aufweist, insbesondere Wohnraum keine gute Wohnqualitit, und eine
solche auch bei Anwendung aller technisch mdglichen und allgemein
wirtschaftlich vertretbaren Mittel nicht zu erreichen ist;

3.an der beabsichtigten Nutzung ein besonderes Offentliches Interesse
besteht; oder

4. durch die Nutzungsédnderung die Eignung des gesamten Baues fur die
bisherige Nutzung, insbesondere die Wohnqualitét verbessert wird.

(3) Eine Bewilligung zum Abbruch eines Baues oder von Teilen davon mit
Nutzungen, fiir die Mindestgrenzen gemaR Abs. 1 gelten, darf nur erteilt werden,
wenn an dessen Stelle ein Bauvorhaben rechtskréftig bewilligt ist, in dem R&ume
fur eine solche Nutzung zumindest im festgelegten Ausmal geschaffen werden,

Vorgeschlagene Fassung

Nutzung (Verwendung) von Bauten

§60
(1) Soweit es zufolge der bisherigen oder mit Grund anzunehmenden
kinftigen  Entwicklung notwendig ist, koénnen zur Erhaltung oder

Wiederherstellung eines ausgewogenen Verhéltnisses der vielfaltigen urbanen
Funktionen, insbesondere einer angemessenen Wohnnutzung in den Stadt- und
Ortskernen, bestimmte, nach MaRgabe der Flachenwidmung zuléssige Nutzungen
(Verwendungen) von Bauten verbindlich angeordnet oder auch beschrénkt werden.
Solche Festlegungen konnen sich auf die Wohnnutzung, die Nutzung durch
Handelsbetriebe, die Nutzung durch sonstige Dienstleistungsbetriebe udgl
beziehen und sind durch Bestimmung von Mindest- oder Héchstanteilen in Bezug
auf die Geschol3flache der Bauten zu treffen.

(2) Soweit dies nicht bereits nach den allgemeinen baupolizeilichen
Vorschriften des Landes der Fall ist, bedarf die Zufiihrung von bestehenden Bauten
oder Teilen davon zu einer anderen Nutzungsart als der, fur die eine Mindestgrenze
gemal Abs. 1 gilt, oder zu einer Nutzungsart, fur die eine Hochstgrenze gilt,
jedenfalls einer baubehérdlichen Bewilligung. Eine solche Bewilligung darf nur
erteilt werden, wenn

1. durch die Nutzungsénderung die festgelegte Mindest- bzw Hdéchstgrenze
nicht unter- bzw Uberschritten wird,;

2. der Bau oder Teile davon keine gute Eignung fir die bisherige Nutzung
aufweist, insbesondere Wohnraum keine gute Wohnqualitat, und eine
solche auch bei Anwendung aller technisch méglichen und allgemein
wirtschaftlich vertretbaren Mittel nicht zu erreichen ist;

3.an der beabsichtigten Nutzung ein besonderes Offentliches Interesse
besteht; oder

4. durch die Nutzungsénderung die Eignung des gesamten Baues fir die
bisherige Nutzung, insbesondere die Wohnqualitat verbessert wird.

(3) Eine Bewilligung zum Abbruch eines Baues oder von Teilen davon mit
Nutzungen, fur die Mindestgrenzen gemdlR Abs. 1 gelten, darf nur erteilt werden,
wenn an dessen Stelle ein Bauvorhaben rechtskréftig bewilligt ist, in dem R&ume
fiir eine solche Nutzung zumindest im festgelegten Ausmaf geschaffen werden,
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oder wenn an der beabsichtigten anderweitigen Nutzung ein besonderes
offentliches Interesse besteht. Diese Bedingung besteht auch bei Erléschen oder
Anderung der Baubewilligung fiir das neue Bauvorhaben fort.

(4) Soweit es aus Grunden des Immissionsschutzes notwendig ist, kann die
Situierung von Wohn- und anderen Raumen in den Bauten festgelegt werden.

Gestaltungsbeiréate
§62

(1) Von den Gemeindevertretungen der Gemeinden mit mehr als 5.000
Einwohnern und von Gemeindeverbanden kénnen Gestaltungsbeirate eingerichtet
werden. Fir jene Gemeinden, fir die kein so eingerichteter Gestaltungsbeirat
besteht, ist bei jeder Bezirkshauptmannschaft ein Gestaltungsbeirat einzurichten.

(2) Gestaltungsbeiréte dienen der stadtebaulichen Beratung der Gemeinden.
Sie haben zu Entwirfen von Bebauungsplanen der Aufbaustufe langstens binnen
acht Wochen eine Stellungnahme aus stadtebaulicher Sicht abzugeben. Zu
Entwilrfen von Bebauungspldnen der Grundstufe kann die Gemeinde eine
Stellungnahme einholen.

(3) Eine Befassung des Gestaltungsbeirats kommt bei Planungsgebieten
innerhalb von Schutzgebieten nach dem Salzburger Altstadterhaltungsgesetz 1980
oder Ortshildschutzgebieten nach dem Salzburger Ortshildschutzgesetz nicht in
Betracht. Es bleibt der Altstadterhaltungskommission nach MaRgabe der
Bestimmungen des Salzburger  Altstadterhaltungsgesetzes 1980  jedoch
unbenommen, Mitglieder des Gestaltungsbeirats als Fachexperten beizuziehen.

(4) Die Gestaltungsbeirate bestehen aus drei bis finf Mitgliedern, die von der
Gemeindevertretung, von der Verbandsversammlung bzw vom Bezirkshauptmann
zu bestellen sind. Sie haben Fachleute auf dem Gebiet der Architektur, der Orts-,
Stadt- und Landschaftsbildpflege oder der Orts- und Stadtplanung zu sein. Die
Gestaltungsbeirate beschlieen mit Stimmenmehrheit.

Vorgeschlagene Fassung
oder wenn an der beabsichtigten anderweitigen Nutzung ein besonderes
offentliches Interesse besteht. Diese Bedingung besteht auch bei Erléschen oder
Anderung der Baubewilligung fiir das neue Bauvorhaben fort.

(4) Soweit es aus Griinden des Immissionsschutzes notwendig ist, kann die
Situierung von Wohn- und anderen Raumen in den Bauten festgelegt werden.

(5) Fur als Beherbergungsgrofbetrieb ausgewiesene Flachen kodnnen
Mindest- und Hochstanteile von Nutzungen flr hoteltypische Dienstleistungen und
fiir sonstige damit im Zusammenhang stehende Dienstleistungen festgelegt werden.
Zusatzlich kann auch eine Mindest- oder HochstgroRe des Flachenbedarfs je
Gastezimmer bzw Gastebett festgelegt werden. Die Nutzanteile beziehen sich auf
die Nutzflache der gesamten baulichen Anlage.

Gestaltungsbeiréate
§62

(1) Von den Gemeindevertretungen der Gemeinden mit mehr als 5.000
Einwohnern und von Gemeindeverbanden kénnen Gestaltungsbeirate eingerichtet
werden. Fir jene Gemeinden, fur die kein so eingerichteter Gestaltungsbeirat
besteht, ist bei jeder Bezirkshauptmannschaft ein Gestaltungsbeirat einzurichten.

(2) Gestaltungsbeiréte dienen der stddtebaulichen Beratung der Gemeinden.
Sie haben zu Entwiirfen von Bebauungsplanen der Aufbaustufe langstens binnen
acht Wochen eine Stellungnahme aus stadtebaulicher Sicht abzugeben. Zu
Entwiirfen von Bebauungspldnen der Grundstufe kann die Gemeinde eine
Stellungnahme einholen.

(3) Eine Befassung des Gestaltungsbeirats kommt bei Planungsgebieten
innerhalb von Schutzgebieten nach dem Salzburger Altstadterhaltungsgesetz 1980
oder Ortshildschutzgebieten nach dem Salzburger Ortsbildschutzgesetz nicht in
Betracht. Es bleibt der Altstadterhaltungskommission nach MaRgabe der
Bestimmungen des Salzburger  Altstadterhaltungsgesetzes 1980  jedoch
unbenommen, Mitglieder des Gestaltungsbeirats als Fachexperten beizuziehen.

(4) Die Gestaltungsbeirate bestehen aus drei bis funf Mitgliedern, die von der
Gemeindevertretung, von der Verbandsversammlung bzw vom Bezirkshauptmann
zu bestellen sind. Sie haben Fachleute auf dem Gebiet der Architektur, der Orts-,
Stadt- und Landschaftsbildpflege oder der Orts- und Stadtplanung zu sein. Die
Gestaltungsbeirate beschlieBen mit Stimmenmehrheit.
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(5) Die ndheren Bestimmungen Uber die Funktionsdauer, die Bestellung der
Mitglieder und Ersatzmitglieder, die Beiziehung von weiteren Fachleuten mit
beratender Stimme und die Geschaftsfiihrung der Gestaltungsbeirate werden durch
Verordnung der Landesregierung erlassen. Die Gestaltungsbeirdte haben
erganzende Geschéftsordnungen zu beschlieen, die der Genehmigung des
jeweiligen  Blrgermeisters oder der jeweiligen Birgermeisterin, des
Verbandsausschusses bzw des Bezirkshauptmannes oder der Bezirkshauptfrau
vom Standpunkt der GesetzmaRigkeit bedurfen.

(6) Die Kosten der Befassung der Gestaltungsbeirdte sind Kosten der
Bebauungsplanung.

5. Teil
Verfahrensvorschriften
§ 65
(1) Der Entwurf eines Raumlichen Entwicklungskonzeptes, eines

Flachenwidmungsplanes und eines Bebauungsplanes ist vom Blrgermeister oder
von der Birgermeisterin zu erstellen. Eine Beschlussfassung des Entwurfs durch
die Gemeindevertretung ist erforderlich:
1. fur die Neuaufstellung (Revision) oder Anderung eines Raumlichen
Entwicklungskonzeptes,

2. fur die Neuaufstellung (Revision) eines Fl&chenwidmungsplanes,

3. fur die Anderung eines  Flachenwidmungsplanes, wenn
Anderungsflache 5.000 m2 Giberschreitet.

In den Fallen der Z 1 bis 3 hat der Beschlussfassung der Gemeindevertretung eine
ausreichende Offentlichkeitsarbeit voranzugehen.

(2) Der Biirgermeister oder die Bilirgermeisterin hat den Planentwurf samt
erforderlichem Wortlaut im Gemeindeamt fir mindestens vier Wochen ab
Kundmachung zur allgemeinen Einsicht wahrend der fur den Parteienverkehr
bestimmten Amtsstunden aufzulegen. Nach Malgabe der technischen
Maglichkeiten sind der Entwurf und der erforderliche Wortlaut auch im Internet
auf der Homepage der Gemeinde zu verdffentlichen.

die

Vorgeschlagene Fassung

(5) Die naheren Bestimmungen Uber die Funktionsdauer, die Bestellung der
Mitglieder und Ersatzmitglieder, die Beiziehung von weiteren Fachleuten mit
beratender Stimme und die Geschaftsfiihrung der Gestaltungsbeirate werden durch
Verordnung der Landesregierung erlassen. Die Landesregierung kann in dieser
auch Grundséatze und Kriterien zur Beurteilung festlegen. Die Gestaltungsbeirate
haben erganzende Geschéftsordnungen zu beschlieen, die der Genehmigung des
jeweiligen  Blrgermeisters oder der jeweiligen Birgermeisterin, des
Verbandsausschusses bzw des Bezirkshauptmannes oder der Bezirkshauptfrau
vom Standpunkt der GesetzmaRigkeit bedurfen.

(6) Die Kosten der Befassung der Gestaltungsbeirate sind Kosten der
Bebauungsplanung.

5. Teil
Verfahrensvorschriften
§ 65
(1) Der Entwurf eines R&aumlichen Entwicklungskonzeptes, eines

Flachenwidmungsplanes und eines Bebauungsplanes ist vom Blirgermeister oder
von der Biirgermeisterin zu erstellen. Eine Beschlussfassung des Entwurfs durch
die Gemeindevertretung ist erforderlich:
1. fir die Neuaufstellung (Revision) oder Anderung eines Raumlichen
Entwicklungskonzeptes,

2. fur die Neuaufstellung (Revision) eines Flachenwidmungsplanes,

3. fur die Anderung eines  Flichenwidmungsplanes, wenn
Anderungsflache 5.000 m2 tberschreitet.

In den Fallen der Z 1 bis 3 hat der Beschlussfassung der Gemeindevertretung eine
ausreichende Offentlichkeitsarbeit voranzugehen.

(2) Der Burgermeister oder die Blrgermeisterin hat den Planentwurf samt
erforderlichem Wortlaut im Gemeindeamt flr mindestens vier Wochen ab
Kundmachung zur allgemeinen Einsicht wahrend der fur den Parteienverkehr
bestimmten Amtsstunden aufzulegen. Nach Malgabe der technischen
Maéglichkeiten sind der Entwurf und der erforderliche Wortlaut auch im Internet
auf der Homepage der Gemeinde zu verdffentlichen.

die
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(3) Die Auflage des Entwurfs ist durch Anschlag an der Amtstafel der
Gemeinde, in der Stadt Salzburg auch in deren Amtsblatt, allgemein
kundzumachen. Von der Auflage des Entwurfs sind zu verstandigen:

1. bei Rdumlichen Entwicklungskonzepten und Flachenwidmungspléanen:

a) die Nachbargemeinden und der Regionalverband, dem die Gemeinde
angehort, bei Neuaufstellungen (Revisionen);

b) die Gemeindebiirger, und zwar

aa) bei Neuaufstellungen (Revisionen): mittels Postwurfsendung an
alle Haushalte in der Gemeinde,

bb) bei Plananderungen: durch geeignete Bekanntmachung im
Planungsgebiet (Postwurfsendung, Ankiindigungstafeln und -
stdnder oder schriftliche Verstandigung der Planbetroffenen und
Anrainer),

c) die Grundeigentimer bei geplanter Riickwidmung ihrer Flachen von
Bauland in Grinland oder Verkehrsflache, wobei die Verstandigung
ordnungsgemdl erfolgt ist, wenn sie an die Zustelladresse des
Grundsteuerbescheides versendet worden ist;

2. bei Bebauungsplanen der Aufbaustufe: der Gestaltungsbeirat zur Abgabe
einer Stellungnahme aus stadtebaulicher Sicht.

In der Kundmachung und den Verstandigungen gemal der Z 1 ist auf die
Maglichkeiten der Einsichtnahme gemaR Abs2 und der Erhebung von
Einwendungen innerhalb der Auflagefrist hinzuweisen. Besteht die Mdglichkeit
der Einsichtnahme Uber Internet, ist zusétzlich die diesbeziigliche Internetadresse
anzugeben.

(4) Innerhalb der Auflagefrist kénnen von Tréagern 6ffentlicher Interessen und
von Personen, die ein Interesse glaubhaft machen, schriftliche Einwendungen zum
Entwurf erhoben werden.

(5) Der Burgermeister oder die Burgermeisterin kann den Entwurf eines
Flachenwidmungsplans vor der Beschlussfassung der Landesregierung zur
Stellungnahme langstens innerhalb von acht Wochen tibersenden.

(6) Die Gemeindevertretung beschliel3t das Ra&umliche Entwicklungskonzept,
den Flachenwidmungsplan und den Bebauungsplan. Vor Beschlussfassung hat sie
sich mit den vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen auseinander zu
setzen und dies im Planungsbericht darzustellen. Grundeigentiimer, deren

Vorgeschlagene Fassung

(3) Die Auflage des Entwurfs ist durch Anschlag an der Amtstafel der
Gemeinde, in der Stadt Salzburg auch in deren Amtsblatt, allgemein
kundzumachen. Von der Auflage des Entwurfs sind zu verstandigen:

1. bei Rdumlichen Entwicklungskonzepten und Flachenwidmungsplanen:

a) die Nachbargemeinden und der Regionalverband, dem die Gemeinde
angehort, bei Neuaufstellungen (Revisionen);

b) die Gemeindeblrger, und zwar

aa) bei Neuaufstellungen (Revisionen): mittels Postwurfsendung an
alle Haushalte in der Gemeinde,

bb) bei Plananderungen: durch geeignete Bekanntmachung im
Planungsgebiet (Postwurfsendung, Ankindigungstafeln und -
stdnder oder schriftliche Verstdndigung der Planbetroffenen und
Anrainer),

c) die Grundeigentumer bei geplanter Riickwidmung ihrer Flachen von
Bauland in Grinland oder Verkehrsflache, wobei die Verstdndigung
ordnungsgemal erfolgt ist, wenn sie an die Zustelladresse des
Grundsteuerbescheides versendet worden ist;

2. bei Bebauungsplénen der Aufbaustufe: der Gestaltungsbeirat zur Abgabe
einer Stellungnahme aus stadtebaulicher Sicht.

In der Kundmachung und den Verstandigungen gemal der Z 1 ist auf die
Méglichkeiten der Einsichtnahme gemadR Abs2 und der Erhebung von
Einwendungen innerhalb der Auflagefrist hinzuweisen. Besteht die Mdoglichkeit
der Einsichtnahme (ber Internet, ist zusétzlich die diesbezilgliche Internetadresse
anzugeben.

(4) Innerhalb der Auflagefrist kdnnen von Tréagern 6ffentlicher Interessen und
von Personen, die ein Interesse glaubhaft machen, schriftliche Einwendungen zum
Entwurf erhoben werden.

(5) Der Birgermeister oder die Birgermeisterin kann den Entwurf eines
Flachenwidmungsplans vor der Beschlussfassung der Landesregierung zur
Stellungnahme langstens innerhalb von acht Wochen tibersenden.

(6) Die Gemeindevertretung beschlief3t das Raumliche Entwicklungskonzept,
den Flachenwidmungsplan und den Bebauungsplan. VVor Beschlussfassung hat sie
sich mit den vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen auseinander zu
setzen und dies im Planungsbericht darzustellen. Grundeigentiimer, deren



Geltende Fassung
Einwendungen betreffend ihre Grundstiicke nicht berticksichtigt worden sind, sind
davon schriftlich zu verstandigen.

(7) Der Birgermeister oder die Birgermeisterin hat fiir beschlossene
Raumliche Entwicklungskonzepte und Flachenwidmungspléne die
aufsichtsbehoérdliche Genehmigung bzw Kenntnisnahme unter Vorlage des
gesamten Verwaltungsaktes nach Malgabe des 8 74 zu beantragen. Dem Antrag
sind je eine Ausfertigung des Plans samt erforderlichem Wortlaut in digitaler Form
anzuschlieBen.

(8) Als Verordnung nach den gemeinderechtlichen Vorschriften sind
kundzumachen:

1. der beschlossene  Flachenwidmungsplan  nach

Genehmigung (Kenntnisnahme) der Landesregierung;

2. der beschlossene Bebauungsplan.
Die Verordnungen treten mit dem auf den Beginn der Kundmachung folgenden
Tag, in der Stadt Salzburg nach MalRgabe des § 19 Abs 3 des Salzburger Stadtrechts
1966 in Kraft.

Vorliegen  der

Verfahren fiir bestimmte Kennzeichnungen
§ 67

(1) Fir die Festlegung, Anderung, Verlangerung und Léschung von
Vorbehalten sowie fiir die Kennzeichnung einer Zonierung von Gewerbegebieten
gelten folgende Verfahrenshestimmungen:

1. Vor dem Beschluss ist den betroffenen Grundeigentiimern Gelegenheit zur
schriftlichen Stellungnahme zu geben; dies gilt nicht bei der Léschung von
Vorbehalten und die Aufhebung einer Zonierung.

2. Die Gemeindevertretung hat sich in den Beratungen mit den eingelangten
Stellungnahmen auseinander zu setzen.

3. Die Ausweisung, Anderung, Verlangerung und Léschung von
Vorbehalten sowie die Kennzeichnung einer Zonierung sind von der
Gemeindevertretung zu beschlieRen.

(2) Die Freigabe von AufschlieBungsgebieten und -zonen, die Kennzeichnung
des Auswirkungsbereichs von Seveso-Betrieben, die Kennzeichnung von Flachen
fur  Apartmenthduser oder Apartmenthotels, die Kennzeichnung von
Planfreistellungen sowie die Verldngerung von Widmungsbefristungen sind von
der Gemeindevertretung zu beschlieBen. Ein gemdR 8§50 erforderlicher

Vorgeschlagene Fassung
Einwendungen betreffend ihre Grundstiicke nicht berticksichtigt worden sind, sind
davon schriftlich zu verstandigen.

(7) Der Birgermeister oder die Birgermeisterin hat fir beschlossene
Raumliche Entwicklungskonzepte und Flachenwidmungspldane  die
aufsichtsbehordliche Genehmigung bzw Kenntnisnahme unter Vorlage des
gesamten Verwaltungsaktes nach Mallgabe des 8 74 zu beantragen. Dem Antrag
sind je eine Ausfertigung des Plans samt erforderlichem Wortlaut in digitaler Form
anzuschlieRen.

(8) Als Verordnung nach den gemeinderechtlichen Vorschriften sind
kundzumachen:

1. der beschlossene  Flachenwidmungsplan  nach

Genehmigung (Kenntnisnahme) der Landesregierung;

2. der beschlossene Bebauungsplan.
Die Verordnungen treten mit dem auf den Beginn der Kundmachung folgenden
Tag, in der Stadt Salzburg nach MalRgabe des 8 19 Abs 5 des Salzburger Stadtrechts
1966 in Kraft.

Vorliegen  der

Verfahren flr bestimmte Kennzeichnungen
§ 67

(1) Fir die Festlegung, Anderung, Verlangerung und Loschung von
Vorbehalten sowie fiir die Kennzeichnung einer Zonierung von Gewerbegebieten
gelten folgende Verfahrensbestimmungen:

1. Vor dem Beschluss ist den betroffenen Grundeigentiimern Gelegenheit zur
schriftlichen Stellungnahme zu geben; dies gilt nicht bei der Léschung von
Vorbehalten und die Aufhebung einer Zonierung.

2. Die Gemeindevertretung hat sich in den Beratungen mit den eingelangten
Stellungnahmen auseinander zu setzen.

3. Die Ausweisung, Anderung, Verldngerung und Loschung von
Vorbehalten sowie die Kennzeichnung einer Zonierung sind von der
Gemeindevertretung zu beschlieRen.

(2) Die Freigabe von AufschlieBungsgebieten und -zonen, die Kennzeichnung
des Auswirkungsbereichs von Seveso-Betrieben, die Kennzeichnung von Flachen
fir Apartmenthéduser oder Apartmenthotels, die Kennzeichnung von Flachen fir
forderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime mit Handelsnutzungen, die
Kennzeichnung von Planfreistellungen sowie die Verldngerung von
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Bebauungsplan ist vor der Freigabe von AufschlieBungsgebieten und -zonen
aufzustellen.

(3) Die Ausweisung des Eintritts bzw Nicht-Eintritts einer bedingten
Folgewidmung obliegt dem Biirgermeister oder der Burgermeisterin.

(4) Der Burgermeister oder die Birgermeisterin hat die Planungsakte gemaf
den Abs1 bis 3 als Verordnung kundzumachen und der Aufsichtsbehorde
mitzuteilen. Die Verordnungen treten mit dem auf den Beginn der Kundmachung
folgenden Tag, in der Stadt Salzburg nach MalRgabe des § 19 Abs 3 des Salzburger
Stadtrechts 1966 in Kraft.

(5) Die Planungsakte gemaB den Abs 1 bis 3 kénnen auch im Zuge der
Neuaufstellung oder Anderung des Flachenwidmungsplans erfolgen.

6. Teil
Raumordnungs-Aufsicht

Aufgabe und Zustandigkeit

8§74
(1) Folgende Planungsakte der Gemeinden bedirfen zu ihrer
Rechtswirksamkeit
1. der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung:
a)die  Aufstellung und die Anderungen des R&umlichen

Entwicklungskonzepts;
b) die Neuaufstellung des Flachenwidmungsplans;
2. der aufsichtsbehordlichen Kenntnisnahme:
a) die Anderungen des Flachenwidmungsplanes betreffend:
aa) die Festlegung von Nutzungsarten und Widmungen,

bb) die Kennzeichnung von AufschlieBungsgebieten, -zonen und -
kennzeichnungen,

cc) die Kennzeichnung von Stadt- und Ortskernbereichen,
dd) die Kennzeichnung von Liicken im Griinland;
b) Einzelbewilligungen.

Vorgeschlagene Fassung
Widmungsbefristungen sind von der Gemeindevertretung zu beschlieBen. Ein
gemdl 8§50 erforderlicher Bebauungsplan ist vor der Freigabe von
Aufschliefungsgebieten und -zonen aufzustellen.

(3) Die Ausweisung des Eintritts bzw Nicht-Eintritts einer bedingten
Folgewidmung obliegt dem Birgermeister oder der Burgermeisterin.

(4) Der Burgermeister oder die Biirgermeisterin hat die Planungsakte geméR
den Abs1 bis 3 als Verordnung kundzumachen und der Aufsichtsbehorde
mitzuteilen. Die Verordnungen treten mit dem auf den Beginn der Kundmachung
folgenden Tag, in der Stadt Salzburg nach Mafgabe des § 19 Abs 5 des Salzburger
Stadtrechts 1966 in Kraft.

(5) Die Planungsakte gemaR3 den Abs 1 bis 3 kénnen auch im Zuge der
Neuaufstellung oder Anderung des Flachenwidmungsplans erfolgen.

6. Teil
Raumordnungs-Aufsicht

Aufgabe und Zustandigkeit

8§74
(1) Folgende Planungsakte der Gemeinden bedirfen zu ihrer
Rechtswirksamkeit
1. der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung:
a) die  Aufstellung und die Anderungen des R&umlichen

Entwicklungskonzepts;
b) die Neuaufstellung des Flachenwidmungsplans;
2. der aufsichtsbehérdlichen Kenntnisnahme:
a) die Anderungen des Flachenwidmungsplanes betreffend:
aa) die Festlegung von Nutzungsarten und Widmungen,

bb) die Kennzeichnung von AufschlieBungsgebieten, -zonen und -
kennzeichnungen,

cc) die Kennzeichnung von Stadt- und Ortskernbereichen,
dd) die Kennzeichnung von Liicken im Grinland;
b) Einzelbewilligungen.
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(2) Folgende Planungsakte sind der Landesregierung lediglich mitzuteilen:
1. die Freigabe von Aufschlieungsgebieten und -zonen;
2. die Kennzeichnung von Zonierungen von Gewerbegebieten;

3.die Kennzeichnung von Flachen fir Apartmenthauser
Apartmenthotels;

oder

4. die Kennzeichnung von Zweitwohnung-Beschrankungsgebieten;

5. die Kennzeichnung des Auswirkungsbereichs von Seveso-Betrieben;

6. die Festlegung, Anderung, Verlingerung und Ldschung von
Vorbehaltsflachen;

7. die Kennzeichnung von Planfreistellungen;

8. die Ausweisung des Eintritts bzw Nicht-Eintritts einer bedingten
Folgewidmung;

9. die Verlangerung der Befristung von Widmungen;

10. Kenntlichmachungen.

(3) Aufsichtsbehdrde ist:

1. die Landesregierung fur alle Planungsakte gemaR Abs. 1 Z 1 und 2 lit. a
und fir Einzelbewilligungen der Stadt Salzburg;

2. die ortlich zustdndige Bezirkshauptmannschaft fir Einzelbewilligungen
anderer Gemeinden als der Stadt Salzburg.

(4) Die Landesregierung kann von Amts wegen als Ergebnis einer im
Verfahren zur Anderung des Flachenwidmungsplans vorgenommenen
Vorbegutachtung (§ 65 Abs 5) mit Bescheid feststellen, dass die unverdnderte
Ubernahme einer im vorgelegten Entwurf enthaltenen Widmung oder
Kennzeichnung fiir eine genau bestimmte Flache keiner weiteren
aufsichtsbehoérdlichen Kenntnisnahme bedarf (Vorwegkenntnisnahme). Die so
beschlossene Anderung des Flichenwidmungsplans ist in diesem Fall der
Landesregierung nur mehr zur Vidierung vorzulegen.

Vorgeschlagene Fassung

(2) Folgende Planungsakte sind der Landesregierung lediglich mitzuteilen:
1. die Freigabe von AufschlieBungsgebieten und -zonen;
2. die Kennzeichnung von Zonierungen von Gewerbegebieten;
3.die  Kennzeichnung von Flachen fiir Apartmenthauser
Apartmenthotels;
die Kennzeichnung von Flachen fir férderbare Mietwohnbauten oder
Wohnheime mit Handelsnutzungen;
4. die Kennzeichnung von Zweitwohnung-Beschrankungsgebieten;
. die Kennzeichnung des Auswirkungsbereichs von Seveso-Betrieben;
6. die Festlegung, Anderung, Verliangerung und Ldschung von
Vorbehaltsflachen;
7. die Kennzeichnung von Planfreistellungen;
8. die Ausweisung des Eintritts bzw Nicht-Eintritts einer bedingten
Folgewidmung;
9. die Verlangerung der Befristung von Widmungen;
10. Kenntlichmachungen.

(3) Aufsichtsbehdrde ist:

1. die Landesregierung fir alle Planungsakte gemaR Abs.1 Z 1 und 2 lit. a
und flr Einzelbewilligungen der Stadt Salzburg;

2. die ortlich zustdndige Bezirkshauptmannschaft fur Einzelbewilligungen
anderer Gemeinden als der Stadt Salzburg.

(4) Die Landesregierung kann von Amts wegen als Ergebnis einer im
Verfahren zur Anderung des Flachenwidmungsplans vorgenommenen
Vorbegutachtung (8 65 Abs 5) mit Bescheid feststellen, dass die unverdnderte
Ubernahme einer im vorgelegten Entwurf enthaltenen Widmung oder
Kennzeichnung flir eine genau bestimmte Flache keiner weiteren
aufsichtsbehordlichen Kenntnisnahme bedarf (Vorwegkenntnisnahme). Die so
beschlossene Anderung des Flichenwidmungsplans ist in diesem Fall der
Landesregierung nur mehr zur Vidierung vorzulegen.

oder

3a.

ol



Geltende Fassung
Entscheidung der Aufsichtsbehdrde
8§75
(1) Fur die aufsichtsbehdrdliche Genehmigung und Kenntnisnahme geman
8 74 Abs. 1 gelten folgende VVersagungsgrinde:
1. Widerspruch zu Entwicklungsprogrammen des Landes;
2. Fehlen der Abstimmung mit Planungen der Nachbargemeinden;

3. Fehlen der Bedachtnahme auf die gegebenen oder angestrebten
Strukturverhaltnisse;

4. Fehlen einer ausreichenden Interessenabwagung;
. Nichtbeachtung der Raumordnungsgrundsétze;

]

6. Verletzung von Verfahrensbestimmungen oder sonstiger fir die
RechtmaBigkeit  des  jeweiligen  Planungsaktes  wesentlicher
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Salzburger

Gemeindeordnung 1994 bzw des Salzburger Stadtrechts 1966.

(2) Die aufsichtsbehordliche Genehmigung ist zu erteilen und die
aufsichtsbehdrdliche Kenntnisnahme hat — ebenfalls durch Bescheid — zu erfolgen,
wenn kein Versagungsgrund vorliegt.

4a. Abschnitt
Abgaben

Planungskostenbeitrag
§77a

(1) Die Gemeinden werden erméachtigt, auf Grund eines Beschlusses der
Gemeindevertretung  einen  Planungskostenbeitrag  als  ausschlieliche
Gemeindeabgabe zu erheben.

(2) Gegenstand der Abgabe ist die Baulandneuausweisung unverbauter
Grundflachen nach dem 1. Janner 2018.

(3) Abgabeschuldner sind die Eigenttimer der Grundflachen gemai Abs 2, im
Fall eines Baurechts jedoch die Baurechtsberechtigten.

(4) Bemessungsgrundlage ist das Flachenausmall des Baulandes der
Grundflachen gemél Abs 2.

Vorgeschlagene Fassung
Entscheidung der Aufsichtsbehdrde
8§75
(1) Fur die aufsichtsbehordliche Genehmigung und Kenntnisnahme gemaf
8 74 Abs. 1 gelten folgende VVersagungsgriinde:
1. Widerspruch zu Entwicklungsprogrammen des Landes;
2. Fehlen der Abstimmung mit Planungen der Nachbargemeinden;

3. Fehlen der Bedachtnahme auf die gegebenen oder angestrebten
Strukturverhéltnisse;

4. Fehlen einer ausreichenden Interessenabwagung;
. Nichtbeachtung der Raumordnungsgrundsétze;

(62}

6. Verletzung von Verfahrensbestimmungen oder sonstiger flr die
Rechtmaligkeit  des  jeweiligen  Planungsaktes  wesentlicher
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Salzburger

Gemeindeordnung 2019 bzw des Salzburger Stadtrechts 1966.

(2) Die aufsichtsbehordliche Genehmigung ist zu erteilen und die
aufsichtsbehdrdliche Kenntnisnahme hat — ebenfalls durch Bescheid — zu erfolgen,
wenn kein Versagungsgrund vorliegt.

4a. Abschnitt
Abgaben

Planungskostenbeitrag
8§ 77a

(1) Die Gemeinden werden erméchtigt, auf Grund eines Beschlusses der
Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg des Gemeinderats) einen
Planungskostenbeitrag als ausschlieRliche Gemeindeabgabe zu erheben.

(2) Gegenstand der Abgabe ist die Baulandneuausweisung unverbauter
Grundflachen nach dem 1. J&nner 2018.

(3) Abgabeschuldner sind die Eigentiimer der Grundflachen gemél Abs 2, im
Fall eines Baurechts jedoch die Baurechtsberechtigten.

(4) Bemessungsgrundlage ist das FlachenausmalR des Baulandes der
Grundflachen gemél Abs 2.



Geltende Fassung

(5) Der Abgabensatz je Quadratmeter Bauland ist durch Verordnung der
Gemeindevertretung festzulegen. Er ist in einen Tarif fur Flachenwidmungspléne
und in einen Tarif fir Bebauungspléne zu gliedern, wobei eine Staffelung der
Tarife nach Flachenausmal ebenso zuldssig ist wie die Festlegung von Zu- und
Abschlagen. Der Tarif fur Bebauungsplane gilt dabei ausschlieflich fir
Grundflachen, fir die gemél 8 50 ein Bebauungsplan aufzustellen ist. Die Tarife
dirfen die Halfte der durchschnittlichen Planungskosten der Gemeinde fur die
Erstellung von Flachenwidmungsplanen bzw Bebauungsplénen der Grundstufe je
Quadratmeter nicht tbersteigen.

(6) Der Abgabenanspruch entsteht mit Eintritt der Rechtswirksamkeit der
Baulandwidmung bzw des Bebauungsplanes der Grundstufe fiir die betreffende
Grundfléache.

5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Ubergangsbestimmungen — Rechtsiiberleitung
§82

(1) Die geméR §6 Abs.1 des Salzburger Raumordnungsgesetzes 1992 —
ROG 1992, LGBI Nr 98, oder des Salzburger Raumordnungsgesetzes 1998
verbindlich erklarten Entwicklungsprogramme gelten als Entwicklungsprogramme
im Sinn dieses Gesetzes. Abs. 3 gilt sinngemaR.

(2) Die gemall § 9 Abs. 2 und 3 des Salzburger Raumordnungsgesetzes 1977
— ROG 1977, LGBI Nr 26, oder gemé&R § 13 ROG 1992 oder ROG 1998 erstellten
Raumlichen Entwicklungskonzepte gelten als Raumliche Entwicklungskonzepte
im Sinn dieses Gesetzes. Anderungen von solchen Raumlichen
Entwicklungskonzepten nach den bisher geltenden Bestimmungen sind bis zum
31. Dezember 2015 und danach nur unter folgenden (weiteren) Voraussetzungen
zuléssig:

— bei Vorliegen eines besonders wichtigen 6ffentlichen Interesses;

—wenn die Gemeinde bereits ein Verfahren zur Anpassung des
geltenden  R&umlichen  Entwicklungskonzeptes an  die
Bestimmungen des ROG 2009 eingeleitet und den
Verfahrensschritt der Vorbegutachtung durch die Landesregierung

Vorgeschlagene Fassung

(5) Der Abgabensatz je Quadratmeter Bauland ist durch Verordnung der
Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg des Gemeinderats) festzulegen. Er ist
in einen Tarif fur Fl&chenwidmungspléne und in einen Tarif fir Bebauungsplane
zu gliedern, wobei eine Staffelung der Tarife nach FlachenausmaR ebenso zuléssig
ist wie die Festlegung von Zu- und Abschlagen. Der Tarif fir Bebauungsplane gilt
dabei ausschlielich fir Grundflachen, fur die gemal 8§ 50 ein Bebauungsplan
aufzustellen ist. Die Tarife diirfen die Halfte der durchschnittlichen Planungskosten
der Gemeinde fiur die Erstellung von Flachenwidmungsplédnen bzw
Bebauungsplanen der Grundstufe je Quadratmeter nicht tibersteigen.

(6) Der Abgabenanspruch entsteht mit Eintritt der Rechtswirksamkeit der
Baulandwidmung bzw des Bebauungsplanes der Grundstufe fir die betreffende
Grundflache.

5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Ubergangsbestimmungen — Rechtsiiberleitung
§82

(1) Die gemaR §6 Abs.1 des Salzburger Raumordnungsgesetzes 1992 —
ROG 1992, LGBI Nr 98, oder des Salzburger Raumordnungsgesetzes 1998
verbindlich erklérten Entwicklungsprogramme gelten als Entwicklungsprogramme
im Sinn dieses Gesetzes. Abs. 3 gilt sinngemaR.

(2) Die gemaR § 9 Abs. 2 und 3 des Salzburger Raumordnungsgesetzes 1977
— ROG 1977, LGBI Nr 26, oder gemaR § 13 ROG 1992 oder ROG 1998 erstellten
Raumlichen Entwicklungskonzepte gelten als Raumliche Entwicklungskonzepte
im Sinn  dieses Gesetzes. Anderungen von solchen R&umlichen
Entwicklungskonzepten nach den bisher geltenden Bestimmungen sind bis zum
31. Dezember 2015 und danach nur unter folgenden (weiteren) Voraussetzungen
zuldssig:

— bei Vorliegen eines besonders wichtigen 6ffentlichen Interesses;

—wenn die Gemeinde bereits ein Verfahren zur Anpassung des
geltenden  R&umlichen  Entwicklungskonzeptes an  die
Bestimmungen des ROG 2009 eingeleitet und den
Verfahrensschritt der VVorbegutachtung durch die Landesregierung



Geltende Fassung
fur die betreffenden Anderungsflachen positiv abgeschlossen hat;
oder

— wenn die Gemeinde bereits eine ausreichende Offentlichkeitsarbeit
im Sinn des § 65 Abs 1 zur Anpassung des geltenden Raumlichen
Entwicklungskonzeptes an die Bestimmungen des ROG 2009
durchgefihrt und die Anderung des geltenden R&umlichen
Entwicklungskonzeptes nach den bisher geltenden Bestimmungen
bis zum 31. Dezember 2019 der Landesregierung zur
zusammenfassenden Begutachtung vorgelegt hat.

Fur Revisionen des Raumlichen Entwicklungskonzepts hat die Gemeinde bis zum
31. Dezember 2015 die Mdglichkeit, diese nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes oder nach den bisher geltenden Bestimmungen durchzuftihren. Bei nicht
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes neu aufgestellten Raumlichen
Entwicklungskonzepten gilt fiir die auf deren Grundlage erfolgende Anderung von
Flachenwidmungspléanen:

1. An Stelle der aufsichtsbehdrdlichen Kenntnisnahme ist eine
aufsichtsbehdrdliche Genehmigung erforderlich.
2. 8 74 Abs. 4 kann sinngemaR angewendet werden.

(3) Die gemaB 8§21 Abs.4 ROG 1992 oder §21 Abs.5 ROG 1998
kundgemachten  Flachenwidmungsplane gelten mit der MaRgabe als
Flachenwidmungsplane im Sinn dieses Gesetzes, dass zu gelten haben:

1. hinsichtlich des Baulandes

a) Gebiete gemé&R §17 Abs.1 Z1, 2, 7, 8 oder 9 ROG 1992 oder
ROG 1998

als Gebiete gemaR § 30 Abs. 1 Z 1, 2, 8, 9 bzw 10 dieses Gesetzes;
b) Gebiete gem&R § 17 Abs. 1 Z 3, 5 oder 6 ROG 1992 oder ROG 1998
als Gebiete gemal § 30 Abs. 1 Z 3, 5 bzw 7 dieses Gesetzes; und

c) Gebiete gemal 8 17 Abs. 1 Z 4,10 oder 11 ROG 1992 oder gemal § 17
Abs. 1 Z 4, 5a, 10 oder 11 ROG 1998

als Gebiete gemal § 30 Abs. 1 Z 4, 6, 11 bzw 12 dieses Gesetzes;

2. Verkehrsflachen gemdl 8§18 ROG 1992 oder ROG 1998
Verkehrsflachen gemal § 35 dieses Gesetzes;

3. hinsichtlich des Griinlandes

als

Vorgeschlagene Fassung

fiir die betreffenden Anderungsflachen positiv abgeschlossen hat;
oder

- wenn die Gemeinde bereits eine ausreichende Offentlichkeitsarbeit
im Sinn des § 65 Abs 1 zur Anpassung des geltenden Raumlichen
Entwicklungskonzeptes an die Bestimmungen des ROG 2009
durchgefihrt und die Anderung des geltenden R&umlichen
Entwicklungskonzeptes nach den bisher geltenden Bestimmungen
bis zum 31. Dezember 2019 der Landesregierung zur
zusammenfassenden Begutachtung vorgelegt hat.

Fir Revisionen des Raumlichen Entwicklungskonzepts hat die Gemeinde bis zum
31. Dezember 2015 die Mdglichkeit, diese nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes oder nach den bisher geltenden Bestimmungen durchzufihren.

(3) Die gemaR §21 Abs.4 ROG 1992 oder §21 Abs.5 ROG 1998
kundgemachten  Flachenwidmungsplane gelten mit der MaBRgabe als
Flachenwidmungsplane im Sinn dieses Gesetzes, dass zu gelten haben:

1. hinsichtlich des Baulandes

a) Gebiete gemaR 817 Abs.1 Z1, 2, 7, 8 oder 9 ROG 1992 oder
ROG 1998

als Gebiete gemaR § 30 Abs. 1 Z 1, 2, 8, 9 bzw 10 dieses Gesetzes;
b) Gebiete gemaR § 17 Abs. 1 Z 3, 5 oder 6 ROG 1992 oder ROG 1998
als Gebiete gemal § 30 Abs. 1 Z 3, 5 bzw 7 dieses Gesetzes; und

c) Gebiete gemdaR § 17 Abs. 1 Z 4,10 oder 11 ROG 1992 oder gemaR3 § 17
Abs. 1 Z 4, 5a, 10 oder 11 ROG 1998

als Gebiete gemal § 30 Abs. 1 Z 4, 6, 11 bzw 12 dieses Gesetzes;

2. Verkehrsflichen gemdl 8§18 ROG 1992 oder ROG 1998
Verkehrsflachen geméR § 35 dieses Gesetzes;

3. hinsichtlich des Griinlandes

als



Geltende Fassung

a) GebietegemdR 819721, 2,3,4,5,6, 7, 8,9, 10, 11 oder 12 ROG 1992
bzw Gebiete gemaR §19 71, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 oder 15
ROG 1998

als Gebiete gema §36 21, 2, 3, 4,5, 6, 7, 8,9, 10, 11 bzw 15 dieses

Gesetzes;

b) Gebiete gemaR § 19 Z 12, 13 oder 14 ROG 1998

als Gebiete gemal’ § 36 Z 12, 13 bzw 14 dieses Gesetzes;

4. hinsichtlich der VVorbehaltsflachen

Gebiete geméaR den §§ 16 Abs. 3 erster oder zweiter Satz ROG 1992 oder
ROG 1998

als Gebiete gemal § 41 bzw § 42 dieses Gesetzes;

5. Kenntlichmachungen auf Grund des ROG 1992 oder ROG 1998 als
Kenntlichmachungen im Sinn dieses Gesetzes.

Die Widmungen geméaR § 19 Z 11 ROG 1992 oder § 19 Z 11 und 12 ROG 1998
sind bis langstens 31. Dezember 2013 in Widmungen gemaR § 36 Abs. 1 Z 11 oder
12 zu éndern.

(4) Die Uberpriifung des Raumlichen Entwicklungskonzepts und des
Flachenwidmungsplans gem&R 8§20 Abs.1 st in Gemeinden, deren
Flachenwidmungsplan nicht innerhalb von zehn Jahren vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes neu aufgestellt oder durch Anderung an das ROG 1998 angepasst
worden ist, bis langstens 31. Dezember 2010 vorzunehmen. Die Frist zur
periodischen Uberpriifung beginnt in diesen Fallen mit Vorliegen der Mitteilung
geman § 20 Abs. 3.

(5) Die Fristenlaufe fiir die periodische Uberpriifung, die Dauer der
Ausweisung als Bauland in Bezug auf die Zuldssigkeit der Umwidmung in
Griinland oder Verkehrsflache und die Entschadigungspflicht bei Umwidmungen
in Grinland oder Verkehrsflache sowie als Vorbehaltsfliche in Bezug auf die
Geltendmachung des Einlésungsrechts und die Léschung werden durch dieses
Gesetz nicht ber(hrt.

(6) 8 31 Abs. 4 Z 2 ist fur die Wiederausweisung von solchen Grundflachen
als Zweitwohnungsgebiete, die bereits am 1. Marz 1993 als Zweitwohnungsgebiete
ausgewiesen waren, nicht anzuwenden. Solche Flachen sind, auch wenn sie nicht
bebaut sind, nicht in den Baulandbedarf der Gemeinde einzubeziehen.

Vorgeschlagene Fassung

a) GebietegemaR §1971, 2, 3,4,5,6, 7, 8,9, 10, 11 oder 12 ROG 1992
bzw Gebiete gemdl 819 71, 2, 3,4, 5,6, 7, 8, 9, 10, 11 oder 15
ROG 1998

als Gebiete gemal 836 Z 1, 2, 3,4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 bzw 15 dieses

Gesetzes;

b) Gebiete gemaR § 19 Z 12, 13 oder 14 ROG 1998

als Gebiete gemal § 36 Z 12, 13 bzw 14 dieses Gesetzes;

4. hinsichtlich der VVorbehaltsflachen

Gebiete gemaR den 8§ 16 Abs. 3 erster oder zweiter Satz ROG 1992 oder
ROG 1998

als Gebiete gemal § 41 bzw § 42 dieses Gesetzes;

5. Kenntlichmachungen auf Grund des ROG 1992 oder ROG 1998 als
Kenntlichmachungen im Sinn dieses Gesetzes.

Die Widmungen gemaR § 19 Z 11 ROG 1992 oder § 19 Z 11 und 12 ROG 1998
sind bis langstens 31. Dezember 2013 in Widmungen gemal § 36 Abs. 1 Z 11 oder
12 zu andern.

(4) Die Uberpriifung des Raumlichen Entwicklungskonzepts und des
Flachenwidmungsplans gem&3 §20 Abs.1 st in Gemeinden, deren
Flachenwidmungsplan nicht innerhalb von zehn Jahren vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes neu aufgestellt oder durch Anderung an das ROG 1998 angepasst
worden ist, bis l&ngstens 31. Dezember 2010 vorzunehmen. Die Frist zur
periodischen Uberpriifung beginnt in diesen Fallen mit Vorliegen der Mitteilung
gemaR § 20 Abs. 3.

(5) Die Fristenlaufe fiir die periodische Uberpriifung, die Dauer der
Ausweisung als Bauland in Bezug auf die Zuléssigkeit der Umwidmung in
Grinland oder Verkehrsflache und die Entschadigungspflicht bei Umwidmungen
in Grunland oder Verkehrsflache sowie als Vorbehaltsflache in Bezug auf die
Geltendmachung des Einldsungsrechts und die Léschung werden durch dieses
Gesetz nicht berthrt.

(6) § 31 Abs. 4 Z 2 ist fur die Wiederausweisung von solchen Grundflachen
als Zweitwohnungsgebiete, die bereits am 1. Méarz 1993 als Zweitwohnungsgebiete
ausgewiesen waren, nicht anzuwenden. Solche Flachen sind, auch wenn sie nicht
bebaut sind, nicht in den Baulandbedarf der Gemeinde einzubeziehen.



Geltende Fassung

(7) Ausnahmen gemdl §19 Abs.3 ROG 1977 und Einzelbewilligungen
geméaR § 24 Abs. 3 ROG 1992 oder ROG 1998 gelten als Einzelbewilligung gemafr
8§ 46 dieses Gesetzes. Die Dauer ihrer Wirksamkeit wird durch dieses Gesetz nicht
bertihrt. Bewilligungen gemal § 24 Abs. 7 ROG 1992 oder ROG 1998 werden
durch dieses Gesetz in ihrem Bestand nicht beriihrt.

(8) Bausperren gemal’ § 26 bzw § 42 ROG 1998 gelten als Bausperren gemaf
8 21 dieses Gesetzes, Bausperren gemdl § 26a ROG 1998 als Bausperren gemaf
8§ 22 dieses Gesetzes. Ihre Geltungsdauer wird durch dieses Gesetz nicht beriihrt.

(9) Auf Grund der §8 1 ff des Bebauungsgrundlagengesetzes — BGG, LGBI
Nr 69/1968, erlassene oder auf Grund des § 27 Abs.2 BGG weitergeltende
Bebauungspléane, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen,
behalten ihre Wirksamkeit nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften. Auf die
Anderung solcher Bebauungsplane und die Wirkung der so gednderten
Bebauungspléane sind die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden. Fir den
Geltungsbereich solcher Bebauungspléne, in der Stadt Salzburg fiir das gesamte im
Flachenwidmungsplan ausgewiesene Bauland, kdnnen Nutzungsfestlegungen
gemaR 8§60 erstmals auch in eigenen Planen getroffen werden, die als
Bebauungspléane der Grundstufe gelten. Auf die Aufstellung und Wirkung solcher
Nutzungsplane finden die fir Bebauungsplane geltenden Bestimmungen
sinngemal Anwendung. Gleichzeitig mit der Kundmachung gemai § 71 Abs. 2
kann fiir unbebaute Bauplétze eine Bausperre gemal § 21 verfiigt werden. Eine
geméaR § 45 Abs. 13 zweiter bis funfter Satz ROG 1998 ganzliche oder teilweise
festgestellte und  kenntlich  gemachte  Unwirksamkeit von  solchen
Bebauungsplénen bleibt unberiihrt.

(10) Die gem&R § 38 Abs.4 ROG 1998 kundgemachten Bebauungspléne
gelten als Bebauungsplane im Sinn dieses Gesetzes.

(11) Das vereinfachte Verfahren zur Anderung des Flachenwidmungsplans
(8 69 Abs. 2) kann auch angewendet werden:
1. fir die Anpassung gemall Abs. 3 letzter Satz;

2. fiir die Anderung der Kennzeichnung eines AufschlieBungsgebiets (§ 37
Abs. 1) in eine Kennzeichnung gemaR § 37 Abs. 2;

3. fiir die Kenntlichmachung von Planfreistellungen geméaR § 50 Abs. 2 Z 1.

Vorgeschlagene Fassung

(7) Ausnahmen gemél §19 Abs.3 ROG 1977 und Einzelbewilligungen
geméR § 24 Abs. 3ROG 1992 oder ROG 1998 gelten als Einzelbewilligung geman
8 46 dieses Gesetzes. Die Dauer ihrer Wirksamkeit wird durch dieses Gesetz nicht
bertihrt. Bewilligungen gemal 8§ 24 Abs. 7 ROG 1992 oder ROG 1998 werden
durch dieses Gesetz in ihrem Bestand nicht berihrt.

(8) Bausperren gemal § 26 bzw § 42 ROG 1998 gelten als Bausperren gemaR
8 21 dieses Gesetzes, Bausperren gemal} § 26a ROG 1998 als Bausperren gemaR
8§ 22 dieses Gesetzes. Ihre Geltungsdauer wird durch dieses Gesetz nicht ber(hrt.

(9) Auf Grund der 88 1 ff des Bebauungsgrundlagengesetzes — BGG, LGBI
Nr 69/1968, erlassene oder auf Grund des § 27 Abs.2 BGG weitergeltende
Bebauungspléne, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen,
behalten ihre Wirksamkeit nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften. Auf die
Anderung solcher Bebauungsplane und die Wirkung der so gednderten
Bebauungsplane sind die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden. Fiir den
Geltungsbereich solcher Bebauungspléne, in der Stadt Salzburg fiir das gesamte im
Flachenwidmungsplan ausgewiesene Bauland, koénnen Nutzungsfestlegungen
gemédBR 8§60 erstmals auch in eigenen Plénen getroffen werden, die als
Bebauungsplane der Grundstufe gelten. Auf die Aufstellung und Wirkung solcher
Nutzungsplane finden die fiir Bebauungsplane geltenden Bestimmungen
sinngemal Anwendung. Gleichzeitig mit der Kundmachung geméal § 71 Abs. 2
kann fiir unbebaute Bauplatze eine Bausperre geméal § 21 verfuigt werden. Eine
gemé&R 8§ 45 Abs. 13 zweiter bis finfter Satz ROG 1998 ganzliche oder teilweise
festgestellte und  kenntlich gemachte  Unwirksamkeit von  solchen
Bebauungsplanen bleibt unberhrt.

(10) Die gemaR §38 Abs.4 ROG 1998 kundgemachten Bebauungsplane
gelten als Bebauungsplane im Sinn dieses Gesetzes.

(11) Das vereinfachte Verfahren zur Anderung des Flachenwidmungsplans
(8 69 Abs. 2) kann auch angewendet werden:
1. flr die Anpassung gemal Abs. 3 letzter Satz;

2. fiir die Anderung der Kennzeichnung eines AufschlieBungsgebiets (§ 37
Abs. 1) in eine Kennzeichnung geméaR § 37 Abs. 2;

3. flir die Kenntlichmachung von Planfreistellungen geméaR § 50 Abs. 2 Z 1.



Geltende Fassung
Ubergangsbestimmungen — Sonderbestimmungen
§84

(1) Fur die Ausweisung von Gebieten fiir Handelsgrof3betriebe ist keine
Standortverordnung (8§ 14) erforderlich, wenn

1. auf den Flachen
a) am 1. Juli 1999 HandelsgroRbetriebe oder
b) im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes (8 81 Abs. 1) bereits
Handelsbetriebe mit groBeren Gesamtverkaufsflachen, als in der
Anlage 1 festgelegt,
bereits bestehen,
2. keine VergroRerung der Verkaufsflache erfolgt und

3. die Festlegung der Kategorie gemaR § 32 Abs. 3 entsprechend der
derzeitigen Nutzung erfolgt.

(2) Auf die Anderung von im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bereits rechtmdRig bestehenden Abfallbehandlungsanlagen findet § 16 nur dann
Anwendung, wenn

1. diese in der Neuerrichtung einer Abfall(mit)verbrennungsanlage besteht
oder

2. das Betriebsgelédnde der Anlage um mehr als 1.000 m? erweitert werden
soll, wobei léngstens fiinf Jahre zuriickliegende Erweiterungen nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes einzuberechnen sind.

(3) Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits bestehende
Handelsbetriebe findet 8 17 Abs. 9 zweiter Satz ROG 1998 weiter Anwendung.

(4) Fir am 1. Mai 2004 bereits bestehende Seveso-lI-Betriebe, die der
festgelegten Widmung nicht entsprechen, kénnen Bewilligungen, Genehmigungen
udgl auf Grund baurechtlicher Vorschriften des Landes unbeschadet der Erfiilllung
der sonstigen bau- und raumordnungsrechtlichen Voraussetzungen erteilt werden,
wenn ihr Gefédhrdungspotential nicht wesentlich erhdht wird oder Malnahmen
ergriffen werden, sodass das Risiko und die Gefahren eines schweren Unfalls nicht
vermehrt werden. Auf Grund des 8 54 Abs 6 zweiter und dritter Satz ROG 1998
eingeleitete Verfahren zur Festlegung des Auswirkungsbereichs im Sinn des § 15
Abs 4 sind fortzusetzen. Der Betriebsinhaber hat alle zur Beurteilung des
Gefahrenpotentials und des damit verbundenen  Auswirkungsbereichs

Vorgeschlagene Fassung
Ubergangsbestimmungen — Sonderbestimmungen
§84

(1) Fur die Ausweisung von Gebieten fir Handelsgrofbetriebe ist keine
Standortverordnung (8§ 14) erforderlich, wenn

1. auf den Flachen
a) am 1. Juli 1999 HandelsgroRbetriebe oder
b) im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes (8 81 Abs. 1) bereits
Handelsbetriebe mit groRBeren Gesamtverkaufsflachen, als in der
Anlage 1 festgelegt,
bereits bestehen,
2. keine VergroRerung der Verkaufsflache erfolgt und
3. die Festlegung der Kategorie gemaR § 32 Abs. 3 entsprechend der
derzeitigen Nutzung erfolgt.

(2) Auf die Anderung von im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bereits rechtméRig bestehenden Abfallbehandlungsanlagen findet § 16 nur dann
Anwendung, wenn

1. diese in der Neuerrichtung einer Abfall(mit)verbrennungsanlage besteht
oder

2. das Betriebsgeléande der Anlage um mehr als 1.000 m? erweitert werden
soll, wobei l&ngstens funf Jahre zuriickliegende Erweiterungen nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes einzuberechnen sind.

(3) Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits bestehende
Handelsbetriebe findet § 17 Abs. 9 zweiter Satz ROG 1998 weiter Anwendung.

(4) Fir am 1. Mai 2004 bereits bestehende Seveso-1l-Betriebe, die der
festgelegten Widmung nicht entsprechen, kénnen Bewilligungen, Genehmigungen
udgl auf Grund baurechtlicher Vorschriften des Landes unbeschadet der Erfullung
der sonstigen bau- und raumordnungsrechtlichen VVoraussetzungen erteilt werden,
wenn ihr Gefédhrdungspotential nicht wesentlich erhéht wird oder MalRnahmen
ergriffen werden, sodass das Risiko und die Gefahren eines schweren Unfalls nicht
vermehrt werden. Als bestehende Betriebe gelten dabei auch solche, die ohne
Anderung der Art und des Umfangs des Betriebs (Kapazitatsausweitungen udgl) in
den Anwendungsbereich der Seveso-Richtlinie (§ 80 Z 3) fallen. Der
Betriebsinhaber hat alle zur Beurteilung des Gefahrenpotentials und des damit



Geltende Fassung
erforderlichen Unterlagen auf Verlangen der Landesregierung vorzulegen. Bei der
Festlegung des Auswirkungsbereichs sind alle Manahmen zu beriicksichtigen, die
geeignet sind, das Risiko oder die Gefahren eines schweren Unfalls zu verringern,
und mit ausreichender Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit verwirklicht werden.
Die Kosten eines von der Behorde allenfalls einzuholenden Gutachtens sind vom
Betriebsinhaber zu tragen.

(5) Fur am 1. Mai 2004 bereits ausgewiesene Gebiete fir
Beherbergungsgrofbetriebe ist § 17 Abs 11 ROG 1998 in der vor dem Gesetz LGBI
Nr 13/2004 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(6) Der Fristenlauf fiir die Nichtigerklarung von Bewilligungen,
Genehmigungen odgl gemaR § 24 Abs 5 ROG 1998, flr die Geltendmachung von
Entschadigungsanspriichen geméal § 25 ROG 1998 oder fiir die Erstattung solcher
Entschadigungen wird durch dieses Gesetz nicht berihrt.

§ 86

(1) In der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2017 treten in Kraft:

1. mit 1. J&nner 2018 die §§ 1 bis 4,5 Z 1 bis 16, 5a, 5b, 6 bis 16, 18, 20 Abs
2,24 Abs 1, 25 bis 27, 29, 30, 31b, 32, 33 Abs 3, 34 Abs 1 und 3, 36 Abs
1und 9, 37 Abs 4, 38, 39, 40 Abs 2 und 4, 42, 43 Abs 1 und 2, 46 Abs 3
bis 5, 47 Abs 2, 48, 49 Abs 1 und 2, 50, 56 Abs 2, 57 Abs 2 und 3, 62 Abs
2, 65 bis 67, 74, 75 Abs 1, 76, 77a und 77b, 78 Abs 1 Z 4 und 5a sowie
Abs 3 und 4, 79 sowie die Anlage 1; gleichzeitig treten die 8§88 31 Abs 5
und 68 bis 72 sowie die Anlage 2 auRer Kraft;

2. mit 1. Janner 2019 die 885 7 17, 31, 31laund 78 Abs 1 Z 3 und 5.

(2) Auf im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame
Entwicklungsprogramme (Landesentwicklungsprogramm, Sachprogramme und
Regionalprogramme) sind die §8 9 bis 11 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden. Anderungen von solchen Entwicklungsprogrammen sind nach den
Bestimmungen des 1. Teils des 2. Abschnittes dieses Gesetzes in der Fassung der
Novelle LGBI Nr 82/2017 durchzufiihren. Die Funfzehnjahresfrist fur die
Evaluierungsverpflichtung geméaR 8§ 12 beginnt mit dem im Abs 1 Z 1 bestimmten
Zeitpunkt. Regionalverbande, die zu dem im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt noch
liber kein Regionalprogramm verfuigen, haben ein solches innerhalb von 15 Jahren
zu erstellen.

Vorgeschlagene Fassung

verbundenen Auswirkungsbereichs erforderlichen Unterlagen auf Verlangen der
Landesregierung vorzulegen. Bei der Festlegung des Auswirkungsbereichs sind
alle Malnahmen zu bericksichtigen, die geeignet sind, das Risiko oder die
Gefahren eines schweren Unfalls zu wverringern, und mit ausreichender
Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit verwirklicht werden. Die Kosten eines von
der Behorde allenfalls einzuholenden Gutachtens sind vom Betriebsinhaber zu
tragen.

(5) Far am 1. Mai 2004 bereits ausgewiesene Gebiete fiir
BeherbergungsgrolRbetriebe ist § 17 Abs 11 ROG 1998 in der vor dem Gesetz LGBI
Nr 13/2004 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(6) Der Fristenlauf fur die Nichtigerklarung von Bewilligungen,
Genehmigungen odgl geméaR § 24 Abs 5 ROG 1998, fiir die Geltendmachung von
Entschadigungsanspriichen gemal § 25 ROG 1998 oder fir die Erstattung solcher
Entschadigungen wird durch dieses Gesetz nicht beriihrt.

§86

(1) In der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2017 treten in Kraft:

1. mit 1. Janner 2018 die 88 1 bis 4,5 Z 1 bis 16, 5a, 5b, 6 bis 16, 18, 20 Abs
2, 24 Abs 1, 25 bis 27, 29, 30, 31b, 32, 33 Abs 3, 34 Abs 1 und 3, 36 Abs
1 und 9, 37 Abs 4, 38, 39, 40 Abs 2 und 4, 42, 43 Abs 1 und 2, 46 Abs 3
bis 5, 47 Abs 2, 48, 49 Abs 1 und 2, 50, 56 Abs 2, 57 Abs 2 und 3, 62 Abs
2, 65 bis 67, 74, 75 Abs 1, 76, 77a und 77b, 78 Abs 1 Z 4 und 5a sowie
Abs 3 und 4, 79 sowie die Anlage 1; gleichzeitig treten die 88 31 Abs 5
und 68 bis 72 sowie die Anlage 2 auBer Kraft;

2. mit 1. Janner 2019 die 88§ 57 17, 31, 31aund 78 Abs 1 Z 3 und 5.

(2) Auf im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame
Entwicklungsprogramme (Landesentwicklungsprogramm, Sachprogramme und
Regionalprogramme) sind die 88 9 bis 11 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden. Anderungen von solchen Entwicklungsprogrammen sind nach den
Bestimmungen des 1. Teils des 2. Abschnittes dieses Gesetzes in der Fassung der
Novelle LGBI Nr 82/2017 durchzufiihren. Die Funfzehnjahresfrist fir die
Evaluierungsverpflichtung geméaR § 12 beginnt mit dem im Abs 1 Z 1 bestimmten
Zeitpunkt. Regionalverbande, die zu dem im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt noch
Uber kein Regionalprogramm verfiigen, haben ein solches innerhalb von 15 Jahren
zu erstellen.



Geltende Fassung

(3) Auf im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame
Standortverordnungen ist § 14 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden. Anderungen von solchen Standortverordnungen sind nach den
Bestimmungen des §14 in der Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017
durchzufihren.

(4) Auf vor im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt von der Gemeindevertretung
beschlossene Raumliche Entwicklungskonzepte ist 8 25 in der bis dahin geltenden
Fassung weiter anzuwenden. Anderungen von solchen R&umlichen
Entwicklungskonzepten sind vorbehaltlich des § 82 Abs 2 zweiter Satz nach den
Bestimmungen des §25 in der Fassung der Novelle LGBl Nr 82/2017
durchzufihren.

(5) Auf im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt im rechtswirksamen
Flachenwidmungsplan einer Gemeinde ausgewiesene Betriebsgebiete und
Gewerbegebiete mit Kennzeichnung der Zulassigkeit von baulichen Anlagen fiir
Betriebe mit Einzelhandelsnutzungen auf Gber 300 m2 Verkaufsflache, Gebiete fiir
HandelsgroRbetriebe, ~ BeherbergungsgroBbetriebe, Sportanlagen  und
Vorbehaltsflachen sind die §§ 30 und Abs 5, 32 Abs 4, 33 Abs 3, 36 Abs1Z5, 39
Abs3 und 42 in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Fur
Anderungen von solchen Gebieten gelten die diesbeziiglichen Bestimmungen in
der Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017.

(6) Auf im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame Bebauungsplane
und darauf basierende Bauplatzerklarungen sind die 88 56 Abs 2 und 57 Abs 2 und
3 in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Betreffen Anderungen
von solchen Pléanen bzw Bauplatzerklarungen die bauliche Ausnutzbarkeit der
Grundfléachen oder Bauhohe, sind die §§ 56 Abs 2 und 57 Abs2 und 3 in der
Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017 anzuwenden.

(7) Auf vor im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt beantragte
Einzelbewilligungen ist §46 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(8) Auf vor im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt eingeleitete Verfahren zur
Aufstellung oder Anderung von Sachprogrammen, Regionalprogrammen,
Raumlichen Entwicklungskonzepten, Flachenwidmungsplanen oder
Bebauungsplénen sind die §§ 8 sowie 65 bis 73 in der bis dahin geltenden Fassung
weiter anzuwenden. Dariiber hinaus sind Verfahren zur Aufstellung oder Anderung
von Regionalprogrammen, Sachprogrammen, Flachenwidmungspldnen und

Vorgeschlagene Fassung

(3) Auf im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame
Standortverordnungen ist 8 14 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden. Anderungen von solchen Standortverordnungen sind nach den
Bestimmungen des 814 in der Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017
durchzufthren.

(4) Auf vor im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt von der Gemeindevertretung
(in der Stadt Salzburg vom Gemeinderat) beschlossene R&aumliche
Entwicklungskonzepte ist §25 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden. Anderungen von solchen Raumlichen Entwicklungskonzepten sind
vorbehaltlich des § 82 Abs 2 zweiter Satz nach den Bestimmungen des § 25 in der
Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017 durchzufiihren.

(5) Auf im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt im rechtswirksamen
Flachenwidmungsplan einer Gemeinde ausgewiesene Betriebsgebiete und
Gewerbegebiete mit Kennzeichnung der Zulassigkeit von baulichen Anlagen fir
Betriebe mit Einzelhandelsnutzungen auf tiber 300 m2 Verkaufsflache, Gebiete fur
HandelsgroRbetriebe,  BeherbergungsgroRbetriebe, Sportanlagen  und
Vorbehaltsflachen sind die 88§ 30 und Abs 5, 32 Abs 4, 33 Abs 3, 36 Abs 175, 39
Abs 3 und 42 in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Fir
Anderungen von solchen Gebieten gelten die diesbeziiglichen Bestimmungen in
der Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017.

(6) Auf im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame Bebauungsplane
und darauf basierende Bauplatzerklarungen sind die 88 56 Abs 2 und 57 Abs 2 und
3 in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Betreffen Anderungen
von solchen Plédnen bzw Bauplatzerklarungen die bauliche Ausnutzbarkeit der
Grundflachen oder Bauhohe, sind die §§ 56 Abs 2 und 57 Abs2 und 3 in der
Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017 anzuwenden.

(7) Auf vor im Absl Z 1 bestimmten Zeitpunkt beantragte
Einzelbewilligungen ist §46 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(8) Auf vor im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt eingeleitete VVerfahren zur
Aufstellung oder Anderung von Sachprogrammen, Regionalprogrammen,
Raumlichen Entwicklungskonzepten, Flachenwidmungsplanen oder
Bebauungsplénen sind die 88 8 sowie 65 bis 73 in der bis dahin geltenden Fassung
weiter anzuwenden. Dariiber hinaus sind Verfahren zur Aufstellung oder Anderung
von Regionalprogrammen, Sachprogrammen, Flachenwidmungspldnen und



Geltende Fassung
Bebauungsplanen, fiir welche die Auflage des Entwurfs zur allgemeinen Einsicht
bereits vor dem im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt begonnen hat, nach den bisher
geltenden Bestimmungen weiterzufiihren. Letzteres gilt auch fur Verfahren zur
Aufstellung oder Anderung von Raumlichen Entwicklungskonzepten, wenn die
Gemeinde vor dem im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt bereits eine ausreichende
Offentlichkeitsarbeit im Sinn des § 65 Abs 1 durchgefiihrt hat.

(9) Auf im Abs1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt anhdngige Verfahren zur
aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung oder Kenntnisnahme sind die 88 74 bis 76 in
der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Anhéngige Verfahren zur
Erlassung von Baubewilligungen sind nach den bisher geltenden
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen zu beurteilen.

(10) Strafverfahren lber Verwaltungsubertretungen, die bis zu den im Abs 1
Z 1 bzw Z 2 bestimmten Zeitpunkten begangen worden sind, sind nach den bis
dahin geltenden Rechtsvorschriften durchzufiihren, es sei denn, dass das zur Zeit
der Erlassung des Bescheides in erster Instanz geltende Recht fur den Tater
glinstiger ware.

(11) Auf im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt bewilligte Apartmenthduser und
auf Grund einer Kennzeichnung geméaR § 39 Abs 3 bewilligte bauliche Anlagen fir
Betriebe mit Einzelhandelsnutzungen sind die Beschréankungen des § 30 Abs 4 bzw
5 in der Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017 nicht anzuwenden. Auf im Abs 1
Z 1 bestimmten Zeitpunkt bewilligte Beherbergungsbetriebe auRerhalb des
Dauersiedlungsraums ist 8 33 Abs 3 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(12) Bis zur Erlassung einer Verordnung geméaR § 29 Abs 1 in der Fassung der
Novelle LGBI Nr 82/2017, jedenfalls aber bis 31. Dezember 2020 sind Baulticken
nur zu einem Drittel in der Fl&chenbilanz zu berlcksichtigen.

(13) Fr die erstmalige Erlassung einer Verordnung gemal § 31 Abs1 Z 1
kénnen zur Feststellung des Prozentanteils der Nicht-Hauptwohnsitze die Daten
der letzten Registerzéhlung gemall dem Registerzahlungsgesetz (BGBI | Nr
33/2006) herangezogen werden.

(14) Verordnungen gemél Abs 15 und den 8852 17 und 31 Abs 1 Z 1 kdnnen
von dem der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag an erlassen werden. Sie
dirfen jedoch friihestens mit dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt in Kraft
gesetzt werden. Ebenso kénnen Verfahren fur Kennzeichnungen gemald § 31 Abs

Vorgeschlagene Fassung
Bebauungsplanen, fir welche die Auflage des Entwurfs zur allgemeinen Einsicht
bereits vor dem im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt begonnen hat, nach den bisher
geltenden Bestimmungen weiterzufithren. Letzteres gilt auch fir Verfahren zur
Aufstellung oder Anderung von Raumlichen Entwicklungskonzepten, wenn die
Gemeinde vor dem im Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt bereits eine ausreichende
Offentlichkeitsarbeit im Sinn des § 65 Abs 1 durchgefiihrt hat.

(9) Auf im Abs1l Z 1 bestimmten Zeitpunkt anhéngige Verfahren zur
aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung oder Kenntnisnahme sind die §8 74 bis 76 in
der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Anhéngige Verfahren zur
Erlassung von Baubewilligungen sind nach den bisher geltenden
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen zu beurteilen.

(10) Strafverfahren tber Verwaltungsiibertretungen, die bis zu den im Abs 1
Z 1 bzw Z 2 bestimmten Zeitpunkten begangen worden sind, sind nach den bis
dahin geltenden Rechtsvorschriften durchzufthren, es sei denn, dass das zur Zeit
der Erlassung des Bescheides in erster Instanz geltende Recht fiir den Téter
glinstiger ware.

(11) Aufiim Abs 1 Z 1 bestimmten Zeitpunkt bewilligte Apartmenthduser und
auf Grund einer Kennzeichnung gemaf § 39 Abs 3 bewilligte bauliche Anlagen flr
Betriebe mit Einzelhandelsnutzungen sind die Beschrankungen des § 30 Abs 4 bzw
5 in der Fassung der Novelle LGBI Nr 82/2017 nicht anzuwenden. Auf im Abs 1
Z 1 bestimmten Zeitpunkt bewilligte Beherbergungsbetriebe auBerhalb des
Dauersiedlungsraums ist 8 33 Abs 3 in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(12) Bis zur Erlassung einer Verordnung gemaR § 29 Abs 1 in der Fassung der
Novelle LGBI Nr 82/2017, jedenfalls aber bis 31. Dezember 2020 sind Baullicken
nur zu einem Drittel in der Fl&chenbilanz zu beriicksichtigen.

(13) Fir die erstmalige Erlassung einer Verordnung gemaR § 31 Abs1 Z 1
kénnen zur Feststellung des Prozentanteils der Nicht-Hauptwohnsitze die Daten
der letzten Registerzéhlung gemal dem Registerzahlungsgesetz (BGBI | Nr
33/2006) herangezogen werden.

(14) Verordnungen gem&R Abs 15 und den 885 Z 17 und 31 Abs 1 Z 1 kdnnen
von dem der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag an erlassen werden. Sie
dirfen jedoch friihestens mit dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt in Kraft
gesetzt werden. Ebenso kdnnen Verfahren fiir Kennzeichnungen gemaR § 31 Abs



Geltende Fassung
1Z 2 vordemim Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt durchgefiihrt werden; sie dirfen
jedoch frithestens zu dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt in Kraft treten.

(15) Wohnungen, die zu dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt bis zur
Meldung (Z 1) nicht als Hauptwohnsitz, aber nach den bau- und
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen des Landes rechtmaRig verwendet
werden, sind von den Beschrankungen des § 31 Abs 2 erster Satz in der Fassung
des Gesetzes LGBI Nr 82/2017 ausgenommen, wenn

1. der Gemeinde von den Eigentimern der Wohnung innerhalb eines Jahres
ab dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt die kiinftige Verwendung als
Zweitwohnung schriftlich angezeigt wird und

2. der Erwerb der Wohnung zum Stichtag der Anzeige bereits langer als drei
Jahre zurlckliegt.

Im Streitfall ist dariiber von der Gemeindevertretung mit Bescheid zu entscheiden.
Fir die Meldung ist ein Formular zu verwenden, dessen naherer Inhalt von der
Landesregierung durch Verordnung festzulegen ist.

(16) § 5Z 12 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 96/2017 tritt mit 1. Janner
2018 in Kraft.

(17) § 31 Abs 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2018 tritt mit 1.
Jénner 2019 und § 31b Abs 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2018 mit
dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(18) Die 88 32 Abs 5 Z 2,43 Abs 3, 65 Abs 7, 77c, 77d und 79 und die Anlage
1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 33/2019 treten mit dem auf die
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(19) Die 885 Z 1, 30 Abs 4, 39 Abs 2, 67 Abs2 und 74 Abs2 Z 3 in der
Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft. Auf zu
diesem Zeitpunkt anhangige baupolizeiliche Verfahren sind die 885 Z 1 und 30
Abs 4 in der bisher geltenden Fassung weiter anzuwenden. Auf zu diesem
Zeitpunkt bestehende, baubehérdlich bewilligte Beherbergungsbetriebe mit

Vorgeschlagene Fassung
12Z 2 vordemim Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt durchgefiihrt werden; sie diirfen
jedoch friihestens zu dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt in Kraft treten.

(15) Wohnungen, die zu dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt bis zur
Meldung (Z 1) nicht als Hauptwohnsitz, aber nach den bau- und
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen des Landes rechtmaRig verwendet
werden, sind von den Beschrankungen des § 31 Abs 2 erster Satz in der Fassung
des Gesetzes LGBI Nr 82/2017 ausgenommen, wenn

1. der Gemeinde von den Eigentimern der Wohnung innerhalb eines Jahres
ab dem im Abs 1 Z 2 bestimmten Zeitpunkt die kiinftige Verwendung als
Zweitwohnung schriftlich angezeigt wird und

2. der Erwerb der Wohnung zum Stichtag der Anzeige bereits langer als drei
Jahre zurtckliegt.

Liegen die Voraussetzungen flr eine Ausnahme nach dem ersten Satz nicht vor, hat
dies die Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg der Gemeinderat) mit Bescheid
festzustellen. Durch Verordnung der Landesregierung kann festgelegt werden,
dass fur die Meldung (Z 1) ein Formular mit n&her zu bestimmendem Inhalt zu
verwenden ist; ferner, dass eine Bescheinigung iber das Einlangen dieser Meldung
auszustellen ist, und dass sich die Gemeinde eine Bescheiderlassung im Sinn des
zweiten Satzes innerhalb einer vier Wochen nicht ibersteigenden Frist vorbehalten
kann, widrigenfalls die Meldung nach Ablauf dieser Frist unmittelbar wirksam
wird.

(16) § 5Z 12 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 96/2017 tritt mit 1. Jdnner
2018 in Kraft.

(17) 8§ 31 Abs 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2018 tritt mit 1.
Janner 2019 und § 31b Abs 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2018 mit
dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(18) Die 88 32 Abs 527 2,43 Abs 3, 65 Abs 7, 77¢, 77d und 79 und die Anlage
1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 33/2019 treten mit dem auf die
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(19) Die 885 Z 1, 30 Abs 4, 39 Abs2, 67 Abs2 und 74 Abs2 Z 3 in der
Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2019 treten mit 1. Jdnner 2020 in Kraft. Auf zu
diesem Zeitpunkt anh&ngige baupolizeiliche Verfahren sind die 885 Z 1 und 30
Abs 4 in der bisher geltenden Fassung weiter anzuwenden. Auf zu diesem
Zeitpunkt bestehende, baubehordlich bewilligte Beherbergungsbetriebe mit



Geltende Fassung
Apartments ist § 30 Abs 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2019 mit der
Mafgabe anzuwenden, dass bauliche Malinahmen, die mit keiner Ausweitung der
Anzahl der Apartments verbunden sind, weiterhin ohne Kennzeichnung zuléssig
sind.

(20) § 33 Abs 1, 1a und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 77/2020 tritt
mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Vorgeschlagene Fassung
Apartments ist § 30 Abs 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2019 mit der
MaRgabe anzuwenden, dass bauliche MaRnahmen, die mit keiner Ausweitung der
Anzahl der Apartments verbunden sind, weiterhin ohne Kennzeichnung zuldssig
sind.

(20) § 33 Abs 1, 1a und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 77/2020 tritt
mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

§ 87

Die 88 30 Abs 1 und 5, 32 Abs 1 und 2, 36 Abs 3, 39a, 40 Abs 2, 45 Abs 3, 56 Abs
7,60 Abs 5, 62 Abs 5, 65 Abs 8, 67 Abs 2 und 4, 74 Abs 2, 75 Abs 1 Z 6, 77a Abs 1
und 5, 82 Abs 2, 84 Abs 4 und 86 Abs 4 und 15 in der Fassung des Gesetzes LGBI
Nr xx/2021 treten mit 1. August 2021 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhangige
Bauverfahren ist § 32 Abs 2 in der bisher geltenden Fassung weiter anzuwenden.



Geltende Fassung
Artikel 11

Vorgeschlagene Fassung

Anderung des Bebauungsgrundlagengesetzes

Gesetz vom 27. Juni 1968 Uber die zweckmaRige Gestaltung der Gesetz vom 27. Juni 1968 Uber die zweckmaRige Gestaltung der
Grundstiicke im Bauland, die Schaffung von Bauplatzen und die Lage Grundstiicke im Bauland, die Schaffung von Bauplatzen und die Lage
Artikel VI Artikel VI
I. Abschnitt I. Abschnitt
Beschrankungen Beschrankungen

fur die Anderung von Grundstiicken

I1. Bauplatzerklarung
Allgemeines

Selbsténdige Bauplatzerklarung oder Bauplatzerklarung
als Teil der Baubewilligung

Entscheidung tUber das Ansuchen
§14
(1) Die Bauplatzerkldrung ist zu versagen, wenn die Grundflache vom

fur die Anderung von Grundstiicken

I1. Bauplatzerklarung
Allgemeines

Selbstandige Bauplatzerklarung oder Bauplatzerklarung
als Teil der Baubewilligung

Entscheidung tber das Ansuchen
§14

(1) Die Bauplatzerkldrung ist zu versagen, wenn die Grundflache vom

Standpunkt des 6ffentlichen Interesses fur die Bebauung ungeeignet erscheint. Dies Standpunkt des 6ffentlichen Interesses flr die Bebauung ungeeignet erscheint. Dies
ist der Fall, wenn ist der Fall, wenn

a) die Bebauung der Grundflaiche dem Flachenwidmungs- oder dem
Bebauungsplan widersprechen wiirde oder fiir die Grundflache trotz
Erfordernis kein Bebauungsplan der Grundstufe und auch der Aufbaustufe
besteht. Das Fehlen eines Bebauungsplanes stellt dann keinen
Versagungsgrund dar, wenn
— es sich bei der Grundflache um eine Bauliicke handelt; — es sich um die
Errichtung einzelner Bauten in Streulage

(das ist eine solche Entfernung von einem besiedelten

a) die Bebauung der Grundfliche dem Flachenwidmungs- oder dem

Bebauungsplan widersprechen wiirde oder fur die Grundflache trotz
Erfordernis kein Bebauungsplan der Grundstufe und auch der Aufbaustufe
besteht. Das Fehlen eines Bebauungsplanes stellt dann keinen
Versagungsgrund dar, wenn

— es sich bei der Grundflache um eine Bauliicke handelt; — es sich um die
Errichtung einzelner Bauten in Streulage

(das ist eine solche Entfernung von einem besiedelten



Geltende Fassung

Gebiet, dass ein Zusammenwachsen mit diesem auf langere Zeit nicht
erwartet werden kann) handelt;

— es sich um Vorhaben, die unter § 36 ROG 2009 fallen,

handelt; oder
— eine Einzelbewilligung gemal § 46 ROG 2009 oder ein Fall
des § 47 ROG 2009 vorliegt;

b) die Grundflache infolge ihrer Bodenbeschaffenheit oder weil sie im
Gefahrdungsbereich von Hochwasser, Lawinen, Murgéngen, Steinschlag
u. dgl. gelegen oder als wesentlicher Hochwasserabfluss- oder -
riickhalteraum zu erhalten ist, eine Bebauung nicht zuldRt; diese Griinde
stellen dann keinen Versagungstatbestand dar, wenn sie durch
wirtschaftlich vertretbare Mallnahmen nachweislich behebbar sind und es
sich um bereits weitgehend verbaute Gebiete handelt;

c) die Grundflache infolge ihrer Gestalt oder geringen Flachenausdehnung
unter Beriicksichtigung der Vorschriften tber die bauliche Ausnutzbarkeit
der Grundstiicke und Uber die Lage der Bauten im Bauplatz eine
selbstdndige Bebauung nicht zul&Rt;

d) eine entsprechende Verkehrsverbindung der Grundflache mit den
offentlichen Verkehrsflachen nicht sichergestellt ist. Als geeignet gilt
hiebei nur eine selbst 6ffentliche Verkehrsflache oder eine Verkehrsflache,
die in einer den AufschlieBungsbestimmungen entsprechenden und
gesicherten Weise die Verkehrsverbindung dauernd gewabhrleistet;

e) eine  entsprechende  Abwasserbeseitigung  oder  ausreichendes
einwandfreies Trinkwasser sowie flr Industriebauten und feuergefahrliche
Lagerplatze aulerdem eine flr Léschzwecke nétige Wassermenge nicht
sichergestellt sind;

f) die Erschliefung der Grundflache unwirtschaftliche Aufwendungen fir
offentliche Einrichtungen auf dem Gebiete des Verkehrs, der
Wasserversorgung, der Abwasserbeseitigung, der Energieversorgung, der
Entwasserung, der Schulversorgung oder des Polizei- und Feuerschutzes
oder sonstige 6ffentliche Aufgaben erforderlich machen.

(2) Liegen Grunde fir eine Versagung nicht vor, so hat die Baubehérde die

Bauplatzerklarung auszusprechen.

Vorgeschlagene Fassung
Gebiet, dass ein Zusammenwachsen mit diesem auf l&ngere Zeit nicht
erwartet werden kann) handelt;
— es sich um Vorhaben, die unter § 36 ROG 2009 fallen, oder um Start-
und Ubergangswohnungen (§ 35a BauTG) in den Bauland-Kategorien
gemal § 30 Abs 1 Z 1 his 5 ROG 2009
handelt ; oder
— eine Einzelbewilligung gemaR § 46 ROG 2009 oder ein Fall
des 8 47 ROG 2009 vorliegt;

b) die Grundflache infolge ihrer Bodenbeschaffenheit oder weil sie im
Gefahrdungsbereich von Hochwasser, Lawinen, Murgéngen, Steinschlag
u. dgl. gelegen oder als wesentlicher Hochwasserabfluss- oder -
rickhalteraum zu erhalten ist, eine Bebauung nicht zuldRt; diese Griinde
stellen dann keinen Versagungstatbestand dar, wenn sie durch
wirtschaftlich vertretbare MalRnahmen nachweislich behebbar sind und es
sich um bereits weitgehend verbaute Gebiete handelt;

c) die Grundflache infolge ihrer Gestalt oder geringen Flachenausdehnung
unter Berticksichtigung der Vorschriften tber die bauliche Ausnutzbarkeit
der Grundsticke und Uber die Lage der Bauten im Bauplatz eine
selbstdndige Bebauung nicht zulaRt;

d) eine entsprechende Verkehrsverbindung der Grundflache mit den
offentlichen Verkehrsflachen nicht sichergestellt ist. Als geeignet gilt
hiebei nur eine selbst 6ffentliche VVerkehrsflache oder eine Verkehrsflache,
die in einer den AufschlieBungsbestimmungen entsprechenden und
gesicherten Weise die Verkehrsverbindung dauernd gewahrleistet;

e) eine  entsprechende  Abwasserbeseitigung  oder  ausreichendes
einwandfreies Trinkwasser sowie fiir Industriebauten und feuergeféahrliche
Lagerplatze aulerdem eine fiir Léschzwecke nétige Wassermenge nicht
sichergestellt sind;

f) die Erschliefung der Grundflache unwirtschaftliche Aufwendungen fiir
oOffentliche Einrichtungen auf dem Gebiete des Verkehrs, der
Wasserversorgung, der Abwasserbeseitigung, der Energieversorgung, der
Entwdsserung, der Schulversorgung oder des Polizei- und Feuerschutzes
oder sonstige 6ffentliche Aufgaben erforderlich machen.

(2) Liegen Griunde fur eine Versagung nicht vor, so hat die Baubehérde die

Bauplatzerklarung auszusprechen.



Geltende Fassung

(3) Im Bescheid, mit dem die Bauplatzerklarung ausgesprochen wird, hat die
Baubehdrde auch festzusetzen

a) die StraRenfluchtlinien, soweit sie nicht im Bebauungsplan festgelegt sind;

b) die vom Grundeigentimer nach MaRRgabe der folgenden Bestimmungen
zu erfulllenden Verpflichtungen.

c) die zur Fixierung des natirlichen Geléndes erforderlichen Hohenpunkte
und allenfalls erforderlichen Schichtenlinien.

I11. Lage der Bauten im Bauplatz
§25

(1) Die Bauten sollen im Bauplatz und zueinander so gelegen sein, daf} sowohl
sie als auch die auf benachbarten Bauplatzen bestehenden oder zu errichtenden
Bauten eine ihrem Zweck entsprechende Besonnung und Belichtung erhalten und
dai3 die dem Aufenthalt von Menschen dienenden Rdume so weit wie mdglich vor
Larmeinwirkung geschtzt sind.

(2) Soweit nicht durch die im Bebauungsplan festgelegten
Bebauungsgrundlagen Bestimmungen (ber die Lage der Bauten im Bauplatz
vorgesehen sind und soweit nicht durch andere Rechtsvorschriften ein gréRerer
Abstand der Bauten zu den Grenzen des Bauplatzes oder der Bauten zueinander
vorgeschrieben ist, gelten hinsichtlich der Lage der Bauten im Bauplatz die
nachstehenden Bestimmungen.

(3) Fur den Abstand der Bauten von der Grundgrenze gegen die
Verkehrsflache gilt die Baufluchtlinie oder die Baulinie. Im Ubrigen missen die
Bauten im Bauplatz so gelegen sein, dal ihre Fronten von den Grenzen des
Bauplatzes jeweils einen Mindestabstand im Ausmal von Dreiviertel ihrer Hohe
bis zum obersten Gesimse oder zur obersten Dachtraufe, jedenfalls aber von 4 m,
haben. Grenzt der Bauplatz an Flachen an, die ihrer Bodenbeschaffenheit nach
nicht bebaubar sind (Gewasser, Béschungen u. dgl.), vermindert sich dieser
Abstand um die Hélfte der Breite dieser Flachen, nicht jedoch unter 4 m. Die Héhe
bis zum obersten Gesimse oder zur obersten Dachtraufe ist an der jeweiligen Front
vom gewachsenen Gelénde aus zu berechnen. Nicht als oberste Dachtraufe gelten
hiebei Traufen von bloR8 geringfiigiger Lange, die keinen negativen EinfluR auf die
sonst gegebenen Besonnungs- und Belichtungsverhaltnisse ausiiben (Traufen von
Kriippel- oder Schopfwalmen).

Vorgeschlagene Fassung

(3) Im Bescheid, mit dem die Bauplatzerklarung ausgesprochen wird, hat die
Baubehdrde auch festzusetzen

a) die StraBenfluchtlinien, soweit sie nicht im Bebauungsplan festgelegt sind;

b) die vom Grundeigentiimer nach MaRgabe der folgenden Bestimmungen
zu erfullenden Verpflichtungen.

c) die zur Fixierung des natirlichen Gelandes erforderlichen Hohenpunkte
und allenfalls erforderlichen Schichtenlinien.

I11. Lage der Bauten im Bauplatz
§25

(1) Die Bauten sollen im Bauplatz und zueinander so gelegen sein, daf? sowohl
sie als auch die auf benachbarten Bauplatzen bestehenden oder zu errichtenden
Bauten eine ihrem Zweck entsprechende Besonnung und Belichtung erhalten und
daB die dem Aufenthalt von Menschen dienenden Rdume so weit wie méglich vor
Larmeinwirkung geschitzt sind.

(2) Soweit nicht durch die im Bebauungsplan festgelegten
Bebauungsgrundlagen Bestimmungen (ber die Lage der Bauten im Bauplatz
vorgesehen sind und soweit nicht durch andere Rechtsvorschriften ein groRerer
Abstand der Bauten zu den Grenzen des Bauplatzes oder der Bauten zueinander
vorgeschrieben ist, gelten hinsichtlich der Lage der Bauten im Bauplatz die
nachstehenden Bestimmungen.

(3) Fur den Abstand der Bauten von der Grundgrenze gegen die
Verkehrsflache gilt die Baufluchtlinie oder die Baulinie. Im (brigen mussen die
Bauten im Bauplatz so gelegen sein, daf ihre Fronten von den Grenzen des
Bauplatzes jeweils einen Mindestabstand im Ausmal von Dreiviertel ihrer Hohe
bis zum obersten Gesimse oder zur obersten Dachtraufe, jedenfalls aber von 4 m,
haben. Grenzt der Bauplatz an Flachen an, die ihrer Bodenbeschaffenheit nach
nicht bebaubar sind (Gewasser, Boschungen u. dgl.), vermindert sich dieser
Abstand um die Hélfte der Breite dieser Flachen, nicht jedoch unter 4 m. Die Hohe
bis zum obersten Gesimse oder zur obersten Dachtraufe ist an der jeweiligen Front
vom gewachsenen Gelénde aus zu berechnen. Nicht als oberste Dachtraufe gelten
hiebei Traufen von bloR3 geringfuigiger Lange, die keinen negativen Einflul auf die
sonst gegebenen Besonnungs- und Belichtungsverhaltnisse ausiiben (Traufen von
Kruppel- oder Schopfwalmen).



Geltende Fassung

(4) Im Bauplatz muf3 jeder Bau von einem anderen einen Abstand von
mindestens der Summe ihrer nach Abs. 3 vorgeschriebenen Grenzabstande haben.
Dabei gelten die im § 58 lit. a ROG 2009 angefuhrten Gruppen von Bauten sowie
gekuppelt errichtete Bauten (858 lit. b ROG 2009) als ein Bau. Diese
Mindestabstandsbestimmung gilt nicht fiir eingescholBige Nebenanlagen, die zu
Wohnbauten gehdren und dem Bedarf der Bewohner dienen.

(5) Unterirdische Bauten und unterirdische Teile von Bauten missen von der
Grenze des Bauplatzes einen Abstand von mindestens 2 m haben. Ein kleinerer
Abstand oder ein Anbau an die Grenze des Bauplatzes kann bewilligt werden, wenn
der Bau infolge einer schon bestehenden Bebauung oder wegen der
Oberflachengestaltung oder Grundbeschaffenheit des Bauplatzes nicht an anderer
Stelle errichtet werden kann. Wenn es die Oberflachengestaltung oder die
Grundbeschaffenheit des Bauplatzes erfordert, kann auch ein gréRRerer Abstand
vorgeschrieben werden.

(6) In den Féllen, in denen die im Bebauungsplan festgelegten
Bebauungsgrundlagen Bestimmungen (ber die Lage der Bauten im Bauplatz
enthalten, gelten fir den Abstand der vom Bebauungsplan erfal3ten Bauten von der
Grenze des Planungsgebietes und von den dem Planungsgebiet benachbarten
Bauten die Vorschriften der Abs. 3 und 4.

(7) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht

a) wenn aus Grunden der Erhaltung eines gegebenen Ortsbildes eine
besondere Lage des Baues im Bauplatz erforderlich ist;

b) fir Betriebsbauten innerhalb der im Flachenwidmungsplan als
Industriegebiete ausgewiesenen Gebiete, jedoch nicht hinsichtlich der
Absténde dieser Bauten von der Grenze des Industriegebietes;

c) fur Betriebsbauten innerhalb der im Flachenwidmungsplan als
Gewerbegebiet ausgewiesenen Gebiete hinsichtlich des Abstandes
zueinander;

d) fir Sonderbauten im Sinne des § 57 Abs. 4 Z 2 ROG 20009.

(7a) Zu Wohnbauten gehérige und dem Bedarf der Bewohner

dienende eingeschollige Nebenanlagen kénnen im Bauplatz auch innerhalb des
seitlichen Mindestabstandes oder vor der Baufluchtlinie errichtet werden, wenn
folgende VVoraussetzungen eingehalten werden:

Vorgeschlagene Fassung

(4) Im Bauplatz mufl jeder Bau von einem anderen einen Abstand von
mindestens der Summe ihrer nach Abs. 3 vorgeschriebenen Grenzabstédnde haben.
Dabei gelten die im 8§ 58 lit. a ROG 2009 angefiihrten Gruppen von Bauten sowie
gekuppelt errichtete Bauten (858 lit.b ROG 2009) als ein Bau. Diese
Mindestabstandsbestimmung gilt nicht fir Nebenanlagen gemaR den Abs 7a und
7b. Zwischen Bauten fiir Start- und Ubergangswohnungen (§ 35a BauTG) kann
dieser Mindestabstand im Bauplatz um 25 % unterschritten werden.

(5) Unterirdische Bauten und unterirdische Teile von Bauten missen von der
Grenze des Bauplatzes einen Abstand von mindestens 2 m haben. Ein kleinerer
Abstand oder ein Anbau an die Grenze des Bauplatzes kann bewilligt werden, wenn
der Bau infolge einer schon bestehenden Bebauung oder wegen der
Oberflachengestaltung oder Grundbeschaffenheit des Bauplatzes nicht an anderer
Stelle errichtet werden kann. Wenn es die Oberflachengestaltung oder die
Grundbeschaffenheit des Bauplatzes erfordert, kann auch ein gréBerer Abstand
vorgeschrieben werden.

(6) In den Fallen, in denen die im Bebauungsplan festgelegten
Bebauungsgrundlagen Bestimmungen (ber die Lage der Bauten im Bauplatz
enthalten, gelten fiir den Abstand der vom Bebauungsplan erfal3ten Bauten von der
Grenze des Planungsgebietes und von den dem Planungsgebiet benachbarten
Bauten die Vorschriften der Abs. 3 und 4.

(7) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht

a) wenn aus Grinden der Erhaltung eines gegebenen Ortsbildes eine
besondere Lage des Baues im Bauplatz erforderlich ist;

b) fir Betriebsbauten innerhalb der im Flachenwidmungsplan als
Industriegebiete ausgewiesenen Gebiete, jedoch nicht hinsichtlich der
Absténde dieser Bauten von der Grenze des Industriegebietes;

c) fur Betriebsbauten innerhalb der im Flachenwidmungsplan als
Gewerbegebiet ausgewiesenen Gebiete hinsichtlich des Abstandes
zueinander;

d) fir Sonderbauten im Sinne des § 57 Abs. 4 Z 2 ROG 2009.

(7a) Zu Wohnbauten gehoérige und dem Bedarf der Bewohner

dienende Nebenanlagen koénnen im Bauplatz auch innerhalb des seitlichen
Mindestabstandes oder vor der Baufluchtlinie errichtet werden, wenn folgende
Voraussetzungen eingehalten werden:



Geltende Fassung

. Die Lage der Nebenanlagen (fur Fahrréder, Abfallbehélter und
Altstoffcontainer sowie Garagen oder (berdachte Kraftfahrzeug-
Abstellplatze) darf nicht zu einer Festlegung gemaR § 53 Abs. 2 Z 12
bzw 16 ROG 2009 im Widerspruch stehen.

. Der Abstand zwischen den &uBersten Teilen des Baus und der
Bauplatzgrenze muss mindestens 2 m betragen, wenn die Nachbarn
nicht einer Unterschreitung dieses Abstandes ausdriicklich zustimmen
und nicht durch andere Rechtsvorschriften ein groRerer Abstand
vorgeschrieben ist.

. Die Seitenlénge der Nebenanlage (einschlieRlich Dachvorspriinge) darf
an der dem Nachbargrundstiick zugewandten Seite 4 m, von Garagen
oder Uberdachten Kraftfahrzeug-Abstellplatzen aber 7 m, nicht
Uberschreiten. In solchen Garagen oder Uberdachten Kraftfahrzeug-
Abstellplatzen dirfen sich — vorbehaltlich der bautechnischen
Anforderungen — im untergeordneten Ausmafl auch Raume befinden,
die sonstigen Zwecken derartiger Nebenanlagen dienen.

. Die Traufenh6he darf hdchstens 2,5 m, die Firsthéhe hochstens 4 m
betragen. Kommt der First in einem Abstand von weniger als 3,5 m zur
Bauplatzgrenze zu liegen, darf seine Hohe die gedachte Linie zwischen
der hochstzulassigen Traufe zur Bauplatzgrenze und dem
héchstzulassigen First in 3,5 m Entfernung nicht tiberschreiten. Diese
Begrenzungen gelten nicht, wenn der Nachbar ihrer Uberschreitung
ausdricklich zustimmt. Und:

.Von dieser Bestimmung darf fir denselben Bauplatz an der
betreffenden dem Nachbargrundstiick zugewandten Seite noch nicht
Gebrauch gemacht worden sein. Dies gilt auch als gegeben, wenn ein
oder mehrere Bauten einschlieflich Nebenanlagen an dieser Seite
bereits im seitlichen Mindestabstand stehen oder auf Grund einer
gemalR Abs. 8 bereits erteilten Ausnahme noch errichtet werden
konnen.

Vorgeschlagene Fassung

. Die Lage der Nebenanlagen (fir Fahrrader, Abfallbehélter und

Altstoffcontainer sowie Garagen oder 0Uberdachte Kraftfahrzeug-
Abstellplatze) darf nicht zu einer Festlegung gemaR § 53 Abs. 2 Z 12
bzw 16 ROG 2009 im Widerspruch stehen.

. Der Abstand zwischen den &duRersten Teilen des Baus und der

Bauplatzgrenze muss mindestens 2 m betragen, wenn die Nachbarn
nicht einer Unterschreitung dieses Abstandes ausdrticklich zustimmen
und nicht durch andere Rechtsvorschriften ein groRerer Abstand
vorgeschrieben ist.

. Die Seitenlange der Nebenanlage (einschlieBlich Dachvorspriinge) darf

an der dem Nachbargrundstiick zugewandten Seite 4 m, von Garagen
sowie Uberdachten Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Abstellplatzen aber
10 m, nicht Uberschreiten. In solchen Garagen oder Uberdachten
Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Abstellplatzen diirfen sich — vorbehaltlich
der bautechnischen Anforderungen — im untergeordneten AusmaR auch
Raume befinden, die sonstigen Zwecken derartiger Nebenanlagen
dienen.

. Die Traufenhdhe darf hochstens 2,8 m, die Firsthéhe hochstens 4 m

betragen. Kommt der First in einem Abstand von weniger als 3,5 m zur
Bauplatzgrenze zu liegen, darf seine Hohe die gedachte Linie zwischen
der hochstzulassigen Traufe zur Bauplatzgrenze und dem
héchstzuldssigen First in 3,5 m Entfernung nicht tberschreiten. Diese
Begrenzungen gelten nicht, wenn der Nachbar ihrer Uberschreitung
ausdriicklich zustimmt. Und:

.Von dieser Bestimmung darf fir denselben Bauplatz an der

betreffenden dem Nachbargrundstiick zugewandten Seite noch nicht
Gebrauch gemacht worden sein. Dies gilt auch als gegeben, wenn ein
oder mehrere Bauten einschliellich Nebenanlagen an dieser Seite
bereits im seitlichen Mindestabstand stehen oder auf Grund einer
gemaR Abs. 8 bereits erteilten Ausnahme noch errichtet werden
konnen.

Fir die Zustimmung ist ein Formular zu verwenden, dessen naherer Inhalt von der Fiir die Zustimmung ist ein Formular zu verwenden, dessen naherer Inhalt von der
Landesregierung durch Verordnung festzulegen ist. Das Formular hat jedenfalls Landesregierung durch Verordnung festzulegen ist. Das Formular hat jedenfalls
den Hinweis auf die mit der Zustimmung verbundenen Rechtsfolgen zu enthalten. den Hinweis auf die mit der Zustimmung verbundenen Rechtsfolgen zu enthalten.
Aulerdem missen die Plane von den zustimmenden Personen unterfertigt sein. Aulerdem missen die Pl&ne von den zustimmenden Personen unterfertigt sein.



Geltende Fassung

(8) Die fir die Baubewilligung zustdndige Behorde kann auf Antrag die
Unterschreitung der in den Abs. 3 und 4 festgesetzten Abstande durch Bescheid
ausnahmsweise zulassen, wenn

a) die Einhaltung nach der besonderen Lage des Einzelfalles fur den
Ausnahmewerber eine unbillige Harte darstellt, wie etwa, wenn
bestehende Bauten nicht in einer zur Erhaltung oder zeitgemaRen
Wahrung ihrer Funktion dringend erforderlichen Weise gedndert werden
kénnten oder die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflache ausgeschlossen
oder wesentlich beeintréchtigt ware;

b) benachbarte Grundstiicke oder Bauten und Anlagen nicht erheblich
beeintrachtigt werden, insbesondere nicht ihre Bebaubarkeit bzw. das
gewabhrleistete und erforderliche Tageslicht verlieren oder in diesen
Belangen wesentlich beeintrachtigt werden;

c) insgesamt der Vorteil des Ausnahmewerbers groRer ist als der Nachteil fir
die benachbarten Grundstiicke, Bauten und Anlagen und

d) die Lage des Baues sich nicht aus einem Bebauungsplan ergibt.

Die Voraussetzung der lit. a gilt nicht fir zu Wohnbauten gehérige und dem Bedarf
der Bewohner dienende eingeschoRige Nebenanlagen, ebenso nicht die
Voraussetzung der lit. d, soweit es sich nicht um Festlegungen gemaR 8 53 Abs. 2
Z 12 und 16 ROG 2009 handelt.

Die Ausnahme kann mit der Baubewilligung verbunden werden. Parteien sind die
Parteien des Baubewilligungsverfahrens. Bei der Festlegung der Lage der Bauten
in einem Bebauungsplan kann in sinngemaRer Anwendung der vorstehenden
Voraussetzungen eine Unterschreitung der Abstdnde gemdaR Abs. 4 festgelegt
werden.

Vorgeschlagene Fassung

(7b) Fur zu anderen Bauten als Wohnbauten gehérige und verpflichtend zu
errichtende, Uberdachte Fahrrad-Abstellplatze ist Abs 7a sinngemé&l anzuwenden.

(8) Die fir die Baubewilligung zustdndige Behorde kann auf Antrag die
Unterschreitung der in den Abs. 3 und 4 festgesetzten Abstande durch Bescheid
ausnahmsweise zulassen, wenn

a) die Einhaltung nach der besonderen Lage des Einzelfalles fir den
Ausnahmewerber eine unbillige Harte darstellt, wie etwa, wenn
bestehende Bauten nicht in einer zur Erhaltung oder zeitgeméafien
Wahrung ihrer Funktion dringend erforderlichen Weise gedndert werden
kdnnten oder die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflache ausgeschlossen
oder wesentlich beeintréchtigt ware;

b) benachbarte Grundstiicke oder Bauten und Anlagen nicht erheblich
beeintréchtigt werden, insbesondere nicht ihre Bebaubarkeit bzw. das
gewabhrleistete und erforderliche Tageslicht verlieren oder in diesen
Belangen wesentlich beeintrachtigt werden;

c) insgesamt der Vorteil des Ausnahmewerbers groRer ist als der Nachteil fur
die benachbarten Grundstiicke, Bauten und Anlagen und

d) die Lage des Baues sich nicht aus einem Bebauungsplan ergibt.

Die Voraussetzung der lit. a gilt nicht fiir zu Wohnbauten gehérige und dem Bedarf
der Bewohner dienende Nebenanlagen, ebenso nicht die VVoraussetzung der lit. d,
soweit es sich nicht um Festlegungen geméaR § 53 Abs. 2 Z 12 und 16 ROG 2009
handelt. Die Voraussetzungen der lit a und b gelten nicht, wenn bei Bestandsbauten
das oberste Gesimse oder die oberste Dachtraufe einmalig um nicht mehr als 75
cm erhoht wird und dieser Aufbau der Schaffung einer zusatzlichen Wohnung, der
Qualitatsverbesserung von Wohnraumen einer bestehenden Wohnung oder der
thermischen Sanierung der Gebaudehiille des Baus dient.

Die Ausnahme kann mit der Baubewilligung verbunden werden. Parteien sind die
Parteien des Baubewilligungsverfahrens. Bei der Festlegung der Lage der Bauten
in einem Bebauungsplan kann in sinngeméaBer Anwendung der vorstehenden
Voraussetzungen eine Unterschreitung der Abstdnde gemdfR Abs. 4 festgelegt
werden.



Geltende Fassung

VII. Inkrafttreten ab LGBI Nr 65/2004
novellierter Bestimmungen und Ubergangsbestimmungen dazu

§29

(1) Die 8812 Abs. 1 und 12a Abs. 1, 3 und 4 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 65/2004 treten mit 1. September 2004 in Kraft.

(2) Die 88 1 Abs. 3, 12 Abs. 2 und 3, 12a Abs. 1 und 3, 14 Abs. 1, 24a und 25
Abs. 4, 7, 7a und 8 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 31/2009 treten
gleichzeitig mit dem Salzburger Raumordnungsgesetz 2009 in Kraft.

(3) §20 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 118/2009 tritt mit
1. Janner 2010 in Kraft.

(4) 8 25a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 1/2016 tritt gleichzeitig mit
dem Salzburger

Bautechnikgesetz 2015 in Kraft.

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

VII. Inkrafttreten ab LGBI Nr 65/2004
novellierter Bestimmungen und Ubergangsbestimmungen dazu

§29
(1) Die 8§12 Abs. 1 und 12a Abs. 1, 3 und 4 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 65/2004 treten mit 1. September 2004 in Kraft.

(2) Die 88 1 Abs. 3, 12 Abs. 2 und 3, 12a Abs. 1 und 3, 14 Abs. 1, 24a und 25
Abs. 4, 7, 7a und 8 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 31/2009 treten
gleichzeitig mit dem Salzburger Raumordnungsgesetz 2009 in Kraft.

(3) 8§20 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 118/2009 tritt mit
1. Janner 2010 in Kraft.

(4) 8 25a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 1/2016 tritt gleichzeitig mit
dem Salzburger

Bautechnikgesetz 2015 in Kraft.

(5) Die 88 14 Abs 1 lit a und 25 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr .../2021
treten mit 1. August 2021 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhangige Verfahren
geman § 25 Abs 8 ist diese Bestimmung in der bisher geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 111
Anderung des Baupolizeigesetzes 1997

Baupolizeigesetz 1997 - BauPolG

Inhaltsverzeichnis

§1 Begriffsbestimmungen
§2 Bewilligungspflichtige MaRnahmen
83 Anzeigepflichtige Malknahmen

Baupolizeigesetz 1997 - BauPolG

Inhaltsverzeichnis

§1 Begriffshestimmungen
82 Bewilligungspflichtige MalBnahmen
§3 Anzeigepflichtige bewilligungsfreie MalRnahmen



§4
§5
§6
§7
§7a
§8
§ 8a
§8b
§9
§10
§11
§12
8§13
§14
§15
§16

Geltende Fassung

Unterlagen bei Bewilligungsansuchen

Plane und technische Beschreibung

Duldung technischer Vorarbeiten

Parteien

Bautechnische Nachbarrechte

Ermittlungsverfahren

Ubergangene Nachbarn

Begutachtung durch den Gestaltungsbeirat
Entscheidungen lber das Bewilligungsansuchen
Vereinfachtes Verfahren

Zur Ausfiihrung baulicher MaBnahmen befugte Personen
Beginn der Ausflihrung einer baulichen MaRnahme
Rucksichten bei der Ausfiihrung baulicher Mainahmen
Duldung der Inanspruchnahme fremder Liegenschaften
Uberpriifung der Ausfilhrung der baulichen MaRnahme
Folgen der bescheidwidrigen oder nicht bewilligten Ausfiihrung

baulicher MalRnahmen

8§17
§17a
§17b

§18
§19
§ 19a

§19b
Klimaanlagen

Vollendung der baulichen Mainahme
Energieausweis von Bauten
Energieausweisdatenbank

Orientierungsnummern

Instandhaltung und Benltzung baulicher Anlagen
Wiederkehrende Uberpriifungen

Inspektion Uber die Energieeffizienz von Heizungs- und

§ 3a
Einrichtungen

§4
§5
§6
§7
§7a
§8
§ 8a
§8b
§9
§10
§11
§12
§13
§14
§15
§16

Vorgeschlagene Fassung

Mitteilungsverfahren fiir bewilligungspflichtige technische

Unterlagen bei Bewilligungsansuchen

Plane und technische Beschreibung

Duldung technischer Vorarbeiten

Parteien

Bautechnische Nachbarrechte

Ermittlungsverfahren

Ubergangene Nachbarn

Begutachtung durch den Gestaltungsbeirat
Entscheidungen ber das Bewilligungsansuchen
Vereinfachtes Verfahren

Zur Ausfiihrung baulicher MaRnahmen befugte Personen
Beginn der Ausflihrung einer baulichen MaRnahme
Ricksichten bei der Ausfiihrung baulicher MaRnahmen
Duldung der Inanspruchnahme fremder Liegenschaften
Uberpriifung der Ausfithrung der baulichen MaRnahme
Folgen der bescheidwidrigen oder nicht bewilligten Ausfiihrung

baulicher MalRnahmen

§17
8§17a
§17b
817c
§18
819
§ 19a

§19b
Klimaanlagen

Vollendung der baulichen MaRnahme

Energieausweis von Bauten

Renovierungspass

Energieausweisdatenbank

Orientierungsnummern

Instandhaltung und Beniitzung baulicher Anlagen
Wiederkehrende Uberpriifungen

Inspektion Uber die Energieeffizienz von Heizungs- und



Geltende Fassung
§19c  (Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 76/2014)

820  Aufsicht Ober den Bauzustand baulicher Anlagen und die
Benutzung von Bauten

8§21 Besondere Bestimmungen fiir baupolizeiliche Beseitigungs- und
Abbruchauftrage

§22  Behorden

§23  Strafbestimmungen

8§24, 24aund 24b Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und

Ubergangsbestimmungen dazu
8§25 Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht

Artikel 1V der Kundmachung tiber die Wiederverlautbarung
des Baupolizeigesetzes LGBI Nr 40/1997

Bewilligungspflichtige MaRnahmen
§2

(1) Soweit sich aus den Abs 2 und 3 nicht anderes ergibt, bedurfen folgende
MaRnahmen unbeschadet der nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen
behdrdlichen Bewilligungen udgl einer Bewilligung der Baubehdrde:

1. die Errichtung von oberirdischen und unterirdischen Bauten einschlief3lich
der Zu- und Aufbauten;

2. die Errichtung von technischen Einrichtungen von Bauten, soweit diese
Einrichtungen geeignet sind, die Festigkeit oder Brandsicherheit des
Baues zu beeinflussen oder die sonstigen Belange nach § 3 Abs 1 des
Salzburger Bautechnikgesetzes 2015 - BauTG erheblich zu
beeintrachtigen  (Heizungsanlagen,  Hebeanlagen, Klima- und
Laftungsanlagen udgl) oder es sich um Hauskandle zu einer
Kanalisationsanlage handelt;

3. die Anderung oberirdischer Bauten, die sich erheblich auf ihre &uRere
Gestalt oder ihr Ansehen auswirkt, insbesondere auch die Anbringung von
Werbeanlagen;

Vorgeschlagene Fassung
§19c  (Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 76/2014)

820  Aufsicht ber den Bauzustand baulicher Anlagen und die
Benutzung von Bauten

8§21 Besondere Bestimmungen fir baupolizeiliche Beseitigungs- und
Abbruchauftrage

§22  Behorden

8§ 22a Digitale Bauverwaltung

§23  Strafbestimmungen

8§24, 24aund 24b Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und

Ubergangsbestimmungen dazu
§25 Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht

Artikel 1V der Kundmachung tber die Wiederverlautbarung
des Baupolizeigesetzes LGBI Nr 40/1997

Bewilligungspflichtige MalRnahmen
§2

(1) Soweit sich aus den Abs 2 und 3 nicht anderes ergibt, bedirfen folgende
MafRnahmen unbeschadet der nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen
behdrdlichen Bewilligungen udgl einer Bewilligung der Baubehorde:

1. die Errichtung von oberirdischen und unterirdischen Bauten einschlieflich
der Zu- und Aufbauten;

2. die Errichtung von technischen Einrichtungen von Bauten, soweit diese
Einrichtungen geeignet sind, die Festigkeit oder Brandsicherheit des
Baues zu beeinflussen oder die sonstigen Belange nach § 3 Abs 1 des
Salzburger Bautechnikgesetzes 2015 - BauTG erheblich zu
beeintrdchtigen  (Heizungsanlagen, = Hebeanlagen, Klima- und
Liftungsanlagen udgl) oder es sich um Hauskandle zu einer
Kanalisationsanlage handelt;

3. die Anderung oberirdischer Bauten, die sich erheblich auf ihre duRere
Gestalt oder ihr Ansehen auswirkt, insbesondere auch die Anbringung von
Werbeanlagen;



6a.

6h.

7a.

. die  Errichtung

Geltende Fassung

. die sonstige Anderung von Bauten und technischen Einrichtungen, die

geeignet ist, die Festigkeit oder Brandsicherheit des Baues zu beeinflussen
oder die sonstigen Belange des § 3 Abs 1 BauTG erheblich zu
beeintrachtigen;

. die Anderung der Art des Verwendungszweckes von Bauten oder Teilen

von solchen; als solche gilt bei Garagen auch deren Verwendung zum
Abstellen von Kraftfahrzeugen, fir die die Garage nicht zugelassen ist;

. der Abbruch von Bauten, ausgenommen von freistehenden Bauten mit

einem umbauten Raum von weniger als 500 m3;

die Errichtung oder erhebliche Anderung von Ein- und Ausfahrten zu bzw
von Kraftfahrzeug-Abstellplatzen oder Garagen von bzw in StraBen mit
offentlichem Verkehr, wenn nicht die Zustimmung des Straflenerhalters
oder bei LandesstraBen oder Gemeindestralen ein Bescheid geméal § 26
Abs 2 bzw § 28 Abs 3 des LandesstraRengesetzes 1972 vorliegt;

die Errichtung oder erhebliche Anderung von Zu- und Abfahrten zu bzw
von Kraftfahrzeug-Stellplatzen und von dazu gehdrigen Wendeplatzen;

. die Errichtung und erhebliche Anderung von Einfriedungen gegen

offentliche Verkehrsflachen sowie die Errichtung und erhebliche
Anderung von Einfriedungen gegen Nachbargrundstiicke, wenn sie als
Mauern, Holzwénde oder gleichartig ausgebildet sind und eine Héhe von
1,5 m Ubersteigen;

die Errichtung und erhebliche Anderung von Stiitz- und Futtermauern von
mehr als 1,5 m Hohe, es sei denn, dass die Mainahme im Zusammenhang
mit der Schaffung von 6ffentlichen Verkehrsflachen oder Wasserbauten
steht;

und erhebliche Anderung von freistehenden
Industrieschornsteinen,  Triblnenanlagen und  Flutlichtbauwerken,
Traglufthallen, Windkraftanlagen und die Aufstellung von Zelten, deren
liberdachte Flache 50 m2 (bersteigt, sowie die Aufstellung von
Wohnwagen udgl auferhalb eines Campingplatzes, wenn diese nicht
ortsbeweglich ausgestaltet sind oder in einer Art und Weise standig oder
regelméRig im selben 6rtlichen Bereich bentitzt werden, die der Nutzung
als Wohnung oder Zweitwohnung entspricht.

6.

6a.

6b.

7.

7a.

.die  Errichtung

Vorgeschlagene Fassung

. die sonstige Anderung von Bauten und technischen Einrichtungen, die

geeignet ist, die Festigkeit oder Brandsicherheit des Baues zu beeinflussen
oder die sonstigen Belange des § 3 Abs 1 BauTG erheblich zu
beeintrdchtigen, sowie der Austausch von Heizkesseln von
Zentralheizungsanlagen gegen solche mit fliissigen fossilen oder festen
fossilen Brennstoffen;

. die Anderung der Art des Verwendungszweckes von Bauten oder Teilen

von solchen; als solche gilt bei Garagen auch deren Verwendung zum
Abstellen von Kraftfahrzeugen, fiir die die Garage nicht zugelassen ist;

der Abbruch von Bauten, ausgenommen von freistehenden Bauten mit
einem umbauten Raum von weniger als 500 m3;

die Errichtung oder erhebliche Anderung von Ein- und Ausfahrten zu bzw
von Kraftfahrzeug-Abstellpldtzen oder Garagen von bzw in StraBen mit
offentlichem Verkehr, wenn nicht die Zustimmung des Stralenerhalters
oder bei LandesstraBen oder Gemeindestralien ein Bescheid gemal § 26
Abs 2 bzw § 28 Abs 3 des LandesstraBengesetzes 1972 vorliegt;

die Errichtung oder erhebliche Anderung von Zu- und Abfahrten zu bzw
von Kraftfahrzeug-Stellplatzen und von dazu gehérigen Wendeplatzen;

die Errichtung und erhebliche Anderung von Einfriedungen gegen
offentliche Verkehrsflichen sowie die Errichtung und erhebliche
Anderung von Einfriedungen gegen Nachbargrundstiicke, wenn sie als
Mauern, Holzwénde oder gleichartig ausgebildet sind und eine Héhe von
1,5 m Ubersteigen;

die Errichtung und erhebliche Anderung von Stiitz- und Futtermauern von
mehr als 1,5 m Hohe, es sei denn, dass die MaRnahme im Zusammenhang
mit der Schaffung von 6ffentlichen Verkehrsflachen oder Wasserbauten
steht;

und erhebliche Anderung von freistehenden
Industrieschornsteinen,  Tribinenanlagen und  Flutlichtbauwerken,
Traglufthallen, Windkraftanlagen und die Aufstellung von Zelten, deren
Uberdachte Flache 50 m2 (bersteigt, sowie die Aufstellung von
Wohnwagen udgl aulerhalb eines Campingplatzes, wenn diese nicht
ortsbeweglich ausgestaltet sind oder in einer Art und Weise standig oder
regelméRig im selben ortlichen Bereich ben(tzt werden, die der Nutzung
als Wohnung oder Zweitwohnung entspricht.



9.

Geltende Fassung
die Errichtung und erhebliche Anderung von frei stehenden Solaranlagen.

(2) Keiner Baubewilligung bedurfen:

1.

la.

11.

. Kioske

eingeschoBige Nebenanlagen zu Wohnbauten (iS des § 10 Abs 4),

ausgenommen Garagen, im Bauland oder auf Grundsticken, fiir die eine

gleiche Verwendung im Einzelfall zuldssig ist, soweit

a) deren Uberdachte Flache 12 m?, deren Seitenldnge 4 m und deren
héchster Punkt 2,5 m nicht tbersteigt und

b) von dieser Bestimmung fir den betreffenden Wohnbau noch nicht
Gebrauch gemacht worden ist; oder

c)von dieser Bestimmung bei Hausgarten im  Zubehor-
Wohnungseigentum gemal § 2 Abs 3 WEG 2002 (BGBI | Nr 70/2002
in der Fassung des Gesetzes BGBI | Nr 87/2015) fiir eine Wohneinheit
mit Hausgarten noch nicht Gebrauch gemacht worden ist.

Kleinkapellen, Kleinmihlen und Getreidekésten jeweils mit einer

verbauten Flache von héchstens 20 m2;

. Selch-, Dorr- und Backofenhduschen;
. Verkaufshutten (Kioske) auf Verkehrsflachen, die im Eigentum einer

Gebietskorperschaft stehen, mit einer verbauten Flache von hdchstens 20
m2;
oder

auf  Verkehrsflachen  fir Maut-

Gebuhrenerhebung udgl;

Information,

. Flugdécher bei Haltestellen sowie Haltestellen- und Wartehduschen fir

offentliche Verkehrsmittel mit einer verbauten Flache von hochstens 20
m2;

. Gerétehutten fur die StraRenerhaltung;
. Telefonzellen;
. freistehende Bauten fir

Toilettenanlagen im Bauland und auf
Verkehrsflachen mit Anschluss an die 6ffentliche Kanalisation;

. Liftwarterhduschen bei Schleppliften;
10.

Jagdreviereinrichtungen (Hochsténde, Futterungsanlagen), ausgenommen
Jagdhiitten;

Container fiir Schaltstationen udgl mit einer verbauten Flache von
hdchstens 20 mz;

9.

Vorgeschlagene Fassung
die Errichtung und erhebliche Anderung von frei stehenden Solaranlagen.

(2) Keiner Baubewilligung bedirfen:

1.

la.

11.

. Kioske

eingeschoRige Nebenanlagen zu Wohnbauten (iS des §10 Abs 4),

ausgenommen Garagen, im Bauland oder auf Grundstiicken, fir die eine

gleiche Verwendung im Einzelfall zuldssig ist, soweit

a) deren Uberdachte Flache 12 m?, deren Seitenlange 4 m und deren
héchster Punkt 2,5 m nicht Ubersteigt und

b) von dieser Bestimmung fiir den betreffenden Wohnbau noch nicht
Gebrauch gemacht worden ist; oder

c)von dieser Bestimmung bei Hausgarten im  Zubehor-
Wohnungseigentum gemaR § 2 Abs 3 WEG 2002 (BGBI | Nr 70/2002
in der Fassung des Gesetzes BGBI | Nr 87/2015) fiir eine Wohneinheit
mit Hausgarten noch nicht Gebrauch gemacht worden ist.

Kleinkapellen, Kleinmiihlen und Getreidekéasten jeweils mit einer

verbauten Flache von hdchstens 20 m2;

. Selch-, Dorr- und Backofenhduschen;
. Verkaufshitten (Kioske) auf Verkehrsflachen, die im Eigentum einer

Gebietskdrperschaft stehen, mit einer verbauten Flache von hdchstens 20
m2;
oder

auf  Verkehrsflachen  fir Maut-

Gebiihrenerhebung udgl;

Information,

. Flugdécher bei Haltestellen sowie Haltestellen- und Warteh&uschen fiir

offentliche Verkehrsmittel mit einer verbauten Flache von hdchstens 20
m2;

. Gerétehtten fur die StraRenerhaltung;
. Telefonzellen;
. freistehende Bauten fiir

Toilettenanlagen im Bauland und auf
Verkehrsflachen mit Anschluss an die 6ffentliche Kanalisation;

. Liftwarterhduschen bei Schleppliften;
10.

Jagdreviereinrichtungen (Hochsténde, Fitterungsanlagen), ausgenommen
Jagdhdtten;

Container flir Schaltstationen udgl mit einer verbauten Flache von
hodchstens 20 mz;



12.
13.

14.

15.

15a.

16.

17.

17a.

18.
19.
20.
21,

22,

23.
24,

Geltende Fassung
Fertigteilbauten fiir Gasdruckreduzierstationen;
Lagerbehdlter, die nach anderen Rechtsvorschriften bewilligungspflichtig
sind;
Bauten fur den vortbergehenden Bedarf von hochstens drei Wochen,
wenn sie nicht Wohnzwecken dienen und ihre Errichtung der Baubehérde
schriftlich mitgeteilt worden ist;
Einzelofen;

Gasanlagen, die nach dem Gassicherheitsgesetz einer Bewilligungs- bzw
Meldepflicht unterliegen, ausgenommen bei Erdgasanlagen der
Abgasfang;

technische Einrichtungen, die gewerbebehérdlich genehmigungspflichtig
sind;

nachtrégliche Wéarmeddmmungen von Auflenwénden bis 20 cm Stérke,
allenfalls auch unter Unterschreitung von Abstandsbestimmungen bis zum
genannten Ausmal3;

nachtragliche Warmedammung von Déachern bis zu 30 cm Stérke, im
rechten Winkel zur Dachflache gemessen, allenfalls auch unter
Uberschreitung der hdchstzulassigen Hohe bis zum genannten AusmaR,
aber ohne Unterschreitung von Abstandsbestimmungen;
Loggienverglasungen;

Markisen;

Solaranlagen nach MaRgabe des Abs 4;

Antennenanlagen, die eine Gesamthéhe von 2 m nicht Uberschreiten und
im Fall von Parabolantennen einen Durchmesser von hdchstens 80 cm
aufweisen;

nichttragende  Zwischenwénde
Aufenthaltsrdumen;
Fernheizumformeranlagen sowie -pumpenhauschen;

Einfriedungen gegen o6ffentliche Verkehrsflachen im Bauland oder von
Grundstiicken, fur die eine gleiche Verwendung im Einzelfall zul&ssig ist
(8836 Abs3, 40 Abs4, 46, 47 wund 48 des Salzburger
Raumordnungsgesetzes 2009 — ROG 2009) soweit sie sich innerhalb des
Bauplatzes befinden, ihre Sockelhéhe 0,8 m und Gesamthéhe 1,5 m nicht

innerhalb  von  Einheiten  von

12.
13.

14,

15.

15a.

16.

17.

17a.

18.
19.
20.
21.

22.

23.
24,

Vorgeschlagene Fassung
Fertigteilbauten fiir Gasdruckreduzierstationen;
Lagerbehdlter, die nach anderen Rechtsvorschriften bewilligungspflichtig
sind;
Bauten fiir den voribergehenden Bedarf von hdchstens drei Wochen,
wenn sie nicht Wohnzwecken dienen und ihre Errichtung der Baubehorde
schriftlich mitgeteilt worden ist;

Einzelofen;
Gasanlagen, die nach dem Gassicherheitsgesetz einer Bewilligungs- bzw

Meldepflicht unterliegen, ausgenommen bei Erdgasanlagen der
Abgasfang;
technische Einrichtungen, die gewerbebehdrdlich genehmigungspflichtig

sind,;

nachtrégliche Wéarmeddmmungen von Auflenwénden bis 20 cm Stérke,
allenfalls auch unter Unterschreitung von Abstandsbestimmungen bis zum
genannten Ausmab;

nachtragliche Warmedammung von Déachern bis zu 30 cm Stérke, im
rechten Winkel zur Dachflache gemessen, allenfalls auch unter
Uberschreitung der hichstzulassigen Hohe bis zum genannten AusmabR,
aber ohne Unterschreitung von Abstandsbestimmungen;
Loggienverglasungen;

Markisen;

Solaranlagen nach MaBgabe des Abs 4;

Antennenanlagen, die eine Gesamthdhe von 2 m nicht Uberschreiten und
im Fall von Parabolantennen einen Durchmesser von hdchstens 80 cm
aufweisen;

nichttragende  Zwischenwénde
Aufenthaltsrdumen;
Fernheizumformeranlagen sowie -pumpenhéuschen;

Einfriedungen gegen oOffentliche Verkehrsflachen im Bauland oder von
Grundstiicken, fir die eine gleiche Verwendung im Einzelfall zulassig ist
(8836 Abs3, 40 Abs4, 46, 47 und 48 des Salzburger
Raumordnungsgesetzes 2009 — ROG 2009) soweit sie sich innerhalb des
Bauplatzes befinden, ihre Sockelhéhe 0,8 m und Gesamthéhe 1,5 m nicht

innerhalb  von  Einheiten  von



Geltende Fassung
libersteigt und der Uber eine Héhe von 0,8 m hinausgehende Teil nicht als
Mauer, Holzwand oder gleichartig ausgebildet ist;
24a. Windkraftanlagen nach MalRgabe des Abs 5;

25. Zelte fur den voribergehenden Bedarf von hdchstens drei Wochen, wenn
ihre Errichtung der Baubehdrde schriftlich mitgeteilt worden ist;

26. MalRnahmen, die in Entsprechung eines baubehdrdlichen Auftrages
ausgefiihrt werden;

27. Baustelleneinrichtungen fiir die Dauer der Bauausfiihrung.

(3) Keiner Baubewilligung bedirfen tberdies:
1. Bauten und sonstige Anlagen fiir Wasserversorgungsanlagen;
2. Bauten und sonstige Anlagen fir Abwasseranlagen;

3. Bauten und sonstige bauliche Anlagen fir Abfallbehandlungsanlagen, die
nach dem  Abfallwirtschaftsgesetz 2002  genehmigungs-  oder
anzeigepflichtig sind;

4. Bauten, ausgenommen Transformatorenstationen, und sonstige Anlagen,
die nach dem Salzburger Landeselektrizitatsgesetz 1999 (LEG)
bewilligungs- oder anzeigepflichtig sind, ausgenommen Photovoltaik- und
Windkraftanlagen, wenn daftr im Flachenwidmungsplan eine
Sonderflache (§ 30 Abs 1 Z 12 ROG 2009) ausgewiesen ist;

5. Transformatorenstationen mit einer verbauten Fl&che bis htchstens 50 m2;
6. Luftungsbauten, die nicht als Nebenanlage zu baubewilligungspflichtigen
Bauten errichtet werden, einschlieBlich der technischen Einrichtungen;

7. Bauten, die im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes
aulRerhalb des Baulandes oder bebauten Gebietes in groRerer Entfernung
von Bauten in ortsiiblicher Weise und berwiegend aus Holz errichtet
werden bzw sind, keinen Aufenthaltsraum aufweisen und nur der
Aufbewahrung von land- oder forstwirtschaftlichen Geréten, Erntegitern,
Holz oder Torf oder der Haltung von Bienenvélkern dienen oder als
Unterstand fur das Weidevieh genutzt werden;

8. ortsliblich errichtete Einfriedungen land- und forstwirtschaftlicher
Grundstiicke.

(4) Solaranlagen bediirfen keiner Bewilligung, wenn
1. sie bei Anbringung auf oder an bestehenden Bauten
a) in Dach- oder Wandfl&chen von Bauten eingefiigt werden;

Vorgeschlagene Fassung
Ubersteigt und der Giber eine Héhe von 0,8 m hinausgehende Teil nicht als
Mauer, Holzwand oder gleichartig ausgebildet ist;
24a. Windkraftanlagen nach Mal3gabe des Abs 5;

25. Zelte fur den voriibergehenden Bedarf von héchstens drei Wochen, wenn
ihre Errichtung der Baubehdrde schriftlich mitgeteilt worden ist;

26. Mallnahmen, die in Entsprechung eines baubehérdlichen Auftrages
ausgefihrt werden;

27. Baustelleneinrichtungen fiir die Dauer der Bauausfiihrung.

(3) Keiner Baubewilligung bedirfen tberdies:
1. Bauten und sonstige Anlagen fiir Wasserversorgungsanlagen;
2. Bauten und sonstige Anlagen fiir Abwasseranlagen;

3. Bauten und sonstige bauliche Anlagen fiir Abfallbehandlungsanlagen, die
nach dem  Abfallwirtschaftsgesetz 2002  genehmigungs-  oder
anzeigepflichtig sind;

4. Bauten, ausgenommen Transformatorenstationen, und sonstige Anlagen,
die nach dem Salzburger Landeselektrizitatsgesetz 1999 (LEG)
bewilligungs- oder anzeigepflichtig sind, ausgenommen Photovoltaik- und
Windkraftanlagen, wenn dafir im Flachenwidmungsplan eine
Sonderflache (§ 30 Abs 1 Z 12 ROG 2009) ausgewiesen ist;

5. Transformatorenstationen mit einer verbauten Flache bis hdchstens 50 m2;
6. Luftungsbauten, die nicht als Nebenanlage zu baubewilligungspflichtigen
Bauten errichtet werden, einschlieRlich der technischen Einrichtungen;

7. Bauten, die im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes
mit Hofstelle auBerhalb des Baulandes oder bebauten Gebietes in groRerer
Entfernung von Bauten in ortsiiblicher Weise und berwiegend aus Holz
errichtet werden bzw sind, keinen Aufenthaltsraum aufweisen und nur der
Aufbewahrung von land- oder forstwirtschaftlichen Geraten, Erntegitern,
Holz oder Torf oder der Haltung von Bienenvélkern dienen oder als
Unterstand fur das Weidevieh genutzt werden;

8. ortsliblich errichtete Einfriedungen land- und forstwirtschaftlicher
Grundstuicke.

(4) Solaranlagen bedirfen keiner Bewilligung, wenn
1. sie bei Anbringung auf oder an bestehenden Bauten
a) in Dach- oder Wandflachen von Bauten eingefligt werden;



Geltende Fassung

b) auf geneigten D&chern in einem Abstand bis hdchstens 30 cm, im
rechten Winkel zur Dachflache gemessen, angebracht werden und die
gegebene Hochsthohe (First udgl) des Daches nicht iberschritten wird;

c) auf Flachdachern zumindest 1 m zurlickversetzt vom aufgehenden
Mauerwerk angebracht werden und ihre Hoéhe lotrecht zum Flachdach
1 m nicht Ubersteigt;

d) an Wandflachen oder Gelandern von Balkonen, Terrassen oder
Bristungen udgl in einem Abstand bis héchstens 30 cm angebracht
werden;

. sie bei frei stehender Aufstellung auf einem Standort, der nicht als

Griinland-Solaranlagen ausgewiesen ist, mit keinem Teil der Anlage
gedachte Linien tberragen, die ihre Ausgangspunkte im Abstand von 1 m
von der Grundsticksgrenze haben und im Winkel von 45° zur
Waagrechten ansteigen, und ihre Kollektorfliche 200 m2 nicht
berschreitet; die Kollektorflachen von mehreren Solaranlagen sind
zusammenzurechnen, wenn diese zueinander in einem rdumlichen
Naheverhaltnis stehen; oder

Vorgeschlagene Fassung

b) auf geneigten Dé&chern in einem Abstand bis hdchstens 30 cm, im
rechten Winkel zur Dachflache gemessen, angebracht werden und die
gegebene Hochsthéhe (First udgl) des Daches nicht iberschritten wird;

c) auf Flachdachern zumindest 1 m zurlickversetzt vom aufgehenden
Mauerwerk angebracht werden und ihre Hoéhe lotrecht zum Flachdach
1 m nicht Ubersteigt;

d) an Wandflachen oder Geldndern von Balkonen, Terrassen oder
Bristungen udgl in einem Abstand bis hdchstens 30 cm angebracht
werden;

.sie bei frei stehender Aufstellung auf einem Standort, der nicht als

Grinland-Solaranlagen ausgewiesen ist, mit keinem Teil der Anlage
gedachte Linien tberragen, die ihre Ausgangspunkte im Abstand von 1 m
von der Grundstucksgrenze haben und im Winkel von 45° zur
Waagrechten ansteigen, und ihre Kollektorfliche 200 m2 nicht
Uberschreitet; die Kollektorflachen von mehreren Solaranlagen sind
zusammenzurechnen, wenn diese zueinander in einem rdumlichen
Naheverhaltnis stehen; oder

3. der Standort als Griinland-Solaranlagen ausgewiesen ist. 3. der Standort als Griinland-Solaranlagen ausgewiesen ist.

Die Bewilligungsfreistellung gilt nicht im Schutzgebiet nach 8 2 des Salzburger Die Bewilligungsfreistellung gilt nicht im Schutzgebiet nach § 2 des Salzburger
Altstadterhaltungsgesetzes 1980 und in Ortshildschutzgebieten nach 8 11 Abs 1 Altstadterhaltungsgesetzes 1980 und in Ortsbildschutzgebieten nach § 11 Abs 1
und 2 des Salzburger Ortshildschutzgesetzes 1999. Die Bewilligungsfreistellung und 2 des Salzburger Ortshildschutzgesetzes 1999. Die Bewilligungsfreistellung
geméR der Z 1 gilt weiter nicht bei Bauten, fiir die ein Erhaltungsgebot gemé&R § 59 gemal der Z 1 gilt weiter nicht bei Bauten, fiir die ein Erhaltungsgebot gemal § 59
ROG 2009 gilt. ROG 2009 gilt.

(5) Windkraftanlagen bedurfen keiner Bewilligung, wenn (5) Windkraftanlagen bediirfen keiner Bewilligung, wenn
1. bei Anbringung auf oder an Bauten 1. bei Anbringung auf oder an Bauten

a) die Nabenhohe der Anlage gedachte Linien im Abstand von 2 m von a) die Nabenhohe der Anlage gedachte Linien im Abstand von 2 m von
der Dachflache, im rechten Winkel dazu gemessen, und die Flugel der der Dachflache, im rechten Winkel dazu gemessen, und die Flugel der
Anlage auch bei Rotation den Grundriss des Baus nicht tiberragen und Anlage auch bei Rotation den Grundriss des Baus nicht tiberragen und

b) die Schallemissionen der Anlage einen Grenzwert von 40 dB(A) bei Tag
und 33 dB (A) bei Nacht an der nachbarlichen Grundstiicksgrenze nicht
Uiberschreiten; bei Standorten, die im Flachenwidmungsplan als Reine
Wohngebiete ausgewiesen sind, reduziert sich der Nacht-Grenzwert auf
30dB (A);
b)  die LA&rmemissionen der Anlage einen Grenzwert von 28 dB(A)
an der Grundstiicksgrenze nicht tiberschreiten;



Geltende Fassung
2. bei frei stehender Aufstellung

a) durch keinen Teil der Anlage einschlieRlich der Fligel bei Rotation
gedachte Linien Uberragt werden, die ihren Ausgangspunkt im Abstand
von 1 m von der Grundstiicksgrenze haben und im Winkel von 45° zur
Waagrechten ansteigen,

b) durch keinen Teil der Anlage einschliellich der Fliigel bei Rotation eine
Hoéhe von 30 m, von der Standflaiche der Anlage gemessen,
Uberschritten wird und

c) die Larmemissionen der Anlage einen Grenzwert von 28 dB(A) an der
Grundstiicksgrenze nicht tiberschreiten;
3. der Standort als Grunland-Windkraftanlagen ausgewiesen ist und die
Anlage nach dem LEG bewilligungs- oder anzeigepflichtig ist.

Abs 4 vorletzter und letzter Satz gilt auch fur Windkraftanlagen.
Anzeigepflichtige MalRnahmen
§3

(1) Die im § 2 Abs 2 Z 17, 17a und 24a bewilligungsfreien MaBnahmen sind
der Baubehdrde vor Beginn ihrer Ausfiihrung schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Anzeige geméaR Abs 1 hat eine Beschreibung der geplanten MaRnahme
zu enthalten. lhr sind planliche Darstellungen (Skizzen), aus welchen die
Einhaltung der Vorgaben fir die Bewilligungsfreiheit eindeutig hervorgeht,
anzuschlieBen. Weiters sind vorzulegen:

1. bei Windkraftanlagen auf Standorten, die nicht als Griinland-
Windkraftanlagen ausgewiesen sind, Bestatigungen uber die Einhaltung
des Larmemissionsgrenzwertes an der Grundstiicksgrenze;

2. bei bewilligungsfreien Mallnahmen gem&R § 2 Abs 2 Z 17 und 17a, die das
Ausmal einer grofReren Renovierung erreichen, die Berechnung des
ProzentmaRes der davon erfassten Gebaudehiille, eine Darstellung geman
8 5 Abs 4 lit g und ein Energieausweis.

Vorgeschlagene Fassung
2. bei frei stehender Aufstellung

a) durch keinen Teil der Anlage einschlieflich der Flugel bei Rotation
gedachte Linien (iberragt werden, die ihren Ausgangspunkt im Abstand
von 1 m von der Grundstiicksgrenze haben und im Winkel von 45° zur
Waagrechten ansteigen,

b) durch keinen Teil der Anlage einschlieRlich der Fliigel bei Rotation eine
Hoéhe von 30 m, von der Standflache der Anlage gemessen,
Uberschritten wird und

c) die Schallemissionen der Anlage die Grenzwerte gemaR der Z 1 lit b
nicht berschreiten;

3. der Standort als Griinland-Windkraftanlagen ausgewiesen ist und die
Anlage nach dem LEG bewilligungs- oder anzeigepflichtig ist.

Abs 4 vorletzter und letzter Satz gilt auch fur Windkraftanlagen.
Anzeigepflichtige bewilligungsfreie MaRnahmen
83

(1) Dieim § 2 Abs 2 Z 17, 17a und 24a bewilligungsfreien MaRnahmen sind
der Baubehdrde vor Beginn ihrer Ausfiihrung schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Anzeige gemal Abs 1 hat eine Beschreibung der geplanten MaRnahme
zu enthalten. lhr sind planliche Darstellungen (Skizzen), aus welchen die
Einhaltung der Vorgaben fir die Bewilligungsfreiheit eindeutig hervorgeht,
anzuschlieBen. Weiters sind vorzulegen:

1. bei Windkraftanlagen auf Standorten, die nicht als Grinland-
Windkraftanlagen ausgewiesen sind, Bestatigungen uber die Einhaltung
des Schallemissionsgrenzwertes an der Grundstiicksgrenze;

2. bei nachtraglichen Warmedammungen der Gebaudehille gemaR § 2 Abs
2 Z 17 oder 17a ein Energieausweis oder ein Renovierungspass, wobei ein
elektronischer Nachweis Uiber dessen Ausstellung genigt.



Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung
Mitteilungsverfahren fr bewilligungspflichtige technische Einrichtungen
8 3a

(1) Folgende bauliche Malnahmen sind, sofern deren Bewilligung in Form eines
selbstandigen Verwaltungsakts beantragt wird, der Baubehdrde in vereinfachter
Form schriftlich mitzuteilen:

1. die Errichtung und erhebliche Anderung von Luftwarmepumpen geman
Abs 2;

2. die Errichtung und erhebliche Anderung von sonstigen technischen
Einrichtungen, ausgenommen die Errichtung oder der Austausch von Heizkesseln
von Zentralheizungsanlagen mit flussigen fossilen oder festen fossilen
Brennstoffen.

(2) Luftwarmepumpen sind einem Mitteilungsverfahren nur zugénglich, wenn
deren Schallemissionen einen Grenzwert von 40 dB(A) bei Tag und 33 dB (A) bei
Nacht an der nachbarlichen Grundstiicksgrenze nicht Uberschreiten. Bei
Standorten, die im Flachenwidmungsplan als Reine Wohngebiete ausgewiesen
sind, reduziert sich der Nacht-Grenzwert auf 30 dB (A).

(3) Der Mitteilung sind anzuschliefen:
1. eine Bezeichnung bzw Beschreibung der geplanten MalRhahme;

2. planliche Darstellungen, soweit diese zur Erkennbarkeit der Einhaltung
der gesetzlichen Vorgaben erforderlich sind;

3. bei Luftwarmepumpen eine Bestdtigung Uber die Einhaltung der
Schallgrenzwerte an den nachbarlichen Grundstiicksgrenzen.

(4) Die Baubehorde hat die mitgeteilte MalRnahme binnen vier Wochen ab
vollstandiger Einbringung der erforderlichen Unterlagen nach Abs 3 zu prifen.
Ergeht innerhalb dieser Frist keine Verstandigung an die Bewilligungswerber, gilt
die mitgeteilte MalRnahme als bewilligt und darf mit deren Ausfiihrung begonnen
werden. Widerspricht die mitgeteilte MaRnahme nach Prifung durch die
Baubehdrde hingegen offenkundig baurechtlichen oder bautechnischen
Anforderungen, so hat diese das Bewilligungsverfahren einzuleiten und den
Bewilligungswerber davon schriftlich zu verstandigen.



Geltende Fassung
Unterlagen bei Bewilligungsansuchen
84

(1) Um die Bewilligung einer baulichen MaRnahme ist unter genauer Angabe
des Gegenstandes der Bewilligung bei der Baubehdrde unter BeischluR folgender
Unterlagen schriftlich anzusuchen:

a) ein amtlich beglaubigter Grundbuchsauszug oder eine Amtsbestétigung,
woraus die Eigenttimer des Grundstlickes ersehen werden kdnnen; diese
Unterlage darf nicht alter als drei Monate sein;

b) planliche Darstellungen (Plane) und eine technische Beschreibung nach
Mafgabe des § 5;

c) ein Verzeichnis der gemal §7 als Parteien in Betracht kommenden
Rechtstrager unter Angabe der Parzellennummern sowie der Namen und
Anschriften der Eigentiimer der Grundstiicke. Die Ubereinstimmung des
Verzeichnisses mit dem Grundbuchstand ist vom Bewilligungswerber
durch eine ausdriickliche Erklarung zu bestatigen;

d) bei Baufiilhrungen erforderlichenfalls die Bauplatzerklarung gemal den
88 12 ff des Bebauungsgrundlagengesetzes - BGG, soweit diese nicht mit
dem Bauansuchen beantragt wird.

(1a) Der Bewilligungswerber hat bei Baufilhrungen gema §2 Abs1 Z 1
dafur zu sorgen, dass der Planverfasser die in Betracht kommenden Daten gemaf
8 4 Abs 1 Z 2 und 4 des Bundesgesetzes tber das Gebdude- und Wohnungsregister
(GWR-Gesetz), BGBI I Nr 9/2004, in der Fassung des Gesetzes BGBI | Nr 1/2013,
der Gemeinde in elektronischer Form ubermittelt.

(2) Bei baulichen MalRnahmen, fur die eine Zustimmung von Parteien vorliegt,
hat der Bewilligungswerber dies im Ansuchen bekanntzugeben und das nach § 7
Abs. 9 vorletzter und letzter Satz festgelegte Formular anzuschlieRen.

(3) Ist im Zusammenhang mit der baulichen MaRnahme aufgrund anderer
Rechtsvorschriften eine weitere behordliche Bewilligung erforderlich, so ist dem
Ansuchen auch der beziigliche Bescheid oder eine amtliche Bestatigung der
Behdrde beizulegen, aus der ersichtlich ist, daR der Bewilligungswerber das in

Vorgeschlagene Fassung
Unterlagen bei Bewilligungsansuchen
84

(1) Um die Bewilligung einer baulichen MaBnahme ist unter genauer Angabe
des Gegenstandes der Bewilligung bei der Baubehdrde unter Beischluf? folgender
Unterlagen schriftlich anzusuchen:

a) ein amtlich beglaubigter Grundbuchsauszug oder eine Amtsbestétigung,
woraus die Eigentimer des Grundstiickes ersehen werden kénnen; diese
Unterlage darf nicht alter als drei Monate sein;

b) planliche Darstellungen (Plane) und eine technische Beschreibung nach
MaRgabe des § 5;

c) ein Verzeichnis der gemdR 8§ 7 als Parteien in Betracht kommenden
Rechtstrager unter Angabe der Parzellennummern sowie der Namen und
Anschriften der Eigentiimer der Grundstiicke. Die Ubereinstimmung des
Verzeichnisses mit dem Grundbuchstand ist vom Bewilligungswerber
durch eine ausdriickliche Erklarung zu bestatigen;

d) bei Baufiihrungen erforderlichenfalls die Bauplatzerklarung gemaR den
88 12 ff des Bebauungsgrundlagengesetzes - BGG, soweit diese nicht mit
dem Bauansuchen beantragt wird;

e) bei Bauten fiir Start- und Ubergangswohnungen eine Erklarung der
Grundeigenttmer (ber die tberwiegende Verwendung als Mietwohnbau
sowie ein Nachweis Uber die EinrAumung des Vorschlagsrechts an die
Standortgemeinde geméaf § 35a Abs 2 BauTG 2015.

(1a) Der Bewilligungswerber hat bei Baufiihrungen gema §2 Abs1 Z 1
dafir zu sorgen, dass der Planverfasser die in Betracht kommenden Daten gemaf
8 4 Abs 1 Z 2 und 4 des Bundesgesetzes Uber das Gebaude- und Wohnungsregister
(GWR-Gesetz), BGBI I Nr 9/2004, in der Fassung des Gesetzes BGBI | Nr 1/2013,
der Gemeinde in elektronischer Form ubermittelt.

(2) Bei baulichen Malinahmen, fiir die eine Zustimmung von Parteien vorliegt,
hat der Bewilligungswerber dies im Ansuchen bekanntzugeben und das nach § 7
Abs. 9 vorletzter und letzter Satz festgelegte Formular anzuschlieRRen.

(3) Ist im Zusammenhang mit der baulichen MaBnahme aufgrund anderer
Rechtsvorschriften eine weitere behdrdliche Bewilligung erforderlich, so ist dem
Ansuchen auch der bezugliche Bescheid oder eine amtliche Bestatigung der
Behorde beizulegen, aus der ersichtlich ist, daR der Bewilligungswerber das in



Geltende Fassung
Betracht kommende behérdliche Verfahren anhangig gemacht hat. Fehlen solche
Unterlagen, hat die Baubehérde dem Bewilligungswerber unter Bezeichnung der
erforderlichen Bewilligung, der betreffenden Rechtsvorschriften und der
zustéandigen Behorde eine angemessene Frist zur Vorlage zu setzen.

(4) Die Baubehdrde kann die Beibringung von im Abs. 1 angefiihrten
Unterlagen nachsehen, wenn die bauliche Mainahme keinen wesentlichen Einfluf3
auf Bauten auslbt, hiedurch 6ffentlich-rechtliche Verpflichtungen und
Dienstbarkeiten zugunsten &ffentlicher Einrichtungen nicht nachteilig beriihrt
werden und diese Unterlagen zur ausreichenden Beurteilung der baulichen
MaRnahmen nicht erforderlich sind.

Parteien
87

(1) Parteien im Bewilligungsverfahren sind der Bewilligungswerber und
aullerdem

1. als Nachbarn

a) bei den im §2 Abs1l Z1 angeflhrten baulichen MalRnahmen die
Eigentlimer jener Grundstiicke, die von den Fronten des Baues nicht
weiter entfernt sind, als die nach § 25 Abs 3 BGG malRgebenden Héhen
der Fronten betragen. Bei oberirdischen Bauten mit einem umbauten
Raum von uber 300 m3 haben jedenfalls auch alle Eigentiimer von
Grundstticken, die von den Fronten des Baues weniger als 15 m entfernt
sind, Parteistellung. Bei unterirdischen Bauten oder solchen Teilen von
Bauten haben die Eigentimer jener Grundstiicke Parteistellung, die von
den AuBenwénden weniger als zwei Meter entfernt sind,;

b) bei den im § 2 Abs 1 Z 5 angefuhrten baulichen MalRnahmen die in lit a
angeflihrten Personen, soferne die Zweckanderung dieim§ 9 Abs 1Z 1
und 2 angefhrten raumordnungs- und baurechtlichen VVoraussetzungen
beriihren kann;

c) bei den im 82 Abs1 Z7 angefiihrten baulichen MalRnahmen die
Eigentimer der an die einzufriedende Seite des Bauplatzes
angrenzenden und nicht weiter als Mauerhéhe entfernten Grundstticke
sowie die StraRenerhalter offentlicher Verkehrsflachen, die von der
Einfriedung nicht weiter als deren Hohe entfernt liegen;

Vorgeschlagene Fassung
Betracht kommende behdérdliche Verfahren anhéngig gemacht hat. Fehlen solche
Unterlagen, hat die Baubehdrde dem Bewilligungswerber unter Bezeichnung der
erforderlichen Bewilligung, der betreffenden Rechtsvorschriften und der
zustédndigen Behorde eine angemessene Frist zur Vorlage zu setzen.

(4) Die Baubehorde kann die Beibringung von im Abs. 1 angefiihrten
Unterlagen nachsehen, wenn die bauliche Manahme keinen wesentlichen Einfluf
auf Bauten auslbt, hiedurch 6ffentlich-rechtliche Verpflichtungen und
Dienstbarkeiten zugunsten 6ffentlicher Einrichtungen nicht nachteilig berihrt
werden und diese Unterlagen zur ausreichenden Beurteilung der baulichen
MafRnahmen nicht erforderlich sind.

Parteien
87

(1) Parteien im Bewilligungsverfahren sind der Bewilligungswerber und
aullerdem

1. als Nachbarn

a) bei den im §2 Abs1 Z1 angefihrten baulichen MalRnahmen die
Eigentimer jener Grundstiicke, die von den Fronten des Baues nicht
weiter entfernt sind, als die nach § 25 Abs 3 BGG maligebenden Héhen
der Fronten betragen. Bei oberirdischen Bauten mit einem umbauten
Raum von tber 300 m3 haben jedenfalls auch alle Eigentiimer von
Grundstiicken, die von den Fronten des Baues weniger als 15 m entfernt
sind, Parteistellung. Bei unterirdischen Bauten oder solchen Teilen von
Bauten haben die Eigentimer jener Grundstiicke Parteistellung, die von
den AuBenwanden weniger als zwei Meter entfernt sind;

b) bei denim § 2 Abs 1 Z 5 angefiihrten baulichen MaRnahmen die in lit a
angefiihrten Personen, soferne die Zweck&nderung dieim§ 9 Abs 171
und 2 angeflihrten raumordnungs- und baurechtlichen Voraussetzungen
beruhren kann;

c) bei den im §2 Abs1 Z7 angefiihrten baulichen MalRnahmen die
Eigentimer der an die einzufriedende Seite des Bauplatzes
angrenzenden und nicht weiter als Mauerh&he entfernten Grundstiicke
sowie die Straenerhalter offentlicher Verkehrsflachen, die von der
Einfriedung nicht weiter als deren Hohe entfernt liegen;



Geltende Fassung

d) bei den im 82 Abs1 Z 7a angefuhrten baulichen MalRnahmen die
Eigentimer jener Grundstiicke, die von der geplanten Mauer nicht
weiter als das Doppelte ihrer héchsten Hohe entfernt sind;

e) bei den im §2 Absl Z8 angefuhrten baulichen Malnahmen
sinngemaR die in lit a bezeichneten Grundstiickseigenttimer;

f) bei den im § 2 Abs 1 Z 9 angeflihrten baulichen MaBnahmen die
Eigentlimer der angrenzenden Grundstiicke;

2. die Eigentimer der Hauptversorgungseinrichtungen, die oder deren
Sicherheitsabstand durch die geplante bauliche MalRnahme unmittelbar
erfalt werden.

3. die Gemeinde bei Verfahren, die durch Verordnung der Landesregierung
auf Grund des § 16 Abs 5 der Salzburger Gemeindeordnung 1994 auf
staatliche Behdrden des Landes Ubertragen worden sind; sie ist berechtigt,
die Einhaltung der von ihr wahrzunehmenden 6ffentlichen Interessen der
Raumordnung und der Wahrung des StralRen-, Orts- und Landschaftsbildes
geltend zu machen und Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht
sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben.

(1a) Der Eigentimer des Grundstickes, auf dem die bauliche MaRnahme
geplant ist, hat im Bewilligungsverfahren das Recht auf Akteneinsicht (8 17 AVG).

(2) Parteien im Verfahren zur Bewilligung von Vorarbeiten (§ 6) und der
Inanspruchnahme  fremder  Liegenschaften (§14) sind auBer dem
Bewilligungswerber die zur Duldung Verpflichteten.

(3) Partei in einem Verfahren zur Verlangerung der Frist gemaR § 9 Abs 7 ist
der Bauherr.

(4) Partei im Verfahren zur Erlassung behérdlicher VVorkehrungen gemaf § 13
ist der Bauherr (Bewilligungswerber), gegebenenfalls der Baufihrer.

(5) Partei in einem Verfahren gemdl 8§ 16 ist der vorgesehene Adressat des
baupolizeilichen Auftrages. In einem wegen VerstoRes gegen eine Bestimmung
betreffend Abstande zu den Grenzen des Bauplatzes oder zu anderen Bauten auf
Antrag des Nachbarn eingeleiteten Verfahren geméal § 16 Abs 1 bis 4 ist auch der
dadurch in seinen subjektiv-6ffentlichen Rechten verletzte Nachbar Partei.

(5a) Partei im Uberprifungsverfahren gemaR § 17 ist der Bauherr.

Vorgeschlagene Fassung
d) bei den im §2 Abs1 Z 7a angefiihrten baulichen MalRnahmen die
Eigentimer jener Grundstlicke, die von der geplanten Mauer nicht
weiter als das Doppelte ihrer héchsten Héhe entfernt sind;
e) bei den im §2 Absl Z8 angefiuhrten baulichen Malnahmen
sinngemanR die in lit a bezeichneten Grundstlickseigentiimer;

f) bei den im § 2 Abs 1 Z 9 angeflihrten baulichen MaRnahmen die
Eigentimer der angrenzenden Grundstiicke;
2. die Eigentiimer der Hauptversorgungseinrichtungen, die oder deren
Sicherheitsabstand durch die geplante bauliche MalRnahme unmittelbar
erfalt werden.

3. die Gemeinde bei Verfahren, die durch Verordnung der Landesregierung
auf Grund des Art 118 Abs 7 B-VG auf staatliche Behorden des Landes
Ubertragen worden sind; sie ist berechtigt, die Einhaltung der von ihr
wahrzunehmenden 6ffentlichen Interessen der Raumordnung und der
Wahrung des Strallen-, Orts- und Landschaftsbildes geltend zu machen
und Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht sowie Revision an den
Verwaltungsgerichtshof zu erheben.

(1a) Der Eigentlimer des Grundstiickes, auf dem die bauliche MalRnahme
geplant ist, hat im Bewilligungsverfahren das Recht auf Akteneinsicht (8 17 AVG).

(2) Parteien im Verfahren zur Bewilligung von Vorarbeiten (§ 6) und der
Inanspruchnahme  fremder  Liegenschaften (§14) sind aufler dem
Bewilligungswerber die zur Duldung Verpflichteten.

(3) Partei in einem Verfahren zur Verlangerung der Frist gemaR § 9 Abs 7 ist
der Bauherr.

(4) Partei im Verfahren zur Erlassung behdrdlicher VVorkehrungen gemafd § 13
ist der Bauherr (Bewilligungswerber), gegebenenfalls der Baufiihrer.

(5) Partei in einem Verfahren gemaR § 16 ist der vorgesehene Adressat des
baupolizeilichen Auftrages. In einem wegen VerstoRes gegen eine Bestimmung
betreffend Abstdnde zu den Grenzen des Bauplatzes oder zu anderen Bauten auf
Antrag des Nachbarn eingeleiteten VVerfahren geméR § 16 Abs 1 bis 4 ist auch der
dadurch in seinen subjektiv-6ffentlichen Rechten verletzte Nachbar Partei.

(5a) Partei im Uberpriifungsverfahren gemaR § 17 ist der Bauherr.



Geltende Fassung

(6) Partei im Verfahren zur Erlassung von Auftragen gemaR § 19 Abs 3 sowie
8§ 20 ist der Eigenttimer der baulichen Anlage.

(7) Partei in einem Verfahren gemaR § 2 Abs1 Z 6 und 8 21 ist auBer dem
Grundeigentimer und allfalligen Baurechtsberechtigten (im  Sinn  des
Baurechtsgesetzes, RGBI Nr 86/1912, zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI Nr
258/1990) der Eigentimer der baulichen Anlage sowie der Bewilligungswerber
oder der vorgesehene Adressat des baupolizeilichen Auftrages, bei der Herstellung
ordnungsgemafer AbfluRverhaltnisse gemal § 21 Abs 3 auch der Antragsteller.

(8) Partei im Verfahren zur Erlassung eines Abbruchauftrages gemal § 9
Abs 2 ist der Grundeigentimer und, wenn dieser nicht auch Eigentiimer des von
einem allfalligen solchen Abbruchauftrag betroffenen Baues oder Bauteiles ist, der
Eigentlimer (Baurechtseigentiimer) desselben.

(9) Wenn die im Abs 1 Z 1 und 2 genannten Personen im Hinblick auf ihre
subjektiv-6ffentlichen Rechte (89 Abs1 Z5 und 6) der baulichen MalRnahme
unwiderruflich zustimmen, haben sie keine Parteistellung im weiteren Verfahren.
Fir die Zustimmung ist ein Formular zu verwenden, dessen naherer Inhalt von der
Landesregierung durch Verordnung festzulegen ist. Das Formular hat jedenfalls
den Hinweis auf die mit der Zustimmung verbundenen Rechtsfolgen zu enthalten.
AuBerdem missen die Plane von den zustimmenden Personen unterfertigt sein.

(10) (Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 20/2019).
Vereinfachtes Verfahren
810
(1) Die in den Abs.3 bis 9 getroffenen Sonderbestimmungen gelten
vorbehaltlich Abs. 2 fir das Verfahren {iber folgende bauliche MalRnahmen:
1. die Errichtung von Bauten
mit einem umbauten Raum von nicht mehr als 4.000 m3 und

hdchstens drei oberirdischen Geschofen
einschlieBlich  solcher Zu- und Aufbauten, durch die diese GroRe und Hohe
nicht Uberschritten wird, sowie die Errichtung von technischen
Einrichtungen geméaR § 2 Abs. 1 Z 2 von solchen Bauten;
2. die erhebliche Anderung im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 3 und 4 von unter Z 1
fallenden Bauten und technischen Einrichtungen;

Vorgeschlagene Fassung

(6) Partei im Verfahren zur Erlassung von Auftrdgen gemaR § 19 Abs 3 sowie
8§ 20 ist der Eigentimer der baulichen Anlage.

(7) Partei in einem Verfahren geméR § 2 Abs1 Z 6 und 8§ 21 ist auBer dem
Grundeigentimer und allfalligen Baurechtsberechtigten (im Sinn des
Baurechtsgesetzes, RGBI Nr 86/1912, zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI Nr
258/1990) der Eigentiimer der baulichen Anlage sowie der Bewilligungswerber
oder der vorgesehene Adressat des baupolizeilichen Auftrages, bei der Herstellung
ordnungsgemaler AbfluRverhaltnisse gemal § 21 Abs 3 auch der Antragsteller.

(8) Partei im Verfahren zur Erlassung eines Abbruchauftrages gemall § 9
Abs 2 ist der Grundeigentimer und, wenn dieser nicht auch Eigentimer des von
einem allfalligen solchen Abbruchauftrag betroffenen Baues oder Bauteiles ist, der
Eigentimer (Baurechtseigentiimer) desselben.

(9) Wenn die im Abs 1 Z 1 und 2 genannten Personen im Hinblick auf ihre
subjektiv-6ffentlichen Rechte (89 Abs1 Z5 und 6) der baulichen MalRnahme
unwiderruflich zustimmen, haben sie keine Parteistellung im weiteren Verfahren.
Fur die Zustimmung ist ein Formular zu verwenden, dessen naherer Inhalt von der
Landesregierung durch Verordnung festzulegen ist. Das Formular hat jedenfalls
den Hinweis auf die mit der Zustimmung verbundenen Rechtsfolgen zu enthalten.
Aulerdem missen die Plane von den zustimmenden Personen unterfertigt sein.

(10) (Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 20/2019).
Vereinfachtes Verfahren
§10
(1) Die in den Abs.3 bis 9 getroffenen Sonderbestimmungen gelten
vorbehaltlich Abs. 2 fiir das Verfahren iber folgende bauliche Manahmen:
1. die Errichtung von Bauten
a) mit einem umbauten Raum von nicht mehr als 4.000 m?, bei Start- und
Ubergangswohnungen (§ 35a BauTG) von nicht mehr als 5.000 m3, und
b) héchstens drei oberirdischen GeschoRen
einschlieBlich  solcher Zu- und Aufbauten, durch die diese GroRe und Hohe
nicht dberschritten wird, sowie die Errichtung von technischen
Einrichtungen gemdR § 2 Abs 1 Z 2 von solchen Bauten;
2. die erhebliche Anderung im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 3 und 4 von unter Z 1
fallenden Bauten und technischen Einrichtungen;
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Geltende Fassung

. die Anderung der Art des Verwendungszweckes im Sinn des § 2 Abs. 1

Z5 von unter Z1 fallenden Bauten oder Teilen davon, wenn die
Bewilligung der Errichtung des Baues oder Teils davon mit der neuen Art
des Verwendungszweckes im vereinfachten Verfahren zuldssig wére;

. die Errichtung und erhebliche Anderung von Hebeanlagen;
. die Errichtung und erhebliche Anderung von Jauche- und Giillegruben;
. die Errichtung und erhebliche Anderung von Ein- und Ausfahrten zu bzw

von Kraftfahrzeug-Abstellplatzen oder Garagen von bzw in StraBen mit
offentlichem Verkehr, wenn sie in Verbindung mit einer nur im
vereinfachten Verfahren zu behandelnden MalRnahme steht und nicht die
Zustimmung des StraRenerhalters oder ein im § 2 Abs. 1 Z 6a genannter
Bescheid vorliegt;

. die Errichtung oder erhebliche Anderung von Zu- und Abfahrten zu bzw

von Kraftfahrzeug-Stellplatzen sowie von dazu gehdrigen Wendeplétzen,
die in Verbindung mit einer nur im vereinfachten Verfahren zu
behandelnden Maf3nahme steht.

(2) Die im Folgenden getroffenen Sonderbestimmungen gelten nicht fur die
Errichtung einschliellich Zu- und Aufbauten oder erhebliche Anderung folgender

Bauten:
1.
2.
3.

o 01 &~

7.

Versammlungs- und Veranstaltungsbauten;
Geschéftshauser, HandelsgroRbetriebe (8 32 Abs. 1 und 2 ROG 2009);
gastgewerbliche Bauten, die der Beherbergung von mehr als 10 Gasten

oder bei mehr als 100 Sitzplatzen der Verabreichung von Speisen oder
Getranken dienen, sowie Jugend- und Ferienheime;

. Pensionisten- und Seniorenheime;
. Kranken- und Kuranstalten;
. Kindergarten, Horte, Kinderheime;

Schulen, Schiiler- und Studentenheime.

(3) Der Bewilligungswerber hat im Bauansuchen das Vorliegen oder
Nichtvorliegen der Voraussetzungen fiir ein vereinfachtes VVerfahren zu erkléren.

(4) Abweichend von §5 Abs.9 zweiter und dritter Satz missen die
Unterlagen jedenfalls von einer dazu nach gewerberechtlichen oder sonstigen Unterlagen jedenfalls von einer dazu nach gewerberechtlichen oder sonstigen
Rechtsvorschriften ausdriicklich befugten Person verfasst und von dieser Rechtsvorschriften ausdriicklich befugten Person verfasst und von dieser

unterfertigt sein. Dies gilt nicht bei zu Wohnbauten gehdrigen und dem Bedarf der unterfertigt sein. Dies gilt nicht bei

]

Vorgeschlagene Fassung

. die Anderung der Art des Verwendungszweckes im Sinn des § 2 Abs. 1

Z5 von unter Z1 fallenden Bauten oder Teilen davon, wenn die
Bewilligung der Errichtung des Baues oder Teils davon mit der neuen Art
des Verwendungszweckes im vereinfachten Verfahren zuldssig ware;

. die Errichtung und erhebliche Anderung von Hebeanlagen;
. die Errichtung und erhebliche Anderung von Jauche- und Giillegruben;
. die Errichtung und erhebliche Anderung von Ein- und Ausfahrten zu bzw

von Kraftfahrzeug-Abstellpldtzen oder Garagen von bzw in StraBen mit
offentlichem Verkehr, wenn sie in Verbindung mit einer nur im
vereinfachten Verfahren zu behandelnden MalRnahme steht und nicht die
Zustimmung des Straenerhalters oder ein im § 2 Abs. 1 Z 6a genannter
Bescheid vorliegt;

. die Errichtung oder erhebliche Anderung von Zu- und Abfahrten zu bzw

von Kraftfahrzeug-Stellplatzen sowie von dazu gehérigen Wendeplatzen,
die in Verbindung mit einer nur im vereinfachten Verfahren zu
behandelnden MalRnahme steht.

(2) Die im Folgenden getroffenen Sonderbestimmungen gelten nicht fur die
Errichtung einschlieBlich Zu- und Aufbauten oder erhebliche Anderung folgender

Bauten:

1.
2.
3.

o 01

Versammlungs- und Veranstaltungsbauten;
Geschéaftshduser, Handelsgrof3betriebe (§ 32 Abs. 1 und 2 ROG 2009);
gastgewerbliche Bauten, die der Beherbergung von mehr als 10 Gésten

oder bei mehr als 100 Sitzplatzen der Verabreichung von Speisen oder
Getranken dienen, sowie Jugend- und Ferienheime;

. Pensionisten- und Seniorenheime;
. Kranken- und Kuranstalten;

. Kindergarten, Horte, Kinderheime;
7.

Schulen, Schiiler- und Studentenheime.

(3) Der Bewilligungswerber hat im Bauansuchen das Vorliegen oder
Nichtvorliegen der Voraussetzungen fiir ein vereinfachtes Verfahren zu erkléren.

(4) Abweichend von §5 Abs.9 zweiter und dritter Satz mussen die

Nebenanlagen (Garagen, (iberdachte



Geltende Fassung
Bewohner dienenden eingeschossigen Nebenanlagen (Garagen, (berdachte
Kraftfahrzeug-Stellplatze, Garten- und Gerétehiitten, Holzlagen, Glas- und
Gewachshauser udgl) mit einer tiberdachten Flache von nicht mehr als 20 m2. Der
Verfasser der Unterlagen hat ausdriicklich zu bestatigen, dass alle im Zeitpunkt des
Bauansuchens geltenden baurechtlichen Anforderungen eingehalten werden,
soweit nicht gleichzeitig um eine Ausnahme davon angesucht wird.

(5) 89 Abs4 zweiter Satz ist mit der Malgabe anzuwenden, dass die
Vorschreibung der VVorlage einer Bestatigung geméaR § 17 Abs 2 Z 2 lit g nicht in
Betracht kommt.

(6) Im vereinfachten Verfahren hat sich die bautechnische Priifung durch die
Baubehdorde nur auf folgende Punkte zu beziehen:

1. die Gestaltung der Bauten und sonstigen baulichen Anlagen;

2. die Erfullung der Erfordernisse der ausreichenden Versorgung mit
gesundheitlich einwandfreiem Trinkwasser und der einwandfreien
Abwasserbeseitigung;

3. die Einhaltung der Bestimmungen, die subjektiv-6ffentliche Rechte
begriinden;

4. die Voraussetzungen fiir die Gewéhrung einer angesuchten Ausnahme.

Die Baubehorde ist befugt, von ihr ohne nahere Prifung festgestellte,
offensichtliche Abweichungen von bautechnischen Vorschriften in das Verfahren
einzubeziehen. Die danach erfolgte Einbeziehung bautechnischer Vorschriften in
die bautechnische Beurteilung ist in die Baubewilligung aufzunehmen.

(7) § 8h ist nicht anzuwenden.

(8) Die Baubehdrde hat ohne unndétigen Aufschub, spétestens aber drei
Monate nach Einlangen des Bauansuchens zu entscheiden. Fehlen zur Beurteilung
notwendige Unterlagen, beginnt die Entscheidungsfrist nach Aufforderung zur
Behebung dieses Mangels innerhalb von vier Wochen ab Einlangen des
Bauansuchens erst nach Vorliegen aller verlangten Unterlagen zu laufen.

(9) Die Baubewilligung erfasst die bauliche Manahme nur so weit, als die
Baubehoérde zur Prifung verpflichtet war und sich eine Einbeziehung
bautechnischer Vorschriften in die bautechnische Beurteilung gemaR Abs. 6 letzter
Satz aus dem Bescheid ergibt (Baukonsens).

Zur Ausfiihrung baulicher MaBnahmen befugte Personen

Vorgeschlagene Fassung
Kraftfahrzeug-Stellplatze, Garten- und Gerétehiitten, Holzlagen, Glas- und
Gewadchshauser udgl) mit einer tGberdachten Flache von nicht mehr als 20 m2. Der
Verfasser der Unterlagen hat ausdriicklich zu bestatigen, dass alle im Zeitpunkt des
Bauansuchens geltenden baurechtlichen Anforderungen eingehalten werden,
soweit nicht gleichzeitig um eine Ausnahme davon angesucht wird.

(5) 89 Abs4 zweiter Satz ist mit der MalRgabe anzuwenden, dass die
Vorschreibung der Vorlage einer Bestatigung gemdR § 17 Abs 2 Z 2 lit g nicht in
Betracht kommt.

(6) Im vereinfachten Verfahren hat sich die bautechnische Priifung durch die
Baubehdrde nur auf folgende Punkte zu beziehen:

1. die Gestaltung der Bauten und sonstigen baulichen Anlagen;

2. die Erfullung der Erfordernisse der ausreichenden Versorgung mit
gesundheitlich einwandfreiem Trinkwasser und der einwandfreien
Abwasserbeseitigung;

3. die Einhaltung der Bestimmungen, die subjektiv-6ffentliche Rechte
begrinden;

4. die Voraussetzungen fir die Gewahrung einer angesuchten Ausnahme.

Die Baubehorde ist befugt, von ihr ohne néhere Prifung festgestellte,
offensichtliche Abweichungen von bautechnischen Vorschriften in das Verfahren
einzubeziehen. Die danach erfolgte Einbeziehung bautechnischer Vorschriften in
die bautechnische Beurteilung ist in die Baubewilligung aufzunehmen.

(7) & 8b ist nicht anzuwenden.

(8) Die Baubehorde hat ohne unnétigen Aufschub, spétestens aber drei
Monate nach Einlangen des Bauansuchens zu entscheiden. Fehlen zur Beurteilung
notwendige Unterlagen, beginnt die Entscheidungsfrist nach Aufforderung zur
Behebung dieses Mangels innerhalb von vier Wochen ab Einlangen des
Bauansuchens erst nach Vorliegen aller verlangten Unterlagen zu laufen.

(9) Die Baubewilligung erfasst die bauliche Manahme nur so weit, als die
Baubehdrde zur Prifung verpflichtet war und sich eine Einbeziehung
bautechnischer Vorschriften in die bautechnische Beurteilung gemaR Abs. 6 letzter
Satz aus dem Bescheid ergibt (Baukonsens).

Zur Ausfiihrung baulicher MalRnahmen befugte Personen



Geltende Fassung
Energieausweis von Bauten
8 17a

(1) Fur Bauten, die nach ihrem Verwendungszweck unter Einsatz von Energie
konditioniert (beheizt, gekiihlt, befeuchtet und/oder beliiftet) werden, ist von einem
unabhéngigen Sachverstandigen des einschldgigen Fachgebietes oder dazu
befugten Unternehmer ein Ausweis (ber die Gesamtenergieeffizienz
(Energieausweis) auszustellen:

1. bei der Errichtung;

2. bei einem Auf- oder Zubau, durch den die konditionierte GeschoRflache
des Baus um mehr als 50 m2 vergroBert wird;

3. bei einer gréBeren Renovierung von Bauten;

4. bei Bauten, in denen mehr als 250 m2? GeschoBflache von Behdérden und
Amtern mit starkem Publikumsverkehr genutzt werden, in regelméRigen,
zehn Jahre nicht Uiberschreitenden Zeitabstanden.

(2) Von der Verpflichtung zur Ausstellung eines Energieausweises nach Abs 1
Z 1 bis 3 sind ausgenommen:

1. Bauten, die Beschrankungen des Denkmal-, Altstadt- oder
Ortsbildschutzes unterliegen, wenn die Einhaltung der baurechtlich
gebotenen Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz eine
unannehmbare Verdnderung ihrer Eigenart oder ihrer &uferen
Erscheinung bedeuten wiirde;

2. Bauten, die flr Gottesdienste und religidse Zwecke genutzt werden;

3. Industriebauten, Betriebsbauten flir Produktions- oder Werkstattenzwecke
sowie landwirtschaftliche Betriebsbauten, bei denen der Uberwiegende

Vorgeschlagene Fassung
Energieausweis von Bauten
§17a

(1) Fur Bauten, die nach ihrem Verwendungszweck unter Einsatz von Energie
konditioniert (beheizt, gekiihlt, befeuchtet und/oder beliiftet) werden, ist von einem
unabhdngigen Sachverstandigen des einschldgigen Fachgebietes oder dazu
befugten  Unternehmer ein  Ausweis (ber die Gesamtenergieeffizienz
(Energieausweis) auszustellen:

1. bei der Errichtung;
2.bei einem Auf- oder Zubau oder einer Anderung der Art des
Verwendungszwecks des Baus oder Teilen davon, durch welchen bzw
welche
a) die konditionierte GeschofBflache des Baus um mehr als 80 m?2
vergroRert wird oder
b) eine zuséatzliche Wohnung, Geschafts- oder sonstige selbstandige
Nutzungseinheit errichtet wird;
3. bei baulichen Mafinahmen, die das Ausmal einer gréReren Renovierung
erreichen;

4, b_ei Bauten, in denen mehr als 250 m2? GeschoRflache von Behdrden und
Amtern mit starkem Publikumsverkehr genutzt werden, in regelméRigen,
zehn Jahre nicht iberschreitenden Zeitabstanden.

(2) Von der Verpflichtung zur Ausstellung eines Energieausweises nach Abs
1 Z 1 bis 3 sind bauliche Anlagen gemé&R § 33 Abs 5 BauTG ausgenommen.



Geltende Fassung
Anteil der Energie fiir die Raumwéarme durch innerbetriebliche Abwarme
gedeckt wird;

4. Wohnbauten, die fir eine Nutzungsdauer von weniger als vier Monaten
jahrlich bestimmt sind und die Nutzung innerhalb des Zeitraums Marz bis
Oktober erfolgt;

5. frei stehende Bauten mit einer konditionierten Geschol3flache von unter 50
m2;

6. Bauten, die nur voribergehenden Zwecken dienen (provisorische

Gebéaude), mit einer geplanten Nutzungsdauer von nicht mehr als zwei
Jahren.

(3) Der Energieausweis ist eine schriftliche Dokumentation, die sich auf den
gesamten Bau bezieht und folgende Angaben zu enthalten hat:

1. die energiebezogenen Merkmale des Baus und seiner technischen
Einrichtungen;

2.die fur die Beurteilung der Gesamtenergieeffizienz von Bauten
mafgeblichen Energiekennzahlen und Referenzwerte sowie Klimadaten;

3.eine  Bestdtigung  Uber die  Erfullung der  baurechtlichen
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz; im Fall einer
Bewilligung gemdaR § 9 Abs 1b hat sich die Bestatigung auf den dafir
mafgeblichen niedrigeren LEKT-Wert zu beziehen;
4. Empfehlungen flr eine Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz des
Baus.
Form wund Inhalt des Energieausweises
Landesregierung festzulegen.

sind durch Verordnung der

(4) Den zur Ausstellung von Energieausweisen befugten Personen ist, soweit
dies zur Erstellung von Energieausweisen erforderlich ist, ein Online-Zugriff auf
die die Gemeinden des Landes Salzburg betreffenden Daten der lokalen Geb&ude-
und Wohnungsregister gemafl AbschnittB Z 1, 3 und 7 und Abschnitt C der
Anlage des Geb&ude- und Wohnungsregister-Gesetzes — GWR-Gesetz, BGBI | Nr
9/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI | Nr 1/2013, einzurdumen.

(5) Der Energieausweis gilt zehn Jahre ab dem Datum der Ausstellung.

Vorgeschlagene Fassung

(3) Der Energieausweis ist eine schriftliche Dokumentation, die sich auf den
gesamten Bau, in den Fallen des Abs 1 Z 2 jedoch nur auf die von den
BaumafBnahmen betroffenen Teile bezieht und folgende Angaben zu enthalten hat:

1. die energiebezogenen Merkmale des Baus und seiner technischen
Einrichtungen;

2.die fur die Beurteilung der Gesamtenergieeffizienz von Bauten
maRgeblichen Energiekennzahlen und Referenzwerte sowie Klimadaten;

3.eine  Bestatigung Uber die  Erfullung der  baurechtlichen
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz; im Fall einer
Bewilligung gemdal § 9 Abs 1b hat sich die Bestatigung auf den dafir
maRgeblichen niedrigeren LEKT-Wert zu beziehen;
4. Empfehlungen flr eine Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz des
Baus.
Form wund Inhalt des Energieausweises
Landesregierung festzulegen.

(4) Den zur Ausstellung von Energieausweisen befugten Personen ist, soweit
dies zur Erstellung von Energieausweisen erforderlich ist, ein Online-Zugriff auf
die die Gemeinden des Landes Salzburg betreffenden Daten der lokalen Geb&ude-
und Wohnungsregister gemal Abschnitt B Z1, 3 und 7 und Abschnitt C der
Anlage des Geb&ude- und Wohnungsregister-Gesetzes — GWR-Gesetz, BGBI | Nr
9/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI | Nr 1/2013, einzurdumen.

(5) Der Energieausweis gilt zehn Jahre ab dem Datum der Ausstellung.

sind durch Verordnung der



Geltende Fassung

(6) Energieausweise sind vom Eigentiimer oder Nutzungsberechtigen eines
Baus an einer fur die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle anzubringen, wenn in dem
Bau genutzt werden:

1. mehr als 250 m2 GeschoRflache durch Behérden und Amter mit starkem
Publikumsverkehr oder

2. mehr als 500 m2 GeschoRflache zu anderen Zwecken mit starkem
Publikumsverkehr.

Energieausweisdatenbank
§17b

(1) Die Landesregierung hat eine Datenbank einzurichten und zu fihren, die
alle Energieausweise fir Bauten und Nutzungseinheiten im Land Salzburg umfasst
(Energieausweisdatenbank). In dieser dirfen folgende Daten verarbeitet werden:

1. Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten und Daten
betreffend die jeweiligen Berufsberechtigungen von

a) Bauherrn und  Eigentimern der Bauten oder
Nutzungseinheiten,

b) Energieausweiserstellern,

c) Erzeugern und Importeuren von Baustoffen und

technischen Einrichtungen,
d) Planern und sonstigen Sachverstandigen und
e) Bauausfiihrenden;
2. grundstiicks- und gebdudebezogene Daten;
3. anlagenbezogene Daten von technischen Einrichtungen und Baustoffen;

Vorgeschlagene Fassung
(6) Energieausweise sind vom Eigentiimer oder Nutzungsberechtigen eines
Baus an einer fiir die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle anzubringen, wenn in dem
Bau genutzt werden:
1. mehr als 250 m2? GeschoRflache durch Behérden und Amter mit starkem
Publikumsverkehr oder
2. mehr als 500 m2 Geschol3flache zu anderen Zwecken mit starkem
Publikumsverkehr.
Renovierungspass

§17b

Ein Renovierungspass ist ein langfristiges Konzept fur die schrittweise
Renovierung von Bauten auf Grundlage von Qualitéatskriterien, in dem nach
Durchfiihrung einer Energieberatung durch eine unabhéangige Stelle des Landes
Salzburg oder durch Personen gemaR § 17a Abs 1 auf Basis standardisierter
Modellberechnungen relevante MaBnahmen zur etwaigen Verbesserung der
Energieeffizienz beschrieben werden.

Energieausweisdatenbank
§17c

(1) Die Landesregierung hat eine Datenbank einzurichten und zu fiihren, die
alle Energieausweise fiir Bauten und Nutzungseinheiten im Land Salzburg umfasst
(Energieausweisdatenbank). In dieser dirfen folgende Daten verarbeitet werden:

1. Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten und Daten
betreffend die jeweiligen Berufsberechtigungen von

a) Bauherrn und  Eigentimern der Bauten
Nutzungseinheiten,

b) Energieausweiserstellern und Priforganen gemaR § 19b
Abs 1,

c) Erzeugern und Importeuren von
technischen Einrichtungen,

d) Planern und sonstigen Sachverstandigen und
e) Bauausfiihrenden;
2. grundstlicks- und gebaudebezogene Daten;
3. anlagenbezogene Daten von technischen Einrichtungen und Baustoffen;

oder

Baustoffen und



Geltende Fassung
4. umweltbezogene Daten, insbesondere Emissionsdaten;
5. Energieverbrauchs- und Energieerzeugungsdaten.

Die Daten dirfen von der Landesregierung und den Baubehdrden zur Erfillung
ihrer Aufgaben nach den bautechnischen Bestimmungen und von der
Landesregierung nicht personenbezogen auch fiir statistische Zwecke und zur
Verfolgung energiepolitischer Ziele verwendet werden.

(2) Die Landesregierung hat eine geeignete Online-Applikation fur die
unentgeltliche  Registrierung,  Dateneinbringung und  -abfrage  von
Energieausweisen zur Verfigung zu stellen. Die zur Ausstellung von
Energieausweisen befugten Personen haben Energieausweise in der
Energieausweisdatenbank zu registrieren und die betreffenden
Energieausweisdaten zu erfassen. Die Aussteller von Energieausweisen und die
Eigentlimer der betreffenden Bauten oder Nutzungseinheiten haben das Recht auf
Online-Zugriff auf alle Daten des Energieausweises dieses Baus bzw dieser
Nutzungseinheit.

(3) Die Landesregierung hat unter Beriicksichtigung der Vorgaben nach
Anhang Il der Richtlinie 2010/31/EU stichprobenartig die Energieausweise, die in
der Energieausweisdatenbank registriert wurden, zu Uberpriifen. Die Aussteller
sind verpflichtet, der Landesregierung nahere Auskiinfte tber die erhobenen und
Ubermittelten Energieausweisdaten zu erteilen.

(4) Die Landesregierung, die Baubehdrden und die Aussteller von
Energieausweisen sind im Rahmen der Vollziehung der Abs 1 bis 3 sowie des §
17a erméachtigt, personenbezogene Daten gemadl Art4 Z1 Datenschutz-
Grundverordnung als gemeinsam Verantwortliche geméR Art4 Z 7 iVm Art 26
Abs 1 Datenschutz-Grundverordnung zu verarbeiten. Sie haben gemeinsam
organisatorische Vorkehrungen und geeignete DatensicherungsmaBnahmen im
Sinn der Art24 und 32 Datenschutz-Grundverordnung zu treffen. Die
Verantwortung fiir den Datenschutz durch Technikgestaltung und durch
datenschutzfreundliche ~ Voreinstellungen gemdR  Art25  Datenschutz-
Grundverordnung in Form von geeigneten technischen Malihahmen trifft die
Landesregierung.

(5) Die Erfillung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Léschungs-
und sonstigen Pflichten nach den Bestimmungen der Datenschutz-
Grundverordnung gegentiber dem Betroffenen obliegt jedem Verantwortlichen nur
hinsichtlich jener personenbezogenen Daten, die im Zusammenhang mit den von

Vorgeschlagene Fassung
4. umweltbezogene Daten, insbesondere Emissionsdaten;
5. Energieverbrauchs- und Energieerzeugungsdaten.

Die Daten diirfen von der Landesregierung und Baubehorden fiir Zwecke der
Bauverwaltung verwendet werden. Die nicht personenbezogenen Daten dirfen
auch fiir energie-, raumordnungs- und siedlungspolitische sowie statistische
Zwecke automationsunterstitzt verwendet werden.

(2) Die Landesregierung hat eine geeignete Online-Applikation fur die
unentgeltliche  Registrierung,  Dateneinbringung und  -abfrage  von
Energieausweisen zur Verfligung zu stellen. Die zur Ausstellung von
Energieausweisen befugten Personen haben Energieausweise in der
Energieausweisdatenbank zu registrieren und die betreffenden
Energieausweisdaten zu erfassen. Die Aussteller von Energieausweisen und die
Eigentimer der betreffenden Bauten oder Nutzungseinheiten haben das Recht auf
Online-Zugriff auf alle Daten des Energieausweises dieses Baus bzw dieser
Nutzungseinheit.

(3) Die Landesregierung hat unter Bericksichtigung der Vorgaben nach
Anhang |1 der Richtlinie 2010/31/EU stichprobenartig die Energieausweise, die in
der Energieausweisdatenbank registriert wurden, zu Uberpriifen. Die Aussteller
sind verpflichtet, der Landesregierung nahere Auskiinfte Gber die erhobenen und
Ubermittelten Energieausweisdaten zu erteilen.

(4) Die Landesregierung, die Baubehdrden und die Aussteller von
Energieausweisen sind im Rahmen der Vollziehung der Abs 1 bis 3 sowie des §
17a erméchtigt, personenbezogene Daten gemadR Art4 Z1 Datenschutz-
Grundverordnung als gemeinsam Verantwortliche geméR Art4 Z7 iVvm Art 26
Abs 1 Datenschutz-Grundverordnung zu verarbeiten. Sie haben gemeinsam
organisatorische Vorkehrungen und geeignete Datensicherungsmanahmen im
Sinn der Art24 und 32 Datenschutz-Grundverordnung zu treffen. Die
Verantwortung fir den Datenschutz durch Technikgestaltung und durch
datenschutzfreundliche ~ Voreinstellungen  gemaB  Art25  Datenschutz-
Grundverordnung in Form von geeigneten technischen Mafinahmen trifft die
Landesregierung.

(5) Die Erfallung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Léschungs-
und sonstigen Pflichten nach den Bestimmungen der Datenschutz-
Grundverordnung gegentiber dem Betroffenen obliegt jedem Verantwortlichen nur
hinsichtlich jener personenbezogenen Daten, die im Zusammenhang mit den von
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ihm gefilhrten Verfahren oder den von ihm gesetzten MaBnahmen verarbeitet
werden. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis seiner Identitét ein Recht nach der
Datenschutz-Grundverordnung gegeniiber einem gemaR dem ersten Satz
unzustandigen Verantwortlichen wabhr, ist er an den zustdndigen Verantwortlichen
Zu verweisen.

Inspektion Uber die Energieeffizienz von Heizungs- und Klimaanlagen
§19b

(1) Die Eigentumer folgender technischer Einrichtungen von Bauten haben
die Energieeffizienz in regelméaRigen Zeitabstanden durch eine unabhéngige und
nach den fir die Berufsausiibung maBgeblichen Vorschriften dazu befugte Person
oder durch eine akkreditierte Priifstelle tiberprifen zu lassen:

1. Heizungsanlagen mit Kesseln mit einer Nennwarmeleistung tiber 20 kW;
2. Klimaanlagen mit einer Nennleistung tiber 12 kW.

(2) Die Inspektion hat sich auf alle zuganglichen und fiir einen
energieeffizienten Betrieb der Anlage maRgeblichen Teile zu beziehen und
insbesondere zu umfassen:

1. bei Heizungsanlagen: die Prifung des Wirkungsgrades des Kessels, der
Kesseldimensionierung im Verhdltnis zum Heizbedarf sowie der
Warmedammung der Anlage;

2. bei Klimaanlagen: die Prifung des Wirkungsgrades der Anlage, der
Anlagendimensionierung im Verhaltnis zum Kuhlbedarf, der Dichtheit der
Anlage, der Regeleinrichtungen und der Kaltemittelfiillmenge.

Erforderlichenfalls sind dem Eigentimer Empfehlungen fiir kosteneffiziente

Verbesserungen der Energieeffizienz der Anlage zu geben.

Vorgeschlagene Fassung
ihm gefiihrten Verfahren oder den von ihm gesetzten MalRnahmen verarbeitet
werden. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis seiner Identitét ein Recht nach der
Datenschutz-Grundverordnung gegeniiber einem gemaBR dem ersten Satz
unzustandigen Verantwortlichen wabhr, ist er an den zustandigen VVerantwortlichen
Zu verweisen.

(6) Die vorstehenden Absatze gelten sinngeman fiir Renovierungspasse.
Inspektion Uber die Energieeffizienz von Heizungs- und Klimaanlagen
§19b

(1) Die Eigentimer folgender technischer Einrichtungen von Bauten haben
die Energieeffizienz in regelmaligen Zeitabstdnden durch eine unabhangige und
nach den fur die Berufsausiibung maBgeblichen Vorschriften dazu befugte Person
oder durch eine akkreditierte Priifstelle Gberpriifen zu lassen:

1. Heizungsanlagen oder kombinierte Raumheizungs- und Liiftungsanlagen
mit einer Nennleistung tber 70 kW;

2. Klimaanlagen oder kombinierte Klima- und Liftungsanlagen mit einer
Nennleistung tber 70 kW.

(2) Die Inspektion hat sich auf alle zugénglichen und fir einen
energieeffizienten Betrieb der Anlage maligeblichen Teile zu beziehen. Die néheren
Bestimmungen Uber den Umfang der Inspektion und die Inspektionsintervalle sind
von der Landesregierung durch Verordnung festzulegen.
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(3) Das Ergebnis der Inspektion ist in einem schriftlichen Prifbericht
festzuhalten. Dieser ist bis zum Austausch oder zur Stilllegung der Anlage
aufzubewahren und auf Verlangen der Behdrde vorzulegen. Die ausstellende
Person hat die Daten des Prifberichts der Landesregierung zu ubermitteln oder in
einer dafiir eingerichteten Datenbank zu verarbeiten. Die Landesregierung hat ein
Kontrollsystem nach Anhang Il Z 2 der Richtlinie 2010/31/EU einzurichten. Die
ausstellende Person ist verpflichtet, der Landesregierung néhere Auskinfte ber
die verarbeiteten Daten des Prufberichts zu erteilen. Die Landesregierung kann die
nicht personenbezogenen Daten des Prifberichts automationsunterstitzt
verwenden, soweit dies zur Verfolgung statistischer oder energiepolitischer Ziele
notwendig ist.

(4) Die Prifintervalle sind von der Landesregierung durch Verordnung
festzulegen. Die Landesregierung kann dabei auch néhere Festlegungen zum
Prifumfang und zu den Prifberichten treffen und nach Bauart und Nennleistung
der Anlagen unterscheiden. Die Festlegungen sind so zu treffen, dass die
Inspektionen nach Mdglichkeit im Einklang mit sonstigen Uberpriifungen
technischer Einrichtungen durchgefiihrt werden kénnen.

Behorden
§22

(1) Baubehérde im Sinn dieses Gesetzes ist

a) soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist, der Birgermeister im
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde;

b) soweit es sich um Bauten handelt, die im Gebiet mehrerer Gemeinden
gelegen sind, die Burgermeister im Ubertragenen Wirkungsbereich der
Gemeinde.

(2) In Gemeinden, die nicht Gber einen Beamten (Vertragsbediensteten)
wenigstens des gehobenen technischen Dienstes als Amtssachverstdndigen
verfugen, ist in den baubehdrdlichen Verfahren zur Erteilung der Bewilligung fur
bauliche MalRnahmen der in § 2 Abs 1 Z 1, 3, 4 und 8 angefiihrten Art sowie in
Verfahren zur Feststellung der aus Anlal3 von baupolizeilichen Beseitigungs- oder
Abbruchauftrdgen notwendigen Sicherungsmanahmen (8§21 Abs1) ein
Sachverstédndiger heranzuziehen, der wenigstens den Voraussetzungen eines
Beamten des gehobenen technischen Dienstes oder eines nach den
gewerberechtlichen Vorschriften konzessionierten, fiir die bauliche MaRnahme in

Vorgeschlagene Fassung

(3) Das Ergebnis der Inspektion ist in einem Prifbericht festzuhalten, in dem
gegebenenfalls auch Empfehlungen fur kosteneffiziente Verbesserungen der
Energieeffizienz der Anlage aufzunehmen sind.Die ausstellende Person hat die
Daten des Prifberichts der Landesregierung zu Ubermitteln oder in einer dafur
eingerichteten Datenbank zu verarbeiten. Die Landesregierung hat ein
Kontrollsystem nach Anhang Il Z 2 der Richtlinie 2010/31/EU einzurichten. Die
ausstellende Person ist verpflichtet, der Landesregierung néhere Auskinfte tber
die verarbeiteten Daten des Prifberichts zu erteilen. Die Landesregierung kann die
nicht personenbezogenen Daten des Priifberichts automationsunterstitzt
verwenden, soweit dies zur Verfolgung statistischer oder energiepolitischer Ziele
notwendig ist.

Behorden
§22

(1) Baubehorde im Sinn dieses Gesetzes ist

a) soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist, der Birgermeister im
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde;

b) soweit es sich um Bauten handelt, die im Gebiet mehrerer Gemeinden
gelegen sind, die Birgermeister im Ubertragenen Wirkungsbereich der
Gemeinde.

(2) In Gemeinden, die nicht Uber einen Beamten (Vertragsbediensteten)
wenigstens des gehobenen technischen Dienstes als Amtssachverstandigen
verfugen, ist in den baubehérdlichen Verfahren zur Erteilung der Bewilligung fur
bauliche Mafinahmen der in 82 Abs 1 Z 1, 3, 4 und 8 angefiihrten Art sowie in
Verfahren zur Feststellung der aus Anlal} von baupolizeilichen Beseitigungs- oder
Abbruchauftragen notwendigen SicherungsmaBnahmen (§21 Abs1) ein
Sachverstdndiger heranzuziehen, der wenigstens den Voraussetzungen eines
Beamten des gehobenen technischen Dienstes oder eines nach den
gewerberechtlichen Vorschriften konzessionierten, fur die bauliche MaRnahme in



Betracht
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kommenden Gewerbetreibenden oder hiefir durch andere

Rechtsvorschriften ausdriicklich Befugten entspricht.
(3) (entfallen auf Grund LGBL Nr 1/2016)

Strafbestimmungen
§23

(1) Wer

1.

2.

3.

.als

ohne baubehordliche Bewilligung eine bauliche MalRnahme ausfuhrt (8 12
Abs 1 und 2);

trotz Einstellung geméR § 16 Abs 1 und 2 bzw 7 eine bauliche MalRnahme
weiterfihrt;

bei der Ausfiuhrung der baulichen Manahme nicht nur geringfiigig vom
Baukonsens abweicht (§ 16 Abs 4 bzw 7);

. Bauten oder Teile von solchen vor vollstandiger Erstattung der Anzeige

nach § 17 Abs 2 beniitzt (§ 17 Abs 1 dritter Satz);

Bauausfuhrender, Baufiihrer, Sachverstandiger
Unternehmer die bewilligungsgemale und den

oder befugter
Bauvorschriften

Vorgeschlagene Fassung
Betracht kommenden Gewerbetreibenden oder
Rechtsvarschriften ausdriicklich Befugten entspricht.

(3) (entfallen auf Grund LGBL Nr 1/2016)
Digitale Bauverwaltung
§ 22a

(1) Die Landesregierung kann mit Verordnung bestimmen, welche der nach
diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen und Bescheinigungen auch digital
vorzulegen sind. Dabei sind auch Form und Format der Ubermittlung zu
bestimmen.

hiefir  durch andere

(2) Die Landesregierung kann zur digitalen Ubermittlung von Daten der
Bauverwaltung eine entsprechende Internetanwendung (BauOnlinge) einschlieflich
entsprechender Schnittstellen einrichten und dazu durch Verordnung néhere
Festlegungen treffen.

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung fir nach baurechtlichen
Vorschriften erforderliche Antrége, Unterlagen, Nachweise und Bescheinigungen
udgl digitale Formulare festlegen und deren Verwendung verpflichtend anordnen.

(4) Fur die nach den vorstehenden Absatzen Ubermittelten Daten findet § 17¢
Abs 1, 4 und 5 sinngeméall Anwendung.

Strafbestimmungen

§23
(1) Wer
1. ohne baubehérdliche Bewilligung eine bauliche MalRnahme ausfihrt (8 12
Abs 1 und 2);

2. trotz Einstellung geméR 8 16 Abs 1 und 2 bzw 7 eine bauliche MaRnahme
weiterfuhrt;

3. bei der Ausfiihrung der baulichen MaRnahme nicht nur geringfiigig vom
Baukonsens abweicht (§ 16 Abs 4 bzw 7);

4. Bauten oder Teile von solchen vor vollstandiger Erstattung der Anzeige
nach § 17 Abs 2 benltzt (§ 17 Abs 1 dritter Satz);

5. als Bauausfihrender, Bauflhrer, Sachverstandiger
Unternehmer die bewilligungsgeméae und den

oder befugter
Bauvorschriften
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11.

12.

13.

14.

15.
16.

.als Bauausfuihrender,

. eine
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entsprechende Ausfiihrung der baulichen Anlage oder von Teilen dieser
unrichtigerweise bestatigt bzw bescheinigt (8§ 17 Abs 2 Z 1 bis 3);

Baufiihrer, Sachverstdndiger oder befugter
Unternehmer die Ausflihrung der baulichen Mafinahme entsprechend den
mafgeblichen Bauvorschriften unrichtigerweise bestétigt bzw bescheinigt
(8 17 Abs 2 Z 1 bis 3);

bauliche Anlage nicht unverziiglich nach Ablauf ihrer
Bewilligungsdauer bzw Dauer der Kenntnisnahme entfernt (§ 9 Abs 3 bzw
§ 10 Abs 1);

.sich trotz der Verpflichtung des 8§11 Abs1 nicht eines befugten

Bauausfiihrenden bedient;

. als Bauausfuhrender oder Baufthrer nicht fir die Einhaltung der

Bewilligung und der mafRgeblichen Bauvorschriften im Sinn des § 11
Abs 3 bzw 4 sorgt;

. als Bauherr, Bauausfilhrender oder Baufiihrer die Verfigungen der

Baubehdrde nicht ohne Verzug im Sinn des § 11 Abs 5 weitergibt;

den Beginn der Ausfihrung der baulichen MalRnahme nicht anzeigt oder
bei der Ausfiihrung des Abbruchs eines Baues der Anzeige nicht einen
erforderlichen Vertrag anschlieft (§ 12 Abs 3);

mit der Anzeige der baulichen MaBnahme nicht einen gemaR § 11
bestellten bzw im Fall der Bestellung eines anderen Bauftihrers wahrend
der Ausflihrung der baulichen MalRnahme den neu bestellten Baufiihrer
namhaft macht (§ 12 Abs 4);

bei der Ausfiihrung der baulichen MalBnahme in einer mit technisch
zumutbaren Mitteln vermeidbaren Weise solchen Baul&rm verursacht, der
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Bel&stigungen bewirkt,
oder gegen eine auf §13 Abs 1 gestutzte Verordnung verstoRt (8 13
Abs. 1);

Organen der Baubehdrde den Zutritt zur Baustelle zum Zweck der
Ausiibung der Uberpriifungsbefugnis oder verlangte Auskiinfte verweigert
(8 15 Abs. 1);

(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 90/2008);

als Bauherr die Vollendung der baulichen MalBnahme, bei Bauten die
Aufnahme der Beniitzung von Bauten oder Teilen von solchen nicht
anzeigt (§ 17 Abs. 1);

10.

11.

12.

13.

14,

15.
16.

. als Bauausfuhrender,

. eine
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entsprechende Ausflihrung der baulichen Anlage oder von Teilen dieser
unrichtigerweise bestatigt bzw bescheinigt (8 17 Abs 2 Z 1 bis 3);

Bauflihrer, Sachverstandiger oder befugter
Unternehmer die Ausfiihrung der baulichen MalRnahme entsprechend den
mafgeblichen Bauvorschriften unrichtigerweise bestétigt bzw bescheinigt
(8 17 Abs 2 Z 1 bis 3);

bauliche Anlage nicht unverziiglich nach Ablauf ihrer
Bewilligungsdauer bzw Dauer der Kenntnisnahme entfernt (8 9 Abs 3 bzw
§ 10 Abs 1);

.sich trotz der Verpflichtung des §11 Abs1 nicht eines befugten

Bauausfiihrenden bedient;

. als Bauausfihrender oder Baufiihrer nicht fir die Einhaltung der

Bewilligung und der malgeblichen Bauvorschriften im Sinn des § 11
Abs 3 bzw 4 sorgt;

als Bauherr, Bauausfiihrender oder Baufiihrer die Verfiigungen der
Baubehdrde nicht ohne Verzug im Sinn des § 11 Abs 5 weitergibt;

den Beginn der Ausfiihrung der baulichen Malinahme nicht anzeigt oder
bei der Ausfihrung des Abbruchs eines Baues der Anzeige nicht einen
erforderlichen Vertrag anschlief3t (§ 12 Abs 3);

mit der Anzeige der baulichen MaBnahme nicht einen gemaR § 11
bestellten bzw im Fall der Bestellung eines anderen Baufiihrers wahrend
der Ausfiihrung der baulichen MalRnahme den neu bestellten Baufihrer
namhaft macht (§ 12 Abs 4);

bei der Ausflihrung der baulichen MaBBnahme in einer mit technisch
zumutbaren Mitteln vermeidbaren Weise solchen Baularm verursacht, der
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Bel&stigungen bewirkt,
oder gegen eine auf §13 Abs 1 gestltzte Verordnung verstoRt (§ 13
Abs. 1);

Organen der Baubehdrde den Zutritt zur Baustelle zum Zweck der
Ausiibung der Uberpriifungsbefugnis oder verlangte Auskiinfte verweigert
(8 15 Abs. 1);

(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 90/2008);

als Bauherr die Vollendung der baulichen MaRnahme, bei Bauten die
Aufnahme der Beniitzung von Bauten oder Teilen von solchen nicht
anzeigt (§ 17 Abs. 1);



17.

18.

18a.

19.

19a.
20.
20a.
20b.
21.

21a.

21b.

22,

22a.
23.

24,
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mit Vollendung der baulichen MaRnahme Beeintrachtigungen von
Grundflachen nicht behebt und einen ordnungsgemé&Ben Zustand herstellt
oder Baustelleneinrichtungen nicht vollstandig entfernt (§ 17 Abs. 6);

vor der Herstellung von gemél 8 9 Abs. 2 dritter Satz vorgeschriebenen
Nebenanlagen die bauliche Anlage benitzt (§ 17 Abs. 9);

als Aussteller eines Energieausweises seiner Verpflichtung zur
Registrierung und Verarbeitung der Daten nach § 17b Abs 2 zweiter Satz
nicht ohne Verzug nachkommt;

die Numerierung eines Baues ohne Anordnung des Birgermeisters
vornimmt, l8scht oder abandert, die Anbringung von Orientierungstafeln
(818 Abs.5), StraRentafeln (§18 Abs.8) nicht duldet oder
Orientierungsnummern, StraBentafeln und Ordnungsnummern nicht
sichtbar halt (§ 18 Abs. 10);

(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 90/2008)
(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)
(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)
(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)

eine nach 8 19 Abs 4 vorgeschriebene Uberpriifung nicht durchfiihrt oder
die Ergebnisse einer solchen Uberprifung der Baubehérde nicht mitteilt;

als Eigentimer Heizungsanlagen oder Klimaanlagen im Sinn des § 19b
Abs 1 nicht Uberpriifen l&sst;

als Aussteller eines Priifberichts seiner Verpflichtung zur Verarbeitung der
Daten nach § 19b Abs 3 dritter Satz nicht ohne Verzug nachkommt.

Organen der Baubehdrde zum Zweck der Aufsicht iber den Bauzustand
von baulichen Anlagen den Zutritt zur Liegenschaft oder zur baulichen
Anlage bzw Teilen hievon oder die Untersuchung der baulichen Anlage
verweigert oder erforderliche Auskiinfte nicht erteilt (§ 20 Abs. 2);

(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)

bei der Durchfiihrung von baupolizeilichen Auftragen zur Beseitigung
einer baulichen MaRnahme oder zum Abbruch einer baulichen Anlage das
angefallene Material nicht beseitigt (§ 21 Abs. 2);

den in den aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Verordnungen,
Bescheiden oder baupolizeilichen Anordnungen enthaltenen Geboten oder
Verboten zuwiderhandelt;

17.

18.

18a.

19.

19a.
20.
20a.
20b.
21.

21a.

21b.

22.

22a.
23.

24,
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mit Vollendung der baulichen MaRnahme Beeintrachtigungen von
Grundflachen nicht behebt und einen ordnungsgeméafien Zustand herstellt
oder Baustelleneinrichtungen nicht vollstandig entfernt (§ 17 Abs. 6);

vor der Herstellung von gemaR 8 9 Abs. 2 dritter Satz vorgeschriebenen
Nebenanlagen die bauliche Anlage benitzt (§ 17 Abs. 9);

als Aussteller eines Energieausweises seiner Verpflichtung zur
Registrierung und Verarbeitung der Daten nach § 17c Abs 2 zweiter Satz
nicht ohne Verzug nachkommt;

die Numerierung eines Baues ohne Anordnung des Birgermeisters
vornimmt, l6scht oder abandert, die Anbringung von Orientierungstafeln
(818 Abs.5), StraRentafeln (§18 Abs.8) nicht duldet oder
Orientierungsnummern, StraBentafeln und Ordnungsnummern nicht
sichtbar halt (§ 18 Abs. 10);

(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 90/2008)
(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)
(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)
(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)

eine nach § 19 Abs 4 vorgeschriebene Uberpriifung nicht durchfiihrt oder
die Ergebnisse einer solchen Uberpriifung der Baubehdrde nicht mitteilt;

als Eigentimer Heizungsanlagen oder Klimaanlagen im Sinn des § 19b
Abs 1 nicht Gberprifen lasst;

als Aussteller eines Prifberichts seiner Verpflichtung zur Verarbeitung der
Daten nach § 19b Abs 3 dritter Satz nicht ohne Verzug nachkommt.

Organen der Baubehérde zum Zweck der Aufsicht iber den Bauzustand
von baulichen Anlagen den Zutritt zur Liegenschaft oder zur baulichen
Anlage bzw Teilen hievon oder die Untersuchung der baulichen Anlage
verweigert oder erforderliche Auskiinfte nicht erteilt (§ 20 Abs. 2);

(Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 1/2016)

bei der Durchfiihrung von baupolizeilichen Auftragen zur Beseitigung
einer baulichen Malinahme oder zum Abbruch einer baulichen Anlage das
angefallene Material nicht beseitigt (§ 21 Abs. 2);

den in den aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Verordnungen,
Bescheiden oder baupolizeilichen Anordnungen enthaltenen Geboten oder
Verboten zuwiderhandelt;
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25. einen Bau oder Teile davon ohne die erforderliche Bewilligung in einer
mit den im §9 Abs.1 Z1 angefiihrten raumordnungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht ibereinstimmenden Weise nutzt oder durch einen
Dritten wissentlich nutzen lasst,

26. es unterlésst, eine gemal § 3 anzeigepflichtige Manahme vor Beginn
ihrer Ausfihrung der Baubehdrde mit den erforderlichen Unterlagen
anzuzeigen,

begeht eine Verwaltungstbertretung und ist hiefiir unbeschadet sonstiger Folgen
(baupolizeilicher Auftrag, Vollstreckung, Schadenersatz udgl) in den Féllen der
Z 1 bis 3, 5 bis 10, 14, 18, 20, 20a, 20b, 22, 22a und 25 mit Geldstrafe bis zu
25.000 €

und fur den Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis sechs Wochen,
in den Féllen der Z 4, 11 bis 13, 16 und 17, 18a, 19, 21 bis 21b, 23 und 24 mit
Geldstrafe bis zu 4.000 € zu bestrafen.

(2) Im Fall einer Ubertretung nach Abs. 1 Z 1 bis 3, 5 bis 10, 14, 18 und 22
kann mit der Strafe gleichzeitig der Verfall der auf dem Grundstuck, auf dem die
bauliche MaRnahme durchgefihrt wird, befindlichen Baustoffe, Werkzeuge,
Maschinen und sonstigen Baustelleneinrichtungen ausgesprochen werden.

(3) Der strafbare Tatbestand einer Ubertretung des § 12 Abs. 1 endet
hinsichtlich des unzul&ssig Hergestellten erst mit der Rechtskraft der erforderlichen
Bewilligung oder mit der Beseitigung der hergestellten baulichen Anlage. Das
gleiche gilt hinsichtlich der nicht nur geringfiigigen Abweichungen vom
Baukonsens. Die Ubertretung der Nichtbefolgung des Gebotes des § 17 Abs. 1
endet erst mit der Erstattung der erforderlichen Anzeige.

§ 24b
(1) In der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 107/2013 treten in Kraft:
1. die 88 16 Abs 1 dritter Satz, 17 Abs 4, 19 Abs 5 sowie 20 Abs 8 und 9 mit
1. Janner 2014,
2. die 88 6 Abs 1 und 16 Abs 1 letzter Satz sowie die Aufhebung des § 22
Abs 4 mit 1. Janner 2015.
(2) Fur die Weiteranwendung der 88 6 Abs 1, 16 Abs 1 letzter Satz und 22 Abs
4 in der bisher geltenden Fassung gilt § 99 Abs 2 und 3 der Salzburger
Gemeindeordnung 1994.

Vorgeschlagene Fassung

25. einen Bau oder Teile davon ohne die erforderliche Bewilligung in einer
mit den im 8§89 Abs.1 Z1 angefilhrten raumordnungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht tibereinstimmenden Weise nutzt oder durch einen
Dritten wissentlich nutzen lasst,

26. es unterlasst, eine gemal § 3 anzeigepflichtige MaRnahme vor Beginn
ihrer Ausfiihrung der Baubehorde mit den erforderlichen Unterlagen
anzuzeigen,

begeht eine Verwaltungstbertretung und ist hiefiir unbeschadet sonstiger Folgen
(baupolizeilicher Auftrag, Vollstreckung, Schadenersatz udgl) in den Féllen der
Z 1 bis 3, 5 bis 10, 14, 18, 20, 20a, 20b, 22, 22a und 25 mit Geldstrafe bis zu
25.000 €

und fur den Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis sechs Wochen,
in den Fallen der Z 4, 11 bis 13, 16 und 17, 18a, 19, 21 bis 21b, 23, 24 und 26 mit
Geldstrafe bis zu 4.000 € zu bestrafen.

(2) Im Fall einer Ubertretung nach Abs. 1 Z 1 bis 3, 5 bis 10, 14, 18 und 22
kann mit der Strafe gleichzeitig der Verfall der auf dem Grundstiick, auf dem die
bauliche MaRnahme durchgefiihrt wird, befindlichen Baustoffe, Werkzeuge,
Maschinen und sonstigen Baustelleneinrichtungen ausgesprochen werden.

(3) Der strafbare Tatbestand einer Ubertretung des §12 Abs.1 endet
hinsichtlich des unzuléssig Hergestellten erst mit der Rechtskraft der erforderlichen
Bewilligung oder mit der Beseitigung der hergestellten baulichen Anlage. Das
gleiche gilt hinsichtlich der nicht nur geringfugigen Abweichungen vom
Baukonsens. Die Ubertretung der Nichtbefolgung des Gebotes des § 17 Abs. 1
endet erst mit der Erstattung der erforderlichen Anzeige.

8 24b
(1) In der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 107/2013 treten in Kraft:
1. die 88 16 Abs 1 dritter Satz, 17 Abs 4, 19 Abs 5 sowie 20 Abs 8 und 9 mit
1. Janner 2014;
2. die 88 6 Abs 1 und 16 Abs 1 letzter Satz sowie die Aufhebung des § 22
Abs 4 mit 1. Jdnner 2015.
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(3) Die 88 1, 3 Abs 2, 5 Abs 4, 17 Abs 3, 17a Abs 1, 3 bis 6, 19b, 23 Abs 1,
24a und 25 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 76/2014 und die Aufhebung des
8§ 19c treten mit Beginn des auf dessen Kundmachung folgenden Monats in Kraft.
Bis 9. Juli 2015 ist § 17a Abs 1 Z 4 und Abs 6 in der neuen Fassung mit der
MaRgabe anzuwenden, dass der Schwellenwert der Geschofflache fir die
Erstellung eines Energieausweises und den Aushang des Energieausweises auch
bei Bauten, die von Behorden und Amtern mit starkem Publikumsverkehr genutzt
werden, 500 m? betrégt.

(4)Die 881,22 Abslund 4,3 Abs1,5Abs1, 7 Abs1und®6, 7a 8bAbs 1,9
Abs 1a, 10, 17 Abs 2, 19, 19a, 20, 22 und 23 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 1/2016 treten gleichzeitig mit dem Salzburger Bautechnikgesetz 2015 in
Kraft.

(5) Die 882 Abs2und 4 Z 1 lith, 3 Abs 1, 4 Abs 1a, 5 Abs 1 und Abs 4 lit c,
7 Abs 10, 10 Abs 2 Z 3 und Abs 5, 16 Abs 6, 17 Abs 2 Z 2 und 3 sowie Abs 3 und
4, 17a Abs 3a und 4 sowie § 19b Abs 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr
96/2017 treten mit 1. Dezember 2017 in Kraft. Auf vor diesem Zeitpunkt
beantragte Baubewilligungen finden die 8§84 Absla und 5 Abs1 litg in der
Fassung des Gesetzes LGBI Nr 96/2017 keine Anwendung; 8 10 Abs 2 Z 3 ist auf
solche Baubewilligungen in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(6) Die 88 17a Abs 4, 19b Abs 3 und 23 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 82/2018 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(7) Die 88§ 17a Abs 4 (neu), 17b, 23 Abs 1 und (8) 25 in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr 33/2019 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in
Kraft. Gleichzeitig tritt § 17a Abs 4 (alt) auBer Kraft.

Vorgeschlagene Fassung

(3) Die 88 1, 3 Abs 2, 5 Abs 4, 17 Abs 3, 17a Abs 1, 3 bis 6, 19b, 23 Abs 1,
24a und 25 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 76/2014 und die Aufhebung des
8 19c treten mit Beginn des auf dessen Kundmachung folgenden Monats in Kraft.
Bis 9. Juli 2015 ist § 17a Abs 1 Z 4 und Abs 6 in der neuen Fassung mit der
MaRgabe anzuwenden, dass der Schwellenwert der Geschol3flache fir die
Erstellung eines Energieausweises und den Aushang des Energieausweises auch
bei Bauten, die von Behorden und Amtern mit starkem Publikumsverkehr genutzt
werden, 500 m2 betrégt.

(4)Die 881,22 Abslund 4,3 Abs1,5Abs 1,7 Abs1und®6, 7a, 8b Abs 1,9
Abs 1a, 10, 17 Abs 2, 19, 19a, 20, 22 und 23 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 1/2016 treten gleichzeitig mit dem Salzburger Bautechnikgesetz 2015 in
Kraft.

(5) Die 882 Abs2und4 Z 1 lith, 3 Abs 1, 4 Abs 1a, 5 Abs 1 und Abs 4 lit c,
7 Abs 10, 10 Abs 2 Z 3 und Abs 5, 16 Abs 6, 17 Abs 2 Z 2 und 3 sowie Abs 3 und
4, 17a Abs 3a und 4 sowie § 19b Abs 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr
96/2017 treten mit 1. Dezember 2017 in Kraft. Auf vor diesem Zeitpunkt
beantragte Baubewilligungen finden die 8§84 Absla und 5 Abs1 litg in der
Fassung des Gesetzes LGBI Nr 96/2017 keine Anwendung; 8 10 Abs 2 Z 3 ist auf
solche Baubewilligungen in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(6) Die 88 17a Abs 4, 19b Abs 3 und 23 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 82/2018 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(7) Die 8§ 17a Abs 4 (neu), 17b, 23 Abs 1 und (8) 25 in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr 33/2019 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in
Kraft. Gleichzeitig tritt 8 17a Abs 4 (alt) auBer Kraft.

(8) Die 88 2, 3,3a,7 Abs 173,10 Abs 1 und 4, 17a, 17b, 17c, 19b, 22a, 23 Abs 1
und 25 Abs 1 Z 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2021 treten mit 1. August
2021 in Kratft.

(9) Die zu dem im Abs 8 bestimmten Zeitpunkt auf bewilligten Flughéafen (88 64,
68 LFG) bestehenden baulichen Anlagen, die luftfahrtrechtlich rechtskraftig
bewilligt und von der Baurechtskompetenz des Landesgesetzgebers erfasst sind,
gelten als im Sinn dieses Gesetzes bewilligt.
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Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht
§25

(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

1. Richtlinie 2006/123/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 Uber Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABI Nr L 376
vom 27. Dezember 2006;

2. Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. April 2009 zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen und zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinien
2001/77/EG und 2003/30/EG, ABI Nr L 140 vom 5. Juni 2009;

3. die Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des Rates

vom 19. Mai 2010 uber die Gesamtenergieeffizienz von Geb&uden, ABI
Nr L 153 vom 18. Juni 2010;

4. Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien
2004/8/EG und 2006/32/EG, ABI Nr L 315 vom 14. November 2012.

(2) Dieses Gesetz verweist auf die Verordnung (EU) 2016/679 des

Vorgeschlagene Fassung
Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht
§25

(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:
1. Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 Uber Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABI Nr L 376
vom 27. Dezember 2006;

2. Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. April 2009 zur Férderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen und zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinien
2001/77/EG und 2003/30/EG, ABI Nr L 140 vom 5. Juni 2009;

3. die Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 19. Mai 2010 uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden, ABI
Nr L 153 vom 18. Juni 2010, geandert durch die Richtlinie (EU) 2018/844
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018, ABI Nr L
156 vom 19. 6.2018 und vervollstéandigt durch die Delegierte Verordnung
(EU) 2020/2155 der Kommission vom 14. Oktober 2020 zur Ergénzung
der Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
durch Festlegung eines optionalen gemeinsamen Systems der Union zur
Bewertung der Intelligenzfahigkeit von Gebduden, ABI L 431 vom
21.12.2020;

4. Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien
2004/8/EG und 2006/32/EG, ABI Nr L 315 vom 14. November 2012.

(2) Dieses Gesetz verweist auf die Verordnung (EU) 2016/679 des

Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABI Nr L 119 vom 4. Mai 2016. Grundverordnung), ABI Nr L 119 vom 4. Mai 2016.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung
Artikel 1V
Anderung des Salzburger Bautechnikgesetzes 2015
Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis
2. Abschnitt 2. Abschnitt
6. Unterabschnitt 6. Unterabschnitt
Gesamtenergieeffizienz, Energieeinsparung, Warmeschutz Gesamtenergieeffizienz, Energieeinsparung, Warmeschutz
8§33  Allgemeine Anforderung 8§33  Allgemeine Anforderung
8 33a Olkesseleinbauverbot und -alternativenpriifung
3. Abschnitt 3. Abschnitt
Besondere bautechnische Bestimmungen Besondere bautechnische Bestimmungen
1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Ausstattungsvorschriften Ausstattungsvorschriften
§ 34 Wohnungen 8 34 Wohnungen
§ 35 Bauten mit mehr als finf Wohnungen § 35 Bauten mit mehr als flinf Wohnungen
8 36 Kinderspielplatze fiir Kleinkinder § 36 Kinderspielplatze fur Kleinkinder
8 37 Verbrauchserfassung; Netzzugang § 37 Gebaudeautomatisierung und -steuerung

§ 37a Lade- und Netzinfrastruktur

4. Abschnitt 4. Abschnitt
Ausnahmen und Ausgleichsabgaben Ausnahmen und Ausgleichsabgaben
1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt

Ausnahmen Ausnahmen
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8 46 Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen
8 47 Ausnahme von der Kanalanschlussverpflichtung
848 Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung von
Kinderspielplatzen
849 Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen

1. Abschnitt
Allgemeines

Begriffsbestimmungen
§2

Bei Anwendung dieses Gesetzes gelten als:

1. Aufenthaltsraum: ein Raum, der zum l&nger dauernden Aufenthalt von
Personen bestimmt ist (zB Wohn- und Schlafraum, Wohnkiche,
Arbeitsraum, Unterrichtsraum).

. GescholRR: Geb&udeabschnitt zwischen den Oberkanten der FuRbdden
Ubereinanderliegender R&ume oder lichter Abschnitt zwischen der
Oberkante des FulRbodens und der Unterflaiche des Daches, wenn die
jeweils geforderte Raumhohe erreicht wird. Gebadudeabschnitte, die
zueinander bis einschlieBlich der halben GeschoRhéhe versetzt sind, gelten
als ein GeschoB. Galerien innerhalb eines Raumes gelten nicht als eigenes
GeschoR.

. Oberirdisches Geschol3: Geschol3, dessen &ulRere Begrenzungsflachen in
Summe zu mehr als der Halfte Uber dem anschlieRenden Gelédnde nach
Fertigstellung liegen. Nicht zu den oberirdischen GescholRen z&hlen
solche, in welchen sich keine Wohnungen, Betriebseinheiten oder Teile
von solchen befinden (zB nicht ausgebaute Dachraume).

. Wohnung: Gesamtheit von einzelnen oder zusammen liegenden Raumen,
die baulich in sich abgeschlossen und zu Wohnzwecken bestimmt sind und
die Flhrung eines eigenen Haushalts ermdglichen. Nicht als eigene
Wohnungen gelten Zimmer oder Wohneinheiten in Heimen (zB Jugend-,
Studenten- oder Seniorenwohnheime) und Beherbergungsbetrieben.

Vorgeschlagene Fassung

§ 46 Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen

§ 47 Ausnahme von der Kanalanschlussverpflichtung

§ 48 Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung von
Kinderspielplatzen

849 Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen

8 49a Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung der

Ladeinfrastruktur

1. Abschnitt
Allgemeines

Begriffsbestimmungen
§2

Bei Anwendung dieses Gesetzes gelten als:
1. Aufenthaltsraum: ein Raum, der zum langer dauernden Aufenthalt von

Personen bestimmt ist (zB Wohn- und Schlafraum, Wohnkiiche,
Arbeitsraum, Unterrichtsraum).

. GeschoB: Gebaudeabschnitt zwischen den Oberkanten der Ful3bdden

Ubereinanderliegender R&ume oder lichter Abschnitt zwischen der
Oberkante des FuBbodens und der Unterflaiche des Daches, wenn die
jeweils geforderte Raumhohe erreicht wird. Gebdudeabschnitte, die
zueinander bis einschlieBlich der halben GeschoRhéhe versetzt sind, gelten
als ein GeschoR. Galerien innerhalb eines Raumes gelten nicht als eigenes
GeschoB.

. Oberirdisches GeschoR: GeschoR, dessen duRere Begrenzungsflachen in

Summe zu mehr als der Halfte tiber dem anschliefenden Geldnde nach
Fertigstellung liegen. Nicht zu den oberirdischen GeschoBRen z&hlen
solche, in welchen sich keine Wohnungen, Betriebseinheiten oder Teile
von solchen befinden (zB nicht ausgebaute Dachraume).

. Wohnung: Gesamtheit von einzelnen oder zusammen liegenden Raumen,

die baulich in sich abgeschlossen und zu Wohnzwecken bestimmt sind und
die Flhrung eines eigenen Haushalts ermdglichen. Nicht als eigene
Wohnungen gelten Zimmer oder Wohneinheiten in Heimen (zB Jugend-,
Studenten- oder Seniorenwohnheime) und Beherbergungsbetrieben;
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2. Abschnitt
Allgemeine bautechnische Bestimmungen

Bauprodukte
Richtlinien und Regelwerke
86
(1) Die Landesregierung hat die bautechnischen Anforderungen der folgenden
Unterabschnitte 1 bis 6 durch Verordnung naher zu regeln. Zu diesem Zweck kann
sie die vom Osterreichischen Institut fir Bautechnik (OIB) zur Harmonisierung im

Bauwesen herausgegebenen technischen Richtlinien oder sonstige Regelwerke fur
verbindlich erklaren. Ergdnzungen dazu und Abweichungen davon sind zulassig.

Vorgeschlagene Fassung

. Nicht-Wohnbauten: ein Bau, der nach seiner Zweckbestimmung nicht dem

Wohnen dient;

. geb&udetechnische Systeme: die technische Ausriistung eines Baus oder

Gebéaudeteils far Raumheizung, Raumkihlung, Laftung,
Warmwasserbereitung fiir den héauslichen Gebrauch, eingebaute
Beleuchtung, Gebaudeautomatisierung und -steuerung,

Elektrizitatserzeugung am Gebéaudestandort oder fiir eine Kombination
derselben, einschlielllich Systemen, die Energie aus erneuerbaren
Quellen nutzen;

. Geb&udeautomatisierung und -steuerung: ein System, das samtliche

Komponenten, Software und Engineering-Leistungen umfasst, mit
denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher und sicherer Betrieb
gebaudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie
durch die Erleichterung des manuellen Managements dieser
gebaudetechnischen Systeme unterstiitzt werden kann;

. Ladepunkt: Schnittstelle zur Aufladung eines Elektrofahrzeuges;
. Leitungsinfrastruktur:  die  Gesamtheit aller Leitungsfiihrungen

(Leerrohre, Kabelpritschen, Kabelschutzrohre udgl) zur Aufnahme von
elektro- und datentechnischen Leitungen und den erforderlichen Raumen
(Nischen) fur Z&hler und Schutzelemente zur Ladung von
Elektrofahrzeugen.

2. Abschnitt
Allgemeine bautechnische Bestimmungen

Bauprodukte
Richtlinien und Regelwerke
86

(1) Die Landesregierung hat die bautechnischen Anforderungen der folgenden
Unterabschnitte 1 bis 6 durch Verordnung néher zu regeln. Zu diesem Zweck kann
sie die vom Osterreichischen Institut fiir Bautechnik (OIB) zur Harmonisierung im
Bauwesen herausgegebenen technischen Richtlinien oder sonstige Regelwerke fiir
verbindlich erklaren. Ergdnzungen dazu und Abweichungen davon sind zuldssig.
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(2) Bauliche Anlagen, die den durch Verordnung festgelegten technischen
Anforderungen entsprechen, erfiillen den Stand der Technik.

6. Unterabschnitt
Gesamtenergieeffizienz, Energieeinsparung, Warmeschutz

Allgemeine Anforderung
§33

(1) Bauliche Anlagen, die nach ihrem Verwendungszweck unter Einsatz von
Energie konditioniert (beheizt, gekihlt, befeuchtet und/oder beliiftet) werden,
missen so geplant und ausgefiihrt sein, dass die bendtigte Energiemenge nach dem
Stand der Technik begrenzt wird. Dabei ist von einer bestimmungsgemaliien
Verwendung der baulichen Anlage auszugehen.

(2) Bei der Beurteilung, ob die Energiemenge geméR Abs 1 nach dem Stand
der Technik begrenzt wird, ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf;
1. die Art und den Verwendungszweck der baulichen Anlage;

2. die Gewadhrleistung eines dem Verwendungszweck entsprechenden
Raumklimas; insbesondere sind ungilinstige Auswirkungen wie
unzureichende Beliftung oder sommerliche Uberwarmung zu vermeiden;

3. die VerhéltnismaBigkeit von Aufwand und Nutzen der Energieeinsparung.
(3) Bei der Errichtung neuer oder gréReren Renovierung bestehender

baulicher Anlagen muss die technische, 06kologische und wirtschaftliche
Realisierbarkeit des Einsatzes von hocheffizienten alternativen Systemen, sofern

Vorgeschlagene Fassung

(2) Bauliche Anlagen, die den durch Verordnung festgelegten technischen
Anforderungen entsprechen, erflllen den Stand der Technik.

(3) Die Landesregierung kann zum Ziel des leistbaren Wohnens durch
Verordnung auch einzelne oder gesamthafte Regelungen von Onormen oder
sonstigen technischen Regelwerken bestimmen, die fiir die Beurteilung des Standes
der Technik fur die Errichtung oder Verwendung von baulichen Anlagen nicht
herangezogen werden dirfen. Ausgenommen davon sind Regelungen, die der
Barrierefreiheit dienen. Vor Erlassung einer solchen Verordnung sind jedenfalls
die Wirtschaftskammer Salzburg, die Kammer fir Arbeiter und Angestellte fiir
Salzburg, die Kammer fr Ziviltechniker, Architekten und Ingenieurkonsulenten fir
Oberdsterreich und Salzburg sowie die jeweiligen Herausgeber der technischen
Regelwerke zu héren.

6. Unterabschnitt
Gesamtenergieeffizienz, Energieeinsparung, Warmeschutz

Allgemeine Anforderung
§33

(1) Bauliche Anlagen, die nach ihrem Verwendungszweck unter Einsatz von
Energie konditioniert (beheizt, gekihlt, befeuchtet und/oder beliftet) werden,
miissen so geplant und ausgefihrt sein, dass die bendtigte Energiemenge nach dem
Stand der Technik begrenzt wird. Dabei ist von einer bestimmungsgemaliien
Verwendung der baulichen Anlage auszugehen.

(2) Bei der Beurteilung, ob die Energiemenge gemal Abs 1 nach dem Stand
der Technik begrenzt wird, ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf:
1. die Art und den Verwendungszweck der baulichen Anlage;

2. die Gewadhrleistung eines dem Verwendungszweck entsprechenden
Raumklimas; insbesondere sind unglnstige Auswirkungen wie
unzureichende Beliiftung oder sommerliche Uberwarmung zu vermeiden;

3. die VerhaltnismaRigkeit von Aufwand und Nutzen der Energieeinsparung.
(3) Bei der Errichtung neuer oder groferen Renovierung bestehender

baulicher Anlagen muss die technische, 6kologische und wirtschaftliche
Realisierbarkeit des Einsatzes von hocheffizienten alternativen Systemen, sofern
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verflgbar, in Betracht gezogen, berlicksichtigt und in der Baubeschreibung
dokumentiert werden. Solche Systeme sind insbesondere:
1. dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus
erneuerbaren Quellen,
2. Kraft-Warme-Koppelungsanlagen,
3. Fern-/Nahwéarmeanlagen oder Fern-/Nahkalteanlagen, inshesondere wenn
sie ganz oder teilweise auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruhen,

4. Wérmepumpen.

(4) Bei groReren Renovierungen von bestehenden baulichen Anlagen gelten
die Abs 1 bis 3 nicht nur fir jene Teile, die Gegenstand der Renovierung sind,
sondern flr die gesamte bestehende bauliche Anlage.

(5) Die Abs 1 bis 4 gelten nicht fur bauliche Anlagen, die

1.im Schutzgebiet geman §2 des Salzburger
Altstadterhaltungsgesetzes 1980 oder in Ortsbildschutzgebieten gemaR
8 11 des Salzburger Ortbildschutzgesetzes 1999 gelegen sind oder den
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes unterliegen, soweit die
Einhaltung der energetischen Anforderungen eine unannehmbare
Veranderung ihrer Eigenart oder ihrer &uferen Erscheinung bedeuten
wiirde;

2. nur frostfrei gehalten werden;

. nur voriibergehenden, zwei Jahre nicht Giberschreitenden Bestandes sind;

4. Wohnzwecken dienen, aber nicht fiir die ganzjahrige Nutzung bestimmt
sind und deren voraussichtlicher Energiebedarf weniger als 25 % eines
ganzjahrigen Wohnbedarfes betragt;

w
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verfugbar, in Betracht gezogen, berticksichtigt und in der Baubeschreibung
dokumentiert werden. Solche Systeme sind insbesondere:

1. dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus
erneuerbaren Quellen,

2. Kraft-Warme-Koppelungsanlagen,

3. Fern-/Nahwérmeanlagen oder Fern-/Nahkalteanlagen, insbesondere wenn
sie ganz oder teilweise auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruhen,

4. Warmepumpen.

(4) Bei EinzelmaBnahmen zur Renovierung der Gebaudehille sind die
Anforderungen gemaR den Abs 1 und 2 auf die renovierten Gebaudekomponenten
anzuwenden. Die EinzelmaBBnahmen mussen dabei so geplant und ausgefiihrt
werden, dass durch weitere EinzelmalRnahmen die Anforderungen, wie sie fir
groRere Renovierungen gelten, erreicht werden kénnen.

(4a) Bei Installation, Ersetzung oder Modernisierung  eines
gebaudetechnischen Systems ist die Gesamtenergieeffizienz des veranderten Teils
- bei wesentlichen Anderungen des gesamten veranderten Systems - zu bewerten
und zu dokumentieren.

(5) Die Abs 1 bis 4 gelten nicht fir bauliche Anlagen, die

1.im Schutzgebiet geman §2 des Salzburger
Altstadterhaltungsgesetzes 1980 oder in Ortsbildschutzgebieten gemaR
8 11 des Salzburger Ortbildschutzgesetzes 1999 gelegen sind oder den
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes unterliegen, soweit die
Einhaltung der energetischen Anforderungen eine unannehmbare
Verénderung ihrer Eigenart oder ihrer &uBeren Erscheinung bedeuten
wirde;

2. nur frostfrei gehalten werden;

. nur voriibergehenden, zwei Jahre nicht tiberschreitenden Bestandes sind;

4. Wohnzwecken dienen, aber nicht fiir die ganzjéhrige Nutzung bestimmt
sind und deren voraussichtlicher Energiebedarf weniger als 25 % eines
ganzjahrigen Wohnbedarfes betragt;

w
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5. fir Industrieanlagen, Werkstéatten und landwirtschaftliche Nutzungen
bestimmt sind, bei denen die fur die Beheizung und Kiihlung erforderliche
Energie Uberwiegend aus gebdudeeigener Abwarme gewonnen wird;

6. fur religidse Zwecke bestimmt sind; oder
7. eine konditionierte Nutzflache unter 50 m? aufweisen.

3. Abschnitt
Besondere bautechnische Bestimmungen

1. Unterabschnitt
Ausstattungsvorschriften

Bauten mit mehr als fiinf Wohnungen
8§35
(1) Bei Bauten mit mehr als flinf Wohnungen sind vorzusehen:
1. Abstellrdume,
2. Waschkiichen und Trockenraume,

3. Benltzungseinrichtungen (Klingel-  oder  Gegensprechanlagen,
Zustellfacher, Beleuchtung des Hauseingangsbereichs udgl),

4. Kinderspielplatze (§ 36).
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5. fur Industrieanlagen, Werkstatten und landwirtschaftliche Nutzungen
bestimmt sind, bei denen die fur die Beheizung und Kihlung erforderliche
Energie Uberwiegend aus gebdudeeigener Abwarme gewonnen wird;

6. fur religiose Zwecke bestimmt sind; oder
7. eine konditionierte Nutzflache unter 50 m2 aufweisen.
Olkesseleinbauverbot und -alternativenpriifung
§ 33a
(1) Die Aufstellung und der Einbau von Heizkesseln von
Zentralheizungsanlagen fir flissige fossile oder fiir feste fossile Brennstoffe in neu

errichteten Bauten ist nach dem Olkesseleinbauverbotsgesetz — OKEVG 2019,
BGBI | Nr 6/2020, nicht zulassig.

(2) In anderen Bauten als nach Abs 1 ist vor der erstmaligen Aufstellung und
dem erstmaligen Einbau von Heizkesseln gemafR Abs 1 sowie vor dem Austausch
solcher Anlagen der Einsatz von hocheffizienten alternativen Systemen (8 33 Abs
3) zu prifen und in der Baubeschreibung zu dokumentieren. Sie sind einzusetzen,
wenn sie verfugbar sind. Ausnahmen sind in Anwendung des § 46 zu gewahren.

3. Abschnitt
Besondere bautechnische Bestimmungen

1. Unterabschnitt
Ausstattungsvorschriften

Bauten mit mehr als funf Wohnungen
835
(1) Bei Bauten mit mehr als finf Wohnungen sind vorzusehen:
1. Abstellraume,
2. Waschkiichen und Trockenraume,

3. Beniitzungseinrichtungen ~ (Klingel-  oder  Gegensprechanlagen,
Zustellfacher, Beleuchtung des Hauseingangsbereichs udgl),

4. Kinderspielplatze (8§ 36).
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(2) Abstellraume, Waschkiichen und Trockenrdume sind im Bau in einer den
Bedarf deckenden Zahl und GroRe vorzusehen. Abstellrdume missen jedenfalls
ausreichend Platz bieten fur die Unterbringung von:

1. Kinderwdgen, Rollstuhlen udgl;
2. je zwei Fahrradern pro Wohnung, soweit nicht geeignete Uberdachte
Fahrradabstellplatze im Freien geschaffen werden.

(3) Von Benitzungseinrichtungen (Abs1 Z 3) kann abgesehen werden,
soweit diese nach den ortlichen Verhaltnissen nicht erforderlich sind.

Vorgeschlagene Fassung

(2) Abstellrdume, Waschkiichen und Trockenrdume sind im Bau in einer den
Bedarf deckenden Zahl und GroRe vorzusehen. Abstellrdume missen jedenfalls
ausreichend Platz bieten fiir die Unterbringung von:

1. Kinderwégen, Rollstiihlen udgl;
2. je zwei Fahrradern pro Wohnung, soweit nicht geeignete Uberdachte
Fahrradabstellplatze im Freien geschaffen werden.

(3) Von Beniitzungseinrichtungen (Abs1 Z 3) kann abgesehen werden,
soweit diese nach den ortlichen Verhaltnissen nicht erforderlich sind.

Bauerleichterungen fiir Start- und Ubergangswohnungen
§ 35a

(1) Zum Ziel der Zurverfugungstellung von Wohnungen fiir den mittelfristigen
Wohnbedarf zu leistbaren Preisen unterliegt der Bau von Start- und
Ubergangswohnungen reduzierten bautechnischen Anforderungen. Als leistbarer
gilt im Zusammenhang ein Preis, der die ortsiiblichen Kauf- oder Mietkosten um
zumindest 10 % unterschreitet; der Nachweis daflir obliegt dem Bauwerber.

(2) Start- und Ubergangswohnungen im Sinn des Abs 1 sind Bauten, die
1. neu errichtet werden,
2. Uberwiegend fur den Mietwohnbau bestimmt sind,
3. mehr als funf Kleinwohnungen aufweisen und
fir welche der Standortgemeinde fiir mindestens 75 % der Wohnungen ein

flinfundzwanzigjahriges Vorschlagsrecht fiir den Verkauf oder die Vermietung
dieser Wohnungen eingeraumt ist.

(3) Als Kleinwohnungen im Sinn des Abs 2 Z 3 gelten Zweizimmerwohnungen
mit einer Wohnnutzflache bis 45 m2 und Dreizimmerwohnungen mit einer
Wohnnutzflache bis 65 m2.

(4) Fur Start- und Ubergangswohnungen gelten folgenden bautechnische
Erleichterungen:
1. Die 88 34 und 35 finden keine Anwendung.
2. Abstellraume, Waschkiichen und Trockenrdume im Sinn des 8 35 Abs 1 Z

1 und 2 kénnen auch als eingeschofBige Nebenanlagen am Bauplatz
errichtet werden.
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Vorgeschlagene Fassung

3. Abweichend zu § 28 Abs 3 letzter Satz besteht keine Verpflichtung zur
Errichtung eines Aufzuges fiir bauliche Anlagen mit drei oberirdischen
Geschofen und bis zu zwdIf Wohn- und Geschéftseinheiten.

Im Fall der Z 2 findet § 56 Abs 7 ROG 2009 sinngemaR Anwendung, wobei die
Uberbaute Flache dieser Nebenanlagen 12 % der Bauplatzflache nicht
Uberschreiten darf; § 25 Abs 7a BGG gilt auch flr diese Nebenanlagen.

(5) Die Gemeinde ist erméachtigt, die konkrete Hohe der leistbaren Preise fiir
den Verkauf oder die Vermietung der Wohnungen rechtsgeschéftlich zu
vereinbaren. In solchen Vereinbarungen kénnen fiir deren Einhaltung auch
Sicherungsmittel wie Konventionalstrafen vorgesehen werden. Der Abschluss von
Vertragen fir Start- und Ubergangswohnungen fallt in die Zustandigkeit der
Gemeindevorstehung (in der Stadt Salzburg des Stadtsenats). Vor Abschluss
solcher Vertrége ist die Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg der
Gemeinderat)  zu informieren. Die  Landesregierung und  die
Baulandsicherungsgesellschaft mbH (§ 77 ROG 2009) haben die Gemeinden in
den vorstehenden Angelegenheiten zu unterstutzen.

Gebéaudeautomatisierung und -steuerung
837

(1) Nicht-Wohnbauten oder gemischt genutzte Bauten (mit Wohn- und Nicht-
Wohnfunktion) mit einer Heizungsanlage, einer Klimaanlage, einer kombinierten
Raumheizungs- und Liftungsanlage oder einer kombinierten Klima- und
Luftungsanlage mit mehr als 290 kW Nennleistung sind, sofern technisch und
wirtschaftlich realisierbar, mit einem System fiir die Gebaudeautomatisierung und
-steuerung auszustatten, welches in der Lage ist:

1. den Energieverbrauch kontinuierlich zu iberwachen, zu protokollieren, zu
analysieren und dessen Anpassung zu ermdglichen;

2. Benchmarks in Bezug auf die Energieeffizienz des Gebaudes aufzustellen,
Effizienzverluste von gebaudetechnischen Systemen zu erkennen und die
fir die Einrichtungen oder das gebaudetechnische Management
zustandige Person (iber mdgliche Verbesserungen der Energieeffizienz zu
informieren; und

3. die Kommunikation zwischen miteinander verbundenen
gebaudetechnischen Systemen und anderen Anwendungen innerhalb des
Gebdudes zu ermoglichen und gemeinsam mit anderen Typen
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Verbrauchserfassung; Netzzugang
8 37

(1) Bauliche Anlagen mit mehr als drei Wohn-, Geschafts- oder sonstigen
Nutzungseinheiten, die Uber eine zentrale Anlage mit Warme, Kalte oder
Warmwasser versorgt werden, sind zur Feststellung des tatséchlichen
Energieverbrauchs der einzelnen Einheiten mit individuellen Z&hlern auszustatten,
soweit dies technisch machbar, finanziell vertretbar und im Vergleich zu den
potentiellen Energieeinsparungen verhaltnismagig ist. Eine Verpflichtung zum
Einbau eines solchen Zahlers besteht jedenfalls, wenn

1. neue Bauten mit neuen Anschliissen ausgestattet oder bestehende Bauten
einer grofleren Renovierung unterzogen werden;

2. bestehende  technische  Einrichtungen  zur  Bestimmung  des
Energieverbrauchs ersetzt werden, auBer in Fallen, in denen dies
technisch nicht machbar oder im Vergleich zu den langfristig geschatzten
potenziellen Einsparungen nicht kostenwirksam ist.

(2) Wird eine bauliche Anlage tber ein Fernwéarmenetz oder werden mehrere
bauliche Anlagen aus einer zentralen Anlage mit Warme, Kalte oder Warmwasser
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gebaudetechnischer Systeme betrieben zu werden, und zwar auch bei
unterschiedlichen  herstellereigenen  Technologien, Geraten und
Herstellern.

(2) Wohnbauten mit einer Heizungsanlage, einer Klimaanlage, einer
kombinierten Raumheizungs- und Liftungsanlage oder einer kombinierten Klima-
und Liftungsanlage mit tber 70 kW Nennleistung sollen mit einem System der
Gebéaudeautomatisierung und -steuerung mit folgenden Funktionen ausgestattet
sein:

1. einer kontinuierlichen elektronischen Uberwachungsfunktion, welche die
Effizienz des Systems misst und den Eigentimer oder Verwalter des Baus
dartber informiert, wenn die Effizienz erheblich nachgelassen hat und
eine Wartung des Systems erforderlich ist, und

2 einer wirksamen Steuerungsfunktion zur Gewahrleistung der optimalen
Erzeugung, Verteilung, Speicherung und Nutzung der Energie.

(3) Das Erfordernis des Einbaues von Geraten zur Verbrauchserfassung in
baulichen Anlagen richtet sich nach § 22 Abs 2 des Bundes-
Energieeffizienzgesetzes, BGBI | Nr 72/2014.
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versorgt, ist ein Warme- oder Warmwasserzahler am Warmetauscher oder an der
Ubergabestelle zu installieren.

(3) Die zahler gemall Abs1 mussen nicht geeicht sein, jedoch eine
ausreichende Genauigkeit aufweisen. Werden mehrere bauliche Anlagen aus einer
zentralen Anlage versorgt, muss, wenn nicht Dampf als Warmetrager verwendet
wird oder bei jeder einzelnen Wohnung oder Geschéftseinheit ein geeichter Zahler
angebracht ist, zumindest ein geeichter Warme- oder Warmwasserzahler fiir jeden
Bau innerhalb oder in mdglichst unmittelbarer Nahe desselben angebracht
werden.

(4) Bei der Errichtung neuer oder grofReren Renovierung bestehender
baulicher Anlagen ist durch entsprechende Vorkehrungen (zB Leerverrohrungen)
sicherzustellen, dass die baulichen Anlagen mit einem Zugangspunkt fir
elektronische ~ Kommunikation und  mit  hochgeschwindigkeitsféahigen
gebdudeinternen physischen Infrastrukturen bis zu den Netzabschlusspunkten
ausgestattet werden kénnen.

Vorgeschlagene Fassung

Lade- und Netzinfrastruktur
§37a

(1) Bei der Errichtung von Bauten mit einem Stellplatzerfordernis von mehr
als 10 Pflichtstellplatzen sind nachfolgende Einrichtungen der Ladeinfrastruktur
herzustellen:

1. bei Wohnbauten die Leitungsinfrastruktur fur jeden Pflichtstellplatz;

2. bei Nicht-Wohnbauten ein Ladepunkt und fiir jeden fiinften angefangenen
Pflichtstellplatz die Leitungsinfrastruktur.

Bei gemischt genutzten Bauten gelten die Anforderungen der Z 1 und 2 nur dann,
wenn mit der jeweiligen Nutzung (Wohn- bzw Nicht-Wohnnutzung) ein
Stellplatzerfordernis von mehr als 10 Stellplatzen einhergeht. Die Landesregierung
kann durch Verordnung hinsichtlich der technischen Anforderungen an
Ladepunkte und Leitungsinfrastruktur nédhere Bestimmungen erlassen.

(2) Bei bestehenden Bauten sind Einrichtungen der erforderlichen
Ladeinfrastruktur nach Abs 1 nachzuristen, wenn bauliche MalRnahmen zur
Sanierung bzw Erneuerung oder Umbauten durchgefiihrt werden, welche auch die
Pflichtstellpléatze oder die elektrotechnische Infrastruktur des Baus erfassen.
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2. Unterabschnitt
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader

Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader
8§38

(1) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen sind geeignete Stellplatze fiir
Kraftfahrzeuge und Fahrrader in ausreichender Zahl und GréRe mit den
erforderlichen Zu- und Abfahrten herzustellen. Diese Verpflichtung gilt auch dann,
wenn bauliche Anlagen oder deren Verwendungszweck wesentlich geé&ndert
werden und sich dadurch der Bedarf nach Stellplatzen erhoht.

(2) Die Zahl und GroéRe der Stellplatze richten sich:

1. bei Kraftfahrzeug-Stellplatzen nach Art und Zahl der im Hinblick auf den
Verwendungszweck der Anlagen zu erwartenden Kraftfahrzeuge der
stdndigen Benutzer und Besucher;

2. bei Fahrradstellplatzen nach dem zu erwartenden Bedarf der Benutzer,
wobei der Flachenbedarf fir Fahrradanhdnger angemessen zu
berucksichtigen ist.

Die Zahl der mindestens zu schaffenden Stellplétze ist unter Heranziehung der
Schlisselzahlen gemdR der Anlage 2 festzulegen.

(3) Die Gemeinden sind berechtigt, die Schliisselzahlen fiir die mindestens zu
schaffenden Stellplatze durch Verordnung, allenfalls in den Bebauungsplanen, im
Hinblick auf die jeweiligen ortlichen Verhéltnisse und Interessen abweichend von
der Anlage 2 hoher oder niedriger festzulegen. Dabei sind die Interessen des

Vorgeschlagene Fassung

(3) Bei bestehenden Nicht-Wohnbauten oder gemischt genutzten Bauten mit
einem Stellplatzerfordernis von mehr als 20 Stellplatzen (fur die Nicht-
Wohnnutzung) ist bis zum 1. Janner 2024 jedenfalls ein Ladepunkt nachzuriisten.

(4) Bei der Errichtung baulicher Anlagen oder der Erneuerung der
elektrotechnischen Infrastruktur bestehender baulicher Anlagen ist durch
entsprechende Vorkehrungen (zB Leerverrohrungen) sicherzustellen, dass die
baulichen Anlagen mit einem Zugangspunkt fir elektronische Kommunikation und
mit hochgeschwindigkeitsfahigen gebaudeinternen physischen Infrastrukturen bis
zu den Netzabschlusspunkten ausgestattet werden kénnen.

2. Unterabschnitt
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader

Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge und Fahrrader
8§38

(1) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen sind geeignete Stellplatze fiir
Kraftfahrzeuge und Fahrrader in ausreichender Zahl und Grée mit den
erforderlichen Zu- und Abfahrten herzustellen. Diese Verpflichtung gilt auch dann,
wenn bauliche Anlagen oder deren Verwendungszweck wesentlich geéndert
werden und sich dadurch der Bedarf nach Stellplatzen erhéht.

(2) Die Zahl und GroRe der Stellplatze richten sich:

1. bei Kraftfahrzeug-Stellplatzen nach Art und Zahl der im Hinblick auf den
Verwendungszweck der Anlagen zu erwartenden Kraftfahrzeuge der
stdndigen Benutzer und Besucher;

2. bei Fahrradstellplatzen nach dem zu erwartenden Bedarf der Benutzer,
wobei der Fl&chenbedarf fir Fahrradanhdnger angemessen zu
beriicksichtigen ist.

Die Zahl der mindestens zu schaffenden Stellplétze ist unter Heranziehung der
Schliisselzahlen gemaR der Anlage 2 festzulegen.

(3) Die Gemeinden sind berechtigt, die Schliisselzahlen fir die mindestens zu
schaffenden Stellplatze durch Verordnung, allenfalls in den Bebauungsplanen, im
Hinblick auf die jeweiligen 6rtlichen Verhaltnisse und Interessen abweichend von
der Anlage 2 hoher oder niedriger festzulegen. Dabei sind die Interessen des
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offentlichen Verkehrs, der Ortsplanung, insbesondere ein vorhandenes oOffentlichen Verkehrs, der Ortsplanung, insbhesondere ein vorhandenes
Verkehrskonzept, die Lage des Bebauungsgebietes in der Gemeinde und dessen Verkehrskonzept, die Lage des Bebauungsgebietes in der Gemeinde und dessen
ErschlieBungsgrad mit offentlichen Verkehrsmitteln zu beriicksichtigen. Unter ErschlieBungsgrad mit &ffentlichen Verkehrsmitteln zu beriicksichtigen. Unter
solchen Umstdnden konnen im Bebauungsplan auch Obergrenzen fir die solchen Umstdnden kdnnen im Bebauungsplan auch Obergrenzen fir die
Herstellung von Stellplétzen festgelegt werden. Herstellung von Stellplétzen festgelegt werden.

(4) Von den gemaR Abs 1 bis 3 notwendigen Kraftfahrzeug-Stellplatzen sind

1. bei Bauten, die offentlichen Zwecken dienen, mindestens 2 % der
herzustellenden Stellplatze, jedenfalls aber zwei Stellplatze, und

2. bei Wohnbauten mit mehr als fiinf Wohnungen mindestens ein
Kraftfahrzeug-Stellplatz je begonnene 30 Wohnungen

flr Menschen mit Behinderung auszufiihren und erforderlichenfalls als solche zu
kennzeichnen; dabei sind die Grundsétze des barrierefreien Bauens zu beachten.

(4) Von den gemé&RB Abs 1 bis 3 notwendigen Stellplétzen sind:

1. bei Bauten, die Offentlichen Zwecken dienen, mindestens 2 % der
herzustellenden Kraftfahrzeug-Stellplatze, jedenfalls aber zwei Stellplatze,
bei Wohnbauten mit mehr als funf Wohnungen mindestens ein Stellplatz je
begonnene 30 Wohnungen fiir Menschen mit Behinderung vorzusehen und
erforderlichenfalls als solche zu kennzeichnen; dabei sind die Grundsatze
des barrierefreien Bauens zu beachten;

2. bei Bauten, bei denen mehr als 50 Kraftfahrzeug-Stellplatze herzustellen
sind, entsprechende Vorkehrungen fir die (nachtragliche) Installation von
Ladestationen fur Elektrofahrzeuge zu treffen (zB Leerverrohrungen).

(5) Die n&heren Anforderungen an die Ausgestaltung der Fahrradabstellplatze (5) Die ndheren Anforderungen an die Ausgestaltung der Fahrradabstellplatze
und -rdume sind durch Verordnung der Landesregierung festzulegen. und -rdume sind durch Verordnung der Landesregierung festzulegen.
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4. Abschnitt
Ausnahmen und Ausgleichsabgaben

1. Unterabschnitt
Ausnahmen

Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen
8 46

(1) Die Baubehorde hat Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen im
Einzelfall zu bewilligen, wenn und soweit

1. dies vom Standpunkt des Denkmalschutzes, der Altstadterhaltung oder des
Ortshildschutzes zur Erhaltung einer baulichen Anlage erforderlich ist;

2. es zur Wahrung eines charakteristischen und erhaltungswirdigen Orts-,
StraBen- und Landschaftsbildes, insbesondere in Altstadt- und
Ortshildschutzgebieten, notwendig ist;

3. dies bei Anderungen von baulichen Anlagen durch die bestehende
bauliche Anlage bedingt ist und die Herstellung der Ubereinstimmung mit
den bautechnischen Anforderungen in einem offenbaren Missverhéltnis zu
den Kosten des Vorhabens steht; oder

4. bei baulichen Anlagen oder deren Teilen die Anwendung der betreffenden
Bestimmungen durch den Verwendungszweck ausgeschlossen ist.

(2) Die Baubehorde kann Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen im
Einzelfall bewilligen, wenn und soweit

1. durch besondere bauliche Vorkehrungen dauerhaft und gleichwertig der
Zweck der bautechnischen Anforderung erfullt wird,;

2. die Einhaltung der betreffenden Vorschrift nach der besonderen Lage des
Einzelfalles eine unbillige Harte darstellen wiirde;

3. die Einhaltung der betreffenden Vorschrift bei Betriebsbauten den Betrieb
verhindern oder empfindlich erschweren wiirde und fur die Umgebung
keine abtraglichen Wirkungen durch die Ausnahme verursacht werden;

4. dies zur im offentlichen Interesse gelegenen Erprobung neuer Bauformen
dient;
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4. Abschnitt
Ausnahmen und Ausgleichsabgaben

1. Unterabschnitt
Ausnahmen

Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen
846

(1) Die Baubehorde hat Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen im
Einzelfall zu bewilligen, wenn und soweit

1. dies vom Standpunkt des Denkmalschutzes, der Altstadterhaltung oder des
Ortsbildschutzes zur Erhaltung einer baulichen Anlage erforderlich ist;

2. es zur Wahrung eines charakteristischen und erhaltungswiirdigen Orts-,
StraBen- und Landschaftsbildes, insbesondere in Altstadt- und
Ortsbildschutzgebieten, notwendig ist;

3. dies bei Anderungen von baulichen Anlagen durch die bestehende
bauliche Anlage bedingt ist und die Herstellung der Ubereinstimmung mit
den bautechnischen Anforderungen in einem offenbaren Missverhéltnis zu
den Kosten des Vorhabens steht; oder

4. bei baulichen Anlagen oder deren Teilen die Anwendung der betreffenden
Bestimmungen durch den Verwendungszweck ausgeschlossen ist.

(2) Die Baubehorde kann Ausnahmen von bautechnischen Anforderungen im
Einzelfall bewilligen, wenn und soweit

1. durch besondere bauliche Vorkehrungen dauerhaft und gleichwertig der
Zweck der bautechnischen Anforderung erfullt wird;

2. die Einhaltung der betreffenden Vorschrift nach der besonderen Lage des
Einzelfalles eine unbillige Harte darstellen wiirde;

3. die Einhaltung der betreffenden Vorschrift bei Betriebsbauten den Betrieb
verhindern oder empfindlich erschweren wirde und fur die Umgebung
keine abtraglichen Wirkungen durch die Ausnahme verursacht werden;

4. dies zur im 6ffentlichen Interesse gelegenen Erprobung neuer Bauformen
dient;
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5. dies zur Verwirklichung wvon auBergewohnlich energieeffizienten
Technologien dient.

(3) Die allgemeinen Anforderungen gemaR den 88 3 bis 5 missen bei der
Bewilligung von Ausnahmen in einer dem Zweck der bautechnischen Anforderung
entsprechenden, zumindest jedoch in einer diesen Zweck noch ausreichend
erfillenden Weise gewahrt sein.

(4) Die Erteilung einer Ausnahme kann nur auf Antrag erfolgen. Im Antrag
ist das Vorliegen des Ausnahmegrundes nachzuweisen. Die Erteilung einer
Ausnahme kann mit der Baubewilligung verbunden werden. Sie ist ausgeschlossen
in den Féllen der 88§ 47 bis 49.

Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen
849

Von der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplatzen gemaR § 38 Abs 1 bis 3
kann die Baubehdrde Uber Antrag durch Bescheid Ausnahmen bewilligen, soweit
nach den tatsachlichen Umsténden des Einzelfalles kein oder ein geringerer Bedarf
nach Stellplatzen besteht. Die Umstédnde dafur sind vom Bauwerber bzw der
Bauwerberin nachzuweisen und im Bescheid Uber die Ausnahme genau
festzuhalten.

Vorgeschlagene Fassung

5. dies zur Verwirklichung von auBergewthnlich energieeffizienten
Technologien dient.

(2a) Fir eine Ausnahme von den bautechnischen Anforderungen nach § 33a
Abs 2 kann die Landesregierung durch Verordnung néhere Festlegungen zu den
Voraussetzungen gemaR den Abs 1 und 2 treffen.

(3) Die allgemeinen Anforderungen gemal den 88 3 bis 5 missen bei der
Bewilligung von Ausnahmen in einer dem Zweck der bautechnischen Anforderung
entsprechenden, zumindest jedoch in einer diesen Zweck noch ausreichend
erflllenden Weise gewahrt sein.

(4) Die Erteilung einer Ausnahme kann nur auf Antrag erfolgen. Im Antrag
ist das Vorliegen des Ausnahmegrundes nachzuweisen. Die Erteilung einer
Ausnahme kann mit der Baubewilligung verbunden werden. Sie ist ausgeschlossen
in den Féllen der 8§ 47 bis 49a.

Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen
849

(1) Von der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplatzen gemafi § 38 Abs 1
bis 3 kann die Baubehorde (iber Antrag durch Bescheid Ausnahmen bewilligen,
soweit nach den tatsdchlichen Umstanden des Einzelfalles kein oder ein geringerer
Bedarf nach Stellplatzen besteht. Die Umstande dafiir sind vom Bauwerber bzw
der Bauwerberin nachzuweisen und im Bescheid (ber die Ausnahme genau
festzuhalten.

(2) Die Baubehtrde kann auf Antrag von Anforderungen an
Fahrradstellplatze und -rdume gemé&B einer Verordnung nach 8 38 Abs 5
Ausnahmen gewéhren, wenn dies unter Berlcksichtigung des Einzelfalls mit der
Erflllung des Verkehrsbedirfnisses vereinbar ist.

Ausnahme von der Verpflichtung zur Herstellung der Ladeinfrastruktur
§ 49a
(1) Die Baubehdrde kann auf Antrag eine Ausnahme von der Verpflichtung
nach § 37a Abs 2 gewéhren, wenn die Kosten der Herstellung der Einrichtungen
7 % der Kosten einer gréBeren Renovierung geméaf den jeweiligen bautechnischen

Anforderungen Ubersteigen. Dem Antrag ist eine entsprechende Darstellung der
Kosten anzuschlief3en.



Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

(2) Die Baubehorde kann auf Antrag eine Ausnahme von der Verpflichtung
nach § 37 Abs 3 gewéhren, wenn dies unter Bericksichtigung des Einzelfalls mit
der Erfullung des Bedurfnisses nach Ladeinfrastruktur vereinbar ist.

5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Bereitstellung von Informationen
§52

5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Bereitstellung von Informationen
§52

(1) Die Landesregierung hat daftr zu sorgen, dass (1) Die Landesregierung hat dafiir zu sorgen, dass

1. Informationen  Gber  Netto(einsparungs)vorteile in  kW/a und
Energieeffizienz von Anlagen und Systemen flir die Nutzung von Wérme,
Kalte und Elektrizitat aus sich erneuernden Energiequellen Interessierten
bereit stehen;

2. interessierte Eigentimer oder Nutzer von Gebduden oder Gebaudeteilen
sich auf geeignete Weise Uber die verschiedenen Methoden und
praktischen Verfahren zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz, tiber
den Energieausweis von Bauten, {ber den Prifbericht fir
Heizungsanlagen, Uber den Inspektionsbericht fur Klimaanlagen und die
zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von Gebduden zur
Verfiigung stehenden Finanzinstrumente informieren kénnen;

3. der Offentlichkeit regelmaRig aktualisierte Listen von Fachunternehmen
oder -personen zuganglich sind, die zur Erstellung von Energieausweisen,
zur  Uberpriifung von Heizungsanlagen und zur Inspektion von
Klimaanlagen befugt sind.

(2) Soweit in diesem Gesetz oder in einer darauf beruhenden Verordnung auf

. Informationen  Uber  Netto(einsparungs)vorteile in  kW/a und

Energieeffizienz von Anlagen und Systemen flr die Nutzung von Wérme,
Kélte und Elektrizitat aus sich erneuernden Energiequellen Interessierten
bereit stehen;

. interessierte Eigentlimer oder Nutzer von Gebduden oder Geb&udeteilen

sich auf geeignete Weise sowohl tiber &rtlich verfligbare sich erneuernde
Energiequellen, als auch Uber die verschiedenen Methoden und
praktischen Verfahren zur VVerbesserung der Gesamtenergieeffizienz, iber
den Energieausweis von Bauten, (ber den Prifbericht fir
Heizungsanlagen, tber den Inspektionsbericht fir Klimaanlagen und die
zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von Gebduden zur
Verfiigung stehenden Finanzinstrumente informieren kénnen;

. der Offentlichkeit regelméaRig aktualisierte Listen von Fachunternehmen

oder -personen zuganglich sind, die zur Erstellung von Energieausweisen,
zur Uberprifung von Heizungsanlagen und zur Inspektion von
Klimaanlagen befugt sind.

(2) Soweit in diesem Gesetz oder in einer darauf beruhenden Verordnung auf

Onormen, Richtlinien oder sonstige technische Regelwerke verwiesen wird, sind Onormen, Richtlinien oder sonstige technische Regelwerke verwiesen wird, sind

diese in der fir das Baurecht zustdndigen Abteilung des Amtes der diese

in der fur das Baurecht zustdandigen Abteilung des Amtes der

Landesregierung zur 6ffentlichen Einsicht aufzulegen. Landesregierung zur 6ffentlichen Einsicht aufzulegen.

Umsetzungs- und Notifikationshinweise
8§55
(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

Umsetzungs- und Notifikationshinweise
855

(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:



3a.

Geltende Fassung

. Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom

23. April 2009 zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen und zur Anderung und anschlieenden Aufhebung der Richtlinien
2001/77/EG und 2003/30/EG, ABI Nr L 140 vom 5. Juni 2009;

. Richtlinie 2010/31/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom

19. Mai 2010 uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebéauden, ABI Nr L
153 vom 18. Juni 2010;

. Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom

25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien
2004/8/EG und 2006/32/EG, ABI Nr L 315 vom 14. November 2012;

Richtlinie 2013/59/Euratom des Rates vom 5. Dezember 2013 zur
Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen fir den Schutz vor den
Gefahren einer Exposition gegeniber ionisierender Strahlung und zur
Aufhebung der Richtlinien  89/618/Euratom,  90/641/Euratom,
96/29/Euratom, 97/43/Euratom und 2003/122/Euratom, ABI Nr L 13 vom
17. Janner 2014, S. 1-73;

. Richtlinie 2014/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom

15. Mai 2014 uber Malinahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus
von Hochgeschwindigkeitsnetzen fir die elektronische Kommunikation,
ABI Nr L 155 vom 23. Mai 2014.

(2) Dieses Gesetz ist vor seiner Erlassung der Europdischen Kommission nach

den Bestimmungen der Richtlinie 83/189/EWG in der Fassung der Richtlinie
94/10/EG notifiziert worden. Notifizierungsnummer: 2014/220/A.

Vorgeschlagene Fassung

1. Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. April 2009 zur Férderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen und zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinien
2001/77/EG und 2003/30/EG, ABI Nr L 140 vom 5. Juni 2009;

2. Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
19. Mai 2010 Uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden, ABI Nr L
153 vom 18. Juni 2010 geandert durch die Richtlinie (EU) 2018/844 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018, ABI Nr L 156
vom 19. Juni 2018 und vervollstéandigt durch die Delegierte Verordnung
(EU) 2020/2155 der Kommission vom 14. Oktober 2020 zur Ergénzung
der Richtlinie 2010/31/EU des Europaischen Parlaments und des Rates
durch Festlegung eines optionalen gemeinsamen Systems der Union zur
Bewertung der Intelligenzfahigkeit von Gebduden, ABI L 431 vom
21.12.2020;

3. Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien
2004/8/EG und 2006/32/EG, ABI Nr L 315 vom 14. November 2012;

3a. Richtlinie 2013/59/Euratom des Rates vom 5. Dezember 2013 zur
Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen fir den Schutz vor den
Gefahren einer Exposition gegeniber ionisierender Strahlung und zur
Aufhebung der Richtlinien  89/618/Euratom,  90/641/Euratom,
96/29/Euratom, 97/43/Euratom und 2003/122/Euratom, ABI Nr L 13 vom
17. Janner 2014, S. 1-73;

4. Richtlinie 2014/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
15. Mai 2014 tuber Manahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus
von Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die elektronische Kommunikation,
ABI Nr L 155 vom 23. Mai 2014,

(2) Dieses Gesetz ist vor seiner Erlassung der Europaischen Kommission nach
den Bestimmungen der Richtlinie 83/189/EWG in der Fassung der Richtlinie
94/10/EG notifiziert worden. Notifizierungsnummer: 2014/220/A.

(3) Die Novelle LGBI Nr ...../2021 wurde unter Einhaltung der Bestimmungen
der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9.
September 2015 (ber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen



Geltende Fassung

Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und Ubergangsbestimmungen dazu
§57

Die 88 39 Abs 1a und 55 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 82/2017
treten mit 1. Jdnner 2018 in Kraft. Auf Bauten fiir Handelsgrol3betriebe, um deren
baubehordliche Bewilligung vor dem 1. Janner 2018 angesucht worden ist, ist § 39
Abs 1a nicht anzuwenden.

Vorgeschlagene Fassung
Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft
unter der Nummer 2021/167/A notifiziert.

Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und Ubergangsbestimmungen dazu
§57

(1) Die 88 39 Abs 1a und 55 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr
82/2017 treten mit 1. Janner 2018 in Kraft. Auf Bauten fiir Handelsgrof3betriebe,
um deren baubehdérdliche Bewilligung vor dem 1. Jdnner 2018 angesucht worden
ist, ist 8 39 Abs 1a nicht anzuwenden.

(2) Die 88 2, 6 Abs 3, 33 Abs 4 und 4a, 33a, 35a, 37, 37a, 38 Abs 4, 46 Abs
2aund 4, 49, 49a, 52 Abs 1, 55 Abs 1 und 3 sowie die Anlage 2 in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr ..../2021 treten mit 1. August 2021 in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt
anhangige Bauverfahren sind nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften
fortzufiihren.

Artikel V
Anderung des Salzburger Bauproduktegesetzes

Gesetz vom 1. Oktober 2014 tber die Verwendbarkeit von
Bauprodukten und deren Bereitstellung auf dem Markt (Salzburger
Bauproduktegesetz — BauProdG)

Gesetz vom 1. Oktober 2014 tber die Verwendbarkeit von
Bauprodukten und deren Bereitstellung auf dem Markt (Salzburger
Bauproduktegesetz — BauProdG)

1. Unterabschnitt

Zusatzliche Anforderungen fur Bauprodukte, die Gammastrahlung emittieren
8 8a Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure bei Bauprodukten mit y-Strahlung

2. Unterabschnitt

Ergédnzende Bestimmungen fiir Bauprodukte mit Okodesign-Anforderungen
8§ 8b Anwendungsbereich, Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure
8§ 8c Konformitatsbewertung und -erklarung
§ 8d CE-Kennzeichnung
8§ 8e Unterrichtung der Benutzer



§9
§10
§11
§12

§13
§14
§15
§16
§17
§18

§19

Geltende Fassung
3. Abschnitt

Marktbereitstellung und Marktiiberwachung

Bereitstellung von Bauprodukten auf dem Markt
Marktiiberwachung

Aufgaben der Marktiiberwachungsbehdrde
Meldepflichten der Baubehdrden

4, Abschnitt

Sonstige Bestimmungen

Zustandigkeiten
Verfahrensbestimmungen

Kosten

Kundmachungen
Informationsaustausch und Sprache
Strafbestimmungen

5. Abschnitt

Schlussbestimmungen

Informationsverfahrenshinweis

Vorgeschlagene Fassung
3. Abschnitt

Marktbereitstellung und Marktiiberwachung

1. Unterabschnitt

Allgemeine Bestimmungen
§ 9 Bereitstellung von Bauprodukten auf dem Markt
8 10 Marktiberwachung
811 Aufgaben der Marktiiberwachungsbehorde
8 12 Meldepflichten der Baubehdrden

2. Unterabschnitt
Zusatzliche Bestimmungen fir die Marktiiberwachung von Bauprodukten mit
Okodesign-Anforderungen
§ 12a Marktiiberwachung bei Bauprodukten mit Okodesign-Anforderungen
8§ 12b Konformitatsvermutung
§ 12¢ Mallnahmen der Marktiberwachungsbehdrde
8 12d Freier Warenverkehr
4. Abschnitt

Sonstige Bestimmungen

8 13 Zusténdigkeiten

8 14 Verfahrensbhestimmungen

8§15 Kosten

§ 16 Kundmachungen

§ 17 Informationsaustausch und Sprache
§ 18 Strafbestimmungen

§ 18a Verarbeiten von Daten
5. Abschnitt

Schlussbestimmungen

8§19 Informationsverfahrenshinweis



Geltende Fassung

§ 20 In- und AuRerkrafttreten; Ubergangsbestimmungen

Anhang

1. Abschnitt
Allgemeines

Begriffsbestimmungen
§2

Im Sinn dieses Gesetzes bedeuten die Begriffe:

1. Bauprodukt: jedes Produkt oder jeder Bausatz, das bzw der hergestellt und
in Verkehr gebracht wird, um dauerhaft in Bauwerke oder Teile davon
eingebaut zu werden, und dessen Leistung sich auf die Leistung des
Bauwerks im Hinblick auf die Grundanforderungen an Bauwerke
auswirkt;

. Regelwerk: harmonisierte technische Spezifikationen im Sinn der
Verordnung (EU) Nr 305/2011 sowie nationale technische Bestimmungen
der Vertragsparteien des Abkommens ({ber den Europdischen
Wirtschaftsraum, wie zB technische Normen, technische Richtlinien oder
Verwendungsgrundsétze des Osterreichischen Instituts fir Bautechnik,
wenn diese in der Baustoffliste OA oder in der Baustoffliste OE angefiihrt
sind;

. Verordnung (EG) Nr 765/2008: die Verordnung (EG) Nr 765/2008 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 (ber die
Vorschriften fur die Akkreditierung und Marktiberwachung im
Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr 339/93 des Rates, ABI Nr L 218 vom
13. August 2008, S 30;

. Verordnung (EU) Nr 305/2011: die Verordnung (EU) Nr 305/2011 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Mdrz 2011 zur Festlegung
harmonisierter Bedingungen fiir die Vermarktung von Bauprodukten und
zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates, ABI Nr L 88 vom
4. April 2011, S 5;

Vorgeschlagene Fassung

§ 19a Umsetzungshinweis )
820 In- und AuRerkrafttreten; Ubergangsbestimmungen
Anhang

1. Abschnitt
Allgemeines

Begriffsbestimmungen
§2
Im Sinn dieses Gesetzes bedeuten die Begriffe:

1. Bauprodukt: jedes Produkt oder jeder Bausatz, das bzw der hergestellt und
in Verkehr gebracht wird, um dauerhaft in Bauwerke oder Teile davon
eingebaut zu werden, und dessen Leistung sich auf die Leistung des
Bauwerks im Hinblick auf die Grundanforderungen an Bauwerke
auswirkt;

2. Regelwerk: harmonisierte technische Spezifikationen im Sinn der
Verordnung (EU) Nr 305/2011 sowie nationale technische Bestimmungen
der Vertragsparteien des Abkommens {ber den Europdischen
Wirtschaftsraum, wie zB technische Normen, technische Richtlinien oder
Verwendungsgrundsitze des Osterreichischen Instituts fir Bautechnik,
wenn diese in der Baustoffliste OA oder in der Baustoffliste OE angefiihrt
sind;

3. Verordnung (EG) Nr 765/2008: die Verordnung (EG) Nr 765/2008 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 (ber die
Vorschriften fur die Akkreditierung und Marktiberwachung im
Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr 339/93 des Rates, ABI Nr L 218 vom
13. August 2008, S 30;

4. Verordnung (EU) Nr 305/2011: die Verordnung (EU) Nr 305/2011 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung
harmonisierter Bedingungen fir die Vermarktung von Bauprodukten und
zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates, ABI Nr L 88 vom
4. April 2011, S’5;



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung

5. L&nder-Vereinbarung: Vereinbarung gemal Art15a B-VG Uber die 5. Lander-Vereinbarung: Vereinbarung gemdl Art15a B-VG Uber die
Zusammenarbeit im Bauwesen sowie die Bereitstellung wvon Zusammenarbeit im Bauwesen sowie die Bereitstellung von
Bauprodukten auf dem Markt und deren VVerwendung, kundgemacht unter Bauprodukten auf dem Markt und deren Verwendung, kundgemacht unter
LGBI Nr 47/2013. LGBI Nr 47/2013;

6. Euratom-RL: Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung grundlegender
Sicherheitsnormen fiir den Schutz vor den Gefahren einer Exposition
gegenuber ionisierender Strahlung und zur Aufhebung der Richtlinien
89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und
2003/122/Euratom, ABI Nr L 13 vom 17.1.2014, S 1;

7. Okodesign-RL: Richtlinie 2009/125/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens fur die
Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung
energieverbrauchsrelevanter Produkte, ABI Nr L 285 vom 31.10.2009, S
10;

8. Datenschutz-Grundverordnung: Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz
natdrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG, ABI
Nr L 119 vom 4.5.2016, S 1.

2. Abschnitt 2. Abschnitt
Verwendbarkeit von Bauprodukten Verwendbarkeit von Bauprodukten
Bautechnische Zulassung Bautechnische Zulassung
88 §8
(1) Die Hersteller von Bauprodukten oder ihre Vertreter mit einem (1) Die Hersteller von Bauprodukten oder ihre Vertreter mit einem

Geschéftssitz in einem Staat des Européischen Wirtschaftsraums kdnnen fir ein  Geschaftssitz in einem Staat des Europdischen Wirtschaftsraums konnen fir ein
Bauprodukt in folgenden Féllen bei der Zulassungsstelle eine Bautechnische Bauprodukt in folgenden Fallen bei der Zulassungsstelle eine Bautechnische

Zulassung beantragen: Zulassung beantragen:
1. das Bauprodukt weicht von der darauf anzuwendenden harmonisierten 1. das Bauprodukt weicht von der darauf anzuwendenden harmonisierten
Norm ab; Norm ab;
2. fur das Bauprodukt liegt keine harmonisierte Norm vor und das 2. fur das Bauprodukt liegt keine harmonisierte Norm vor und das
Bauprodukt ist nicht in der Baustoffliste OA erfasst; Bauprodukt ist nicht in der Baustoffliste OA erfasst;
3. das Bauprodukt weicht von dem in der Baustoffliste OA angefiihrten 3. das Bauprodukt weicht von dem in der Baustoffliste OA angefiinrten

Regelwerk mehr als nur unwesentlich ab; Regelwerk mehr als nur unwesentlich ab;



Geltende Fassung

4. fur das Bauprodukt ist nach der Baustoffliste OA oder der Baustoffliste
OE eine Bautechnische Zulassung erforderlich;

5. es handelt sich um ein sonstiges Bauprodukt, fur das es nach dem Stand
der technischen Wissenschaften erforderlich ist,
Verwendungsbestimmungen und  mdgliche  Verwendungszwecke
entsprechend den bautechnischen Anforderungen festzulegen.

(2) Dem Antrag sind alle zur Beurteilung des Bauproduktes erforderlichen
Unterlagen und Angaben (technische Beschreibung des Produktes, Angaben (ber
Leistungsmerkmale, die vorgesehene Verwendung des Produktes udgl)
beizufiigen. Uber Aufforderung sind Probestiicke und Probeausfiihrungen, die fiir
die Beurteilung des Bauproduktes erforderlich sind, von den Herstellern oder ihren
Vertretern vorzulegen. Die Auswahl der Sachverstandigen obliegt der
Zulassungsstelle.

(3) Ein Antrag auf Bautechnische Zulassung ist zurlickzuweisen, wenn die
Zulassungsstelle feststellt, dass das Bauprodukt keine Auswirkung auf die Leistung
der baulichen Anlage im Hinblick auf die Grundanforderungen an bauliche
Anlagen zu erfullen hat oder auf Grund des Standes der technischen
Wissenschaften keine Notwendigkeit fiir eine Bautechnische Zulassung gegeben
ist.

(4) Uber den Antrag auf Erteilung einer Bautechnischen Zulassung ist mit
Bescheid zu entscheiden. Bei VVorliegen der VVoraussetzungen fur die Verwendung
des Bauproduktes ist die Bautechnische Zulassung zu erteilen. Dabei kénnen
erforderliche Vorschreibungen fiir den Einbau und die Anwendung des
Bauproduktes festgelegt werden. Die Bautechnische Zulassung ist auf héchstens
finf Jahre zu befristen. Eine Verlangerung um jeweils héchstens fiinf Jahre ist
zuléssig, wenn der Antrag vor Ablauf der Frist eingebracht worden ist.

(5) Die Bautechnische Zulassung umfasst jedenfalls folgende Inhalte:
1. eine technische Beschreibung des Bauproduktes einschliellich der
Leistungsmerkmale;
2. Regelungen fur die Eigen- und Fremdiberwachung des Bauproduktes und
der Produktion;
3. Bestimmungen Uber die Verwendung sowie erforderlichenfalls Giber den
Einbau und die Anwendung des Bauproduktes.

Vorgeschlagene Fassung

4. fir das Bauprodukt ist nach der Baustoffliste OA oder der Baustoffliste
OE eine Bautechnische Zulassung erforderlich;

5. es handelt sich um ein sonstiges Bauprodukt, fiir das es nach dem Stand
der technischen Wissenschaften erforderlich ist,
Verwendungsbestimmungen und  mdgliche  Verwendungszwecke
entsprechend den bautechnischen Anforderungen festzulegen.

(2) Dem Antrag sind alle zur Beurteilung des Bauproduktes erforderlichen
Unterlagen und Angaben (technische Beschreibung des Produktes, Angaben tber
Leistungsmerkmale, die vorgesehene Verwendung des Produktes udgl)
beizufiigen. Uber Aufforderung sind Probestiicke und Probeausfiihrungen, die fiir
die Beurteilung des Bauproduktes erforderlich sind, von den Herstellern oder ihren
Vertretern vorzulegen. Die Auswahl der Sachverstdndigen obliegt der
Zulassungsstelle.

(3) Ein Antrag auf Bautechnische Zulassung ist zurlickzuweisen, wenn die
Zulassungsstelle feststellt, dass das Bauprodukt keine Auswirkung auf die Leistung
der baulichen Anlage im Hinblick auf die Grundanforderungen an bauliche
Anlagen zu erfullen hat oder auf Grund des Standes der technischen
Wissenschaften keine Notwendigkeit flr eine Bautechnische Zulassung gegeben
ist.

(4) Uber den Antrag auf Erteilung einer Bautechnischen Zulassung ist mit
Bescheid zu entscheiden. Bei VVorliegen der Voraussetzungen fiir die Verwendung
des Bauproduktes ist die Bautechnische Zulassung zu erteilen. Dabei kdnnen
erforderliche Vorschreibungen fir den Einbau und die Anwendung des
Bauproduktes festgelegt werden. Die Bautechnische Zulassung ist auf héchstens
funf Jahre zu befristen. Eine Verlangerung um jeweils héchstens fiinf Jahre ist
zul&ssig, wenn der Antrag vor Ablauf der Frist eingebracht worden ist.

(5) Die Bautechnische Zulassung umfasst jedenfalls folgende Inhalte:
1. eine technische Beschreibung des Bauproduktes einschlieRlich der
Leistungsmerkmale;
2. Regelungen fiir die Eigen- und Fremdiiberwachung des Bauproduktes und
der Produktion;
3. Bestimmungen Uber die Verwendung sowie erforderlichenfalls tiber den
Einbau und die Anwendung des Bauproduktes.
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Im Fall von Bauprodukten, fir die eine CE-Kennzeichnung vorliegt, gilt
dies nur insoweit, als diese Inhalte nicht bereits durch die
Leistungserklarung und die CE-Kennzeichnung abgedeckt sind.

(6) Durch die Erteilung der Bautechnischen Zulassung wird in Rechte Dritter
nicht eingegriffen.

(7) Die Zulassungsstelle hat jahrlich eine Liste der erteilten Bautechnischen
Zulassungen zu veroffentlichen. Bautechnische Zulassungen, die auf Grund der
Lander-Vereinbarung nach den Rechtsvorschriften eines anderen Bundeslandes
ausgestellt worden sind, gelten als gleichwertig.

Vorgeschlagene Fassung
Im Fall von Bauprodukten, fiir die eine CE-Kennzeichnung vorliegt, gilt
dies nur insoweit, als diese Inhalte nicht bereits durch die
Leistungserklarung und die CE-Kennzeichnung abgedeckt sind.

(6) Durch die Erteilung der Bautechnischen Zulassung wird in Rechte Dritter
nicht eingegriffen.

(7) Die Zulassungsstelle hat jahrlich eine Liste der erteilten Bautechnischen
Zulassungen zu verdffentlichen. Bautechnische Zulassungen, die auf Grund der
Lander-Vereinbarung nach den Rechtsvorschriften eines anderen Bundeslandes
ausgestellt worden sind, gelten als gleichwertig.

1. Unterabschnitt

Zusétzliche Anforderungen fur Bauprodukte, die Gammastrahlung emittieren
Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure bei Bauprodukten mit y-Strahlung
§ 8a

(1) Wirtschaftsakteure haben fiir Bauprodukte, die fur die Verwendung in
Innenrdumen vorgesehen sind und die Materialien gemaR Anhang XIII der
Euratom-RL enthalten, vor dem Inverkehrbringen den
Aktivitatskonzentrationsindex | geméal Anhang VIII der Euratom-RL zu bestimmen.

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung unter Beriicksichtigung der
Erfordernisse des Unionsrechts den Anwendungsbereich des Abs 1 auf zusatzliche
Bauprodukte, deren Materialien unter Strahlenschutzgesichtspunkten ebenfalls als
bedenklich einzustufen sind, erganzen.

(3) Die Wirtschaftsakteure haben die Marktiberwachungsbehdrde (ber
Aufforderung von den Ergebnissen der Messungen und (ber den entsprechenden
Aktivitatskonzentrationsindex | nach Abs 1 oder 2 zu unterrichten.
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Vorgeschlagene Fassung
2. Unterabschnitt

Ergédnzende Bestimmungen fiir Bauprodukte mit Okodesign-Anforderungen
Anwendungsbereich, Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure
§8b

(1) Bauprodukte, an die auf Grundlage der Okodesign-RL und den erlassenen
DurchfiihrungsmaBnahmen  Okodesign-Anforderungen  gestellt  werden,
unterliegen den Bestimmungen dieses Unterabschnitts.

_ (2) Die Hersteller oder deren Bevollmachtigte dirfen Bauprodukte, fir die
Okodesign-Anforderungen gelten, nur dann in Verkehr bringen oder in Betrieb
nehmen, wenn diese

1. den festgelegten Okodesign-Anforderungen entsprechen

2. eine EU-Konformitatserklarung ausgestellt wurde und

3. eine CE-Kennzeichnung tragen.

(3) Importeure von Bauprodukten, die nicht aus einem Mitgliedstaat der
Europdischen  Union oder einem Vertragsstaat des Europaischen
Wirtschaftsraumes stammen, haben sicherzustellen, dass

1. das in Verkehr gebrachte oder in Betrieb genommene Bauprodukt den

Okodesign-Anforderungen entspricht und die CE-Kennzeichnung tréagt
und

2. fur dieses Produkt die erforderliche EU-Konformitatserklarung und die
technische Dokumentation zur Verfiigung stehen.

(4) Bauprodukte, die den Bestimmungen des Abs 1 oder 2 nicht entsprechen,
dirfen auf Messen, Ausstellungen udgl gezeigt und vorgefiihrt werden, sofern
darauf hingewiesen wird, dass sie erst in Verkehr gebracht oder in Betrieb
genommen werden dirfen, wenn sie diese Voraussetzungen erfillen.

Konformitatsbewertung und -erklarung
8 8c

(1) Hersteller oder deren Bevollméachtigte missen sicherstellen, dass vor dem
Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme eines Bauprodukts, fiir das Okodesign-
Anforderungen gelten, die Konformitat des Produkts mit allen einschlagigen
Anforderungen bewertet wird.
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Vorgeschlagene Fassung

(2) Hersteller kénnen hinsichtlich des Konformitatsbewertungsverfahrens
zwischen der in  Anhang IV  Okodesign-RL beschriebenen internen
Entwurfskontrolle und dem in Anhang V Okodesign-RL beschriebenen
Managementsystem wahlen, sofern nicht Abweichendes bestimmt ist.

(3) Fir jedes Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, ist eine
EU-Konformitétserklarung auszustellen, mit der der Hersteller oder dessen
Bevollméchtigter zusichert, dass das Produkt allen einschlagigen Bestimmungen
der Okodesign-Anforderungen entspricht.

(4) Die EU-Konformitatserklarung muss die in Anhang VI qudesign—RL
genannten Angaben enthalten und auf die einschlagigen Okodesign-
Anforderungen verweisen.

(5) Nach dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme eines Bauprodukts,
fur das Okodesign-Anforderungen gelten, hat der Hersteller oder dessen
Bevollméchtigter die Unterlagen zur Konformitatsbewertung und die abgegebenen
Konformitatserklarungen bis zum Ablauf von zehn Jahren nach Herstellung des
letzten Exemplars dieses Bauprodukts fur die Marktiiberwachungsbehorde zur
Einsicht bereitzuhalten. Die Unterlagen sind der Marktiiberwachungsbehdrde
innerhalb von zehn Tagen nach Aufforderung vorzulegen.

CE-Kennzeichnung
§8d

(1) Vor dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme haben Hersteller oder
dessen Bevollméachtigte das Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten,
mit der CE-Kennzeichnung zu versehen und die EU-Konformitatserklarung
beizufugen.

(2) Mit der CE-Kennzeichnung nach Abs 1 wird die Konformitat des
Bauprodukts mit den Okodesign-Anforderungen bescheinigt.

(3) Am Bauprodukt darf keine Kennzeichnung angebracht werden, die
Benutzer uber die Bedeutung oder die Gestalt der CE-Kennzeichnung tauschen
kann.
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3. Abschnitt
Marktbereitstellung und Marktiiberwachung

Bereitstellung von Bauprodukten auf dem Markt
Meldepflichten der Baubehdrden
§12
Die Baubehdrden haben der Marktuberwachungsbehérde unverziiglich zu melden,
wenn sie Kenntnis erlangen:

1. von Unféllen, Gesundheitsschaden oder Baugebrechen, bei denen der
begriindete Verdacht besteht, dass sie durch falsch deklarierte oder
mangelhafte Bauprodukte verursacht worden sind;

2. von Lagerungen oder Verwendungen von Bauprodukten auf Baustellen,

bei denen der begriindete Verdacht einer Verwaltungsibertretung im Sinn
des § 18 Abs 1 Z 1 bis 7 besteht.

Vorgeschlagene Fassung
Unterrichtung der Benutzer
8§ 8e
Hersteller von Bauprodukten, fiir die Okodesign-Anforderungen gelten, haben
sicherzustellen, dass Benutzer tber folgende Aspekte unterrichtet werden:

1. die Rolle, die Benutzer bei der nachhaltigen Nutzung des betreffenden
Bauprodukts spielen kdnnen;

2. das okologische Profil des betreffenden Bauprodukts und die Vorteile des
Okodesigns, soweit dies in den Okodesign-Anforderungen vorgesehen ist.

3. Abschnitt
Marktbereitstellung und Marktiiberwachung

1. Unterabschnitt

Allgemeine Bestimmungen
Bereitstellung von Bauprodukten auf dem Markt
Meldepflichten der Baubehtrden
§12
Die Baubehdrden haben der Marktiiberwachungsbehérde unverziglich zu melden,
wenn sie Kenntnis erlangen:

1. von Unféllen, Gesundheitsschaden oder Baugebrechen, bei denen der
begrindete Verdacht besteht, dass sie durch falsch deklarierte oder
mangelhafte Bauprodukte verursacht worden sind;

2. von Lagerungen oder Verwendungen von Bauprodukten auf Baustellen,

bei denen der begriindete VVerdacht einer Verwaltungsiibertretung im Sinn
des § 18 Abs 1 Z 1 bis 7 besteht.
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Vorgeschlagene Fassung
2. Unterabschnitt

Zusatzliche Bestimmungen flr die Marktiiberwachung von Bauprodukten mit
Okodesign-Anforderungen

Marktiiberwachung bei Bauprodukten mit Okodesign-Anforderungen
§12a

(1) Die Marktiiberwachungsbehdrde ist im Rahmen ihrer Kontrollbefugnisse
befugt,
1.in angemessenem Umfang geeignete Kontrollen hinsichtlich der
Ubereinstimmung der Bauprodukte mit den jeweiligen Anforderungen
durchzufiihren,
2.von den Betroffenen samtliche notwendigen Informationen anzufordern
und

3. Proben zu nehmen und diese einer Priifung auf Ubereinstimmung mit den
jeweiligen Anforderungen zu unterziehen.

(2) Die Marktiberwachungsbehérde hat Verbrauchern und anderen
Betroffenen auf geeignete Weise Gelegenheit zu geben, Bemerkungen hinsichtlich
der Konformitat der Bauprodukte vorzubringen.

(3) Liegen der Marktiiberwachungsbehorde deutliche Anhaltspunkte dafiir
vor, dass ein Bauprodukt, fir das Okodesign-Anforderungen gelten, den
einschlagigen Bestimmungen nicht entspricht, o) hat die
Marktiiberwachungsbehérde unverziiglich eine Uberpriifung zu veranlassen und
gegebenenfalls eine mit Griinden versehene Bewertung der Konformitat auf
geeignete Weise (zB im Internet) zu verdffentlichen.

(4) Die Marktiberwachungsbehérde hat der Europaischen Kommission
laufend Informationen Uber die Ergebnisse der Marktiiberwachung hinsichtlich
energieverbrauchsrelevanter Bauprodukte zu ibermitteln.

(5) Bauprodukte, die von der Verordnung (EU) 2017/1369 und den
einschlagigen delegierten Rechtsakten erfasst sind, unterliegen der
Marktiiberwachung nach den Bestimmungen der Art 16 bis 29 der Verordnung
(EG) Nr. 765/2008.
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Konformitatsvermutung
812b

Die Marktlberwachungsbehorde kann von der Konformitat eines Bauprodukts, fiir
das Okodesign-Anforderungen gelten, ausgehen, wenn

1. eine CE-Kennzeichnung vorliegt;

2. es nach harmonisierten Normen, welche im Amtsblatt der Europaischen
Union verdffentlicht wurden, hergestellt ist;

3. es mit einem gemeinschaftlichen Umweltzeichen nach der Verordnung
(EG) Nr. 1980/2000 oder einem als gleichwertig anerkannten
anerkanntem Umweltzeichen versehen ist; oder

4. das entsprechende Produkt von einer Organisation entworfen wurde, die

a) nach den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 fiir das
Entwerfen entsprechender Produkte eingetragen ist oder

b) Uber ein die Entwurfstatigkeit einschlieBendes Managementsystem
verfligt und nach harmonisierten Normen umsetzt.

Malnahmen der Markttberwachungsbehdérde
§12c

(1) Stellt die Marktiiberwachungsbehorde fest, dass ein mit einer CE-
Kennzeichnung versehenes Bauprodukt bei bestimmungsgeméafer Verwendung
nicht alle fir dieses Produkt geltenden einschlagigen Okodesign-Anforderungen
erflillt, hat sie den Bevollméchtigten mit Bescheid zu verpflichten, das Bauprodukt
innerhalb einer angemessen Frist in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen
zu bringen. Im Bescheid kdnnen Bedingungen festgelegt werden; diese miissen
verhaltnismaRig sein.

(2) Ist ein Bauprodukt, fiir welches Okodesign-Anforderungen gelten, mit der
CE-Kennzeichnung versehen, ohne dass die Voraussetzungen dafiir vorliegen, oder
liegen ausreichende Hinweise dafiir vor, dass ein Bauprodukt nicht den
Okodesign-Anforderungen entspricht, so hat die Marktiiberwachungsbehorde die
erforderlichen MafRnahmen mit Bescheid anzuordnen. Diese kdnnen je nach
Schwere des Verstol3es und der dadurch verursachten Schaden bis zum Verbot des
Inverkehrbringens und/oder der Inbetriebnahme des Bauprodukts reichen. Ferner
hat die Marktiiberwachungsbehdrde mit Bescheid die Beseitigung der CE-
Kennzeichnung auf diesen Bauprodukten anzuordnen, wenn der Hersteller oder
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Vorgeschlagene Fassung
dessen Bevollmachtigter die Produkte nicht innerhalb einer angemessenen Frist
wieder in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen Uber die CE-Kennzeichnung
bringt.

(3) Besteht die Nichtiibereinstimmung gemaR Abs 1 oder 2 weiter, so hat die
Marktiberwachungsbehérde das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme des
betreffenden Bauprodukts mit Bescheid zu untersagen, einzuschranken oder daftr
zu sorgen, dass es vom Markt genommen wird.

(4) Wird das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme eines Bauprodukts,
fur welches Okodesign-Anforderungen gelten, verboten oder ist es vom Markt zu
nehmen, so sind die Europaische Kommission und die anderen Mitgliedsstaaten
unverziiglich davon zu unterrichten.

(5) Nach Abs 2 oder 3 getroffene MaRnahmen beziiglich Okodesign-
Anforderungen sind der Européischen Kommission unverziiglich unter Angabe der
Grinde mitzuteilen. Es ist insbesondere anzugeben, ob es sich bei der
Nichtuibereinstimmung um einen der folgenden Félle handelt:

1. Nichterfiillung der Okodesign-Anforderungen;
2. fehlerhafte Anwendung harmonisierter Normen;
3. Unzulanglichkeiten in den harmonisierten Normen.

(6) In begriindeten Fallen sind geeignete Malnahmen zur Wahrung der
Vertraulichkeit der Ubermittelten Informationen zu treffen.

_ (7) Die Marktuberwachungsbehdrde hat die getroffenen MaRnahmen der
Offentlichkeit auf geeignete Weise (zB im Internet) zuganglich zu machen.

Freier Warenverkehr
§12d

Das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme von Bauprodukten, die mit der CE-
Kennzeichnung versehen sind, darf nicht unter Berufung auf die Okodesign-
Anforderungen betreffend die in Anhang | Teil 1 der Okodesign-RL genannten
Okodesign-Parameter untersagt, beschrankt oder behindert werden, wenn

1.das Bauprodukt der jeweils geltenden DurchfiihrungsmaBnahme
entspricht oder

2. fur bestimmte Parameter keine Okodesign-Anforderungen festgelegt sind.
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4. Abschnitt
Sonstige Bestimmungen

Strafbestimmungen
8§18

(1) Eine Verwaltungsibertretung begeht, wer

1.

2.

10.

. ein  Bauprodukt, fir

eine Tatigkeit, fur die eine Notifizierung nach Art 39 der Verordnung (EU)
Nr 305/2011 erforderlich ist, ausiibt, ohne dafiir befugt zu sein;

eine Tatigkeit, fur die eine Notifizierung nach Art 39 der Verordnung (EU)
Nr 305/2011 erforderlich ist, nicht entsprechend den daflr geltenden
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr 305/2011 auslibt;

. eine Leistungserklarung entgegen Art 4 bis 7 der Verordnung (EU) Nr

305/2011 nicht, nicht fristgerecht oder falschlich erstellt oder diese nicht
in entsprechender Weise zur Verfugung stellt;

.als Hersteller, Bevollmachtigter, Importeur oder Handler eine der

Pflichten der Art 11 bis 16 der Verordnung (EU) 305/2011 verletzt;

. ein Bauprodukt ohne entsprechende CE-Kennzeichnung auf dem Markt

bereitstellt;

das als Nachweis der Verwendbarkeit ein
Einbauzeichen UA erforderlich ist, ohne dieses Einbauzeichen auf dem
Markt bereitstellt;

. ein Bauprodukt mit CE-Kennzeichnung oder Einbauzeichen UA auf dem

Markt bereitstellt, ohne dass die Voraussetzungen dafiir gegeben sind,;

. ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellt, dessen CE-Kennzeichnung

oder Einbauzeichen UA falsche oder mangelhafte Angaben enthalt;

. ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellt, das mit einer Kennzeichnung

versehen ist, die mit der CE-Kennzeichnung oder mit dem Einbauzeichen
UA verwechselt werden kann;

ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellt, das nicht den Bestimmungen
einer fur dieses Bauprodukt erteilten Bautechnischen Zulassung
entspricht;

Vorgeschlagene Fassung

4. Abschnitt
Sonstige Bestimmungen

Strafbestimmungen
8§18

(1) Eine Verwaltungstbertretung begeht, wer

1.

2.

10.

. ein  Bauprodukt,

eine Tatigkeit, fur die eine Notifizierung nach Art 39 der Verordnung (EU)
Nr 305/2011 erforderlich ist, ausiibt, ohne dafir befugt zu sein;

eine Tatigkeit, fur die eine Notifizierung nach Art 39 der Verordnung (EU)
Nr 305/2011 erforderlich ist, nicht entsprechend den dafiir geltenden
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr 305/2011 austibt;

. eine Leistungserklarung entgegen Art 4 bis 7 der Verordnung (EU) Nr

305/2011 nicht, nicht fristgerecht oder félschlich erstellt oder diese nicht
in entsprechender Weise zur Verfligung stellt;

.als Hersteller, Bevollmachtigter, Importeur oder Handler eine der

Pflichten der Art 11 bis 16 der Verordnung (EU) 305/2011 verletzt;

. ein Bauprodukt ohne entsprechende CE-Kennzeichnung auf dem Markt

bereitstellt;

fir das als Nachweis der Verwendbarkeit ein
Einbauzeichen UA erforderlich ist, ohne dieses Einbauzeichen auf dem
Markt bereitstellt;

. ein Bauprodukt mit CE-Kennzeichnung oder Einbauzeichen UA auf dem

Markt bereitstellt, ohne dass die VVoraussetzungen dafiir gegeben sind;

. ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellt, dessen CE-Kennzeichnung

oder Einbauzeichen UA falsche oder mangelhafte Angaben enthalt;

. ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellt, das mit einer Kennzeichnung

versehen ist, die mit der CE-Kennzeichnung oder mit dem Einbauzeichen
UA verwechselt werden kann;

ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellt, das nicht den Bestimmungen
einer fur dieses Bauprodukt erteilten Bautechnischen Zulassung
entspricht;
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11. sonst ein Bauprodukt mit falschen Angaben oder Deklarationen auf dem 11. sonst ein Bauprodukt mit falschen Angaben oder Deklarationen auf dem
Markt bereitstellt; Markt bereitstellt;

12. es unterldsst, den in Bescheiden, ausgenommen verfahrensrechtliche 12. es unterlasst, den in Bescheiden, ausgenommen verfahrensrechtliche
Bescheide, getroffenen Anordnungen der Marktiiberwachungsbehorde Bescheide, getroffenen Anordnungen der Marktiuberwachungsbehorde
Folge zu leisten. Folge zu leisten;

13. ein Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen den
Bestimmungen des § 8b Abs 2 in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt;

14. als Importeur den Verpflichtungen nach § 8b Abs 3 nicht nachkommt;
15. der Verpflichtung des § 8b Abs 4 zuwiderhandelt;

16. vor dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme eines Bauproduktes,
fir das Okodesign- Anforderungen gelten, das
Konformitatsbewertungsverfahren geméal § 8c Abs 1 nicht durchfiihrt;

17. die Unterlagen zur Konformitatsbewertung und die
Konformitatserklarung entgegen dem § 8c Abs 5 nicht zur Einsicht
bereithalt oder nach Aufforderung nicht vorlegt;

18. an einem Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen
dem 8 8d Abs 1 eine CE-Kennzeichnung anbringt, ohne dass die
gesetzlichen Voraussetzungen hiefir vorliegen oder eine CE-
Kennzeichnung anbringt, die nicht dem § 8d Abs 2 entspricht;

19. an einem Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen
§ 8d Abs 3 ein Kennzeichen anbringt, durch die die Benutzerin/der
Benutzer hinsichtlich der Bedeutung oder der Gestalt der CE-
Kennzeichnung getéuscht werden kénnte;

20. die Benutzerin/den Benutzer entgegen den Verpflichtungen nach § 8e nicht
unterrichtet;

21. den Aktivitatskonzentrationsindex I entgegen den Verpflichtungen nach §
8a Abs 1 nicht bestimmt;

22. die Marktiberwachungsbehorde tber die Ergebnisse der Messungen und
Uber den Aktivitatskonzentrationsindex | entgegen 8 8a Abs 3 nicht
unterrichtet;

23. den Verpflichtungen nach Art 3 bis 6 oder Art 11 Abs 13 der Verordnung
(EU) Nr. 2017/1369 nicht nachkommt.
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(2)  Verwaltungsibertretungen  nach  Abs1l sind von  der
Bezirksverwaltungsbehdrde mit Geldstrafe bis zu 50.000 € und fir den Fall der
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(3) Die Verwaltungstbertretungen nach Abs 1 Z 5 bis 11 sind Dauerdelikte,
solange der geschaffene rechtswidrige Zustand anhalt.

(4) Bauprodukte, auf die sich eine Verwaltungsubertretung nach Abs 1 Z 5 bis
11 bezieht, kdnnen fur verfallen erklart werden, wenn der Wirtschaftsakteur nicht
sicherstellt, dass diese Bauprodukte nicht auf dem Markt bereitgestellt werden.

_ (5) Strafen fir Verwaltungstbertretungen nach Abs 1 Z 5 bis 12 fliefen dem
Osterreichischen Institut fir Bautechnik zu und sind fir Zwecke der
Marktiiberwachung von Bauprodukten zu verwenden.

Vorgeschlagene Fassung

(2)  Verwaltungsibertretungen  nach  Abs1l sind von  der
Bezirksverwaltungsbehdrde mit Geldstrafe bis zu 50.000 € und fur den Fall der
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(3) Die Verwaltungstbertretungen nach Abs 1 Z 5 bis 11, 13 bis 16, 18 bis 21
und 23 sind Dauerdelikte, solange der geschaffene rechtswidrige Zustand anhélt.

(4) Bauprodukte, auf die sich eine Verwaltungsubertretung nach Abs 1 Z 5 bis
11 sowie 13 bis 16, 18, 19 und 21 bis 23 bezieht, kénnen fir verfallen erklart
werden, wenn der Wirtschaftsakteur nicht sicherstellt, dass diese Bauprodukte
nicht auf dem Markt bereitgestellt werden.

_ (5) Strafen fir Verwaltungsubertretungen nach Abs 1 Z 5 bis 23 flieRen dem
Osterreichischen Institut fir Bautechnik zu und sind fir Zwecke der
Markttberwachung von Bauprodukten zu verwenden.

Verarbeiten von Daten
§ 18a
(1) Die Marktiberwachungsbehorde ist erméchtigt, folgende Daten zu
verarbeiten, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist:

1. ldentifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten und Daten
betreffend die jeweiligen Berufsberechtigungen von

a) Baubehdrden,

b) Bauherrn und Eigentimern von Bauten,

c) Meldungslegern,

d) Baustoffproduzenten, Handlern und Importeuren;
2. Daten von technischen Einrichtungen und Baustoffen;
3. umweltbezogene Daten, inshesondere Emissionsdaten;
4. Energieverbrauchs- und Energieerzeugungsdaten.

(2) Die Ubermittlung solcher Daten ist zul&ssig:
1. an die Baubehorden und die Landesregierung:

2.an die Europaische Kommission, die Marktiiberwachungsbehérden
anderer Mitgliedstaaten und diesen gleichgestellten Staaten, soweit dies
fir den Informationsaustausch nach den Art 22 bis 26 der Verordnung
(EG) Nr 765/2008, Art 12 der Richtlinie 2009/125/EG oder Art 8 Abs 2
der Verordnung (EU) 2017/1369 erforderlich ist.
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5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Informationsverfahrenshinweis
8§19

Dieses Gesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG
des Européischen Parlaments und des Rates vom 22.Juni 1998 (ber ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften
und der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft in der Fassung
der Richtlinie 2006/96/EG notifiziert. Notifikationsnummer: 2014/129/A.

In- und AuRerkrafttreten; Ubergangsbestimmungen
§20

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Janner 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt das
Bauproduktegesetz, LGBI Nr 11/1995, in der Fassung der Gesetze LGBI Nr 46 und

Vorgeschlagene Fassung

(3) Das Osterreichische Institut fiir Bautechnik ist Verantwortlicher nach Art
4 Z 7 der Datenschutz-Grundverordnung. Es hat personenbezogene Daten zu
loschen, sobald diese fir die Erfullung der ihm im Zusammenhang mit diesem
Gesetz obliegenden Aufgaben nicht mehr bendétigt werden.

5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Informationsverfahrenshinweis
819
Dieses Gesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG
des Européischen Parlaments und des Rates vom 22.Juni 1998 Uber ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften

und der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft in der Fassung
der Richtlinie 2006/96/EG notifiziert. Notifikationsnummer: 2014/129/A.

Umsetzungshinweis

§19a
Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:
1. Richtlinie  2013/59/Euratom  zur  Festlegung  grundlegender

Sicherheitsnormen fiir den Schutz vor den Gefahren einer Exposition
gegenuber ionisierender Strahlung und zur Aufhebung der Richtlinien
89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und
2003/122/Euratom, ABI. Nr. L 13 vom 17. 1. 2014, S 1;

2. Richtlinie 2009/125/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens fiir die Festlegung von
Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung
energieverbrauchsrelevanter Produkte, ABI. Nr. L 285 vom 31. 10. 2009,
S 10.

In- und AuRerkrafttreten; Ubergangsbestimmungen
§20

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Janner 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt das
Bauproduktegesetz, LGBI Nr 11/1995, in der Fassung der Gesetze LGBI Nr 46 und



Geltende Fassung
73/2001, 20/2010 und 106/2013 sowie der Kundmachungen LGBI Nr 47, 63 und
123/1995 und 99/2001 auBer Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes koénnen ab dem der
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie dirfen jedoch frihestens mit
dem im Abs 1 bestimmten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhdngigen
Verfahren sind nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften zu Ende zu fuhren.

~ (4) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden
Osterreichischen Technischen Zulassungen und Ubereinstimmungszeugnisse
bleiben bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer gltig.

Vorgeschlagene Fassung
73/2001, 20/2010 und 106/2013 sowie der Kundmachungen LGBI Nr 47, 63 und
123/1995 und 99/2001 auRer Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes konnen ab dem der
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie dirfen jedoch frihestens mit
dem im Abs 1 bestimmten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhdngigen
Verfahren sind nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften zu Ende zu fihren.

~ (4) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden
Osterreichischen Technischen Zulassungen und Ubereinstimmungszeugnisse
bleiben bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer gultig.

(5) Die 88 2, 8a bis 8e, 12a bis 12d, 18, 18a und 19a in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr ..../2021 treten mit 1. August 2021 in Kraft.
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	Artikel I
	Änderung des Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Zeile zu § 39 eingefügt:
	2. Im § 30 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	2.1. Im Abs 1 Z 6 wird angefügt:
	2.2. Im Abs 5 wird angefügt: „In der Kategorie Betriebsgebiet gilt dies nicht für Handelsbetriebe in gemischtgenutzten Bauten mit Kennzeichnung gemäß § 39a.“
	3. Im § 32 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	3.1. Im Abs 1 wird in der Z 3 der abschließende Punkt durch einen Beistrich ersetzt und angefügt:
	3.2. Im Abs 2 wird in der Z 2 lit a nach dem Wort „Windfängen“ die Wortfolge „bis zu 40 m²“ eingefügt.
	4. Im § 36 Abs 3 erster Satz wird nach dem Wort „Verkehrsbauten“ der Klammerausdruck „(wie Brücken, Stützmauern, Lärmschutzwände odgl)“ eingefügt.
	5. Nach § 39 wird eingefügt:
	6. Im § 40 Abs 2 lautet der erste Satz: „Bei der Beurteilung der Lückeneigenschaft sind Bauten in gekennzeichneten Lücken nicht zu berücksichtigen.“
	7. Im § 45 Abs 3 wird im zweiten Satz der abschließende Punkt durch einen Beistrich ersetzt und angefügt: „wobei die Frist gewahrt ist, wenn der erstinstanzliche Bescheid innerhalb dieses Zeitraums ergeht.“
	8. § 56 Abs 7 lautet:
	9. Im § 60 wird angefügt:
	10. Im § 62 Abs 5 wird nach dem ersten Satz eingefügt: „Die Landesregierung kann in dieser auch Grundsätze und Kriterien zur Beurteilung festlegen.“
	11. Im § 65 Abs 8 wird die Verweisung „§ 19 Abs 3“ durch die Verweisung „§ 19 Abs 5“ ersetzt.
	12. Im § 67 werden folgenden Änderungen vorgenommen:
	12.1. Im Abs 2 wird nach dem Wort „Apartmenthotels“ ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge „die Kennzeichnung von Flächen für förderbare Mietwohnbauten oder Wohnheime mit Handelsnutzungen“ eingefügt.
	12.2. Im Abs 4 wird die Verweisung „§ 19 Abs 3“ durch die Verweisung „§ 19 Abs 5“ ersetzt.
	12a. Im § 74 Abs 2 wird nach der Z 3 eingefügt:
	13. Im § 75 Abs 1 Z 6 wird die Verweisung auf die „Gemeindeordnung 1994“ durch die Verweisung auf die „Gemeindeordnung 2019“ ersetzt.
	13a. Im § 77a wird in den Abs 1 und 5 jeweils nach dem Wort „Gemeindevertretung“ der Klammerausdruck „(in der Stadt Salzburg des Gemeinderats)“ eingefügt.
	14. Im § 82 Abs 2 entfallen die Sätze: „Bei nicht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes neu aufgestellten Räumlichen Entwicklungskonzepten gilt für die auf deren Grundlage erfolgende Änderung von Flächenwidmungsplänen:
	15. Im § 84 Abs 4 wird der zweite Satz durch folgende Bestimmung ersetzt: „Als bestehende Betriebe gelten dabei auch solche, die ohne Änderung der Art und des Umfangs des Betriebs (Kapazitätsausweitungen udgl) in den Anwendungsbereich der Seveso-Richt...
	16. Im § 86 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	16.1. Im Abs 4 wird nach dem Wort „Gemeindevertretung“ der Klammerausdruck „(in der Stadt Salzburg vom Gemeinderat)“ eingefügt.
	16.2. Im Abs 15 werden die beiden letzten Sätze durch folgende Bestimmungen ersetzt: "Liegen die Voraussetzungen für eine Ausnahme nach dem ersten Satz nicht vor, hat dies die Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg der Gemeinderat) mit Bescheid fes...
	17. Nach § 86 wird angefügt:


	Artikel II
	Änderung des Bebauungsgrundlagengesetzes
	1. Im § 14 Abs 1 lit a wird im vorletzten Spiegelstrich vor dem Wort „handelt“ die Wortfolge „oder um Start- und Übergangswohnungen (§ 35a BauTG) in den Bauland-Kategorien gemäß § 30 Abs 1 Z 1 bis 5 ROG 2009“ eingefügt.
	2. Im § 25 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	2.1. Im Abs 4 wird der letzte Satz durch folgende Bestimmungen ersetzt: „Diese Mindestabstandsbestimmung gilt nicht für Nebenanlagen gemäß den Abs 7a und 7b. Zwischen Bauten für Start- und Übergangswohnungen (§ 35a BauTG) kann dieser Mindestabstand im...
	2.2. Im Abs 7a werden geändert:
	2.2.1. Im Einleitungssatz entfällt das Wort „eingeschoßige“.
	2.2.2. In der Z 3 werden im ersten Satz die Wortfolge „Garagen oder überdachten Kraftfahrzeug-Abstellplätzen aber 7 m“ durch die Wortfolge „Garagen sowie überdachten Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Abstellplätzen aber 10 m“ und im zweiten Satz die Wortfol...
	2.2.3. In der Z 4 wird im ersten Satz die Maßzahl „2,5 m“ durch die Maßzahl „2,8 m“ ersetzt.
	2.3. Nach Abs 7a wird eingefügt:
	2.4. Im Abs 8 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	2.4.1. Im zweiten Satz entfällt das Wort „eingeschoßige“.
	2.4.2. Nach dem zweiten Satz wird eingefügt: „Die Voraussetzungen der lit a und b gelten nicht, wenn bei Bestandsbauten das oberste Gesimse oder die oberste Dachtraufe einmalig um nicht mehr als 75 cm erhöht wird und dieser Aufbau der Schaffung einer ...
	3. Im § 29 wird angefügt:


	Artikel III
	Änderung des Baupolizeigesetzes 1997
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Die Zeile zu § 3 lautet:
	1.2. Nach der Zeile zu § 3 wird eingefügt:
	1.3. Die Zeile zu § 17b lautet:
	1.4. Nach der Zeile zu § 17b wird eingefügt:
	1.5. Nach der Zeile zu § 22 wird eingefügt:
	2. Im § 2 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	2.1. Im Abs 1 Z 4 wird nach dem Wort „beeinträchtigen“ ein Beistrich gesetzt und angefügt „sowie der Austausch von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen gegen solche mit flüssigen fossilen oder festen fossilen Brennstoffen“.
	2.2.  Im Abs 3 Z 7 wird nach der Wortfolge „im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes“ die Wortfolge „mit Hofstelle“ eingefügt.
	2.3. Im Abs 5 werden geändert:
	2.3.1. In der Z 1 lautet die lit b:
	2.3.2. In der Z 2 lautet die lit c:
	3. Im § 3 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	3.1. In der Überschrift wird nach dem Wort „Anzeigepflichtige“ das Wort „bewilligungsfreie“ eingefügt.
	3.2. Im Abs 2 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	3.2.1. In der Z 1 wird das Wort „Lärmemissionsgrenzwertes“ durch das Wort „Schallemissionsgrenzwertes“ ersetzt.
	3.2.2. Die Z 2 lautet:
	4. Nach § 3 wird eingefügt:
	4a. Im § 4 Abs 1 wird in der lit d der abschließende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefügt:
	5. Im § 7 Abs 1 Z 3 wird die Verweisung „§ 16 Abs 5 der Salzburger Gemeindeordnung 1994“ durch die Verweisung „Art 118 Abs 7 B-VG“ ersetzt.
	6. Im § 10 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	6.1. Im Abs 1 lautet die Z 1:
	6.2. Im Abs 4 entfällt im zweiten Satz die Wortfolge „zu Wohnbauten gehörigen und dem Bedarf der Bewohner dienenden eingeschossigen“.
	7. Im § 17a werden folgende Änderungen vorgenommen:
	7.1. Im Abs 1 lauten die Z 2 und 3:
	7.2. Abs 2 lautet:
	7.3. Im Abs 3 lautet der Einleitungssatz: „Der Energieausweis ist eine schriftliche Dokumentation, die sich auf den gesamten Bau, in den Fällen des Abs 1 Z 2 jedoch nur auf die von den Baumaßnahmen betroffenen Teile bezieht und folgende Angaben zu ent...
	8. Der bisherige § 17b erhält die Paragraphenbezeichnung „17c“ und lautet § 17b (neu):
	Ein Renovierungspass ist ein langfristiges Konzept für die schrittweise Renovierung von Bauten auf Grundlage von Qualitätskriterien, in dem nach Durchführung einer Energieberatung durch eine unabhängige Stelle des Landes Salzburg oder durch Personen g...
	9. Im § 17c (neu) Abs 1 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	9.1. In der Z 1 lit b wird nach dem Wort „Energieausweiserstellern“ die Wortfolge „und Prüforganen gemäß § 19b Abs 1“ eingefügt.
	9.2. Der letzte Satz wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: „Die Daten dürfen von der Landesregierung und Baubehörden für Zwecke der Bauverwaltung verwendet werden. Die nicht personenbezogenen Daten dürfen auch für energie-, raumordnungs- und siedl...
	9.3. Nach Abs 5 wird eingefügt:
	10. Im § 19b werden folgende Änderungen vorgenommen:
	10.1. Im Abs 1 lauten die Z 1 und 2:
	10.2 Abs 2 lautet:
	10.3. Im Abs 3 lautet der erste Satz: „Das Ergebnis der Inspektion ist in einem Prüfbericht festzuhalten, in dem gegebenenfalls auch Empfehlungen für kosteneffiziente Verbesserungen der Energieeffizienz der Anlage aufzunehmen sind.“
	10.4. Abs 4 entfällt.
	11. Nach § 22 wird eingefügt:
	12. Im § 23 Abs 1 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	12.1. In der Z 18a wird der Ausdruck „17b“ durch den Ausdruck „17c“ ersetzt.
	12.2. Im letzten Halbsatz wird der Ausdruck „23 und 24“ durch den Ausdruck „23, 24 und 26“ ersetzt.
	13. Im § 24b werden folgende Änderungen vorgenommen:
	13.1. Abs 2 entfällt.
	13.2. Nach Abs 7 wird angefügt:
	14. Im § 25 Abs 1 wird in der Z 3 nach dem Datum „18. Juni 2010“ ein Beistrich gesetzt und eingefügt: „ geändert durch die Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018, ABl Nr L 156 vom 19. 6.2018 und vervollstän...


	Artikel IV
	Änderung des Salzburger Bautechnikgesetzes 2015
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Nach der Zeile zu § 33 wird eingefügt:
	1.2. Die Zeile zu § 37 lautet: „§ 37 Gebäudeautomatisierung und -steuerung“
	1.3. Nach der Zeile zu § 37 wird eingefügt:
	1.4. Nach der Zeile zu § 49 wird eingefügt:
	2. Im § 2 wird in der Z 4 der abschließende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefügt:
	3. Im § 6 wird angefügt:
	4. Im § 33 wird der Abs 4 durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	5. Nach § 33 wird eingefügt:
	6. Nach § 35 wird eingefügt:
	7. § 37 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	8. § 38 Abs 4 lautet:
	9. Im § 46 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	9.1. Nach Abs 2 wird eingefügt:
	9.2. Im Abs 4 wird im letzten Satz der Ausdruck „47 bis 49“ durch den Ausdruck „47 bis 49a“ ersetzt.
	10. Im § 49, dessen bisheriger Text die Absatzbezeichnung „(1)“ erhält, wird angefügt:
	11. Nach § 49 wird angefügt:
	12. Im § 52 Abs 1 Z 2 wird nach der Wortfolge „auf geeignete Weise“ die Wortfolge „sowohl über örtlich verfügbare sich erneuernde Energiequellen, als auch“ eingefügt.
	13. Im § 55 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	13.1. Im Abs 1 wird in der Z 2 nach dem Datum „18. Juni 2010“ ein Beistrich gesetzt und eingefügt: „geändert durch die Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018, ABl Nr L 156 vom 19. Juni 2018 und vervollständ...
	13.2. Nach Abs 2 wird angefügt:
	14. Im § 57, dessen bisheriger Text die Absatzbezeichnung „(1)“ erhält, wird angefügt:
	15. In der Anlage 2 werden in der Tabelle folgende Änderungen vorgenommen:
	15.1. In der Zeile „Kindergärten und Horte“ wird in der Spalte „Fahrradabstellplätze“ der Ausdruck „1 weiterer Stellplatz“ durch den Ausdruck „4 weitere Stellplätze“ ersetzt.
	15.2. In der Zeile „Schulen“ wird in der Spalte „Fahrradabstellplätze“ der Ausdruck „1 Stellplatz je Klasse“ durch den Ausdruck „2 Stellplätze je Klasse und zusätzlich 4 weitere Stellplätze“ ersetzt.


	Artikel V
	Änderung des Salzburger Bauproduktegesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Nach der Zeile zu § 8 wird eingefügt:
	„1. Unterabschnitt
	Zusätzliche Anforderungen für Bauprodukte, die Gammastrahlung emittieren
	2. Unterabschnitt
	Ergänzende Bestimmungen für Bauprodukte mit Ökodesign-Anforderungen
	1.2. Vor der Zeile zu § 9 wird eingefügt:
	„1. Unterabschnitt
	Allgemeine Bestimmungen“
	1.3. Nach der Zeile zu § 12 wird eingefügt:
	„2. Unterabschnitt
	Zusätzliche Bestimmungen für die Marktüberwachung von Bauprodukten mit Ökodesign-Anforderungen
	1.4. Nach der Zeile zu § 18 wird eingefügt:
	1.5. Nach der Zeile zu § 19 wird eingefügt:
	2. Im § 2 wird in der Z 5 der abschließende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefügt:
	3. Nach § 8 wird eingefügt:
	„1. Unterabschnitt
	Zusätzliche Anforderungen für Bauprodukte, die Gammastrahlung emittieren
	2. Unterabschnitt
	Ergänzende Bestimmungen für Bauprodukte mit Ökodesign-Anforderungen
	4. Nach der Überschrift zum 3. Abschnitt wird eingefügt:
	„1. Unterabschnitt
	Allgemeine Bestimmungen“.
	5. Nach § 12 wird eingefügt:
	„2. Unterabschnitt
	Zusätzliche Bestimmungen für die Marktüberwachung von Bauprodukten mit Ökodesign-Anforderungen
	6. Im § 18 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	6.1. Im Abs 1 wird in der Z 12 der abschließende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und angefügt:
	6.2. Im Abs 3 wird nach dem Ausdruck „Abs 1 Z 5 bis 11“ ein Beistrich gesetzt und der Ausdruck „13 bis 16, 18 bis 21 und 23“ eingefügt.
	6.3. Im Abs 4 wird nach dem Ausdruck „Abs 1 Z 5 bis 11“ der Ausdruck „sowie 13 bis 16, 18, 19 und 21 bis 23“ eingefügt.
	6.4. Im Abs 5 wird die Zahl „12“ durch die Zahl „23“ ersetzt.
	7. Nach § 18 wird eingefügt:
	8. Nach § 19 wird eingefügt:
	9. Im § 20 wird angefügt:
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